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2. Einleitung 
Europa befindet sich seit geraumer Zeit in einem Stadium des Umbruchs. Er wurde durch das 
Ende der Ost-West Konfrontation ausgelöst. Die damit verbundenen Veränderungen haben die 
Auflösung des Warschauer Paktes bewirkt, eine Erweiterung der NATO und einen 
erheblichen Bedeutungszuwachs der EU. Das bisher bipolar ausgelegte europäische 
Sicherheitssystem befindet sich dennoch in Schräglage, denn das Dach der gegenwärtigen 
Sicherheitsarchitektur erstreckt sich nur über West- und Mitteleuropa. Es wird getragen von 
der transatlantischen Allianz, unterstützt von der sicherheitspolitisch aufwachsenden EU und 
der OSZE. Obwohl bereits zehn Jahre seit dem Zusammenbruch des Ostblocks vergangen 
sind, ist es bis heute nicht gelungen, das schützende Sicherheitsflechtwerk vertraglich über die 
osteuropäischen Staaten zu ziehen und das dort entstandene Sicherheitsvakuum auszufüllen.  
Damit ist Bestehendes eher fortgeschrieben worden, als daß es durch etwas Neues ersetzt 
worden wäre.  
Die Welt hat sich durch die Ereignisse des 11. September 2001 zusätzlich verändert und auch 
die europäische Sicherheitsarchitektur mitbeeinflußt.  
Die Entwicklung neuer Strategien ist erforderlich, um den terroristischen Aktionen gegen 
unsere Wertnormen und unsere Form zu leben entgegenzuwirken. Dabei sollten bei der 
Abwehr des Terrors in der Reihenfolge "[...]geistige, ökonomische, ideologische und als 
ultima ratio militärische Mittel"1 zur Anwendung kommen. Überlegungen dazu verlaufen 
bereits in Bahnen, die über die bisherigen konventionellen Vorstellungen der 
Sicherheitsvorsorge hinausgehen. Von nun an sind die äußere und innere Sicherheit von 
Staaten nicht mehr für sich allein zu betrachten, sondern sie stehen in direkter Beziehung zu 
einander und sind deshalb miteinander zu verknüpfen.  
Ein Geflecht von innerer und äußerer Sicherheit wird künftig zu einem Ganzen zu 
verschmelzen sein, um eine Mauer gegen den Terror zu bilden. Das wird die Bereitstellung 
von zusätzlichen Mitteln und Kräften erforderlich machen und alle Nationen in einem Daten- 
und Informationsnetz miteinander verbinden. Die Signale der Solidarität der Nationen an die 
USA und die Bereitschaft, bei der Bekämpfung des Terrorismus zu helfen, haben dazu 
beigetragen, die Staaten der Welt enger zusammenrücken zu lassen; ein Effekt, der das 
politische Klima zwischen den Nationen entspannte und letztlich die Beziehungen zwischen 
den USA und China und der Russischen Föderation erheblich verbesserte. 
Dieses Ergebnis war so von den Urhebern der terroristischen Anschläge in Amerika gewiß 
nicht beabsichtigt. Hat sich aber damit wirklich etwas in Europa gewandelt? 
                                                 
1 Böttcher, Winfried, Eine zivilisierte Antwort, in: Aachener Zeitung vom 29.9. 2001, S.4 
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Wie sich die Veränderungen in Europa und die hinzugetretene terroristische Bedrohung auf 
das europäische Sicherheitssystem auswirken und welche Konsequenzen für Europa damit 
verbunden sind, das alles sind Fragen, denen in dieser Arbeit nachgegangen werden soll.  
Seit dem Vertrag von Maastricht ist die EU mit ihrer neugeschaffenen Außen- und 
Sicherheitspolitik aus dem Bereich der Wirtschaft herausgetreten und hat sich auf politisch 
neues Terrain begeben. 
Damit entwickelt sich in Europa etwas Neues mit möglichen Auswirkungen, auch auf die 
europäische Sicherheitsarchitektur. Dieser Entwicklung gilt es nachzuspüren und 
festzustellen, welche Perspektiven sich für einen Wandel in der europäischen Sicherheit 
ergeben. 
Zum besseren Verständnis der Problematik beginnt die Einführung dieser Arbeit mit einem 
Rückblick auf die sicherheitspolitische Lage nach 1945. Sie bezieht die europäischen 
Einigungsbestrebungen jener Zeit in ihre Betrachtung mit ein.  
Die Rückschau bildet die Grundlage dafür, den Aufbau der Sicherheitssysteme in West- und 
Osteuropa und die Entwicklung der Bündnisstrukturen besser zu verstehen und einzuordnen. 
Dazu werden in kurzer Form die militärischen Bündnisse in Ost und West, aber auch die dazu 
parallel laufenden wirtschaftlichen Beziehungen der militärischen Partner in den sich 
gegenüberstehenden Machtblöcken dargestellt. 
Man hatte in Ost- und Westeuropa erkannt, daß sich Sicherheit und Stabilität in Koalitionen 
und auf leistungsfähigem wirtschaftlichem Fundament effektiver erreichen ließen, als wenn 
man es in nationaler Isolation versuchte. Die Erkenntnis, daß eine Nation mit den 
Herausforderungen des umfassenden Sicherheitsspektrums nicht mehr allein fertig wurde, 
sondern auf gemeinsames Handeln angewiesen war, hatte sich durchgesetzt. 
Der Rückblick soll auch den Zeitbedarf deutlich machen, der erforderlich war für die 
Konsolidierung europäischer Sicherheitsbündnisse und Verständnis dafür erreichen, daß im 
Rahmen europäischer Einigungsprozesse rasche Erfolge in der Regel auch künftig nicht zu 
erwarten sind.  
Eine Darstellung und Bewertung des sicherheitspolitischen Umfeldes, das in bestimmten 
Randgebieten Europas noch durch politische Instabilitäten, ethnische Konflikte und durch 
zunehmend militärisches Potenzial geprägt ist, schließt sich an. Ebenfalls wird auf die 
terroristische Bedrohung eingegangen, die von diesen Ländern ausgeht und die für alle Staaten 
eine Gefährdung der politischen und wirtschaftlichen Stabilität darstellt. Eine kritische 
Betrachtung der amerikanischen Strategie der Terrorbekämpfung setzt sich mit den Risiken 
dieser Politik auseinander und zeigt den Gegensatz zum europäischen Vorgehen auf. 
Einen Schwerpunkt der Untersuchung bildet die Europäische Union und ihre 
Sicherheitspolitik. 
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Wird sie sich mit ihrer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik als sicherheitspolitischer Neuling im Kreis der Akteure, 
gebildet durch die NATO, die OSZE und die Großmächte einen Platz im bestehenden 
europäischen Sicherheitsverbund einrichten, oder wird sie möglicherweise neue Wege gehen 
und einen Wandel einleiten?  
Die Verträge von Maastricht und Amsterdam und die Beschlüsse der Europäischen 
Ratstagungen in den Folgejahren dienen als Grundlage für die Darstellung der Entwicklung 
der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik mit Blick auf Organisation, Instrumente und 
Strategien der Union. Aspekte der Integration der europäischen Sicherheitspolitik und der 
damit einhergehenden Stärkung der EU-Institutionen in Brüssel sind Gegenstand ständiger 
Betrachtung, denn Europa macht sich den Abschied von nationalstaatlich geprägten 
Außenpolitiken, die höchstens in intergouvernementale Kooperation münden, nicht leicht.2 
Die WEU, von der Reaktivierung Mitte der achtziger Jahre bis hin zur Integration ihrer 
Funktionen in die EU, wird in diesem Zusammenhang eingehend behandelt. 
Mit der Projektion von Positionen und Auffassungen einzelner Staaten zur europäischen 
Sicherheitsarchitektur setzt sich die Untersuchung fort.  
Dabei wird die Auffassung der USA analysiert, die einerseits ein stärkeres Engagement der 
Europäer im nordatlantischen Bündnis fordern, andererseits eine Verselbständigung der 
Europäer befürchten, nicht nur im Bereich der Sicherheitspolitik.  
Auch die Position der Russischen Föderation wird in diesem Zusammenhang angesprochen, 
die sich erst jetzt, gefördert durch die Antiterror-Koalition, über ihren zukünftigen Weg in der 
Außen- und Sicherheitspolitik klar zu werden scheint. Eine Bewertung der Auffassungen 
ausgewählter EU-Staaten zur europäischen Sicherheitspolitik bildet den Abschluß dieses 
Kapitels.  
Mit der Untersuchung des europäischen Sicherheitssystems erfolgt eine kritische 
Auseinandersetzung mit der gegenwärtigen Architektur. In diesem Kontext wird auf die 
zahlreichen Voraussetzungen eingegangen, die für die Realisierung einer selbständigen 
Handlungsfähigkeit im sicherheits- und verteidigungspolitischen Bereich durch Europa zu 
schaffen sind, wenn man eine Verbesserung der europäischen Position in der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik erreichen will. Perspektiven, die sich daraus für Europa ergeben, 
schließen sich an. Eine vergleichende Gesamtanalyse mit Ausblick auf die künftige 
Entwicklung der Sicherheitsordnung in Europa beenden diese Untersuchung. 
Diese Arbeit soll den umfangreichen und komplizierten Themenkomplex der europäischen 
Sicherheit inhaltlich aufhellen und durch die Gegenüberstellung von Entwicklungen und 
                                                 
2 Vgl. Böttcher, Winfried, Eine neue Weltordnung als Weltinnenpolitik, in: d'Letzburger Land Nr.46 vom 
16.11.2001, S.29 
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unterschiedlichen Positionen im sicherheitspolitischen Bereich Anstöße geben, um sich mit 
Problemen der europäischen Sicherheit auseinanderzusetzen. Darüber hinaus geht es darum, 
Verständnis für die Notwendigkeit einer aktiveren europäischen Sicherheitspolitik zu wecken. 
Auch soll die Frage beantwortet werden, ob sich die europäische Sicherheitsarchitektur nun 
tatsächlich gewandelt hat.  
Wenn es gelingt, den Leser davon zu überzeugen, daß das europäische Sicherheitssystem neu 
gestaltet werden sollte - zum einen, um ganz Europa sicherheitspolitisch zu erfassen und zum 
anderen, um Europa in der Sicherheitspolitik eigenständiger und handlungsfähiger zu machen 
- dann hat die Untersuchung ihren Zweck erfüllt. 
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3. Europa nach dem II. Weltkrieg 
Die Geschichte der europäischen Sicherheitsarchitektur beginnt nach dem Ende des II. 
Weltkrieges. Sie ist zugleich eng mit der Idee eines vereinten Europas verknüpft, die auf 
Erfahrungen von Jahrhunderten europäischer Vergangenheit zurückgeht. 
Während des II. Weltkrieges war die schweizerische "Europa Union" die einzige 
Organisation, die auf dem verfeindeten Kontintent noch offen den Gedanken einer 
europäischen Föderation als beste Lösung für das deutsche Problem und sichersten Weg zur 
Schaffung einer Friedenslösung propagiert hatte.3 Aber auch in den Plänen des deutschen 
Widerstandes für die Nachkriegszeit nahm die europäische Einigung einen zentralen Platz ein, 
weil damit die Hoffnung auf die Wiederaufnahme Deutschlands in die europäische 
Völkergemeinschaft verbunden war. Als sich im März 1944 Vertreter europäischer 
Widerstandsgruppen in Paris trafen, einigte man sich in einer gemeinsamen Erklärung auf 
wesentliche Punkte, die auch heute noch dem Konzept einer europäischen Ordnung zu Grunde 
liegen. Sie bezogen sich auf die Schaffung einer gesamteuropäischen Regierung, gemeinsamer 
Streitkräfte und eines obersten Gerichtshofes.4 Die unterschiedlichen nationalen Interessen 
und die politische Entwicklung in der Nachkriegszeit gaben dem Europagedanken jedoch 
keinen Raum. Die Befürworter der europäischen Idee strebten den Zusammenschluß der 
europäischen Staaten in einer Föderation an. Ihre Ziele waren im Hertensteiner Programm5, 
das im September 1946 von 13 europäischen Nationen unterschrieben wurde, festgelegt. Darin 
hieß es u.a., daß : 
- die europäische Völkergemeinschaft Streitigkeiten, die zwischen ihren Mitgliedern 
entstehen könnten, selbst schlichten sollte; 
- die Mitglieder der künftigen Europäischen Union einen Teil ihrer wirtschaftlichen, 
politischen und militärischen Souveränitätsrechte an die von ihnen gebildete Föderation 
übertragen sollten und  
- die Europäische Union sich gegen niemanden richte, auf jede Machtpolitik verzichte, es 
aber auch ablehne, Werkzeug irgendeiner fremden Macht zu sein.  
Das war für die Realpolitiker jener Zeit jedoch ein zu langer Weg, der zudem noch mit der 
unakzeptabelen Abgabe nationaler Rechte an eine zentrale Institution verbunden gewesen 
wäre. 
Der englische Premier, Winston Churchill brachte das in seiner Züricher Rede im September 
1946 zum Ausdruck. In ihr sprach er sich als Ausgleich des asymmetrischen 
                                                 
3 Vgl. Gasteyger, Curt, Europa von der Spaltung zur Einigung, Bonn 1997, S.30 u. ff. 
4 Vgl. Ebenda 
5 Vgl. Hertensteiner Programm, in: Internet:http://www.alli.fi/~jef/misc/hertdecl/hert_de.html 
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Kräfteverhältnisses zwischen Ost und West für einen Zusammenschluß der westeuropäischen 
Staaten aus, dem eine Aussöhnung und Partnerschaft zwischen Frankreich und Deutschland 
vorausgehen müsse. Da die Herstellung einer westeuropäischen Allianz als Gegengewicht 
gegen die übermächtige Sowjetunion nicht ausreiche, solle Europa zusätzlich das 
amerikanische Atomwaffenmonopol zu seinem Schutz nutzen. Erst danach könne man über 
die Einrichtung eines "Europäischen Rates" nachdenken, der als oberstes Organ eines 
europäischen Staatenbundes einzusetzen wäre.6 Wie sich in den Folgejahren herausstellte, 
wurden durch die realistische Einschätzung der sicherheitspolitischen Lage, die Grenzen für 
eine europäische Einigung aufgezeigt. Eine gesamteuropäische Lösung stand im Hinblick auf 
den sich immer deutlicher abzeichnenden Ost-West Gegegensatz ohnehin nicht mehr zur 
Debatte. Die von den europäischen Realisten vertretene Idee eines Bundes souveräner Staaten 
bildete damit die Grundlage der künftigen westeuropäischen Sicherheitsarchitektur. Der von 
den Föderalisten angestrebte europäische Bundesstaat war damit, auch vor dem Hintergrund 
des wachsenden sowjetischen Einflusses in Ost- und Mitteleuropa, erst einmal vom Tisch. Das 
Festhalten der Europäer an souveränen Rechten in der Sicherheitspolitik hat sich bis heute auf 
die europäische Sicherheitsstruktur ausgewirkt und den europäischen Einigungsprozeß 
behindert. 
Bereits vor der Kapitulation Deutschlands zeigten sich deutliche Risse in der Koalition der 
Siegermächte. 
Ohne vorherige Unterrichtung der Westalliierten hatte Stalin bereits am 1. März 1945 die 
polnische Westgrenze durch die Flüsse Oder und Neiße festgelegt und damit, noch vor der 
Konferenz von Potsdam, vollendete Tatsachen geschaffen. 
Durch die gleichzeitige Anerkennung der polnischen kommunistischen Gegenregierung hatte 
er gegen die Absprachen mit den Westalliierten von Jalta verstoßen. Das führte zu erheblichen 
Verstimmungen. Letztlich stimmten Großbritannien und die USA der Grenzfrage unter dem 
Vorbehalt zu, daß die Gebiete östlich von Oder und Neiße nur der Verwaltung des polnischen 
Staates unterstellt werden sollten, vorbehaltlich einer endgültigen Regelung in einem 
Friedensvertrag, 
Während die Vorstellungen der westlichen Alliierten über ihre künftige Sicherheitspolitik 
unmittelbar nach Kriegsende noch in unterschiedliche Richtungen gingen und weitgehend von 
nationalen Interessen geprägt waren, schaffte die Sowjetunion für ihren Bereich die 
Voraussetzungen, nach Kriegsende entweder den eroberten Machtbereich noch weiter nach 
Westen auszudehnen oder aber zumindest das dazugewonnene europäische Terrain zu sichern 
und abzusichern.  
                                                 
6 Vgl. Die Westmächte vor der Deutschen Frage 1945-1946, in: Europa-Archiv, Heft Juli-September 1946, S.179  
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Das wurde im Jahr 1945 zusätzlich durch die Einsetzung der kommunistisch dominierten 
Regierung in Polen und unterstrichen und war Grund für weitere Irritationen im Verhältnis der 
Siegermächte. Ungeachtet dessen hielt der amerikanische Präsident Roosevelt noch an der 
"One-World Friedensordnung" und an seiner Kooperationsbereitschaft mit der Sowjetunion 
fest. 
Dennoch waren bereits grundsätzlich die Weichen für eine künftig bipolare 
Sicherheitsarchitektur gestellt - die Chancen für ein gesamteuropäisches Sicherheitsmodell 
standen denkbar ungünstig. 
Das Ergebnis der Drei-Mächte-Konferenz von Potsdam spiegelte die mangelnde Übereinkunft 
der Siegermächte wider, da es keine endgültigen Regelungen, sondern nur vorläufige 
Kompromisse und Formulierungen enthielt, die unterschiedlich gedeutet werden konnten.7 
Nachdem die Gemeinsamkeit der Bedrohung der Alliierten durch das Deutsche Reich 
entfallen war, kristallisierten sich die ideologischen und machtpolitischen Gegensätze  
zwischen Ost und West wieder stärker heraus. 
Während es der Sowjetunion vorrangig darum ging, sozialistische Verhältnisse in Osteuropa, 
vor allem aber in der sowjetischen Besatzungszone herzustellen, zu festigen und, wo  
möglich, noch auszudehnen, erfolgte der Wiederaufbau staatlicher Strukturen durch die 
Westmächte in den Besatzungszonen Westdeutschlands auf demokratischer Grundlage.  
Durch die politische Distanz, die sich zwischen der Sowjetunion und den westlichen 
Siegermächten aufbaute und der damit einhergehenden Entstehung des Kalten Krieges, hatte 
sich eine Konfrontationslinie gebildet, die mitten durch Deutschland lief. 
Die Ereignisse von 1946 bis 1949 waren mit Aktionen und Ereignissen verbunden, die dann 
letztlich den Bruch zwischen den ehemaligen Alliierten verdeutlichten.  
Marshall-Plan, Truman-Doktrin, Roll-Back and Containment, Regierungssturz in der 
Tschechoslowakei, Berlin-Blockade und die Gründung beider deutscher Staaten, standen für 
die Entwicklung des Gegensatzes zwischen Ost und West.  
Der Korea-Krieg, der Aufstand in Ungarn und der Bau der Berliner Mauer waren 
Meilensteine, die die Bildung der Machtblöcke in Ost- und Westeuropa fortsetzten.  
Die Sicherheitssysteme auf beiden Seiten, standen sich in erstarrten Strukturen gegenüber. Der 
Kalte Krieg ging danach, wenn auch mit Rückschlägen, allmählich von der Phase der 
Konfrontation der Machtblöcke in die Periode der Konsolidierung über.  
                                                 
7 Vgl. Bundeszentrale für politische Bildung, Die Deutsche Frage, Informationen zur politischen Bildung, Heft 
203, Bonn 1984, S.10 u.ff. 
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3.1. Initiativen zur Gestaltung einer europäischen Sicherheitspolitik 
zwischen 1945 und 1955 
3.1.1. Die osteuropäischen Beistandsverträge 
Mit den ersten bilateralen Verträgen mit der Tschechoslowakei, Polen und Jugoslawien über 
"Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand" legte die Sowjetunion bereits vor 
Kriegsende die Grundlagen für einen künftigen Sicherheitsverbund in Osteuropa. Ungarn, 
Bulgarien und Rumänien wurden 1948 in das bilaterale Vertragssystem eingebunden, 
nachdem die Sowjetunion mit diesen Staaten Friedensverträge im Jahr 1947 abgeschlossen 
hatte. Dadurch waren die Osteuropäer bereits als Volksdemokratien mit sozialistischer 
Gesellschaftsordnung mit der Sowjetunion verbunden, noch bevor die westlichen 
Siegermächte sich zu gemeinsamem Handeln in der Sicherheitspolitik entschließen konnten. 
Die Verträge waren in ihrer Zielsetzung vorbeugend gegen eine erneute Aggression 
Deutschlands gerichtet. Das geschah möglicherweise auch, um die eigentlichen Gründe einer 
angestrebten Blockbildung nicht offen darzulegen, zumal diese Verträge auch zum Beistand 
gegen Angriffe anderer Staaten verpflichteten. Insgesamt waren es 15 Freundschafts- und 
Beistandsverträge, die zwischen den osteuropäischen Ländern und der Sowjetunion und 
zwischen den Osteuropäern untereinander, noch vor Inkraftreten des Brüsseler Vertrages im 
Jahr 1948, abgeschlossen wurden. Durch die Einbeziehung der Deutschen Demokratischen 
Republik (DDR) in das osteuropäische Vertragsnetz hat sich die Anzahl der bilateralen 
Verträge auf 21 erhöht. Zusätzliche Truppenstationierungsverträge der Sowjetunion mit den 
osteuropäischen Staaten haben, nach Abschluß des Warschauer Paktes, das bilaterale 
Bündnisgeflecht ergänzt. In den sechziger Jahren folgte der Abschluß von Verträgen der 2. 
Generation in Form zweiseitiger Freundschafts- und Beistandsabkommen der Mitgliedstaaten 
des Warschauer Paktes untereinander. Sie sahen ebenfalls eine automatische Beistandspflicht 
vor und waren nicht, wie der Warschauer Vertrag, auf das Bündnisgebiet beschränkt. 
Diese Vertragsgeneration wurde durch bilaterale Abkommen der 3. Phase abgelöst. Sie wies 
die DDR in fünf dieser "Blockverträge" als Vertragspartner mit der Sowjetunion und anderen 
osteuropäischen Staaten aus. Möglicherweise hat die DDR damit stellvertretend für die 
Sowjetunion gehandelt, weil die anderen Ostblockländer eine noch engere Bindung an den 
mächtigen Bündnispartner vermeiden wollten. 
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Tafel 1 - Das zweiseitige Vertragssystem im europäischen Ostblock 
Quelle: Gasteyger, Curt, Europa von der Spaltung bis zur Einigung, Bonn 1997, S.48 
 
Insgesamt wurde das bilaterale Geflecht zur sicherheitspolitischen Grundlage, die der 
Warschauer Vertragsorganisation unterlegt war.  
Interessant ist in diesem Zusammenhang die Feststellung, daß diese Verträge die kulturelle 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit der Vertragspartner miteinbezogen. Damit standen die 
vertraglichen Beistandsbeziehungen auf einem breiten und tragfähigen Fundament. 8  
Diese Feststellung trifft auf sämtliche Sicherheits- und Paktsysteme der Nachkriegszeit in Ost 
und West zu.  
Das bedeutet, daß sich die Nationen zu dieser Zeit bereits voll bewußt waren, daß die 
Sicherheit ihrer gesellschaftlichen Grundordnung nicht nur durch Bündnisse als militärischer 
Schutz nach außen erreicht werden konnte, sondern daß die Gewißheit vor besonderen 
Gefahren geschützt zu sein auch abhängig war von partnerschaftlicher wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit im Bündnisrahmen und von einer gemeinsamen gesellschaftlichen und 
sozialen Werteordnung. Der Sicherheitsbegriff war damit nicht mehr nur auf den 
militärpolitischen Sektor beschränkt, sondern schloß nun auch wirtschaftliche, soziale, 
kulturelle und andere Bereiche mit ein. 
                                                 
8 Vgl. Rönnefarth, Helmut, K.G., Euler, Heinrich Konferenzen und Verträge, Würzburg 1959, S. 325 u. ff. 
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3.1.2. Westeuropäische Allianzen 
Der Vertrag von Dünkirchen entsprach dem Schutzbedürfnis Frankreichs aus Furcht vor dem 
Wiederaufbau Deutschlands nach dem II. Weltkrieg. Das erklärte auch die französische 
Ablehnung der Zusammenlegung der britischen und amerikanischen Besatzungszonen im 
Januar 1947. England, das Verständnis für die Sorgen Frankreichs hatte, war deshalb bereit, 
ein Sicherheitsbündnis mit Frankreich einzugehen. Wenngleich auch der im März 1947 
unterzeichnete Vertrag von Dünkirchen ausschließlich gegen Deutschland gerichtet war, so 
sollte er doch angesichts der sowjetischen Expansionsabsichten zugleich ein Zeichen setzen 
für die Einigkeit und Bereitschaft der beiden westeuropäischen Mächte militärisch, aber auch 
wirtschaftlich zusammenzuarbeiten. Denn durch Aufnahme einer Wirtschaftsklausel in den 
Vertrag versicherten die beiden Parteien einander zusätzlich, die wirtschaftlichen Beziehungen 
zur Gewährleistung der Sicherheit zu stärken. Die Erwartungen reichten von wirtschaftlicher 
Angleichung bis zur wirtschaftlichen Fusion. Der Vertrag von Dünkirchen wird deshalb auch 
als Keimzelle der westlichen Allianz eingeordnet. Er fand seine Fortsetzung in der Westunion 
und in anderen wirtschaftlichen Zusammenschlüssen.9  
Ganz deutlich ließen die ehemals verbündeten Mächte ihre Entschlossenheit erkennen, an der 
Stabilisierung der ihnen im Potsdamer Abkommen zugewiesenen territorialen Einflußsphäre 
in Deutschland festzuhalten und, wenn möglich, diese auszubauen. 
Der beginnende Kalte Krieg machte auch in Westeuropa die Notwendigkeit deutlich, vor dem 
Hintergrund der Spaltung Europas Position zu beziehen.  
Das konnte nur Westbindung und europäische Integration heißen, denn bis zu Stalins Tod im 
Jahr 1953 wurde in Westeuropa allgemein befürchtet, die Sowjetunion beabsichtige sich 
weiter nach Westen auszudehnen. Für die westeuropäischen Staaten bedeutete das, eigene 
Sicherheitsanstrengungen zu bündeln, mit anderen Worten: sich zu vereinigen, um den 
sowjetischen Ausdehnungsbestrebungen entgegenzuwirken.10 Das hatte bereits der britische 
Oppositionsführer Winston Churchill im September 1946 in seiner Rede in der Züricher 
Universität gefordert, als er die Bildung der Vereinigten Staaten von Europa vorschlug, in 
denen Frankreich und Deutschland die Führung übernehmen sollten. Daß Großbritannien 
selbst jedoch nicht daran dachte, sich auf eine Vereinigung auf supranationaler Ebene 
einzulassen, wurde erkennbar an Churchills Worten: "Großbritannien, das Britische 
Commonwealth of Nations, das mächtige Amerika, und ich hoffe, Sowjetrußland - denn dann 
wäre in der Tat alles gut - müssen Freunde und Förderer des neuen Europa sein und für sein 
Recht auf Leben und Glanz eintreten."11 
                                                 
9  Vgl. Fischer-Wollpert, Probleme der Europäischen Friedensordnung, in: Europa-Archiv, Franfurt/M. 1947, 
S.637 
10 Vgl. Glöckler-Fuchs, Institutionalisierung der europäischen Außenpolitik, München-Wien 1997, S.68 
11 Churchill,R.S., The Sinews of Peace, Post-War Speeches by W. S. Churchill, Cambridge 1949, S.198 
16 
 
Das traditionelle Mißtrauen gegenüber Festlandeuropäern und der Wunsch von möglichen 
Konflikten des Festlandes verschont zu bleiben und nicht mit hineingezogen zu werden, 
begründete die britische Haltung. Man befürchtete, durch Einbindung in eine europäische 
Gemeinschaft mit supranationalen Elementen an politischem Einfluß zu verlieren.  
Denn in London betrachtete man sich zu diesem Zeitpunkt noch als Weltmacht, die dem 
Commonwealth gegenüber in einer Führungsrolle verpflichtet war. 
So verfolgte England noch zu jener Zeit mit Interesse und Wohlwollen die europäischen 
Einigungsbestrebungen, die den Aufbau eines Sicherheitssystems vorsahen; sie brachten sich 
jedoch selbst in diesen Prozeß nicht ein.12  
Diese britische Einstellung war letztlich auch ein Grund dafür, in den fünfziger Jahren der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) nicht beizutreten und den ersten Antrag zum 
Beitritt in die Europäische Wirtschaftgemeinschaft (EWG) bis 1961 hinauszuzögern. 
Die Forderung an die Westeuropäer sich angesichts der aufbrechenden Konfrontation 
zwischen Ost und West militärisch zu vereinigen, wurde auf westlicher Seite durch eine Rede 
des britischen Außenministers Bevin im Januar 1948 vor dem britischen Unterhaus in London 
zum Ausdruck gebracht.  
Er wies auf die Expansionsbestrebungen der Sowjetunion in Südeuropa hin und vertrat die 
Auffassung, daß nunmehr die Zeit gekommen sei, um sich als Antwort darauf in Westeuropa 
zu einer militärischen Schutzgemeinschaft gegen die wachsende Bedrohung durch die 
Sowjetunion zusammenzuschließen.13 
Dabei machte er den Vorschlag, eine westeuropäische Union zu gründen, der Großbritannien, 
Frankreich und die BENELUX-Staaten angehören sollten. 
Trotz noch unterschiedlicher nationaler Auffassungen der westeuropäischen Staaten - die 
BENELUX- Länder hätten es zu diesem Zeitpunkt noch vorgezogen, bilaterale Verträge mit 
England und Frankreich abzuschließen - kam es im März 1948 auf Drängen Großbritanniens 
zur Unterzeichnung des Brüsseler Fünfmächtevertrages, der sogenannten Westunion. 
Da es sich um ein multilaterales Bündnis ohne Aufgabe nationaler souveräner Rechte 
handelte, verursachte der Beitritt für England keine Probleme. 
Durch das gegenseitige Versprechen der Mitgliedstaaten in der Präambel alle Schritte zu 
unternehmen für den Fall der Erneuerung einer deutscher Aggressionspolitik, wurden 
vorrangig die Bedenken Frankreichs und der BENELUX-Staaten vor der Wiederholung einer 
gegen sie gerichteten deutschen Politik berücksichtigt. 
Zusätzlich war es mit diesem Abkommen jedoch gelungen, erstmals nach dem II. Weltkrieg in 
Westeuropa, eine Allianz auf sicherheitspolitischem Gebiet als westliche Antwort auf die 
                                                 
12 Vgl. Glöcker-Fuchs, a.a.O., S.69 u.ff. 
13 Vgl. Gasteyger, Curt, a.a. O., S.63 
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militärische Blockbildung in Osteuropa zu bilden, auch wenn es im Vertragswerk so nicht 
direkt ausgesprochen wurde.  
Es war der Beginn einer gemeinsamen Sicherheitspolitik der westeuropäischen Länder, die 
damit deutlich machten, sich nunmehr eine eigene Sicherheitsarchitektur zu geben. 
Auch dieser Vertrag enthielt wie das Bündnis von Dünkirchen, außer der Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zur kollektiven Verteidigung (Artikel IV), Auflagen zur wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Zusammenarbeit - ein Zeichen für die hohe Einschätzung der 
Verflechtung von militärischer Beistandsverpflichtung und der Zusammenarbeit auf anderen 
wichtigen Gebieten.  
Vorrang galt dabei stets dem wirtschaftlichen Sektor. 
Mit Blick auf das militärische Bündnisgeflecht auf osteuropäischer Seite war der Brüsseler 
Vertrag, der erst im August 1948 in Kraft trat, jedoch nicht mehr als ein symbolisches Zeichen 
der Westeuropäer, einander im Fall eines Angriffs beizustehen. 
Denn sie waren militärisch und wirtschaftlich zu schwach, um ein ernstzunehmendes 
Gegengewicht gegen den sehr viel stärkeren Ostblock zu bilden. 
Das lag nicht zuletzt an den aus Kostengründen bereits stark verringerten Streitkräften und 
den noch nicht überall beseitigten Kriegsschäden in den Produktionsanlagen der Wirtschaft. 
Die Fähigkeit der Westunion, sich gegen den osteuropäischen Sicherheitsverbund behaupten 
zu können, wurde deshalb mit großer Skepsis beurteilt. 
Dennoch wurden bereits im Sommer 1948 erste Maßnahmen zur Organisation einer 
gemeinsamen Verteidigung unternommen: ein gemeinsames militärisches Oberkommando 
wurde in Fontainebleau bei Paris eingerichtet und zum Oberbefehlshaber der Streitkräfte 
wurde der britische Feldmarschall Montgomery ernannt. 
Durch die im Juni 1948 ausgelöste Blockade Westberlins und die generelle Verschärfung des 
Ost-West Konflikts gelangte man jedoch recht bald zu der Einsicht, daß das militärische 
Kräftepotential der Westunion nicht ausreichen würde, um die sowjetischen 
Expansionsbestrebungen aufzuhalten.  
Wenn man in Europa den von der Sowjetunion dominierten militärischen Block 
ausbalancieren wollte, mußte man sich auf westlicher Seite etwas einfallen lassen. 
Die westlichen Streitkräfte waren gleich nach Kriegsende reduziert worden - die Amerikaner 
waren von 3,1 Millionen Soldaten ein Jahr nach Kriegsende auf ca. 390 000 in Europa 
verringert worden, die kanadischen Truppen waren weitgehend nach Hause zurückgekehrt und 
die britischen Streitkräfte von ca. 1,3 Millionen Soldaten nur zu einem Drittel auf dem 
Kontinent verblieben.  
Demgegenüber stand die Rote Armee in fast unverminderter Größe.14 
                                                 
14 Vgl. Gasteyger, Curt, a.a.O.,S. 114 
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Wenn also die Verteidigungsanstrengungen der Westeuropäer glaubwürdig sein und für jeden 
potentiellen Angreifer ein nicht zu kalkulierendes Risiko darstellen sollten, dann war das nicht 
erreichbar durch gemeinsames Zusammenwirken in einer zahlenmäßig unterlegenen 
europäischen militärischen Schutzgemeinschaft.  
Das bedeutete, daß das Ungleichgewicht der Kräfte nur durch Einbindung eines zusätzlichen 
starken Bündnispartners in den westeuropäischen Sicherheitsverbund ausgeglichen werden 
konnte. Aus diesem Grund begannen bereits im Juli 1948 die ersten Verhandlungen mit den 
USA und Kanada. 
Die USA waren zu jenem Zeitpunkt die einzige Macht der Welt, die im Besitz von 
Nuklearwaffen war. Diese waren erstmals gegen Japan am Ende des Krieges eingesetzt 
worden. 
Nachdem der amerikanische Senat durch die sogenannte Vandenberg - Resolution den Weg 
für einen Beitritt der USA zu einer Allianz mit den Europäern im Juni 1948 freigemacht hatte, 
führten die Vertragsverhandlungen im Mai 1949 zur Gründung des Nordatlantik-Paktes  
(North Atlantic Treaty Organization - NATO).15 
Damit hatte man trotz noch unterschiedlicher nationalstaatlicher Interessen und Motive eine 
sicherheitspolitische Bündelung der westeuropäischen Kräfte erreicht, die auch mit den 
transatlantischen Partnern in der Zielsetzung, dem sowjetischen Drang nach Westen Einhalt 
zu gebieten, übereinstimmte.  
Die Bildung einer militärischen Allianz durch die Einbindung der USA und Kanadas war von 
nun an die Grundlage der westlichen Sicherheitsarchitektur. (siehe auch Kapitel 4.4.1. Der 
Nordatlantik-Pakt) 
3.1.2.1.  Der Europarat 
In die Zeit, in der in Westeuropa militärische Allianzen geschmiedet wurden, fiel auch die 
Gründung des Europarates 
Im Statut des Europarates war ausdrücklich betont worden, daß dieses Gremium keine 
Zuständigkeit für sicherheitspolitische Problemstellungen besitzt. So gesehen wäre es 
eigentlich nicht angezeigt, ihn im sicherheitspolitischen Zusammenhang zu erwähnen.  
Der Europarat hat jedoch durch die von ihm verabschiedeten Konventionen Standards für das 
Verhalten der Mitgliedstaaten untereinander und für die Rechte seiner Bürger und deren 
                                                 
15 Die Vandenberg-Resolution erkannte das Recht der USA zu regionalen Abkommen und zur kollektiven 
Selbstverteidigung an und forderte den Anschluß der Vereinigten Staaten an solche Verträge. Das bedeutete eine 
Abkehr von der bisher durch Präsident Roosevelt vertretenen "One World" Politik über eine Welt ohne 
Sonderbündnisse. Vgl. Gasteyger, Curt, a.a.O., S.114 
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Schutz gesetzt und sich dadurch für das friedliche Zusammenleben seiner Mitglieder 
besondere Verdienste erworben.  
Das macht seinen besonderen Wert aus, den der Europarat, trotz fehlender Kompetenz, 
für die europäische Sicherheitspolitik hat. Da seine Gründung nahezu zeitgleich mit der 
Westunion zusammenfiel und die Brüsseler Vertragsnationen bei der Gründung des 
Europarates Pate standen, soll an dieser Stelle kurz auf ihn eingegangen werden.  
Der Europarat16war ein Kompromiß zwischen den Vorschlägen der föderalistischen 
Befürworter der "Vereinigten Staaten von Europa" und den britisch-funktionalen Vertretern 
eines (west)europäischen Staatenbundes. 
Die Zeit im Nachkriegs-Europa war offensichtlich noch nicht reif, um unter den Europäern 
Einigkeit für einen gemeinschaftlichen Weg zu erzielen, der zudem, wäre es zu einem 
(west)europäischen Bundesstaat gekommen, mit der Abgabe souveräner Rechte verbunden 
gewesen wäre.  So blieb es denn bei der Gründung eines Staatenbundes.  
Die von den fünf Brüsseler Vertragsstaaten im Oktober 1948 veranlaßte Ausarbeitung dieses 
Kompromisses stellte zu jener Zeit das Äußerste dar, was die europäischen Staaten einer 
zwischenstaatlichen Organisation zuzugestehen bereit waren. Für die europäischen 
Föderalisten, die auch später noch die Umwandlung des Europarates in ein europäisches 
Parlament anstrebten, war das eine große Enttäuschung. Andererseits war es aber gerade die 
lockere, mit keinem Souveränitätsverlust verbundene Zusammenarbeit der europäischen 
Staaten in dieser Organisation, die den neutralen Ländern, wie Schweden, Finnland und der 
Schweiz den Beitritt ermöglichte. 
"Wenn der Europarat anstelle einer engen Bindung seiner Mitglieder den weiten Rahmen 
eines Staatenbundes vorgezogen hatte, dann schloß diese Entscheidung zumindest das 
Bekenntnis zu einer offenen europäischen Gemeinschaft ein. In ihr sollte Raum genug für die 
vielfältigen Interessen und Bindungen ihrer Glieder bleiben".17  
Das Statut des Europarates wurde auf der sogenannten Zehnmächtekonferenz im Mai 1949 in 
London unterzeichnet.18 
Die Aufgaben des Europarates bezogen sich auf die Herstellung"[...] einer engeren 
Verbindung 
zwischen seinen Mitgliedern zum Schutz und zur Förderung der Ideale und Grundsätze, die 
ihr gemeinsames Erbe bilden, und ihren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu 
fördern".19 Der Europarat war damit ein europäisches Forum, dessen Aktivitäten sich auf die 
                                                 
16 Den osteuropäischen Staaten war bis 1990 der Beitritt zum Europarat durch die Sowjetunion verwehrt. 
17 Gasteyger, Curt, a.a.O., S.66 
18 Gründerstaaten des Europarates: Die Brüsseler Vertragsstaaten, Italien, Dänemark, Schweden, Norwegen, 
Irland 
19 Internet:http://www.coe.fr/eng/legaltxt/1e.htm 
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Ausarbeitung und Überwachung gemeinsamer Abkommen auf kulturellem, sozialem, 
wirtschaftlichem und rechtlichem Gebiet erstreckten. Wie bereits erwähnt, wurde ihm jedoch 
eine sicherheitspolitische Einflußnahme oder gar Mitsprache nicht zugestanden.  
Der 1994 zusätzlich gegründete "Kongreß der Gemeinden und Regionen Europas" hat nach 
Aufnahme der osteuropäischen Staaten die Aufgabe, demokratische Strukturen auf lokaler und 
regionaler Ebene zu stärken und vor allem die Osteuropäer beim Aufbau von 
Demokratiestrukturen zu unterstützen.  
Mit dem Beitritt von Armenien und Aserbaidschan umfaßt der Europarat heute 43 
Mitglieder.20 
Der Satzung entsprechend verfügt der Europarat mit Sitz in Straßburg über ein 
Ministerkomitee als Entscheidungsgremium, über eine Parlamentarische Versammlung 
(früher: Beratende Versammlung) und über ein Generalsekretariat, das ca. 1500 Mitarbeiter 
beschäftigt. Zu den wesentlichen Ergebnissen, die der Europarat erzielt hat, gehören die von 
ihm ausgearbeiteten ca. 170 Konventionen. 
Zu den bekanntesten Konventionen, zu deren Einhaltung sich die Mitgliedstaaten vertraglich 
verpflichtet haben, zählen: die Konvention zum Schutz der Menschenrechte (1953), die 
Europäische Kulturkonvention (1954), die europäische Sozialcharta (1961) und die 
Konvention zum Schutz nationaler Minderheiten (1995). "Alle diese Konventionen bilden 
gewissermaßen 'das menschliche Gewissen' eines nun vielfältig erweiterten Europas."21 
Besonders hervorzuheben ist der Entschluß der Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Wirksamkeit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention, einen Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg 
einzurichten.22 Er hat zusammen mit der Kommission für Menschenrechte die Aufgabe, die 
Einhaltung der nach der Konvention eingegangenen Verpflichtungen sicherzustellen. 
Der Europarat hat damit Grundlagen geschaffen, auf die sich das Zusammenleben der 
europäischen Völker ausrichtet. Mit Blick auf das Fehlen einer europäischen Verfassung sind 
die Konventionen somit zugleich eine Werteskala, die als Fundament einer künftigen Ordnung 
in einem gemeinsamen Europa gelten. 
Die künftige Rolle des Europarates wird davon abhängen, wie es ihm gelingt, sich in das nach 
Osten erweiterte Europa einzubringen. Der Entzug des Stimmrechtes für die russischen 
Abgeordneten in der Parlamentarischen Versammlung wegen Menschenrechtsverletzungen in 
Tschetschenien und der Antrag an den Ministerrat die Mitgliedschaft Rußlands im Europarat 
                                                 
20 Vgl. Hunnius von, Yvonne, Der Europarat, in: Internet:http://www.europa-
digital.de/aktuell/quer/europarat.shtml 
21 Gasteyger, Curt, a.a.O., S.66 
22 Vgl. Europa-Archiv 1993, S.478-481 
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zu überprüfen23, sind Signale dafür, daß der Europarat gewillt ist, die Einhaltung seiner 
Konventionen durchzusetzen - auch im Osten.  
Wenn der Rat sich weiterhin bemüht, auf der Einhaltung der Grundsätze von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten zu bestehen, wird das einen positiven Einfluß auf 
das Zusammenleben der Völker und ihren Zusammenhalt in Europa haben. 
Über die Option, die Erfahrung und Kapazität des Europarats in gefährdeten Gebieten Europas 
in Kooperation mit den bestehenden Sicherheitsorganisationen einzubinden, sollte 
nachgedacht werden. Die europäische Sicherheit könnte davon profitieren. 
3.1.2.2. Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) 
Anfang der fünfziger Jahre standen sich die ehemaligen Siegermächte in Ost und West, 
eingebunden in bipolare Bündnisgeflechte, als Gegner in machtpolitischer und ideologischer 
Auseinandersetzung gegenüber.  
Die Aufstellung und Beteiligung deutscher Streitkräfte in den Bündnissystemen auf beiden 
Seiten wurde zu diesem Zeitpunkt zwar bereits diskutiert, von der Realisierung war man 
jedoch weit entfernt.  
Im Westen war es vor allem Frankreich, das gegen eine Wiederbewaffnung der 
Bundesrepublik votierte, weil es die Gefahr erneuter deutscher militärischer Vormachtstellung 
in Europa befürchtete.24 
Vor dem Hintergrund des im Juni 1950 ausgebrochenen Koreakrieges wurde auch angesichts 
der prognostizierten Gefahr kommunistischer Aggression schlaglichtartig die Schwäche der 
westeuropäischen Verteidigungsmöglichkeiten beleuchtet. Die schon früher aufgeworfene 
Frage der deutschen Wiederbewaffnung und der Aufstellung deutscher Streitkräfte gewann an 
Aktualität und führte in der Öffentlichkeit, sowohl in Deutschland, als auch in den 
benachbarten Ländern, zu heftigen Auseinandersetzungen. 
Bereits im Jahr 1951 war im wirtschaftlichen Bereich auf Anregung des französischen 
Außenministers Schuman die Montanunion als supranationale Organisation entstanden. 25  
Sie unterstellte die Stahl- und Kohleproduktion der sechs Gründerstaaten, zu denen auch 
Deutschland gehörte, einer gemeinsamen supranationalen Behörde.26 
                                                 
23 Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2001, Frankfurt/M, S.973 
24 Vgl. Glöckler-Fuchs, a.a.O., S.80 u.ff. 
25 Montanunion, gleichbedeutend mit Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
26 Gründerstaaten waren: Frankreich, Bundesrepublik Deutschland, Italien und BENELUX, Vgl. auch 
Brandstetter, Gerfried, Die Westeuropäische Union, Wien 1999, S.16 
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Um Frankreichs Zustimmung zur Einbindung deutscher Truppen in ein westliches 
Bündnissystem zu erreichen, schlugen die USA und Großbritannien die Bildung einer 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft auf der Grundlage der Montanunion vor.27 
Damit sollte ein "spill over-effect" aus dem Bereich der Wirtschaft in den 
sicherheitspolitischen Sektor stattfinden. 
Von nun an konnte die militärisch-sicherheitspolitische, wirtschaftliche und die beginnende 
politische Integration Westeuropas als parallel laufend und gegenseitig abgestimmter Prozeß 
verstanden werden.28 
Die Anregung zur EVG wurde vom französischen Ministerpräsidenten Pleven aufgegriffen 
und in einen Plan zur Bildung einer supranationalen Militärorganisation, die aus 
Truppenkontingenten der Bundesrepublik, Frankreichs, Italiens und der BENELUX-Staaten 
bestehen sollte, umgesetzt. 
Das Außergewöhnliche dieses Vorschlages bestand in der Aufgabe der nationalen 
Souveränitätsrechte im Bereich der Sicherheitspolitik durch die Mitgliedstaaten an die EVG. 
Eine solche Auflage war allerdings aus Sicht Großbritanniens mit seinem zu dieser Zeit noch 
ausgeprägten Führungsanspruch im Commonwealth nicht vereinbar.  
Großbritannien verzichtete deshalb auf eine aktive Beteiligung an der EVG und überließ es 
Frankreich, maßgeblichen Einfluß in der Ausgestaltung des EVG-Vertragswerkes zu nehmen.  
Durch die "Dreimächteerklärung anläßlich der Unterzeichnung des Vertrages über die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft"29 und durch das "Zusatzprotokoll zum Nordatlantik-
Pakt"30 im Mai 1952 hätten für die USA und für Großbritannien ohnehin vielfältige 
Möglichkeiten der Einflußnahme auf die Entwicklung der EVG bestanden. 
Vorrangiges Ziel des Pleven - Planes war, die Bundesrepublik Deutschland an der 
militärischen Sicherung Westeuropas zu beteiligen. Denn Anfang der fünfziger Jahre war eine 
Mitgliedschaft Westdeutschlands in Militärorganisationen wie der NATO in der 
westeuropäischen Welt noch nicht vorstellbar und durchsetzbar.  
Aus diesem Grund bot es sich an, Deutschland über den Umweg der Neugründung einer 
europäischen Verteidigungsorganisation mit in das westeuropäische Bündnisgeflecht 
einzubeziehen. Vorgesehen war der Aufbau einer europäischen Armee, die deutsche Verbände 
auf Korpsebene mit Teilen der bereits bestehenden nationalen Streitkräfte der Bündnispartner 
unter Führung eines gemeinsamen Kommandierenden Generals integrieren sollte. 
                                                 
27 Vgl. Thoß, Bruno, Die Aufnahme in die NATO als Bekenntnis zum Westen, in: Information für die Truppe, 
4/1999Bonn, S.164 
28 Vgl. Wiggershaus, Norbert, Zur Konzeption einer NATO-Geschichte, in: Heinemann, Winfried, Vom 
Zusammenwachsen des Bündnisses, München 1998, S.XVII 
29 Vgl. Rönnefarth, Helmut, K.G., a.a.O., S.425 
30 Vgl. Rönnefarth, Helmut, K.G., a.a.O., S.423 
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Die Kontrolle des militärischen Aufbaus und des Einsatzes der künftigen deutschen 
Streitkräfte war in einer supranationalen Organisation wie der EVG besser gewährleistet als 
das, nach Auffassung der Franzosen, bei einer Aufstellung der deutschen Armee in nationaler 
Zuständigkeit möglich gewesen wäre.  
Insofern kam dieses Lösungsmodell der deutschen Beteiligung an der Verteidigung 
Westeuropas den französischen Vorstellungen am weitesten entgegen. 
Die Einbindung der Bundesrepublik in das gemeinsame EVG-Bündnis bedeutete somit 
Sicherheit mit, aber zugleich auch Sicherheit vor Deutschland. 
Die Vorstellungen der Planer der EVG waren ihrer Zeit weit voraus, denn die Unterstellung 
und Führung der verbündeten Streitkräfte unter supranationalem Kommando hätte zu jener 
Zeit nicht nur die Integration der westeuropäischen Mitgliedstaaten signifikant unterstützt, 
sondern diese Option hätte auch zur Reduzierung des militärischen Aufwandes beigetragen, 
den sich jeder Staat bis auf den heutigen Tag für den Bereich der nationalen Verteidigung 
noch leistet. 
Durch dieses supranationale Sicherheitsmodell, das vorrangig die Entstehung der neuen 
deutschen militärischen Streitkräfte kontrollieren sollte, wäre es möglich gewesen, aus den 
Armeen der Mitgliedstaaten eine gemeinsame Streitmacht zu formen, die nicht weniger 
effektiv und ungleich preiswerter hätte agieren können als andere Bündnisorganisationen: eine 
revolutionäre bahnbrechende Idee - auch heute noch. 
Nach dem EVG-Modell sollten die militärischen Kräfte nicht nur einheitlich bewaffnet und 
ausgerüstet sein, sondern die Soldaten sollten die gleichen Rechte und Pflichten haben und 
sich auch in Status und Uniform nicht von einander unterscheiden. 
Weiterhin war eine einheitliche aktive Dienstzeit, eine einheitliche Besoldung und eine 
gemeinsame Wehrgesetzgebung für die Soldaten geplant.  
In insgesamt 132 Artikeln und mehreren Zusatzprotokollen waren weitere Einzelheiten der 
Aufstellung und Organisation für die geplanten europäischen Streitkräfte festgelegt.31 
Der im Mai 1952 von den sechs Gründerstaaten unterschriebene EVG-Vertrag war 
Gegenstand kontroverser Diskussionen, die sich im In- und Ausland fast ausschließlich gegen 
die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschlands richteten.  
Aber auch für die Sowjetunion wurde die deutsche Frage vor dem Hintergrund einer 
westeuropäischen Einigung und der Aufstellung und Einbindung deutscher Streitkräfte 
in die westliche Bündnisstruktur zunehmend von sicherheitspolitischen Interessen überlagert. 
Damit ergab sich für die Sowjetunion die Notwendigkeit, der als Bedrohung empfundenen 
westlichen Integrationspolitik ein spektakuläres Angebot als Alternative für eine politische 
Neuordnung in Mitteleuropa entgegenzusetzen. 
                                                 
31 Vgl. Rönnefarth, Helmut, K.G., Euler, Heinrich, a.a.O., S. 418 
24 
 
Mit der sogenannten Stalinnote vom März 1952 bot die Sowjetunion deshalb die 
Bündnislosigkeit als Preis für die Wiedervereinigung Deutschlands an.32 
Durch eine auf diese Weise erfolgte Neubestimmung des Status von Gesamtdeutschland wäre 
nicht nur die Westintegration der Bundesrepublik abrupt unterbunden worden, sondern die 
westliche Einigungspolitik in Europa hätte auf lange Zeit hinaus eine signifikante 
Schwächung erfahren.  
Zudem hätte die Sicherheitsarchitektur in Europa dadurch ein anderes Aussehen erhalten. 
Die Westmächte lehnten die sowjetische Offerte einvernehmlich ab und hielten an ihrem 
Sicherheitskonzept der militärischen Integration der westeuropäischen Staaten unter 
Einbeziehung der Bundesrepublik fest.  
Davon sollten auch in den Folgejahren keine Abstriche gemacht werden, als die Sowjetunion 
auf der Berliner Außenministerkonferenz im Jahr 1954 neue Vorschläge zur Schaffung eines 
gesamteuropäischen Sicherheitspaktes machte. 
Interessant ist in diesem Kontext, daß sich die Sowjetunion im anschließenden Notenwechsel 
sogar bereit erklärte, dem Nordatlantik-Pakt beizutreten. Als Begründung wurde angegeben, 
daß der Pakt durch den Beitritt der Sowjetunion nicht mehr als ein aggressiver, gegen die 
UdSSR gerichteter Vertrag betrachtet werden könne. Die Westmächte aber hatten bereits 
entschieden, den eingeschlagenen Weg der Westintegration nicht mehr zu verlassen. Sie 
waren zu diesem Zeitpunkt nicht mehr bereit, das NATO-Bündnis durch sowjetische Vetos zu 
gefährden. Sie lehnten deshalb das sowjetische Beitrittsanliegen, das als Störfeuer gegen den 
westeuropäischen Zusammenschluß empfunden wurde, mit einer Note vom Mai 1954 ab.33 
Vor dem Hintergrund der Osterweiterung von EU und NATO könnte dieser Antrag zum 
Nachdenken anregen, wie man heute einem Wunsch der Russischen Föderation auf 
Mitgliedschaft in westeuropäischen Sicherheitsorganisationen begegnen müsse. Die Planer 
eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems sollten die Einbindung der Russischen 
Föderation frühzeitig in ihre Überlegungen miteinbeziehen.  
Auch eine Beitrittsofferte von westlicher Seite statt eines Beitrittsantrags würde Impulse 
setzen, vorausgesetzt die entsprechenden Rahmenbedingungen wären erfüllt. Sie würde 
beweisen, daß man wirklich bereit ist, keine Trennungslinien in Europa mehr entstehen zu 
lassen. 
Die damalige politische Haltung der westlichen Alliierten war jedenfalls ein Beispiel für eine 
bereits in jener Zeit gemeinsame und abgestimmte europäische Sicherheitspolitik, die durch 
zusätzliche wirtschaftliche Verflechtungen in der Montanunion auf fester Grundlage stand.  
                                                 
32 Vgl. Siegler von, Heinrich, Wiedervereinigung und Sicherheit Deutschlands, Bd I, 1944-1963, Bonn-Wien-
Zürich 1967, S.14 
33 Vgl. Siegler von, Heinrich, a.a.O., S. 355 
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Der EVG- Vertrag, obwohl bereits von den Parlamenten von fünf der sechs EGKS-Staaten 
ratifiziert, wurde in der französischen Nationalversammlung wegen der Vorbehalte gegen die 
geplante Supranationalität des Vertragswerks abgelehnt. Die kontrollierte deutsche 
Wiederbewaffnung, die durch Frankreich nachdrücklich gefordert worden war, scheiterte 
somit letztlich am Widerstand des Initiators. Die Aufstellung deutscher Truppenverbände fand 
stattdessen in nationaler Zuständigkeit statt. 
Das Projekt einer gemeinsamen supranationalen Verteidigungsgemeinschaft verschwand 
damit bis heute von der europäischen Tagesordnung. 
Ganz offensichtlich war die Zeit damals noch nicht reif für ein solchen Schritt, der mit der 
Abgabe von nationalen Rechten verbunden gewesen wäre. 
3.1.2.3. Die Westeuropäische Union (WEU) 
Die NATO bildete bereits zu Beginn der fünfziger Jahre die Basis für die westeuropäische 
Sicherheit. Der umfangreiche Komplex offener Fragen hinsichtlich der Wiederbewaffnung 
und der Integration der Bundesrepublik in das westeuropäische Bündnissystem, die 
Schließung der westeuropäischen Verteidigungslücke in Mitteleuropa durch Westdeutschland 
und die damit zusammenhängende Ablösung des alliierten Besatzungsregimes, war nach dem 
Scheitern der EVG jedoch nach wie vor ungelöst. 
Vor diesem Hintergrund war die Notwendigkeit gemeinsamen Handelns der Westeuropäer 
dringend und zwingend geboten. 
Auf Initiative des britischen Außenministers Eden wurde deshalb, nur wenige Tage nach der 
verweigerten Zustimmung durch die französische Nationalversammlung zur EVG, zu einer 
Neun-Mächte Konferenz nach London eingeladen.34 
 "Man erinnerte sich an die in Vergessenheit geratene Verteidigungsorganisation der fünf Brüsseler Paktmächte, 
die sich als notdürftiger Halt für die auseinander strebenden Länder anbot. In das institutionale Rahmenwerk 
dieser beiden Organisationen (NATO und Brüsseler Organisation) sollte nun die Bundesrepublik als 
gleichberechtigter Partner einbezogen und ihre Wiederbewaffnung innerhalb der atlantischen Gemeinschaft 
abgeschirmt werden“.35 
Das Ergebnis der Verhandlungen in London und Paris umfaßte im wesentlichen folgende 
wichtigen Ergebnisse: 
- die Aufhebung des Besatzungsstatuts für die Bundesrepublik (Protokoll I zur Ergänzung 
des Brüsseler Vertrages); 
                                                 
34 Teilnehmer waren: die fünf Mitglieder des Brüsseler Vertrages, die USA, Kanada, die Bundesrepublik 
Deutschland und Italien. 
35 Gasteyger, Curt, a.a. O., S.117 
26 
 
- die Erweiterung des Brüsseler Paktes zur Westeuropäischen Union durch Aufnahme 
Italiens und der Bundesrepublik Deutschland (Protokoll I); 
- die Festsetzung der Höchststärken der Streitkräfte der Mitgliedstaaten, die bereits im 
Frieden der NATO unterstellt waren (Protokoll II über die Streitkräfte der WEU); 
- die Schaffung eines Systems der Rüstungskontrolle (Protokoll III über die 
Rüstungskontrolle und Protokoll IV über das Amt für Rüstungskontrolle) und 
- die Aufnahme der Bundesrepublik in die NATO.36 
Eine zusätzliche Erweiterung erfuhr der Brüsseler Vertrag durch den Beschluß der 
Mitgliedstaaten, in militärischen Angelegenheiten hinsichtlich Auskunftserteilung und 
Beratung eng mit den zuständigen militärischen NATO-Stellen zusammenzuarbeiten, "[...]da 
der Aufbau einer Parallelorganisation zu den militärischen NATO-Stäben unerwünscht 
(war)".37 
Mit der Ratifizierung des erweiterten Brüsseler Vertrages durch die nationalen Parlamente war 
es bereits im Mai 1955 gelungen, die Bundesrepublik in das westeuropäische 
Sicherheitssystem aufzunehmen. 
"Vier Jahre lang hatte sich die Diskussion um die deutsche Wiederbewaffnung hingezogen. 
Nun wurde mit Zustimmung Frankreichs in geradezu verblüffender Schnelligkeit eine 
Ersatzlösung gefunden, die das realisierte, was Frankreich eigentlich hatte verhindern  
wollen"38, nämlich die Schaffung einer deutschen Nationalarmee. 
Da das NATO-Bündnis die WEU sicherheitspolitisch überwölbte und die WEU auch nicht als 
Alternative zur NATO geplant war, trat sie militärpolitisch bald in den Hintergrund. 
Nachdem die Streitkräfte der WEU- Staaten bereits im Frieden dem Alliierten 
Oberbefehlshaber der NATO unterstellt waren und demzufolge auch über keinen eigenen 
militärischen Führungsapparat verfügten, waren die Möglichkeiten für die WEU, sich 
militärisch zu entwickeln, grundsätzlich begrenzt.  
Zudem war die Perspektive einer westeuropäischen Verteidigungskomponente Mitte der 
fünfziger Jahre angesichts der immer mächtiger werdenden NATO kein Thema mehr.  
Die WEU spielte zwar in den folgenden Jahren in der bereits bestehenden westeuropäischen 
Sicherheitsarchitektur keine bedeutende Rolle mehr; sie hatte jedoch durch Übernahme der 
vertraglich vereinbarten Rüstungskontrollfunktionen mit dazubeigetragen, daß die 
Bundesrepublik in das westliche Sicherheitssystem eingefügt wurde.  
Die Überwachung des Saarreferendums und die Einhaltung des Saarstatuts war eine der ersten 
Aufgaben der WEU. Sie stellte sich außerdem ab 1963 als Kontaktbasis für Gespräche der 
                                                 
36 Italien war bereits Mitglied der NATO 
37 Brandstetter, Gerfried, a.a.O., S. 19 
38 Thurich, Eckart, Die Deutschen und die Sieger, in: Information zur politischen Bildung, Nr. 232, Bonn 1991, 
S.33 
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EU-Nationen mit Großbritannien zur Verfügung, nachdem Frankreich den Beitritt 
Großbritanniens zur EWG durch sein Veto gestoppt hatte.  
Das Veto Frankreichs ging zurück auf die Furcht vor der britischen Konkurrenz in der EWG 
und auf die Ablehnung Großbritanniens, in der Frage der nuklearen Rüstung mit Frankreich 
zusammenzuarbeiten.39 
Noch im Vorfeld des britischen EWG –Beitritts, der Jahre später auf den wiederholten Antrag 
Großbritanniens erfolgte, stellte die WEU dann 1972 die politischen Konsultationen der 
WEU- Mitgliedstaaten ganz ein und trat durch nach außen gerichtete Aktivitäten bis zum Jahr 
1984 nicht mehr in Erscheinung.40 
Für die lange Pause der Inaktivität mag es zahlreiche Gründe gegeben haben. Zum einen 
verursachte die WEU in dieser Phase mit weniger als 50 Mitarbeitern geringe Kosten und zum 
anderen stand die WEU als Organisation auf der festen Grundlage eines internationalen 
Vertrages. Dessen Auflösung hätte in der Öffentlichkeit nur unnötige Diskussionen und 
Aufsehen bewirkt. 41Dagegen konnte man sich auf westeuropäischer Seite stets auf die WEU 
berufen und sie reaktivieren, z. B. für den Fall, daß sich die USA aus Europa zurückgezogen 
hätten.  
Außerdem hatte sich die WEU als Klammer bewährt, als es darum ging, die streitenden EU- 
Mitgliedstaaten und Großbritannien im Gespräch zu halten. 
Damit gab es offiziell keinen Grund, sich von der WEU zu verabschieden oder diese 
Organisation mit ihrer Reserve- bzw. Unterstützungsfunktion aus der Hand zu geben, denn 
vielleicht würde man sie noch einmal benötigen. 
Es sollte einige Zeit vergehen bis sich die europäischen Staaten an ihre Mitgliedschaft in der 
WEU erinnerten. 
Angesichts des sowjetischen Einmarsches in Afghanistan Ende der siebziger Jahre, der SS-20 
Raketenstationierung und des NATO-Doppelbeschlusses hatten sich die Spannungen 
zwischen Ost und West verschärft. Die neue amerikanische Regierung unter dem 
republikanischen Präsidenten Reagan steuerte als Führungsmacht in der NATO einen harten 
Kurs, der auf Konfrontation mit dem östlichen Machtblock in Europa hinauslief. In diesem 
Zusammenhang wurde von amerikanischer Seite in zunehmendem Maße die Forderung nach 
einem stärkeren militärischen Engagement der europäischen Bündnispartner erhoben.  
Vor dem Hintergrund der Forderung, die Lasten militärischer Verteidigung vermehrt auf 
westeuropäische Schultern zu verlagern, gaben die Westeuropäer, wenngleich auch zögerlich, 
ihre bisherige Zurückhaltung im Bündnis auf und besannen sich auf ihre Verpflichtung, den 
                                                 
39 Vgl. Charisius, Albrecht, Ersil, Wilhelm u.a., Westeuropa - Politische und militärische Integration, Frankfurt 
am Main 1980, S.56 
40 Vgl. Siegler von, Heinrich, Zusammenschlüsse und Pakte der Welt, Bonn-Wien - Zürich 1973, S. 17 
41 Vgl. Brandstetter, Gerfried, a.a.O., S.23 
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europäischen Pfeiler der Allianz zu stärken. Ausgelöst durch die Erklärung der USA ein 
weltraumgestütztes Raketenabwehrsystem (Strategic Defense Initiative-SDI) zu entwickeln 
und durch das Scheitern der Genscher/Colombo-Initiative in der Europäischen Gemeinschaft, 
Fragen der europäischen Verteidigung mit in die Politische Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten einzubeziehen, stellte sich Mitte der achtziger Jahre die Frage nach einer 
Neudefinition der europäischen Sicherheitsinteressen.42  
Aus diesem Grund wurde im Oktober 1984 in Rom anläßlich des 30jährigen Bestehens der 
WEU, auf einer Tagung der Außen- und Verteidigungsminister der Mitgliedstaaten, der 
Beschluß gefaßt, eine europäische Sicherheitsidentität zu schaffen, die nicht nur der Sicherheit 
Westeuropas dienen, sondern auch zur Stärkung des Atlantischen Bündnisses beitragen sollte.  
Zusätzlich wurde eine bessere Abstimmung der Verteidigungspolitiken der Mitglieder 
angestrebt und eine Reihe von Reformen veranlaßt, die den Prozeß der Reaktivierung der 
WEU unterstützen sollten. Dazu gehörten u.a.: eine Reorganisation der WEU, eine 
Intensivierung der Arbeit des WEU-Rates, die Aufwertung des Generalsekretariats, eine 
Verringerung der Aufgaben des Rüstungskontrollamtes bei gleichzeitig intensiverer 
Zusammenarbeit der Mitglieder im Rüstungsbereich.43 
Die WEU hatte sich damit in die sicherheitspolitische Arena zurückgemeldet. 
Das wurde durch die "Plattform über europäische Sicherheitsinteressen" unterstrichen, die 
vom WEU-Ministerrat im Oktober 1987 in Den Haag verabschiedet wurde. Sie enthielt die 
Grundzüge eines künftigen Arbeitsprogramms für die WEU und drückte verbal stärker denn je 
die Entschlossenheit der Mitglieder aus, ihren militärischen Bündnisverpflichtungen 
nachzukommen. Das ging auch aus den abschließenden Worten der "Haager Plattform" 
hervor, in der es u.a. hieß:  
 "Es ist unser Ziel, die europäische Integration voranzutreiben. In dieser Perspektive werden wir unsere 
Bemühungen um eine engere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sicherheit fortsetzen und gleichzeitig die 
Koppelung an die Vereinigten Staaten aufrechterhalten sowie für gleiche Sicherheitsbedingungen im Bündnis 
insgesamt sorgen. 
[ ...] Wir sind deshalb entschlossen, alles in unserer Macht Stehende zu tun, um unser höchstes Ziel, die 
Schaffung einer gerechten und dauernden Friedensordnung, zu erreichen."44 
Der erste Nachweis, daß die Europäer es ernst meinten, ergab sich bei militärischen 
Operationen in der Golfregion. Auf Antrag der niederländischen Regierung wurden 
französische, britische, belgische, italienische und niederländische Minenräumboote in den 
                                                 
42 Vgl.Ebenda 
43 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bulletin, Nr. 129 vom 30.10. 1984 
44 Plattform der Europäischen Sicherheitsinteressen, verabschiedet auf der Tagung der Außen- und 
Verteidigungsminister der Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union am 26. und 27. Oktober 1987 in Den 
Haag, in: Europa-Archiv, Folge 22/ 1987, S.616  
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Persischen Golf befohlen, um die während des Krieges zwischen Iran und Irak (1980-1988) 
verminte Straße von Hormuz wieder für die Schiffahrt nutzbar zu machen.  
Diese Einsätze basierten auf Artikel VIII des modifizierten Brüsseler Vertrag von 1954, der 
vorsah, daß der WEU-Rat auf Antrag eines Mitgliedstaates unverzüglich einberufen werden 
konnte, "[...]um eine Beratung bei jeder Lage zu ermöglichen, die eine Bedrohung des 
Friedens, gleichviel in welchem Gebiet oder eine Gefährdung der wirtschaftlichen Stabilität 
darstellt."45 
Der zweite Einsatz von WEU-Streitkräften fand im Rahmen der Durchsetzung der UN-
Resolution 678 zur Lösung der Golfkrise 1990/91 statt. Der Beschluß dazu wurde im August 
1990 durch den WEU-Rat gefaßt. Einheiten der WEU-Marine setzten die Einhaltung des 
Embargos gegen den Irak durch. WEU-Mitgliedstaaten, die an den Kampfhandlungen unter 
amerikanischem Oberkommando teilnahmen, wurden logistisch durch die WEU unterstützt. 
Humanitäre Hilfe wurde nach Abschluß des Krieges durch die WEU, vor allem für die 
Kurden, im Norden des Irak geleistet. 
Das war ein positiver Auftakt, der seine Erfolge auf die Beschlüsse von Rom und Den Haag 
zurückführen konnte. Die zahlreichen politischen Abstimmungsprozeße der WEU-
Mitgliedstaaten im Rahmen der Bereitstellung von Mitteln und der Entschlüsse zu den 
militärischen Einsätzen offenbarten jedoch eine Meinungsvielfalt der Mitglieder, die die 
Führungsfähigkeit und Wirksamkeit der WEU-Verbände häufig in Frage stellten.46 Die 
Hoffnung, daß sich der europäische Wille zur Übernahme militärischer Verantwortung weiter 
entwickeln und zur Festigung der nach der Wende aus dem Gleichgewicht geratenen 
europäischen Sicherheitsarchitektur führen würde, sollte jedoch noch auf eine harte Probe 
gestellt werden.  
Die WEU war zwischenzeitlich, nach dem Beitritt von Spanien und Portugal im März 1990, 
auf neun Mitgliedstaaten angewachsen. Die Aufnahme Griechenlands als zehntes WEU-
Mitglied erfolgte im November 1992 
(Die Rolle der Westeuropäischen Union und ihr Verhältnis zur Europäischen Union wird 
gesondert unter Ziff. 7.7.3. behandelt.) 
3.2.  Zwischenergebnisse 
Das Potsdamer Abkommen trug mit seinen ambivalenten Formulierungen bereits den Keim 
für den Bruch der Koalition der Siegermächte des II. Weltkrieges in sich.  
                                                 
45  Protokoll Nr. I zur Änderung und Ergänzung des Brüsseler Vertrages, in: Europa-Archiv, 23.Folge, vom 5.12. 
1954 
46 Vgl. Brandstetter, Gerfried, a.a.O., S.27 
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Im Gegensatz zum weitgehend entwickelten Konzept der Sowjetunion, in der sowjetischen 
Besatzungszone sozialistische Verhältnisse zu realisieren und das eroberte ostdeutsche Gebiet 
gegebenenfalls als Basis zu nutzen, um den sowjetischen Einfluß weiter nach Westen 
auszudehnen, waren die Westmächte sich lediglich einig, ein Wiederaufleben des deutschen 
Militarismus zu verhindern. Der im Jahr 1947 geschlossene militärische Beistandspakt 
zwischen Frankreich und England war dem zu Folge besonders von der Abneigung und Furcht 
vor einem wieder erstarkenden Deutschland geprägt.  
Als Antwort auf die Expansionsbestrebungen der Sowjetunion, besonders im Mittelmeerraum 
und in Osteuropa, leitete die amerikanische Truman - Doktrin eine Politik der Eindämmung 
sowjetischen Einflußes in Europa ein. Vor dem Hintergrund der bereits zu Kriegszeiten 
zwischen der Sowjetunion und einigen osteuropäischen Ländern geschlossenen sogenannten 
Freundschafts- und Beistandsverträge und der Entwicklung eines vernetzten militärischen 
Vertragssystems mit den 'befreiten' Ländern nach Kriegsende - insgesamt waren es 15 
Verträge - kam es auch auf Seiten der Westalliierten zu entsprechenden Reaktionen. 
Auf der Grundlage des Brüsseler Vertrages vom August 1948 wurde von Frankreich, England 
und den BENELUX-Staaten die Westunion gegründet. Sie setzte lediglich ein Zeichen, 
einander im Falle eines Angriffs beizustehen; ein ernsthaftes Gegengewicht zu dem sich auf 
osteuropäischer Seite unter Führung der Sowjetunion aufbauenden Militärblock war damit 
jedoch nicht geschaffen worden.  
Die Ziele der europäischen Bewegung, (West)Europa bereits in den Nachkriegsjahren 
politisch zu einen, ließen sich zu jener Zeit, selbst vor dem Hintergrund der Bedrohung durch 
den sowjetischen Machtblock, nicht realisieren. Wenn auch die Anhänger einer europäischen 
Föderation nur in einem politisch geeinten (West)Europa eine Chance für dessen 
Selbständigkeit sahen, so war das für die Realisten ein zu mühsamer und langer Weg, der 
zudem noch mit der Aufgabe gerade zurückerhaltener Souveränitätsrechte verbunden gewesen 
wäre. Sie zogen deshalb den raschen Zusammenschluß westeuropäischer Staaten gegen die 
Bedrohung aus dem Osten vor. Die Zeit war offenbar 1949 noch nicht reif für eine 
witergehende europäische Einigung.  
Die Bildung des Europarates im Mai 1949 war somit das Äußerste an zwischenstaatlicher 
Organisation, das sich in jener Zeit in Europa (ohne Osteuropa) erreichen ließ.  
Es war ein tragbarer Kompromiß, der sich positiv auswirkte. Er hat, vor allem nach dem 
Beitritt Rußlands und der osteuropäischen Nationen, durch seine Konventionen die Grundlage 
einer gesamteuropäischen Werteordnung geschaffen. Die Plattform der Zusammenarbeit, die 
durch den Europarat angeboten wurde, hat mit dazu beigetragen, das friedliche Miteinander 
der europäischen Nationen zu fördern. 
Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) und die Westeuropäische Union (WEU) 
waren westeuropäische Initiativen zur Gestaltung einer eigenen Sicherheitspolitik. Der 
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Gedanke der Westeuropäer, der hinter beiden Bündnismodellen stand, galt vor allem der 
Kontrolle über die Wiederbewaffnung der Bundesrepublik Deutschland und seiner festen 
Einbindung in die westeuropäische Allianz. Denn Einbindung der Bundesrepublik in das 
gemeinsame Verteidigungsbündnis bedeutete aufmerksames Mitverfolgen der westdeutschen 
Aufrüstung durch die alliierten Partner, die daraus gleichzeitig Nutzen für die westeuropäische 
Verteidigungspolitik zogen. Die Idee, ein militärisches Bündnis, so wie es die EVG vorsah, 
auf supranationale Grundlage zu stellen, hätte die westeuropäische Sicherheitspolitik deutlich 
stärken und den europäischen Einigungsprozeß beschleunigen können. Möglicherweise wären 
die EVG-Verhandlungen nicht am Widerstand der französischen Nationalversammlung 
gescheitert, wenn sich Westeuropa, ohne den beruhigenden Schutzschirm der NATO, den 
sowjetischen Herausforderungen direkt ausgesetzt gesehen hätte.  
Das Modell der Integration europäischer Streitkräfte unter supranationaler Führung ist auch 
heute noch hoch aktuell und eine Voraussetzung für die Weiterentwicklung eines geeinten 
Europas.  
Nach dem Scheitern der EVG hat die WEU die Kontrolle über die Einbindung Deutschlands 
in die europäische Gemeinschaft übernommen. Durch Abgabe der verteidigungspolitischen 
Kompetenz an die NATO haben die Mitglieder der WEU erkennen lassen, daß sie auf dem 
Gebiet der Sicherheitspolitik der NATO Vorrang einräumten. Das bedeutete gleichzeitig die 
Anerkennung der Führungsrolle der USA, der die Westeuropäer nichts entgegenzusetzen 
hatten. Europa widmete sich stattdessen ganz dem wirtschaftlichen Aufbau.  
Die Tatsache, daß die WEU bis zu ihrer Revitalisierung Mitte der achtziger Jahre nicht 
aufgelöst wurde, lag zum einen an den geringen Kosten, die sie während der Zeit ihrer 
Inaktivität verursachte. So beschränkte sich die letzte Aufgabe des WEU-
Rüstungskontrollamtes nur noch auf die Überwachung des Verzichts der Bundesrepublik auf 
die Produktion chemischer Waffen.47 Zum anderen hatte man mit der WEU eine Option in der 
Hand, auf die man sich zurückziehen konnte, wenn, aus welchen Gründen immer, die USA ihr 
Engagement auf dem europäischen Kontinent eines Tages verringern oder aufkündigen  
sollten. So zog man es vor, diese Organisation mit ihrer Reservefunktion vorerst nicht 
aufzugeben.  
 
                                                 
47 Vgl. Brandstetter, Gerfried, a.a.O., S.22 
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4. West- und osteuropäische Sicherheitsorganisationen 
seit dem Jahr 1949 
4.1. Der Nordatlantik-Pakt  
Durch die Unterzeichnung des Brüsseler Vertrages im März 1948 war die Entschlossenheit 
der fünf westeuropäischen Staaten zum Ausdruck gebracht worden, in einem 
Verteidigungsbündnis zusammenzustehen. 
Wenngleich in diesem Vertrag Deutschland noch als Feind angesehen wurde, richtete sich der 
Zusammenschluß doch deutlich gegen die Expansion der Sowjetunion. Das war durch den 
kommunistischen Umsturz in der Tschechoslowakei zum Ausdruck gekommen. Die in 
unverminderter Größe bestehende Rote Armee und die mögliche Blockade Berlins wurden 
zudem als latente Bedrohung empfunden.48 Die Wirksamkeit der Westunion als 
Verteidigungsbündnis gegen den Ostblock wurde jedoch mit allgemeiner Skepsis beurteilt. 
Wenn ein Angriff auf Westeuropa für einen potentiellen Angreifer mit schwer kalkulierbaren 
Risiken verbunden sein sollte, dann war das nur zu erreichen durch Einbindung der bis zu 
diesem Zeitpunkt einzigen Atommacht in den westeuropäischen Sicherheitsverbund, den 
USA. 
Aus diesem Grund begannen bereits wenige Monate nach Unterzeichnung des Brüsseler 
Vertrages Verhandlungen der fünf Mitgliedstaaten mit den USA und Kanada, um sie in ein 
gemeinsames Bündnissystem miteinzubeziehen.49 Die Verhandlungen zogen sich in die 
Länge, weil die europäischen Nationen für sich möglichst vorteilhafte Regelungen in das 
Vertragswerk einbringen wollten. Großbritannien drängte wegen seiner besonderen 
Beziehungen zu den USA und seiner Führungsrolle im Commonwealth auf eine bevorzugte 
Stellung im künftigen Bündnis. 
Frankreich dagegen bestand auf Sicherheiten gegen ein wiedererstarkendes Deutschland, 
während die Niederlande ihren Beitritt von der amerikanischen Unterstützung bei der 
Durchsetzung ihrer Kolonialansprüche in Indonesien abhängig machten.50  
Der Nordatlantik-Pakt wurde am 4. April 1949 von zwölf Staaten unterzeichnet. Die 
unterschiedlichen Interessen der Bündnispartner waren besonders in der Anfangsphase der 
                                                 
48 Vgl. Cornides, Wilhelm, Atlantikpakt und Europäische Verteidigungsgemeinschaft, in: Europa-Archiv, 
Frankfurt/M. 1952, S.4614 
49 Vgl. Gasteyger, Curt, a.a.O., S.113 
50 Vgl. Gersdorf, Gero, Stop and go… West, Harte Verhandlungen auf dem Weg zum Nordatlantik-Pakt, 
 in: Information für die Truppe, 3/1999, S.156 
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nordatlantischen Allianz spürbar. Der Zwang zu Kompromissen hat das Bündnis jedoch 
gestärkt und geprägt. 
Die Allianz ist bis zur Wende durch den Beitritt Griechenlands und der Türkei im Jahr 1952 
und durch den Beitritt Deutschland 1955 und Spanien 1982 auf sechzehn Mitglieder 
angewachsen.51 Die North Atlantic Treaty Organization (NATO) hat sich im Laufe ihres über 
50jährigen Bestehens zu einem Sicherheits- und Stabilitätsfaktor in Europa entwickelt. 
Der im Wortlaut neutral gehaltene NATO-Vertrag begründete ein System kollektiver 
Selbstverteidigung mit dem Ziel der Friedenssicherung und der wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit.  
So, wie auch die Verträge von Dünkirchen, Brüssel, der WEU-Vertrag und auch die 
bilateralen Beistandsverträge der osteuropäischen Staaten, enthielt der Vertrag des 
Nordatlantikpaktes in Artikel 2 das Versprechen, zu einer "[...]weiteren Entwicklung 
friedlicher und freundschaftlicher internationaler Beziehungen bei(zu)tragen" und "[...]die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen einzelnen oder allen Vertragspartnern 
(zu)fördern".52 
Durch diesen Artikel kam, wie auch in den anderen Bündnisverträgen, zum Ausdruck, daß 
sich Sicherheit nicht mehr in einem militärischen Beistandsversprechen allein erschöpfte, 
sondern in einem sehr viel breiteren Zusammenhang zu sehen war.  
Wichtigster Artikel des Vertrages war Artikel 5, der erklärte, "[...] daß ein bewaffneter Angriff 
gegen einen oder mehrere Mitgliedstaaten in Europa oder Nordamerika als ein Angriff gegen 
sie alle angesehen wird."53 Abweichend von anderen Beistandsverträgen enthielt Artikel 5 
jedoch keine automatische bewaffnete Beistandsverpflichtung. Stattdessen hieß es, daß "[...] 
jeder von ihnen und im Zusammenwirken mit den anderen Vertragstaaten diejenigen 
Maßnahmen unter Einschluß der Verwendung bewaffneter Kräfte ergreift, die er für 
notwendig erachtet, um die Sicherheit des nordatlantischen Gebietes wiederherzustellen und 
aufrechtzuerhalten."54 
Damit war es in das Ermessen eines jeden Bündnispartners gestellt, die Maßnahmen zu 
ergreifen, die er für geeignet hielt, um dem angegriffenen Mitgliedstaat zu helfen. Das konnte 
den Einsatz von Streitkräften bedeuten oder sich auf unterstützende Aktionen im politischen 
oder wirtschaftlichen Bereich beschränken. 
                                                 
51 Die NATO-Gründungsnationen sind : Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Island, Italien, Kanada, 
Luxemburg, Norwegen, die Niederlande, Portugal und die Vereinigten Staaten. 
52 NATO Presse- und Informationsdienst Brüssel, Der Nordatlantik Vertrag, in: NATO-Handbuch, Brüssel 1995, 
S.249 
53 NATO Presse- und Informationsdienst, a.a.O., S. 250 
54 Ebenda 
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Außerdem übte dieser Artikel eine disziplinierende Wirkung auf das Verhalten der NATO-
Mitglieder aus, weil bei Versagen von Unterstützung und Beistand eines Mitgliedes auch nicht 
mit der tatkräftigen Hilfe der anderen Partner im Fall einer eigenen Bedrohung gerechnet 
werden konnte. Die spontante Erklärung des Bündnisfalls der NATO nach den Ereignissen 
des 11.September mag auch unter diesem Aspekt betrachtet werden. 
Bis Mitte der fünfziger Jahre hatte sich die NATO zu einer effektiven militärischen 
Organisation entwickelt. 
Ihr Verantwortungsbereich deckte in Europa West-, Nord- und Mitteleuropa ab und erstreckte 
sich bis an die südlichen Grenzen und den östlichen Mittelmeerraum. 
Grundsätzlich ging die NATO davon aus, jedem feindlichen Angriff so weit wie möglich in 
Grenznähe zu begegnen, um die Verteidigung der Mitgliedstaaten sicherzustellen. 
Grundlage des militärischen Konzepts der Allianz war das Prinzip von Abschreckung und 
Verteidigung. 
Voraussetzung für das Funktionieren einer solchen Doktrin war allerdings, daß sich Angreifer 
und Verteidiger rational verhielten, die Abschreckung glaubhaft und der mögliche Gewinn 
eines Angriffs mit einem nicht zu kalkulierenden Risiko verbunden war, so daß sich der 
Aufwand für den Angreifer nicht lohnte. 
Das ursprüngliche NATO-Konzept der Verteidigung Europas mit ausschließlich 
konventionellen Kräften wurde im Dezember 1954 durch die "Strategie der massiven 
Vergeltung" (Massive Retaliation) abgelöst.  
Diese Strategie sah den nuklearen Gegenschlag als sofortige Antwort, auch auf jeden 
konventionellen Angriff, vor.55 
Nachdem die Sowjetunion Anfang der fünfziger Jahre ebenfalls über Atomwaffen verfügte 
und durch den Start des Satelliten Sputnik deutlich den Vorsprung des Ostens in der 
Raketentechnik demonstrierte, kam es rasch zum nuklearen Gleichgewicht zwischen den 
Großmächten, dem nuklearen Patt.56 Dadurch wurde ein Zustand "konfrontativer Sicherheit" 
hergestellt, der für beide Seiten äußerst gefährlich war und im Konfliktfall die gegenseitige 
Vernichtung zur Folge gehabt haben könnte. 
Ende der fünfziger Jahre setzten sich in den USA dann Vorstellungen zu einer neuen Strategie 
durch. Sie stützte sich nicht mehr ausschließlich ab auf den Einsatz nuklearer Kampfmittel, 
sondern sie sah stattdessen die Beantwortung von Feindseligkeiten zu Beginn eines Konfliktes 
mit konventionellen Streitkräften vor, ohne jedoch dabei völlig auf die Abschreckung durch 
nukleare Waffen zu verzichten. 
                                                 
55 Vgl. Schmidt, Helmut, Verteidigung oder Vergeltung, Stuttgart 1965, S.22 
56 Vgl. Schmidt, Helmut, a.a.O., S 27 
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Durch diese Strategie der abgestuften Abschreckung (Flexible Response) wäre es im 
Gegensatz zu den bis dahin vorgesehenen massiven nuklearen Vergeltungsschlägen möglich 
gewesen, einen feindlichen Angriff abgestufter, flexibler und kontrollierter durch eine Anzahl 
von Optionen zu erwidern. Die Schwelle des atomaren Einsatzes war damit angehoben 
worden. 
Während diese Strategie von den USA bereits 1962 zur Grundlage ihres militärischen 
Handelns erklärt worden war, bestanden auf der Seite der europäischen Alliierten erhebliche 
Widerstände gegen diese Form der Kriegsführung, die einen sehr viel umfangreicheren 
Einsatz eigener konventioneller Kampfmittel als bisher vorsah und damit auch mehr Geld 
kostete. 
Die europäischen Verbündeten bestanden deshalb auf einem frühzeitigeren Einsatz von 
Kernwaffen im Konfliktfall. Die USA dagegen wollten vor dem Hintergrund dieser Strategie 
den Einsatz dieser Waffen so weit wie möglich hinauszögern, um eine mögliche Ausweitung 
eines nuklearen Konflikts zu vermeiden. 
Die europäischen Verbündeten versuchten hingegen, die erforderliche Anhebung der 
Nachrüstung im konventionellen Bereich wegen der damit verbundenen hohen finanziellen 
Kosten in Grenzen zu halten. 
Nach langen Grundsatzdiskussionen wurde die Strategie der" Flexible Response " mit der  
MC 14/3 im Jahr 1968 vom Bündnis akzeptiert, nachdem den europäischen Partnern durch die 
USA ein Mitspracherecht auf dem Gebiet der A-Waffen-Stationierung und des nuklearen 
Einsatzes eingeräumt wurde. 57  
Das Einlenken der USA auf die Wünsche der europäischen Partner und deren Mitwirkung an 
der nuklearen Planung zeigte, daß sich die USA sehr wohl bewußt waren, daß politische 
Rücksichtnahmen auf die Bündnispartner erforderlich waren, um den Zusammenhalt der 
Allianz nicht zu gefährden. Die Durchsetzung des amerikanischen Anspruches dagegen hätte 
nur zu Spannungen geführt und das Gegenteil bewirkt. 
Die Diskussion über den Umfang konventioneller Streitkräfte des nordatlantischen Bündnisses 
sollte weiterhin aktuell bleiben und sich bis in die Gegenwart hinziehen, zumal die Höhe des 
Verteidigungshaushaltes der NATO-Mitgliedstaaten dazu auch heute noch in direktem Bezug 
steht.  
Der Rückzug Frankreichs aus der militärischen Integration der NATO erfolgte 1966, weil der 
französische Präsident de Gaulle nach einer Lockerung der Bindungen zu den USA suchte, um 
die Position Europas in der Welt in einer von den USA unabhängigeren Rolle auf- und 
auszubauen.  
                                                 
57 Vgl. Siegler von, Heinrich, Zusammenschlüsse und Pakte der Welt, Bonn -Wien - Zürich 1973, S. 3 
In der NATO wurde die Nukleare Planungsgruppe und der Ausschuß für nukleare Verteidigung eingerichtet.  
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Seine Absicht, die NATO zu reformieren, mit dem Ziel die europäischen Partner 
handlungsfähiger zu machen und somit stärker als bisher in die Entscheidungsprozesse der 
NATO einzubeziehen, fanden jedoch in Europa wenig Anklang.58 
Der Austritt Frankreichs stellte für das Bündnis eine Belastung dar. Sie konnte jedoch 
überwunden werden, weil Frankreich auch weiterhin in den politischen Gremien der NATO 
(Nordatlantikrat) mitarbeitete und im Military Committee und in zahlreichen NATO-
Kommandostäben durch militärische Missionen vertreten blieb.59 
Eine Rückkehr Frankreichs in die militärische Organisation hat bis heute nicht stattgefunden. 
Das mag die Auffassung Frankreichs unterstreichen, auch heute noch für ein stärkeres, von 
den USA unabhängigeres Engagement der Europäer in der Sicherheitspolitik der EU 
einzutreten. Auch der NATO ist es bis heute nicht gelungen, Frankreich zum Wiedereintritt in 
den militärischen Bündnisbereich zu bewegen. Die europäische Integration hätte gewiß davon 
profitiert. 
Auch Griechenland kehrte der NATO von 1974 bis 1980 aus Protest gegen die türkische 
Besetzung des Nordteils der Insel Zypern den Rücken.  
Auf der Grundlage eines Dokuments, das durch den Obersten Alliierten Befehlshaber der 
NATO in die Verhandlungen zwischen Griechenland und der Türkei eingebracht wurde und 
das eine Dauerregelung für die Ägäis zu einem späteren Zeitpunkt in Aussicht stellte, konnte 
Griechenland jedoch zur Rückkehr ins Bündnis bewegt werden.60 
Wenngleich auch die NATO kein System der kollektiven Sicherheit war, in dem sich die 
Mitglieder des Bündnisses verpflichtet hatten, Konflikte untereinander friedlich zu regeln und 
obgleich die NATO juristisch nicht autorisiert war, Streit zwischen Bündnispartnern zu 
schlichten, so wirkte sie doch, wie in der Zypernkrise, streitentschärfend 61und in diesem Fall 
sogar als kollektives Sicherheitssystem.62 
Dabei lag der maßgebliche Anteil der Schlichtungskompetenz sicherlich beim 
durchsetzungsfähigsten Partner des Bündnisses, nämlich bei den USA. 63 
Es mag mehrere Gründe geben, daß der Zypernkonflikt bisher nicht gelöst wurde. Die 
Tatsache jedoch, daß der Konflikt bis heute nicht offen ausgebrochen ist, wird auf das 
                                                 
58 Vgl. Siegler von, Heinrich, a.a.O., S.3 
59 Vgl. Charisius, Albrecht, a.a.O., S. 56 
60 Vgl. Davis, L. Brian, Abzeichen und Uniformen der NATO, Geschichte und Organisation, Stuttgart 1991, 
 S. 28 
61 Vgl. Kissinger, Henry A.., Die Atlantische Gemeinschaft neu begründen, in: Internationale  
Politik 50 (1995), S. 22 
62 Vgl. Rühl, Lothar, Ein halbes Jahrhundert Nordatlantische Allianz, in: Politik und Zeitgeschichte B11/99,Bonn 
1999, S 3 
63 Vgl. Heinemann, Winfried, Vom Zusammenwachsen des Bündnisses, München 1998, S.263 
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Einwirken der NATO und ganz besonders auf die Einflußnahme der USA auf Griechenland 
und die Türkei zurückgeführt. 
“Diese mäßigende, friedenserhaltende,Risiken begrenzende Wirkung des Nordatlantikpakts 
nach innen wie nach außen dauert an - sie ist sogar eine seiner Hauptattraktionen für andere 
Staaten,[...].“64  
Nachdem sich seit Mitte der fünfziger Jahre die Nachkriegsordnung in Europa stabilisiert 
hatte und es in West und Ost vorrangig um die Bewahrung des Erreichten ging, reagierte die 
NATO im Jahr 1967 mit dem Harmel-Bericht auf bereits vorangegangene Signale der 
sowjetischen Entspannungspolitik, der Politik der "Friedlichen Koexistenz ".65 
Der Harmelbericht66, der die künftigen Aufgaben der NATO im Rahmen der 
Friedenssicherung der NATO untersuchte, kam in diesem Zusammenhang zu dem Schluß, daß 
militärische Sicherheit und eine Politik der Entspannung nicht zu einander im Widerspruch 
standen, sondern sich gegenseitig ergänzten und damit parallel zueinander durchgeführt 
werden konnten. 
Die daraufhin eingeleiteten Maßnahmen der Entspannung zwischen Ost und West 
beinhalteten u.a. Verträge über Rüstungsbegrenzungen (Strategic Arms Limitation Talks, 
SALT I u. II), Verminderung konventioneller Streitkräfte (Mutual Balanced Force Reductions 
-MBFR) und Abbau von Mittelstreckenraketen (Intermediate Range Nuclear Force Treaty-
INFT). 
Die Verhandlungen zwischen den USA und der Sowjetunion bzw. zwischen der NATO und 
dem Warschauer Pakt wurden unterbrochen durch den Krieg der Sowjetunion in Afghanistan 
und durch den NATO-Doppelbeschluß. Rasche Erfolge wurden somit im Bereich der 
Rüstungsbegrenzung und Vertrauensbildung nicht erzielt.  
Dennoch hatten erste Gespräche zur Beendigung des Rüstungswettlaufs zwischen den 
Machtblöcken begonnen, auch wenn einige Verhandlungen erst nach der Wende 
abgeschlossen werden konnten.67  
Mit der Quasi-Anerkennung des Status quo hatte sich die Einsicht durchgesetzt, daß sich ein 
Wettrüsten nicht lohnte und die besonders hohen finanziellen Kosten für die Rüstung nicht zu 
rechtfertigen waren, eine Erkenntnis, die für die zentralistische Planwirtschaft des Ostblocks 
zu spät kam, und deren Niedergang letztlich das Ende des Sozialismus bewirkte. 
Mit dem Zusammenbruch des kommunistischen Regimes in Osteuropa in den Jahren 1989/90 
                                                 
64 Rühl, Lothar, a.a.O., S.3 
65 "Friedliche Koexistenz" war seit 1956 Grundprinzip sozialistischer Außenpolitik und bedeutete: friedliches 
Nebeneinander und Zusammenarbeit von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung in der Epoche des 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus, in der jedoch die ideologische Auseinandersetzung ausdrücklich 
bejaht wurde. Vgl. Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, DDR-Handbuch, Bonn 1985, S. 482.  
66 Benannt nach dem belgischen Außenminister Harmel, der Leiter der Arbeitsgruppe war.  
67 Vgl. NATO-Handbuch, a.a.O., S. 439 
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war das militärische Schattenboxen zwischen der NATO und dem Warschauer Pakt beendet.  
Die NATO stand vor einer völlig veränderten neuen Lage, die es zu meistern galt. 
Nach der Botschaft von Tunburry im Juni 1990, in der der Nordatlatikrat der Sowjetunion und 
allen osteuropäischen Staaten die Hand zur Freundschaft und Zusammenarbeit reichte, wurden 
die Warschauer Pakt-Nationen im Juli 1990 eingeladen, diplomatische Vertretungen bei der 
NATO in Brüssel einzurichten.  
Zusätzlich erklärte die NATO ihre Bereitschaft, die bisherige Strategie der "Flexible 
Response" durch Aufgabe der Vorneverteidigung, Verminderung der Streitkräfte und 
Reduzierung nuklearer Waffensysteme zu verändern.  
Dieses Versprechen wurde nach Auflösung des Warschauer Paktes durch das Strategische 
Konzept des Bündnisses vom November 1991 eingelöst. 
Das Strategische Konzept stützte die künftige Sicherheitspolitik der NATO, auf die sich 
gegenseitig verstärkenden Elemente von Dialog, Kooperation und kollektiver Verteidigung. 
Das bedeutete, daß die NATO politischer wurde und militärische Aspekte einen 
nachgeordneteren Rang einnahmen.  
Das kam auch durch die realistische Einschätzung der veränderten Bedrohung zum Ausdruck, 
die in Form ethnischer Rivalitäten, Gebietsstreitigkeiten und wirtschaftlichen und poltischen 
Schwierigkeiten gesehen wurde, nicht aber mehr in der Konfrontation zu anderen Nationen 
oder Machtblöcken.68 Die NATO hatte damit neue Gegner und neue Argumente zur 
Begründung ihres Fortbestehens.  
Die Allianz versuchte die veränderten politischen Verhältnisse zu nutzen, um sich von der 
bisherigen Schutzorganisation für Westeuropa weiterzuentwickeln zu einem 
Sicherheitssystem, das den gesamteuropäischen Raum erfaßte. 
Die Gründung des Nordatlantischen Kooperationsrates im Dezember 1991 (seit 1997 Euro -
Atlantischer Partnerschafts-Rat - EAPR), der heute 44 Mitglieder zählt, bot die Grundlage für 
den Dialog und die Zusammenarbeit auf verteidigungsbezogenen Gebieten, wie für die 
Rüstungskontrolle, das Krisenmanagements, die Terrorismusbekämpfung u.a. . 
Die Einführung der Initiative "Partnerschaft für den Frieden "(PfP) im Jahr 1994 vertiefte die 
Beziehungen der NATO zu Nationen, die nicht Mitglied der NATO waren und verfestigte die 
Möglichkeiten militärischer Kooperation in Abhängigkeit von der jeweiligen Zielsetzung der 
27 beteiligten Mitglieder.69 
                                                 
68 Vgl. NATO Office of Information and Press, The Alliance`s Strategic Concept, in: NATO-Handbook, 
Brussels 1995, S. 235 
69 Vgl. NATO Presse- und Informationsdienst, NATO-Handbuch, Brüssel 1998., S.97. PfP umfaßt derzeitig 27 
Nationen. 
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PfP umfaßte eine Anzahl von Aktivitäten für das Zusammenwirken von Streitkräften 
unterschiedlicher Nationen, die eine Interoperabilität mit NATO-Streitkräften herstellen 
wollten. 
Ein in diesem Zusammenhang aufgestelltes Planungs- und Überprüfungsprogramm (PARP) 
diente zur Vorbereitung potentieller Mitgliedstaaten auf den NATO-Beitritt. 
Das PfP-Programm ging über den Dialog und die Kooperation hinaus und erreichte das 
Vorfeld von Beistandsverträgen, nachdem sich die NATO verpflichtet, mit jeder PfP-Nation 
Kontakt aufzunehmen, "[...]wenn dieser Partner eine unmittelbare Bedrohung seiner 
territorialen Integrität, politischen Unabhängigkeit oder Sicherheit wahrnimmt."70 
Diese Verpflichtung bedeutet, daß sich die NATO im Fall der Bedrohung eines PfP-Staates 
einschalten würde. Auf welche Weise und mit welchen Mitteln das geschehen würde, wäre 
lageabhängig und blieb somit offen.  
In jedem Fall aber schaffte eine solche Zusicherung bei den PfP- Staaten ein "Wir- Gefühl" 
und das Bewußtsein, einen sicherheitspolitischen Rückhalt in der Nordatlantischen Allianz zu 
besitzen. 
Da die PfP-Programme von der NATO mit jedem Mitglied einzeln abgeschlossen wurden, 
unterstrichen diese Verträge über sicherheitspolitische/militärische Aktivitäten die 
partnerschaftliche Hinwendung und Verbundenheit mit dem Nordatlantikpakt. 
Das gab besonders den Nationen, die die Verpflichtungen einer Vollmitgliedschaft scheuten 
oder materiell nicht erreichen konnten, das Bewußtsein, zusammen mit den anderen PfP-
Partnern einer militärischen Solidargemeinschaft anzugehören. 
Die EAPR- und PfP-Programme haben die Architektur der NATO erweitert und nach 
differenzierten Kriterien aufgefächert. Die Allianz hat dadurch zugleich an Bedeutung 
gewonnen, weil sie etwas angeboten hat, was sonst in Europa zur Zeit nicht zu bekommen 
war: Ansprechpartner zu sein in Sachen Sicherheit. Ein Ersatz für ein gesamteuropäisches 
Sicherheitssystem waren diese Aktivitäten jedoch nicht. Insofern blieben die osteuropäischen 
Nationen letztlich auf sich allein gestellt. 
Denn einer Ausdehnung der NATO nach Osten stand die Besorgnis der Russischen Föderation 
gegenüber, die eine Ost-Erweiterung des NATO-Bündnisgebietes als einen gegen sich 
gerichteten Akt betrachtete. Nachdem die NATO sich nicht ausdrücklich als Organisation 
erklärt hatte, die sich für Sicherheit und Stabilität aller Europäer verantwortlich fühlte, war 
ihre Ausdehnung nach Osteuropa, ohne erkennbaren Gegner kaum zu begründen.  
Fragen in diesem Kontext bezogen sich auf die künftige Rolle Rußlands in Europa und in der 
Welt, auf seine weitere politische Entwicklung und, damit verbunden, auf seinen künftigen 
Platz in einer europäischen Sicherheitsarchitektur.  
                                                 
70 NATO-Handbuch, a.a.O., S.98 
40 
 
Auf die Vielfalt der Fragen wird an anderer Stelle dieser Arbeit noch einzugehen sein - eine 
erste Antwort darauf gab jedoch die "Grundakte über gegenseitige Beziehungen, 
Zusammenarbeit und Sicherheit zwischen der NATO und der Russischen Föderation".  
Sie stellte das Verhältnis der NATO-Mitgliedstaaten zu Rußland vorerst auf eine neues 
Fundament und regelte das künftige Zusammenwirken mit dem Ziel, bei der Schaffung 
kooperativer Sicherheit in Europa gemeinsam zusammenzuarbeiten. 71  
Das wurde u.a. unterstrichen durch die Bildung des Ständigen Gemeinsamen NATO-Rußland 
Rats, den Austausch von Verbindungsoffizieren und die Einrichtung eines NATO-
Dokumentationszentrums in Moskau. 
Die institutionalisierte Zusammenarbeit zwischen der NATO und Rußland auf höherem 
Niveau trug dem besonderen sicherheitspolitischen Rang der Russischen Föderation 
Rechnung.  
Der Gefahr, daß durch die Ausdehnung der NATO neue Trennlinien in Europa entstehen 
könnten, sollte dadurch entgegen gewirkt werden.  
Auch wenn die "Grundakte" nicht als Beistandsversprechen zwischen der NATO und Rußland 
einzustufen war, so bedeutete dieses Abkommen dennoch die Erkenntnis und die Bereitschaft 
der Vertragspartner, sich in sicherheitspolitischen Bereichen auszutauschen und zu 
kooperieren.  
Die "Grundakte" gab damit einen Rahmen vor, der nach entsprechender Erweiterung als 
Option geeignet erschien, in eine europäische Sicherheitsarchitektur eingefügt zu werden. 
Maßgebend und entscheidend dafür war der politische Wille beider Seiten, das Spektrum von 
Möglichkeiten einer Kooperation auszufüllen und zu erweitern. Dennoch bewegten sich all 
diese Aktivitäten nur im Vorfeld eines gemeinsamen Sicherheitssystems und entbehrten 
verbindlicher Regelungen. 
Die "Charta über eine ausgeprägte Partnerschaft zwischen der NATO und der Ukraine" 
berücksichtigte die besondere Situation der Ukraine, die vor der Wende politisch, 
wirtschaftlich und militärisch eng mit der damaligen Sowjetunion verbunden gewesen war. 
Mit Blick auf die geographische Nähe zu Rußland hatte die Ukraine nach dem Verzicht auf 
ihre Kernwaffen ein besonderes Interesse an einem stabilen und gesicherten Umfeld. 
Durch eine Öffnung nach Westeuropa versuchte sie sich deshalb nach der Auflösung der 
Sowjetunion neu zu orientieren.  
Die Mitgliedschaft der Ukraine im EAPR, die Mitwirkung im PfP-Programm und die 
Beteiligung ukrainischer Soldaten in Bosnien-Herzegowina machten das Streben nach 
Bindung an den Westen nach Stabilität und Sicherheit, mit Blick auf den östlichen Nachbarn, 
deutlich. 
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Sie bildeten die Grundlage des ukrainischen Wunsches nach Abschluß der besonderen 
Partnerschafts-Charta mit der NATO. 
Für die Zusammenarbeit mit der Ukraine wurde ein Spektrum von Themen festgeschrieben, 
ähnlich wie für die Russische Föderation.  
Darüber hinaus wurde ein Konsultationsmechanismus entwickelt, der von der Ukraine im 
Falle einer Bedrohung aktiviert werden konnte und der die NATO verpflichtete, sich in den 
Konflikt einzuschalten.72 
Eine Maßnahme, die zwar nicht den Charakter eines Beistandsversprechens trug, die aber 
zumindest ein Solidaritätsgefühl vermittelte und das Bewußtsein, auf eine, wie immer 
geartete, Unterstützung rechnen zu können. 
Mit Blick auf die Russische Föderation war der Abschluß dieser Charta ein Balanceakt, der 
besonders behutsam und diplomatisch behandelt werden mußte, wenn man den russischen 
Nachbarn nicht vor den Kopf stoßen wollte. Mehr war auch wegen der Kürze der Zeit, die seit 
der Wende verstrichen war und die über Nacht aus Feinden Freunde gemacht hatte, nicht zu 
erreichen.  
Seit 1994 suchte die NATO den Dialog mit Anrainerstaaten im Mittelmeerraum. 
Solche Kontakte nahmen wegen der wirtschaftlichen Bedeutung dieser Staaten für Europa,  
und besonders wegen der Sicherheit der Seewege im Mittelmeer, besonderen Rang ein. 
Die Einrichtung einer Freihandelszone zwischen der EU und den Mittelmeer-
Unterzeichnerstaaten, die bis 2010 zwischen den Parteien angestrebt wird, war somit ganz im 
Interesse der NATO und unterstrich das Gemeinsame von Sicherheits- und Wirtschaftspolitik. 
Die Unterzeichnung der Euro-Mediteranen Partnerschaft im Jahr 1995 dokumentierte die 
Absicht der NATO, das Umfeld der europäischen Sicherheitsarchitektur nicht vor der Haustür 
enden zu lassen. Zu einer Ausdehnung der Sicherheitsarchitektur mit verbindlichen 
Beistandverpflichtungen mochte man sich jedoch nicht entschließen. 
Das Spektrum von Maßnahmen der NATO im Rahmen von EAPR und PfP nach dem Ende 
der Ost-West Konfrontation zur Anpassung an die veränderten sicherheitspolitischen 
Konditionen schloß auch die Öffnung des Bündnisses für neue Mitgliedstaaten ein - allerdings 
erst zehn Jahre nach der Wende.  
Die grundsätzliche Zustimmung zu diesem Entschluß wurde auf dem NATO-Gipfel im Januar 
1994 im Einklang mit Artikel 10 des Vertrages erreicht.73 
Von den 12 interessierten beitrittswilligen Kandidaten74 wurden Ungarn, Polen und 
Tschechien im April 1999 in die NATO aufgenommen.  
                                                 
72 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung: Charta über eine ausgeprägte Partnerschaft zwischen 
der NATO und der Ukraine, Bulletin Nr. 64, Bonn 1997, S.769 
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Das hat die Dimension des westeuropäischen Sicherheitssystems entsprechend vergrößert.  
"Die Erweiterung des Mitgliederkreises der NATO und schließlich die Erweiterung des 
Mitgliederkreises der EU sind getrennte, eigenständige aber einander ergänzende Prozesse. 
Es sind beides wichtige Elemente eines umfassenden Spektrums von Strategien, die auf ein 
friedliches, ungeteiltes und demokratisches Europa abzielen ", so heißt es bei Gebhart von 
Moltke, Beigeordneter NATO- Generalsekretär für Politische Angelegenheiten, in einem 
NATO-Brief.75 
Dennoch sollte der Ausbau des nordatlantischen Bündnisses grundsätzlich deutlich machen, 
daß "[...]er nicht gegen Rußland gerichtet (ist) und sich auch nicht als solcher vereinnahmen 
lassen (wird). Dies müssen die NATO-Mitglieder Moskau immer wieder klar machen, 
insbesondere indem sie die Grundakte mit Leben erfüllen und zu einem wichtigen Baustein in 
der europäischen Sicherheitsarchitektur machen."76 
Aus diesem Grund war der Erweiterungsprozeß mit Fingerspitzengefühl und diplomatischem 
Geschick durchzuführen.  
Von März 1999 bis Juni 1999 führte die NATO, ohne ein Mandat der Vereinten Nationen 
(UN), einen Luftkrieg gegen Restjugoslawien und ihren Präsidenten Milosevicz durch zur 
Beendigung der Menschenrechtsverletzungen in der Provinz Kosovo. 
"Was auf dem Balkan geschah, war ein Schritt über den Rubikon von der gemeinsamen 
Verteidigung des europäischen Bündnisgebietes zur gemeinsamen Einmischung in die 
innersten Angelegenheiten eines fremden Staates."77 
Die NATO befand sich damit nicht nur in der Rolle einer offensiven Interventionsallianz, 
sondern sie war engagiert in innere ethnisch-religiöse Auseinandersetzungen mit 
vielschichtiger Komplexität und hoher Intensität. Dafür war die NATO weder ausgerüstet 
noch vorbereitet worden.78 
Die NATO steht heute im Kosovo zwischen den verfeindeten Serben und den nach 
Unabhängigkeit strebenden Kosovo-Albanern.  
Der Abschluß des militärische Engagement der NATO im Kosovo ist noch nicht abzusehen. 
Damit läuft die zeitliche Dauer der militärischen Präsenz der NATO auf dem Balkan auf ein 
langes Ende zu. Aus dem Fall Kosovo ergab sich eine Allzuständigkeit der NATO, die von 
                                                                                                                                                         
74 Staaten, die den Beitritt in die NATO anstreben : Albanien, Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, 
Mazedonien, Rumänien, Slowakei, Slowenien. 
75 Moltke von, Gebhart, Der Beitritt neuer Mitglieder zum Bündnis. Die nächsten Schritte, in:  
NATO-Brief Nr. 4, NATO Office of Information and Press, Brussels 1997 , S.4-10 
76 Rühe, Volker, Zweite NATO-Erweiterung, in: Internationale Politik (IP) 6/2001, S.24 
77 Rühl, Lothar, Die NATO und ethnische Konflikte, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur 
Wochenzeitung "Das Parlament", B20/2001, Bonn 2001, S. 3 
78 Vgl. Rühl, Lothar, a.a.O., S. 4 
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vielen Mitgliedern abgelehnt wurde. Die Befürchtung, die NATO könne sich zu einer Art 
Weltpolizei entwickeln unter der Führung Amerikas, kam besonders aus Frankreich. 
Paris drängte deshalb darauf, daß die Zuständigkeit der NATO auf den euro-atlantischen 
Raum beschränkt bleiben sollte. Zudem dürfe der Einsatz von Truppen der Allianz außerhalb 
des Bündnisgebietes nur mit der Zustimmung der Vereinten Nationen erfolgen. Dagegen 
argumentierten die USA und Großbritannien, daß man im Fall eines durch  Veto blockierten 
UN-Sicherheitsrates bei Menschenrechtsverletzungen handeln müsse. Der Kompromiß der 
NATO sah daraufhin vor, künftig nur mit UN-Mandat zu agieren; im Ausnahmefall allerdings 
könne man es aber auch anders. Der Kosovo Konflikt, bei dem sich die NATO auf ein "Recht 
zur humanitären Intervention" berief, wurde nachträglich als ein solcher Ausnahmefall 
angesehen, allerdings erst nachträglich.79 
Schlußfolgerung wird deshalb auch sein, daß  
 "[...]ethnische oder ethno-relgiöse Konflikte (offensichtlich) keine geeigneten Anlässe und Herausforderungen 
für Bündnisaktionen durch Stationierung alliierter Truppen außerhalb der NATO-Grenzen als internationale 
Sicherheitspräsenz (sind).[...]Deshalb sollte die NATO sich in akuten Krisen nicht über einen 
ersten[...]unvermeidlich werdenden Eingriff hinaus engagieren, sondern die Regelung solcher Konflikte der 
OSZE oder der EU überlassen."80 
Das Experiment wird bereits heute in Brüssel als nicht wiederholbar bezeichnet, und die 
Frage, wie zukünftig solche Konflikte zu lösen sind, bleibt, vorerst noch offen und wird wohl 
künftig fallweise entschieden werden. Dies ist keine befriedigende Lösung. 
Mit der Billigung des neuen Strategischen Konzeptes auf dem Gipfeltreffen der NATO im 
April 1999 in Washington berücksichtigte das Bündnis die zwischenzeitlich im Vergleich zu 
1991 eingetretenen Veränderungen im Sicherheitsumfeld.  
Dazu gehörten auch Aufgaben, "[...]nicht unter Artikel 5 fallende Krisenreaktionseinsätze 
durchzuführen"81, und die Herstellung engerer institutioneller Beziehungen zur WEU. 
Darüber hinaus forderte das neue Konzept, die Fähigkeit der Streitkräfte "[...]längere 
Operationen durchzuhalten, entweder innerhalb oder außerhalb des Bündnisgebietes "82 und 
für den Fall eines Einsatzes "[...]jenseits der Grenzen der NATO,[...] verlege- und 
durchhaltefähig zu sein".83 
Damit sah das neue Strategische Konzept, zusätzlich zur Aufgabe der kollektiven 
Verteidigung, erhebliche Weiterungen vor.  
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Es betonte die zentrale Rolle der NATO in der europäischen Sicherheitspolitik, die sie in 
einem sich politisch stärker zusammenschließenden Europa anstrebte und es schloß in diesem 
Kontext künftige Einsätze, auch außerhalb des Bündnisgebietes, mit ein. Befürchtungen, die 
selbst im westeuropäischen Lager geäußert wurden, daß sich die NATO nunmehr als "global 
player" zum Herren über Krieg und Frieden aufschwingen würde, haben sich nicht bestätigt. 
Dazu beigetragen haben mag auch die Entscheidung der EU in Köln im Juni 1999, sich 
künftig an der Lösung innereuropäischer Konflikte aktiver zu beteiligen oder besser: sie 
selbständig zu lösen.  
Der Kampf gegen den Terrorismus sah die NATO im Abseits.84 Sie hatte zwar spontan 
Solidarität mit den USA bewiesen und den Bündnisfall erklärt, jedoch ist seit dem nicht mehr 
viel geschehen.  
Die Maßnahmen der nordatlantischen Allianz hatten sich lediglich auf die Verlegung von 5 
AWACS-Flugzeugen (Airborne Warning and Control System), einschließlich des Personals in 
die USA beschränkt. Dadurch wurden die dort eingesetzten US-Maschinen verfügbar für 
Überwachungsaufgaben im Nahen und Mittleren Osten.85 Darüber hinaus wurde die 
STANAVFORMED (Standing Naval Force Mediterranaen) als Zeichen der Solidarität mit 
dem amerikanischen Bündnispartner ins östliche Mittelmeer verlegt.86 Mit Ausnahme der 
freiwillig bereitgestellten britischen Kampfverbände wurden durch die USA keine weiteren 
Beweise einer europäischen Waffenbruderschaft für Kampfeinsätze in Afghanistan gefordert. 
Sei es, weil die Europäer nicht über die modernen Waffensysteme verfügten, um mit den 
Amerikanern im Verbund zu agieren, sei es, weil die USA die Führung des Krieges lieber 
allein machten, zumal sie es auch ohne die Waffenhilfe der NATO allein konnten. Darüber 
hinaus hätte durch eine stärkere Beteiligung der NATO am Kampfgeschehen eine ebenfalls 
größere Mitsprache der europäischen Bündnispartner bei der militärischen Einsatzplanung in 
Kauf genommen werden müssen. Die Führung eines "war by committee" lag jedoch nicht in 
amerikanischem Interesse.87 
Unabhängig von den Aktivitäten des NATO Bündnisses hatten die USA und Großbritannien 
mit einer weiteren Operation, die unter dem Codenamen "Enduring Freedom" lief, 
Maßnahmen gegen den internationalen Terror eingeleitet. Eine Vielzahl von Nationen haben 
dazu mit politischen und militärischen Mitteln ihre Unterstützung angeboten. Auf bilateraler 
Ebene erwies sich die Zusammenarbeit in der Terrrorbekämpfung offensichtlich effektiver als 
in der nordatlantischen Allianz. 
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Von Deutschland wurden für "Enduring Freedom", durch eine Entscheidung des Bundestages, 
auf Basis des Artikel 51 der UN und des Artikel 5 des Nordatlantik-Vertrages, 3900 Soldaten 
bereitgestellt. Dazu gehören: 
- ABC-Abwehrkräfte, stationiert in Kuweit; 
- Sanitätskräfte zur medizinischen Evakuierung;   
- Kommando Spezialkräfte (KSK) zur Durchführung von Rettungs-, Evakuierungs-, und 
Schutzoperationen; 
- Lufttransportkräfte (Transall-Flugzeuge) und 
- Seestreitkräfte in Djibuti und Seeluftstreitkräfte in Kenia zur Überwachung der Seegebiete 
um das Horn von Afrika.88 
Zusätzlich zur Operation "Enduring Freedom" wird von 19 Nationen auf der Grundlage des 
Mandats des UN-Sicherheitsrates eine "International Security Assistance Force" (ISAF) zum 
Schutz der afghanischen Übergangsregierung gebildet.89 
Die Zahl der unterschiedlichen internationalen Aktivitäten macht deutlich, wie gering sich der 
Anteil der NATO, oder besser gesagt: der europäische Teil der NATO an der 
Terrorismusbekämpfung darstellt. 
Selbst wenn sich die NATO künftig noch erkennbarer zu ihren neuen Aufgaben im Konzept 
von 1999 bekennt, wird es in absehbarer Zeit wohl kaum gelingen, sich stärker ins Spiel der 
Kräfte einzubringen und das unausgewogene Verhältnis im nordatlantischen Bündnis 
zwischen den technologisch hochgerüsteten amerikanischen Streitkräften und den 
bescheidenen, veralteten Mitteln der Europäer auszugleichen.  
Die europäischen Bündnispartner sind deshalb um so mehr gefordert, sich mit dem Ausbau 
des europäischen Pfeilers der NATO zu beeilen. Sonst könnte es eines Tages zu spät sein. 
Denn auch die USA könnten das Interesse an einem Bündnis verlieren, das, aus welchen 
Gründen auch immer, nicht in der Lage ist seinen Verpflichtungen nachzukommen. 
Sollte sich die Situation im Bündnis nicht ändern, so wird die mögliche Option: "Amerika 
führt - Europa folgt", kaum mit der künftigen gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der 
Europäischen Union in Einklang zu bringen sein. 
Rückblickend ist trotz dieser asymmetrischen Verhältnisse zwischen den USA und seinen 
Verbündeten festzustellen, daß sich die NATO seit ihrer Gründung als Bündnis und als 
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Stabilisationsfaktor für die demokratische, rechtstaatliche und friedliche westeuropäische 
Wertegemeinschaft bewährt hat. Voraussagen, die nach Ende der bipolaren Ordnung in 
Europa auch ein Ende der NATO ankündigten, haben sich nicht bestätigt. Für die Schaffung 
eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems war es hingegen offensichtlich noch zu früh. Als 
Gründe dafür können geltend gemacht werden: die noch nicht ausreichenden politischen, 
militärischen und wirtschaftlichen Fähigkeiten der osteuropäischen Nationen der NATO 
beizutreten, die politischen Rücksichtnahmen gegenüber Rußland und die noch ungeklärten 
Verhältnisse in Rußland selbst. 
Die NATO ist zwischenzeitlich auf 19 Mitgliedstaaten angewachsen.  
Mit 9 weiteren Beitrittskandidaten ist der Andrang zur NATO immer noch sehr groß.  
Die NATO entwickelt sich dadurch zum stärksten militärpolitischen Faktor in Europa. Das 
wird unterstrichen durch die Ausdehnung des militärischen NATO-Aufgabenkatalogs, der 
nunmehr seit 1999 die Übernahme von "crisis management " und "out-of -area"-Einsätzen 
miteinschließt.  
Die graduelle Öffnung der NATO für andere Nationen durch die Bildung des Europäisch - 
Atlantischen Partnerschaftsrats (EAPR), die Gründung des "Partnership for Peace"(PfP) 
Programms und die Ausdehnung der Zusammenarbeit mit Rußland und der Ukraine machen 
den Anspruch der NATO als führende Sicherheitsorganisation in Europa noch deutlicher. 
Die NATO ist das einzige Vertragswerk, das die USA als Mitgliedstaat an Europa bindet. Das 
wiederum bedeutet für Europa: Abgleich sicherheitspolitischer Interessen mit dem 
atlantischen Partner und zugleich Einschränkung unabhängigen politischen Handelns. 
Die Stärke der NATO wurde bisher durch das Engagement und die Führungsrolle der USA in 
der europäischen Sicherheitspolitik bestimmt. Sie basierte auf den (nuklearen) Garantien der 
Amerikaner, sich nach Artikel V des Nordatlantik-Vertrages an die Seite des Angegriffenen zu 
stellen. Sie war zudem begründet durch die materielle amerikanische Unterstützung, die die 
kriegsgeschädigten europäischen Länder empfangen hatten. Außerdem wurde sie bestimmt 
durch die amerikanische Fähigkeit, die europäischen Partner unter dem Dach der NATO 
geeint zu halten.  Darüberhinaus war das Verhältnis der USA zu Europa auch von handfesten 
wirtschaftlichen Interessen beeinflusst.  
Trotz eines nach außen hin geschlossenen Bildes der NATO gelang es den europäischen 
Partnern im Jugoslawien-Konflikt nicht, sich auf ein gemeinsames Vorgehen zu einigen.. Sie 
waren letztlich auch nicht in der Lage, sich dort militärisch im Rahmen friedensstiftender 
Einsätze zu engagieren, zumal sie nicht über die militärischen Fähigkeiten verfügten, solche 
Aufgaben ohne die USA durchzuführen.  
Das bedeutete für die Amerikaner zwar weiterhin signifikanten Einfluß auf die europäische 
Sicherheitspolitik, zugleich aber auch eine erhebliche finanzielle Belastung zur 
Aufrechterhaltung von militärischen Kapazitäten auf dem europäischen Kontinent.  
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Vor diesem Hintergrund amerikanischer Bereitschaft, sich auch nach der Wende noch 
militärisch einzusetzen, hieß das für die Europäer Inkaufnahme weitgehender politischer 
Abhängigkeit von den USA. Dafür aber sah man sich in Europa auch nicht so gefordert, 
politische Risiken auf sich zu nehmen. Außerdem war die Beteiligung der Europäer an den 
Stationierungskosten für US-Streitkräfte finanziell immer noch günstiger als die Aufstellung 
zusätzlicher nationaler Streitkräfte.  
So konnten denn die Westeuropäer offensichtlich mit der Dominanz der USA im Bündnis 
ganz gut leben; zumal die amerikanische Führungsrolle dazubeigetragen hatte, daß die 
europäischen Bündnispartner seit 1949 relativ friedlich miteinander umgegangen waren.  
Im Hinblick auf das zunehmende amerikanische Interesse an den wirtschaftlich und 
militärisch aufstrebenden Nationen in Asien und der Bekämpfung des Terrorismus im 
Mittleren und Nahen Osten ist ein außenpolitischer Schwenk der USA, der dem europäischen 
Bereich künftig weniger Beachtung schenkt, nicht mehr auszuschließen. 
Denn Indien und Japan als einflußreiche Mittelmächte sowie die aufstrebende Weltmacht 
China haben bewirkt, daß sich das wirtschaftliche und militärpolitische Interesse der USA 
verstärkt dem asiatischen Raum zugewandt hat. Die europäischen Bündnispartner werden sich 
bei verringertem amerikanischen Engagement etwas einfallen lassen müssen, um die 
Sicherheit im Bündnisgebiet auch weiterhin auf hohem Niveau zu halten. Das sollte in einem 
geeinten Europa mit einem festen politischen Willen in der Tat nicht all zu schwer sein. Man 
muß nur wissen, was man will. Die Europäer sind deshalb gut beraten, sich stärker als bisher 
in die europäische Sicherheitspolitik einzubringen, weil der bis dahin alles regelnde große 
Partner nunmehr andere Sorgen hat. 90 Das heißt: 
"Europa kann (deshalb) nicht mehr im amerikanischen Windschatten treiben, aber es kann 
auch (noch) nicht ohne amerikanische Vorgaben leben".91 
In diesem Zusammenhang wird die Entwicklung und Ausformung einer "Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungsidentität" (European Defence and Security Identity-ESDI) von 
den europäischen Mitgliedstaaten ein stärkeres Engagement im Bündnis als bisher fordern. 
Das bedeutet nicht nur Demonstration eines ausgeprägteren politischen Willens zur 
Übernahme von Führung und Verantwortung - zumindest im europäischen Teil der Allianz - 
sondern es wird und sollte auch die Fähigkeit der europäischen Bündnispartner sichtbar 
machen, sich in Europa zu einigen, zu koordinieren und Geschlossenheit zu zeigen. Denn eine 
Europäische Sicherheits- und Verteidigungsidentität der NATO bleibt ohne politische und 
institutionelle Verbindung zur Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
                                                 
90 Vgl. Seidelmann, Reimund, Problems and Perspectives of Europe's Security Architecture, in: Internet: 
http://www.ecsanet.org/conferences/seidelmann.htm 
91 Weidenfeld, Werner, Kühles Kalkül, in: Internationale Politik Nr. 6, Juni 2001, S.8 
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der Europäischen Union und ohne abgestimmte Arbeitsmethoden und Entscheidungsprozesse 
ein totgeborenes Kind. 
Die künftige Effektivität der NATO wird maßgeblich von ihrem Verhältnis zu den USA 
geprägt sein. "Natürlich wäre es für die USA nützlich einen europäischen Partner zu haben, 
der die Probleme lösen hilft. Die USA suchen arbeitsteilige Hilfe und funktionale 
Partnerschaften bei der Bekämpfung des Terrorismus, bei Themen wie AIDS, Drogen und 
Migration. Aber ist Europa zu einer solchen Partnerschaft fähig ?."92 
Eine berechtigte Frage, deren Beantwortung im Interesse Europas keinen Aufschub duldet. 
Für die künftige Entwicklung in Europa wird es deshalb erforderlich sein, erkennbare und 
verstärkte Bereitschaft durch die europäische NATO zu zeigen, aktiv zu handeln und eigene 
Vorstellungen zur europäischen Sicherheitspolitik zu entwickeln; sonst könnte man den 
amerikanischen Partner verlieren.  
Durch die "Grundakte über gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit 
zwischen der NATO und der Russischen Föderation" ist eine sicherheitspolitische Beziehung 
hergestellt worden, die die Stabilität und Vertrauensbildung zwischen beiden Partnern fördern 
soll. Mit Blick auf die Normalisierung der Verhältnisse der westeuropäischen Nationen zu 
Rußland und der Entwicklung nahezu freundschaftlicher Beziehungen zwischen Deutschland 
und Rußland ist davon auszugehen, daß die im Jahr 1997 unterzeichnete Grundakte künftig 
mit mehr Aktivitäten ausgefüllt wird, als das bisher der Fall war. Andernfalls würde 
Einvernehmlichkeit herbei geredet, die in Wirklichkeit nicht existiert.  
Eigentlich geht erst nach den Anschlägen des 11. September die Saat auf, die in der Zeit des 
Umbruchs für die Verbesserung der Beziehungen zwischen Ost und West ausgelegt wurde. 
Die NATO muß deshalb ihr Verhältnis zu Rußland von Grund auf neu bestimmen, weil die 
bisherigen Abkommen nicht mehr als ein Ausdruck des guten Willens zum 
Informationsaustausch waren und die enge Zusammenarbeit noch nicht, wie gewünscht, 
erfolgte.  
Der Anstoß, Rußland enger in die Sicherheitspolitik Europas mit einzubeziehen, wurde durch 
das Zusammenrücken der Nationen angesichts der terroristischen Aktivitäten in der Welt 
bewirkt. Die Kritik des russischen Präsidenten an der Ausgrenzung Rußlands bei 
Entscheidungen des Westens im NATO-Rußland Rat und der Vorschlag des britischen 
Premierministers Blair zur künftig verstärkten Einbeziehung der Russen bei Sitzungen des 
Rates werden die Kooperation zwischen beiden Seiten intensivieren. 
Die Nato und Rußland haben zwischenzeitlich beschloßen, künftig enger zusammenzuarbeiten 
und gemeinsam eine "qualitativ neue Beziehung" anzustreben.93 
                                                 
92 Weidenfeld, Werner, a.a.O., S.9 
93 Vgl. Bc. Brüssel 7. Dezember, NATO und Rußland streben "qualitativ neue Beziehungen "an, in: FAZ Nr.286 
vom 8.12. 2001, S.2 
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Dazu wird ein neues Gremium, der Zwanziger-Rat, geschaffen, der den bisherigen 
Gemeinsamen NATO-Rußland-Rat ablösen wird. Während dieses Gremium in der 
Vergangenheit wenig bewirkte, weil die NATO-Mitglieder vor jedem Treffen ihre Positionen 
abstimmten, ohne Rußland zu konsultieren, wird Rußland künftig im Zwanziger-Rat über 
wichtige Sicherheitsfragen gleichberechtigt mit den neunzehn NATO-Mitgliedern beraten und 
entscheiden können. Themen von gemeinsamen Interesse werden sein: die Terrorismus-
Bekämpfung, die Nichtverbreitung von Massenvernichtungswaffen, Zivilschutz, gemeinsame 
Friedensmissionen, die Bewertung neuer Bedrohungen sowie das Krisenmanagement, das aber 
noch näher definiert werden muß. Im Entscheidungsprozeß wird die NATO vom bisherigen 
Konsensprinzip auch künftig nicht abweichen. Um bei einem russischen Veto die 
Handlungsfähigkeit nicht einzubüßen, ist bei anhaltendem Dissens vorgesehen, die 
Entscheidung an den Nordatlantik-Rat zurückzugeben. 
Die Grundakte hatte bisher nur ein Fenster zum Haus der NATO geöffnet, durch das die 
Russen hinein schauen durften, mehr auch nicht. 
 "Der mit Amerika abgesprochene Vorstoß des britischen Premierministers und die Avancen von 
Generalsekretär Robertson gegenüber Präsident Putin bedeuten nichts anderes, als daß der Westen Rußland 
nun bittet, in das Haus einzutreten und,[ ...] eine Art Einliegerwohnung zu beziehen.[ ...] Was es für das 
politische Bündnis des Westens und seine militärische Allianz bedeutet, ist noch nicht abzusehen".94  
Auf jeden Fall wird sich die Zusammenarbeit zwischen der NATO und Rußland aktiver und 
lebendiger vollziehen als bisher, mit möglichen Auswirkungen auch auf andere Bereiche. Die 
langsame Heranführung Rußlands an die NATO entspricht der Brüsseler Leitlinie, auch wenn 
die militärische Führungsschicht in Moskau solchen Plänen noch skeptisch gegenüber steht.95  
Die Frage, warum ein solches Zusammengehen nicht schon früher möglich war, ist einerseits 
mit dem Hinweis auf die schlagartig veränderte Lage in der Welt durch die terroristischen 
Bedrohung zu beantworten, andererseits liegt ein Grund auch in der Person des russischen 
Präsidenten und in seinem Bemühen um persönliche Glaubwürdigkeit und Kompetenz, die 
gepaart ist mit dem Willen, Rußland von der im Westen "[...]üblichen Identifizierung mit 
Stereotypen wie Wodka, Mafia und Oligarchien zu befreien".96 
Die Sicherung des Friedens in Europa und in der Welt gegen Angriffe des Terrorismus 
erfordert nicht nur ein Zusammengehen von innerer- mit äußerer Sicherheit im nationalen 
Bereich, sondern sie bedingt auch eine besonders enge Kooperation auf internationalem 
Gebiet. Der Effekt, der hierbei grundsätzlich auf das Verhältnis des Westens zu Rußland und 
                                                 
94 NM., Die Neue NATO, in: FAZ Nr.274 vom 24.11.2001, S.12 
95 Vgl. Wehner, Markus, Kein "19 gegen einen"mehr, in: FAZ Nr. 103 vom 4.5. 2002, S.5 
96 Internet:http://www.swp-berlin.org/produkte/brennpunkte/besuchvput2druck.htm (Alexandrowa, Olga; Meier, 
Christian, Deutschlandbesuch von Präsident Putin) 
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zur Ukraine ausgehen wird, könnte ebenfalls ein stärkeres Zusammengehen auf politischem 
und wirtschaftlichem Gebiet bewirken.  
Der Entschluß, Rußland und die Ukraine an die NATO zu binden - wenn auch nur lose - hat 
den äußeren Frieden in Europa sicherer gemacht.  
Eine grundsätzliche Bereitschaft der NATO, das Verhältnis zu beiden Nationen noch enger zu 
gestalten, sollte unter der Voraussetzung einer demokratischen Entwicklung in diesen Ländern 
als Langzeitperspektive angestrebt werden. Eine solche Planung sollte auch von den USA 
verstanden werden, die auf dieser Grundlage, selbst durch ein engeres Verhältnis der Europäer 
zu Rußland, ihre Partnerschaft mit Europa nicht als gefährdet ansehen müssen. 
Das ist, zugegeben, noch "Zukunftsmusik" und von einer Vielzahl von Faktoren abhängig, auf 
die nicht einmal die NATO Einfluß nehmen kann. Mit Blick auf den anzustrebenden Aufbau 
eines gesamteuropäischen Sicherheitsverbundes sollte eine solche Perspektive in künftigen 
Planungen stets Berücksichtigung finden. Auf dem langen Weg zu einem künftigen 
gesamteuropäischen Sicherheitssystems ist es wichtig, Gemeinsamkeit und 
Gleichberechtigung anzustreben, um die Dominanz einzelner Nationen zu vermeiden. Ob das 
bei der Vielzahl europäischer Nationen ohne" primus inter pares" möglich sein wird, bleibt 
abzuwarten. 
 
4.2. Die Warschauer Vertragsorganisation (WVO) 
Da der Warschauer Pakt nach Ende der Ost-West-Konfrontation im März 1991 aufgelöst 
wurde und diese Vertragsorganisation keinen direkten Einfluß mehr auf die künftige 
europäische Sicherheitsstruktur ausübt, soll diese Organisation in ihrer militärhistorischen 
Rolle nur kurz erwähnt werden. 
Die Gründung der WVO im Mai 1955 fiel zeitlich mit der Aufnahme der Bundesrepublik 
Deutschland in die NATO zusammen, nachdem sich damit alle Türen zur Erweiterung des 
sowjetischen Einflusses nach Westen geschlossen hatten.  
Der Vertrag, der von Albanien97, Bulgarien, der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), 
Polen, Rumänien der Sowjetunion, der Tschechoslowakei und Ungarn unterzeichnet wurde, 
diente der Bündelung der militärischen Kräfte in Osteuropa zur Herstellung eines 
Gleichgewichts gegenüber der Sicherheitsstruktur des Westens. 
                                                 
97 Albanien hat im September 1968 aus Protest gegen den Einmarsch der Warschauer Pakt-Truppen in die 
Tschechoslowakei die Paktorganisation verlassen. Vgl. auch Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, 
Warschauer Pakt, in: DDR-Handbuch, Köln 1985, S.1459 - 1463 
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Das bereits auf bilateraler Ebene bestehende Geflecht von Beistandsverträgen zwischen der 
Sowjetunion und den osteuropäischen Staaten, aber auch zwischen den Osteuropäern 
untereinander, wurde durch die Gründung der von der Sowjetunion dominierten WVO 
institutionalisiert. 
Wie die NATO wirkte die WVO auch als Ordnungsmacht und Stabilisator innerhalb des 
Bündnisses und festigte durch den militärischen Zusammenhalt das sozialistische 
Gesellschaftssystem des Ostblocks.  
Die Außen- und Sicherheitspolitik orientierte sich seit der Amtszeit von Chruschtschow, 
Anfang der sechziger Jahre, an der Theorie der "Friedlichen Koexistenz". 
Danach sollten militärische Konflikte zwischen den Staaten vermieden, die ideologische 
Auseinandersetzung zwischen der sozialistischen und bürgerlichen Weltanschauung jedoch 
fortgesetzt werden.98 
Paktbezogene Probleme wurden, ähnlich wie in der NATO, intern ausgetragen.  
Dort allerdings, wo die Kohärenz des Bündnisses gefährdet war, scheute die sowjetische 
Führung, so wie in Ungarn und in der Tschechoslowakei99, nicht vor dem Einsatz 
militärischer Gewalt zur Aufrechterhaltung der sozialistischen Ordnung zurück. 
Der Vertrag von Warschau und der Nordatlantik-Pakt wiesen in einigen Punkten 
Gemeinsamkeiten auf.  
So basierten beide Verträge auf dem System der kollektiven Verteidigung, in dem auf 
Entscheidungsebene das Primat der Politik herrschte. 
Allerdings wurden bei der NATO durch den Internationalen Stab und die zahlreichen 
permanenten Ausschüsse erheblich mehr Politikfelder als durch den Warschauer Pakt 
abgedeckt.  
Die Überbetonung der militärischen Organisation im Warschauer Vertragswerk ließ dadurch 
zahlreiche zivile Bereiche unberücksichtigt. Das wiederum unterstrich die Bedeutung des 
Militärs als Instrument östlicher Sicherheitspolitik. 
Beide Paktorganisationen standen in ihrer konzeptionellen Ausformung auf defensiver 
Grundlage. 
Auch berücksichtigten beide Organisationen, wie in den bereits vorangegangenen 
Beistandsverträgen, die Verpflichtung zur Konsultation (Artikel 3) und zur wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit (Artikel 8).  
Für den ökonomischen Bereich wurde "[...]die Weiterentwicklung und Festigung der 
wirtschaftlichen [...]Beziehungen untereinander"100 bereits seit 1949 durch den Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) gesteuert. 
                                                 
98 Vgl. Autorenkollektiv, Kleines Politisches Wörterbuch, a.a.O., S.277 u.ff. 
99 Durch die Erklärung des Kriegsrechts konnten die Polen ein militärisches Eingreifen der WVO gerade noch 
verhindern.Vgl. Gribkow, Anatoli, Der Warschauer Pakt, Berlin 1995, S. 163 u.ff. 
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So,wie im nordatlantischen Vertrag, war es auch in Artikel 4 der WVO  in das Ermessen der 
Mitgliedstaaten gestellt, im Verteidigungsfall die Mittel, bis hin zur Anwendung militärischer 
Gewalt,  selbst auszuwählen. 
Im Gegensatz zur NATO verfolgte der Warschauer Pakt jedoch eine offensive Strategie, deren 
Ziel es war, den Gegner durch Angriff auf seinem eigenen Territorium zu schlagen - nach dem 
Grundsatz : Angriff ist die beste Verteidigung. 
Auch gestand der Pakt den Mitgliedstaaten kein Mitsprachrecht in Fragen des nuklearen 
Einsatzes zu. Diese Entscheidungen lagen ausschließlich in sowjetischer Hand. 
Im Unterschied dazu war die Einflußnahme der NATO-Bündnispartner auf die nukleare 
Einsatzplanung bereits Mitte der sechziger Jahre durch die Einrichtung der Nuklearen 
Planungsgruppe institutionalisiert worden. 
Die Amtszeit von Präsident Gorbatschow leitete das Ende des Warschauer Paktes ein. Die 
einseitige Reduzierung der sowjetischen Truppen um 500 000 Soldaten im Dezember 1988 
war nur ein erster Schritt. 
Mit der Öffnung der Grenzen in Osteuropa und dem Fall der Mauer in Berlin standen in den 
WP-Staaten die Weichen auf Demokratisierung nach innen und auf Neuordnung der 
Beziehungen nach außen. Damit war der WVO die Grundlage entzogen. 
Parallel dazu verlief ein Prozeß der Entmilitarisierung in den osteuropäischen Staaten (Polen, 
Tschechoslowakei, Ungarn) durch den Abzug der dort seit Jahrzehnten stationierten 
sowjetischen Truppen.  
Mit der Entscheidung des sowjetischen Präsidenten Gorbatschow vom Februar 1991 wurde 
die WVO zum 1. Juli 1991 aufgelöst.  
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Sowjetunion das Image des Warschauer Paktes in 
politischer, militärischer und rüstungswirtschaftlicher Hinsicht bestimmte und damit die 
Strukturen für die osteuropäische Sicherheitsarchitektur vorgab. 
Die Mitgliedstaaten konnten sich bis zur Wende dem sowjetischen Führungsanspruch kaum 
entziehen. Sie mußten stets damit rechnen, auf der Grundlage der Breschnew Doktrin von der 
Sowjetunion zum Schutz der sozialistischen Errungenschaften aufgerufen zu werden, wenn 
die Führung eines WP-Staates von der vorgegebenen politischen Linie abweichen wollte.101 
 
                                                                                                                                                         
100 S iegler von, Heinrich, Zusammenschlüsse und Pakte der Welt, Bonn-Wien-Zürich 1973, S. 19 u.ff. 
101 Vgl. Holtmann, Everhard, Breschnew-Doktrin, in: Politik-Lexikon, München-Wien 1994, S.66 
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4.3. Die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) 
Obwohl die GUS nicht in der Nachfolge der Warschauer Vertragsorganisation stand, soll doch 
an dieser Stelle auf sie eingegangen werden, um auf den Übergang von der Sowjetunion auf 
den Zusammenschluß nun unabhängig gewordener Republiken hinzuweisen. 
Nach dem Scheitern des Putsches konservativer Kommunisten gegen den sowjetischen 
Präsidenten Gorbatschow im August 1991, hatte der Kongreß der Volksdeputierten die 
Auflösung der Sowjetunion in der bisherigen Form beschlossen. Außer den drei baltischen 
Staaten, deren völlige Unabhängigkeit anerkannt wurde, gründeten die 12 übrigen Republiken 
anstelle der zerfallenen Sowjetunion einen Bund unabhängiger Staaten.102 An seiner Spitze 
steht der Rat der Staatsoberhäupter. Er wird vom Exekutivsekretariat in Minsk in der 
Vorbereitung der Tagungen unterstützt.  
Im Dezember 1991 wurde der Vertrag über das Ende der Sowjetunion und die Gründung der 
"Gemeinschaft unabhängiger Staaten" in Alma Ata von 11 Republiken (außer Georgien) 
unterschrieben. In ihm wurde die Souveränität und Gleichberechtigung aller Mitgliedstaaten 
anerkannt. Die Russische Föderation ist der wichtigste Nachfolgestaat innerhalb der GUS.103 
Die Ziele der GUS beziehen sich u.a. auf die Koordinierung der Außenpolitik, die Bildung 
eines gesamteuropäischen und eurasischen Marktes und die Zusammenarbeit im Transport- 
und Zollwesen. Vorrang hat jedoch die Schaffung einer einheitlichen Zollunion sowie eines 
vereinigten Wirtschaftsraumes. Zusätzlich soll durch den Zusammenschluß der Republiken 
ein gemeinsamer militär-strategischer Raum geschaffen und die Zusammenarbeit bei der 
internationalen Friedenssicherung gefördert werden.104 In der Sicherheitspolitik der GUS 
werden alle anderen Probleme durch zwei Hauptthemen dominiert: das Verhältnis Rußlands 
und der GUS zur NATO und vor allem zu den USA und die Bekämpfung des Terrorismus, 
besonders in Tschetschenien und Afghanistan.105 In diesem Zusammenhang sind gemeinsame 
Aktionsprogramme im Kampf gegen die Kriminalität und den internationalen Terrorismus 
verabschiedet und ein Antiterrorismus-Zentrum eingerichtet worden.  
Während jedoch in Westeuropa die NATO und EU nach kurzer Phase der Desorientierung mit 
erkennbarem Engagement versuchten neue Sicherheitsstrukturen aufzubauen, war  
 "[...]die GUS mangels ökonomischer Integrationskraft und Kohärenz in politischer wie in sicherheitspolitischer 
Hinsicht und aufgrund mangelnder kultureller Attraktivität bis auf einige Ansätze wirtschaftlicher Kooperation 
das geblieben, wozu sie nach der Intention einiger Mitglieder geschaffen wurde: eine Abwicklungsagentur der 
                                                 
102 Vgl. Brockhaus GmbH, Der Fischer Weltalmanach 2001: GUS Mitgliedstaaten: Armenien, Aserbaidschan 
(seit 1993), Georgien (seit 1994), Kasachstan, Kirgisien, Moldau (seit 1994), Russland, Tadschikistan, 
Turkmenistan, Ukraine, Usbekistan, Weißrußland. S. 977 
103 Vgl. Brockhaus GmbH, dtv Lexikon, Bd.17, München 1999, S.100 u.106 
104 Vgl. Ebenda, S. 977 
105 Vgl. Chladek, Tilmann, Dokumente zur Entwicklung in Rußland und den GUS-Staaten, in: Internationale 
Politik 10/2001, S.84 
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aufgelösten Sowjetunion. Da auch diese Funktion weitgehend erfüllt ist, ist der Raum, den die ehemaligen 15 
Republiken der Sowjetunion umfassen, in noch höherem Maße von nationalstaatlichen […]Elementen geprägt, 
als das im Westteil des Kontinents der Fall ist“.106  
Aus diesem Grund wurden die GUS in ihrem Ringen um Stabilität und Identität durch die 
OSZE mit Langzeitmissionen beim Aufbau demokratischer Strukturen unterstützt.107  
Auch wenn im Jahr 2000 die Einrichtung einer Freihandelszone auf dem Gebiet der GUS 
vereinbart wurde, blieb die Leistungsfähigkeit der GUS insgesamt als wirtschaftliches 
Gegengewicht zu Westeuropa und zur EU hinter den Erwartungen der russischen Führung 
zurück. Zwar führen die GUS-Gremien ihre turnusmäßigen Tagungen noch durch, die 
Russische Föderation versucht jedoch allem Anschein nach wichtige politische 
Entscheidungen, auch mit Hilfe anderer Koalitionen, wie z.B. mit der Eurasischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (Rußland, Kirgisien, Kasachstan, Tadschikistan), durchzusetzen.108 
4.4. Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) 
Der Wunsch der europäischen Nationen, sich nach Ende des II. Weltkrieges gemeinsam über 
sicherheitspolitische Probleme auszutauschen, ging bis in die sechziger Jahre zurück, als die 
Volksrepublik Polen vor den Vereinten Nationen eine entsprechende Initiative startete. 109 
Erste Anstöße gab es auch bereits durch den sowjetischen Außenminister Molotow, der den 
ehemaligen Siegermächten im Jahr 1954 einen Vertrag über die kollektive Sicherheit in 
Europa vorgeschlagen hatte.110 
Nachdem auch von Konferenzen der WVO mehrfach Vorschläge an die NATO zur 
Einberufung von Konferenzen über Fragen der europäischen Sicherheit gemacht wurden, ging 
die westliche Allianz schließlich auf diese Vorschläge ein, zumal der Harmelbericht von 1967 
auf der Grundlage von "Sicherheit und Entspannung" bereits ein Interesse des Westens am 
Abbau der Spannungen zwischen den Machtblöcken signalisiert hatte. 
Vor dem Hintergrund günstig verlaufender Abrüstungsverhandlungen über SALT (Strategic 
Armament Limitation Talks) und MBFR (Mutual Balanced Force Reduction) und einem 
befriedigenden Ausgang der Viermächte-Verhandlungen über Berlin, kam es im November 
                                                 
106 Pradetto, August, Nationalstaat und transnationale Organisationen in der europäischen Sicherheitsstruktur, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B47/2000, Beilage zur Wochenzeitung "Das Parlament" vom 17.11. 2000, 
S.18 
107 Vgl. OSZE, OSZE-Handbook, Vienna 2000, S.58 u.ff. 
108 Vgl. Schlußerklärung des Gipfeltreffens der GUS und der Eurasischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 31.Mai 
und 1.Juni 2001 in Minsk, in: Internationale Politik 10/2001, S. 121 
109 Vgl. Lutz, Dieter, Rüstung - Frieden - Sicherheit, München 1987, S. 354 
110 Vgl. Siegler von, Heinrich, Wiedervereinigung und Sicherheit Deutschlands, Bonn-Wien-Zürich, S. 354 
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1972 zur Konferenz über "Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa" (KSZE), die in Helsinki 
stattfand.  
An ihr nahmen 33 europäische Nationen sowie die USA und Kanada wegen der in Europa 
stationierten Truppen teil. Die Konferenz wurde nach dreijährigem Verlauf im August 1975 
mit der feierlichen Unterzeichnung der Schlußakte beendet. 
Die Absicht, die bisherige Konfrontation und das Mißtrauen zwischen den Mitgliedstaaten der 
östlichen und westlichen Sicherheitssystemen abzubauen und die Beziehungen künftig auf 
eine bessere und vertrauensvollere Grundlage zu stellen, verdeutlichte die Erkenntnis, daß die 
bisherige bipolare Struktur der Sicherheitsarchitektur für Europa nicht für immer auf die 
Zukunft ausgerichtet sein konnte.  
Diese Einsicht wurde auch in der Präambel unterstrichen mit den Worten, die Sicherheit in 
Europa sei unteilbar und alle Nationen hätten ein gemeinsames Interesse an der Entwicklung 
der Zusammenarbeit überall in Europa.  
Zusätzlich wurde das Ziel bekräftigt "[...] bessere Beziehungen untereinander zu fördern 
sowie Bedingungen zu gewährleisten unter denen ihre Völker in echtem und dauerhaften 
Frieden, frei von jeglicher Bedrohung oder Beeinträchtigung ihrer Sicherheit leben  
können." 111  
Diese Aussagen deuteten darauf hin, daß man in Ost und Westeuropa versuchen wollte, trotz 
unterschiedlicher weltanschaulicher Auffassungen, wenn schon nicht miteinander, dann doch 
aber friedlich und sicher nebeneinander zu leben.  
Trotzdem sollte es noch 15 Jahre dauern, bis sich die Welt zugunsten von Frieden und 
Sicherheit in Europa änderte; ein Beweis dafür, wie viel Zeit für die Entwicklung von 
politischen Prozessen in Europa benötigt wurde. 
Die Ergebnisse der Konferenz wurden nach drei Bereichen (Körben) aufgeteilt.  
Sie bezogen sich in Korb I auf Prinzipien, die die Grundlage der Beziehungen der 
Teilnehmerstaaten untereinander darstellten und die die teilnehmenden Nationen entschlossen 
waren "[...]ungeachtet ihrer politischen, wirtschaftlichen oder sozialen Systeme, als auch 
ihrer Größe, geographischen Lage oder ihres wirtschaftlichen Entwicklungsstandes, zu 
achten und in die Praxis umzusetzen."112 
Sie besitzen auch heute noch unveränderte Gültigkeit und beziehen sich auf:  
- Souveräne Gleichheit und Achtung der Souveränität innewohnenden Rechte; 
- Enthaltung von der Androhung oder Anwendung von Gewalt; 
- Achtung der Unverletzlichkeit der Grenzen; 
- Achtung der territorialen Integrität der Staaten; 
                                                 
111 Auswärtiges Amt, 20 Jahre KSZE, Bonn 1993, S.19 
112 Auswärtiges Amt (AA), a.a.O., S.20 
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- Streben nach friedlicher Regelung von Streitfällen; 
- Nichteinmischung in innere Angelegenheiten von Staaten; 
- Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich der Gedanken-, 
Gewissens-, Religions- oder Überzeugungsfreiheit; 
- Achtung der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung von Völkern; 
- Pflege der Zusammenarbeit zwischen den Völkern und 
- Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen nach Treu und Glauben. 
Darüber hinaus wurden im "Dokument über Vertrauensbildende Maßnahmen und bestimmte 
Aspekte der Sicherheit und Abrüstung" die Anmeldung von Manövern und die Entsendung 
von Beobachtern vereinbart.113  
Diese Übereinkünfte sollten dazu beitragen, das große Mißtrauen zwischen NATO und WVO 
abzubauen. 
Die Ergebnisse in Korb II bezogen sich auf die künftige Zusammenarbeit in den Bereichen: 
Wirtschaft, Wissenschaft und Technik.  
Ziel war die Ausweitung der Kooperationsabkommen zwischen Ost und West und die 
Intensivierung des Handels.  
Die Nähe und Verbindung zwischen der Sicherheits- und Wirtschaftspolitik zur Ausgestaltung 
einer stabilen Sicherheitsstruktur wurde auch an diesem Beispiel deutlich. 
Korb III befaßte sich vornehmlich mit humanitären Problemen und versuchte in diesem 
Bereich bestehende Spannungen zwischen Ost und West auszuräumen. 
Durch die Schlußakte von Helsinki wurde das auf Konfrontation ausgerichtete bipolare 
Sicherheitssystem in Europa durch ein Forum überbrückt, deren Ziel die grundsätzliche 
Stärkung der Beziehungen zwischen den europäischen Völkern war.  
Die Anmeldung von Manövern und die Verpflichtung zum Austausch von Beobachtern bei 
militärischen Übungen kam dem Abbau von Mißtrauen und Argwohn zwischen den 
militärischen Blöcken besonders entgegen.  
Das war neu und gab Anlaß zu Hoffnung auf eine Normalisierung des bisher so belasteten 
Verhältnisses zwischen Ost und West. 
Die Perspektiven in den politischen Beziehungen zwischen Ost und West waren bis Ende der 
siebziger Jahre auf Kooperation gerichtet. Das konnte sich nur positiv für ein entspannteres 
Nebeneinander der unterschiedlichen gesellschaftlichen Ordnungen in Europa auswirken. 
Es sollte auch Einfluß haben auf den sicherheitspolitischen Bereich. Bis die Brücke zwischen 
den beiden Sicherheitsarchitekturen in Ost und West allerdings begehbar wurde, sollten noch 
mindestens 10 Jahre vergehen. 
                                                 
113 Vgl. AA, a.a.O., S.27 
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Das erste Folgetreffen nach Helsinki in Belgrad von Oktober 1977 bis März 1978 endete ohne 
greifbares Ergebnis - zu weit waren die Machtblöcke zu dieser Zeit noch auseinander. 
Außerdem fehlte auch die Vision für das künftige Nebeneinander, die auf dem Fundament von 
Helsinki hätte aufbauen müssen. 
Denn für ein Miteinander in einem gemeinsamen Europa, war es noch zu früh, weil die 
Voraussetzungen nicht vorhanden waren.  
Das zweite Treffen in Madrid von 1980 bis 1983 stand im Schatten der sowjetischen Invasion 
in Afghanistan, dem Kriegsrecht in Polen und dem NATO-Doppelbeschluß.  
Trotz dieser ungünstigen Voraussetzungen endete das Treffen der Staats- und Regierungschefs 
mit der Zustimmung zu einer Konferenz über "Vertrauens- und Sicherheitsbildende 
Maßnahmen und Abrüstung in Europa" (KVAE).  
Diese Entscheidung spiegelte die Einsicht in Ost und West wider, die Gefahren, die von der 
militärischen Konfrontation ausgingen, weiter abzubauen.  
Das dritte KSZE-Folgetreffen von 1986 bis 1989 in Wien bewertete die bisherigen Ergebnisse 
und endete mit dem Mandat über Verringerung "Konventioneller Streitkräfte in 
Europa"(KSE). 
Zudem setzte sie die Durchführung der Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen 
fort, die ihren Anfang in Stockholm genommen hatten.  
Die zwischenzeitlich durchgeführten Expertentreffen u.a. über "Methoden der friedlichen 
Streitschlichtung" (Montreux 1978) und über "Zusammenarbeit im Mittelmeerraum" (Valetta 
1985) machten deutlich, daß selbst in einer Zeit der Hochrüstungspolitik von Ost und West 
daran festgehalten wurde, den einmal begonnenen Dialog zwischen den militär-politischen 
Systemen nicht abreißen zu lassen. 
Durch die politischen Veränderungen in Mittel- und Osteuropa, durch die Erklärungen der 
Warschauer Pakt Nationen ihre Truppenstärken einseitig zu verringern, aber auch durch 
Truppenreduzierungen auf westlicher Seite, wurden die Rahmenbedingungen der KSZE-
Treffen signifikant verändert. 
Der Durchbruch im sicherheitspolitischen Bereich wurde mit der Erklärung der 22 NATO- 
und WVO-Staaten über die neuen Ost-West-Beziehungen am Rande des Pariser KSZE-
Gipfeltreffens erreicht. Darin bekundeten NATO und WVO, daß man sich nicht mehr als 
Gegner betrachte, und man künftig einander die Hand zur Freundschaft reichen wolle.114 
Die über vierzig Jahre lange Ost-West Konfrontation, der sogenannte Kalte Krieg, war damit 
beendet.  
                                                 
114 Vgl. Gemeinsame Erklärung von 22 Staaten, in: Gasteyger, Curt, Europa von der Spaltung zur Einigung, 
Bonn 1997, S. 413 
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Aus dem bisherigen Nebeneinander der europäischen Nationen in den Machtblöcken waren 
Chancen für ein künftiges Miteinander in einem gemeinsamen Europa erwachsen. 
In der "Charta von Paris für ein Neues Europa " wurden alle Mitgliedstaaten im November 
1990 beim KSZE-Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs auf die Einhaltung der 
Prinzipien von Demokratie, Menschenrechten, politischem Pluralismus und Rechtstaatlichkeit 
verpflichtet. Damit war "[...] der Boden für ein schrittweises Zusammenwachsen der 
getrennten Teile Europas [ ...]gelegt".115  
Gleichzeitig wurden folgende Strukturen zur Überwindung der Teilung Europas 
institutionalisiert: 
- das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs zur Festlegung von Prioritäten und 
Richtlinien; 
- der Rat der Außenminister der KSZE als zentrales Beschluß- und Leitungsgremium 
(später Ministerrat); 
- der Ausschuß Hochrangiger Beamter auf der Ebene politischer Direktoren zur 
Vorbereitung und Umsetzung der Arbeit des Rates (später Hoher Rat); 
- der Ständige Rat auf Botschafterebene mit Entscheidungskompetenz für laufende 
operative Aufgaben im Bereich der Konfliktverhütung und Krisenbewältigung; 
- der Amtierende Vorsitzende mit der Verantwortung für exekutive Maßnahmen und  
- das KSZE-Sekretariat in Prag (später Generalsekretariat in Wien) zur administrativen 
Unterstützung des Rates. 
Zusätzlich wurden eingerichtet : 
- das Konfliktverhütungszentrum in Wien und 
- das Büro für freie Wahlen in Warschau (später umbenannt in Büro für Demokratische 
Institutionen und Menschenrechte).116 
Durch die Beschlüsse des 4. KSZE-Folgetreffens in Helsinki 1992 wurden diese Institutionen 
und Strukturen gestärkt, u.a. durch die Einrichtung von Ad-hoc-Lenkungsgruppen, die 
Ernennung eines Hohen Kommissars für nationale Minderheiten, die Schaffung einer Troika 
bestehend aus dem amtierenden Vorsitzenden, seinem Vorgänger und Nachfolger 
und durch die Integration des Forums für Sicherheitskooperation in das Konfliktverhütungs-
/Krisenbewältigungszentrums.117  
Die KSZE war damit endgültig zu einer permanenten Einrichtung geworden, die allein 
dadurch bereits ihre Effektivität verbessern konnte.  
                                                 
115 Gasteyger, Curt, a.a.O., S.583 
116 Vgl. NATO-Handbuch, a.a. O., S.357 
117 Vgl. Auswärtiges Amt, Helsinki-Dokument 1992, S.171 u.ff. 
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Das wurde auch 1994 durch die Umbenennung der KSZE in "Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa "(OSZE) auf der Gipfelkonferenz in Budapest zum Ausdruck 
gebracht. 
Die KSZE/OSZE hatte sich bereits zu jener Zeit durch die Übernahme von Vermittlungs- und 
Beobachtermissionen in Krisengebieten und auch durch die Arbeit des Hohen Kommissars für 
Nationale Minderheiten große Verdienste beim Abbau von Spannungen erworben und zu 
politischen Konfliktlösungen beigetragen. 
Im sogenannten Lissaboner Dokument vom Dezember 1996 haben die Staats- und 
Regierungschefs der OSZE-Mitgliedsstaaten in einer Erklärung über ein "Gemeinsames und 
umfassendes Sicherheitsmodell für das Europa des 21. Jahrhunderts" erste Antworten auf 
künftige Sicherheitsrisiken und Herausforderungen gegeben.118 
Danach sollte sich eine künftige europäische Sicherheitsarchitektur, die dem Anspruch auf 
unteilbarer Sicherheit gerecht wird, nur aus dem Zusammenwirken aller im OSZE-Raum 
bestehenden Teilnehmerstaaten und regionalen und sub-regionalen Organisationen 
untereinander und mit den Vereinten Nationen entwickeln.119  
Ziel des künftigen Sicherheitsmodells war das intensive Zusammenwirken der Nationen und 
Organisationen auf gleichberechtigter Ebene in einem Netzwerk, in dem man sich gegenseitig 
stärkte und stützte und sich die Frage nach Über- oder Unterordnung der einzelnen nicht 
stellte. 
Statt einer hierarchischen Struktur, beabsichtigte die OSZE, eine kooperative 
"[...]Rahmenstruktur aufzubauen, die sich auf vereinbarte gemeinsame Grundsätze stützt und 
der jede Organisation auf der Grundlage des gemeinsamen Willens zur Bewältigung der 
europäischen Sicherheitsprobleme[ ...] die ihr gebührende Rolle spielen kann.".120 
Das bedeutete, daß in der künftigen europäischen Sicherheitsarchitektur nicht notwendiger -
weise klare und übersichtliche Strukturen erkennbar sein mußten, die im hierarchisch-
militärischen Sinn auf Kompetenzen hinwiesen. 
Stattdessen sollte sich das künftige europäische Sicherheitsgebäude als ein Flechtwerk von 
Beziehungen darstellen, in dem alle Mitglieder der europäischen Sicherheitsgemeinschaft 
durch die ein oder andere Organisation unter einem schützenden Dach miteinander verbunden 
waren. Dabei kam es darauf an, daß sämtliche Mitglieder von einem solchen 
Beziehungsgeflecht erfaßt wurden und kein Mitgliedstaat ausgelassen war. 
Denn, so hieß es im "Gemeinsamen und umfassenden Sicherheitsmodell für Europa im 
                                                 
118 Vgl. Internet: www.bundeswehr.de/ministerium/sicherheitspolitik/buendnisse/osze.html  
119 Vgl. Höynck, Wilhelm, Die OSZE-Brücke zwischen souveränen Staaten und internationalen Organisationen 
mit Elementen kollektiver Sicherheit ?, in: OSZE, From CSCE to OSCE, Vienna (ohne Jahresangabe), S.186 u.ff. 
120 Petersen, Niels Helveg, Auf dem Weg zu einem Europäischen Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert, in: 
NATO Brief Nr. 6, Brüssel 1997, S.4 
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 21. Jahrhundert":  
 "Wir bekräftigen das jedem Teilnehmerstaat innewohnende Recht, seine Sicherheitsvereinbarungen 
einschließlich von Bündnisverträgen frei zu wählen oder diese im Laufe ihrer Entwicklung zu verändern. Jeder 
Teilnehmerstaat wird diesbezüglich die Rechte aller anderen achten. Sie werden ihre Sicherheit nicht auf Kosten 
der Sicherheit anderer Staaten festigen. Innerhalb der OSZE kommt keinem Staat, keiner Organisation oder 
Gruppierung mehr Verantwortung für die Erhaltung von Frieden und Stabilität in der OSZE-Region zu als 
anderen, noch kann einer/eine von ihnen irgendeinen Teil der OSZE-Region als seinen/ihren Einflußbereich 
betrachten. "121 
Diese Aufforderung an die Nationen, Sicherheitsvorkehrungen künftig lockerer als bisher frei 
zu wählen, widersprach nicht dem Status quo, weil auch NATO und EU nach der Wende 
grundsätzlich für alle Nationen offen waren; vorausgesetzt die Aufnahmekonditionen konnten 
erfüllt werden und die politischen Rahmenbedingungen standen einer Erweiterung der 
Vertragsorganisationen nicht entgegen. Wegen dieser Einschränkungen hat sich zumindest bei 
der NATO nichts geändert. Sie ist nach wie vor ein geschlossenes System, zu dem nur 
ausgewählte Nationen zutrittsberechtigt sind. Ein Europa ohne Trennlinien ist mit 
geschlossenen Bündnissystemen jedoch nicht mehr vereinbar - die nordatlantische Allianz 
sollte sich deshalb einer längst überfälligen Reform öffnen. Die Europäische Union ist 
demgegenüber erheblich weiter. 
Auf der Basis der Erklärung für das Sicherheitsmodell Europa wurde die Erarbeitung einer 
"Europäischen Sicherheitscharta" beschlossen. Sie wurde im November 1999 auf dem OSZE-
Gipfel in Istanbul verabschiedet. 
Ein wesentlicher Bestandteil dieser Charta war die " Plattform für kooperative Sicherheit".  
Sie bildete die Basis für eine künftig reibungslose Zusammenarbeit zwischen der OSZE und 
anderen internationalen Organisationen im Rahmen der Friedenserhaltung.  
Mit einer generellen operativen Stärkung der OSZE wurden durch die Sicherheitscharta die 
Lehren aus dem Einsatz in Bosnien und dem Kosovo gezogen.  
So war die Handlungsfähigkeit der Organisation durch den Aufbau sogenannter Rapid Expert 
Assistance and Cooperation Teams (REACT) beträchtlich verbessert worden.122. Die OSZE 
konnte dadurch ihren Mitgliedern umgehend Experten anbieten, um Hilfestellung bei 
Konfliktverhütung, Krisenbewältigung und Normalisierung der Lage nach Konflikten zu 
leisten. Diese rasch einsetzbaren Expertenteams werden künftig ein breites Spektrum an 
Fachwissen abdecken und können als eine Art Feuerwehr im Rahmen von Sonder- oder 
Großeinsätzen entsandt werden.  
                                                 
121 Internet: http://www.osce.org/docs/german/1990-1999/summits/lisbo98g.htm, S.7 
122 Vgl. Internet: www.bundesregierung.de/Themen_ a-z/Aussen-_.../ 
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Zusätzliche Instrumente, die die Europäische Sicherheitscharta aufwies, bezogen sich u.a. 
auf123: 
- die Entsendung von Delegationen und persönlicher Beauftragter des Vorsitzenden in 
Krisengebiete; 
- Einberufung von Sondersitzungen; 
- Aktivitäten im polizeilichen Bereich (Polizeiüberwachung und Polizeischulung, 
Schaffung eines Polizeidienstes); 
- Friedenserhaltung durch Überwachung der Menschenrechte, Wahlbeobachtung und 
Demokratisierung und 
- Einrichtung von sogenannten Feldoperationen, die mit anderen Organisationen und 
Institutionen zusammenarbeiten, u.a. in Bezug auf: Informationsaustausch, regelmäßige 
Treffen, Bestellung von Verbindungspersonen, Entwicklung gemeinsamer Projekte, 
gemeinsame Schulungen. 
Diese Art Aufgaben fanden bisher in der westeuropäischen Öffentlichkeit wenig Resonanz, sie 
waren jedoch für die Bürger in den betroffenen Regionen von großer Bedeutung.  
Die OSZE versuchte dadurch Spannungen abzubauen und Probleme vor Ort zu lösen. 
Spektakuläre und schnelle Erfolge waren dabei jedoch nicht zu erzielen. Denn die Arbeit der 
OSZE bestand aus einer Vielzahl kleiner Schritte und brauchte deshalb Zeit. Sie wird dadurch, 
langfristig gesehen, zur Sicherheit in Europa beitragen.124 
Mit der OSZE hatten sich die Nationen eine politische Plattform geschaffen, auf der 
ursprünglich Ost und West, trotz unterschiedlicher ideologischer Auffassungen, über 
Maßnahmen beraten konnten, die der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa dienten.  
Damals in Helsinki bereits gelang es, die teilnehmenden Staaten auf die Einhaltung der 
Prinzipien in der Schlußakte zu verpflichten. Auch aus heutiger Sicht kann dies als besonderer 
Erfolg angesehen werden. 
Die OSZE hat sich mit 55 Teilnehmerstaaten zu einer umfassenden Sicherheitsorganisation 
entwickelt, die heute im bestehenden Beziehungsgeflecht zwischen EU, NATO und UN einen 
wichtigen Platz, vor allem auf dem humanitären Feld, einnimmt.  
Das kommt durch mehr als zwanzig Missionen und Verbindungsbüros im OSZE-
Zuständigkeitsbereich zum Ausdruck. 
Die OSZE beschäftigt auf permanenter Basis ca. 270 Mitarbeiter, die in den verschiedenen 
Institutionen eingesetzt sind, ca.180 davon im OSZE-Sekretariat in Wien/Prag.  
                                                 
123 Vgl. OSZE, Europäische Sicherheitscharta, Istanbul 1999, S.8 u.ff. 
124 Vgl. Löffler, Siegfried, OSZE-Auslaufmodell oder Hoffnung für die Zukunft?, in: Die Politische Meinung, 
Osnabrück 2001, S.62 
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Die Personalstärke der bei Inspektionen und Manövern zeitlich begrenzt tätigen OSZE-Prüfer 
oder OSZE-Beobachter beträgt ca. 4 400 Helfer.125 
Hauptaufgabenfelder der OSZE sind die Eindämmung inner- und außerstaatlicher Konflikte, 
der Aufbau demokratischer Strukturen, Menschenrechtsfragen, Minderheitenschutz und 
vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen. Das Spektrum der OSZE-Aufgaben wurde 
erst kürzlich durch Konfliktnachsorge, Wahlbeobachtung und Steuerung des Einsatzes von 
Polizeikräften erweitert.126 
Die Sicherheitsarchitektur in Europa hat davon profitiert, weil die OSZE durch ihre Einsätze, 
vor allem im humanitären Bereich, auf Gebieten tätig war, die bisher durch die NATO und 
WEU nicht oder nur teilweise abdeckt werden konnten. 
Die OSZE besitzt keine militärischen Mittel oder wirtschaftlichen Instrumente zur 
Durchsetzung ihrer Ziele. Sie ist auch kein Bündnis im sicherheitspolitischen Sinn. Das 
bedeutet, daß die OSZE sich im Rahmen von Kriseneinsätzen an die UN oder die NATO 
wenden muß, falls militärische Kräfte, wie im Kosovo, zur Friedensstiftung benötigt werden. 
Die OSZE hat sich auch nicht zu einer Organisation entwickelt, in der über umfassende 
europäische Sicherheitsfragen beraten und entschieden werden. In diesem Zusammenhang 
"[...]sind das abrupte Ende der 'Kosovo Verification Mission' im März 1999 und die 
anschließenden Luftangriffe der NATO auf Jugoslawien ein Schlüsselerlebnis, das zu dem 
Bedeutungsverlust der OSZE[ ...] nachhaltig beigetragen hat".127 So gesehen ist die OSZE 
auch weniger eine Organisation, die für "peace-keeping" Missionen eingesetzt werden kann, 
sondern mehr ein Forum, das die politische Vorbereitung, Koordination und Legalisierung 
von militärischen Aktionen von Ad-hoc Koalitionen oder Einsätzen der NATO herbeiführt.128 
Die OSZE ist aber auch eine Einrichtung zum Austausch politischer 
Meinungsverschiedenheiten und eine Plattform zur Förderung eines neuen 
Sicherheitsverständnisses, das sich nicht nur auf militärische Aspekte beschränkt, sondern 
auch Dimensionen wirtschaftlicher, sozio-kultureller und politischer Art miteinschließt. Sie 
deckt damit, vor allem auch im Bereich der Konflikt-Nachsorge, Felder ab, die bisher nach 
militärischen Operationen vernachlässigt und sich selbst überlassen wurden. 
Auf dem vorletzten OSZE - Ministerratstreffen im Jahr 2000 in Wien konnte man sich nicht, 
wie sonst, auf eine Abschlußerklärung einigen, weil Rußland, unterstützt von Weißrußland, 
der Auffassung war, die Konferenz hätte sich nahezu ausschließlich mit 
                                                 
125 Vgl. OSCE-Secretariat, OSCE-Handbook, Vienna 2000, S.33 
126 Vgl. Internet: www. bundeswehr.de/ministerium /sicherheitspolitik/buendnisse/osze.html 
 
127 Plate von, Bernhard, Rußland und die OSZE, in: Stiftung Wissenschaft und Politik-Aktuell, November 2001, 
S.2 
128 Vgl. Internet:http:www.ecsanet.org/conferences/seidelmann.htm 
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Menschenrechtsfragen vor allem in Osteuropa beschäftigt, statt sich den Problemen zwischen 
einzelnen Staaten zuzuwenden. Zudem hatte die erneute und wiederholte Kritik der 
Teilnehmer an der russischen Politik in Tschetschenien für Verstimmung gesorgt.  
Die Folge-Ministerkonferenz der OSZE-Teilnehmerstaaten im Dezember 2001 in Bukarest 
stand hingegen völlig unter dem Eindruck der Anschläge gegen die USA und überdeckte die 
Mißstimmung des letzten Treffens. Die Aufforderung des deutschen Außenministers, die 
gemeinsame Bekämpfung des Terrorismus als Chance für den "[...]Beginn einer neuen Ära 
der Zusammenarbeit und des Multilateralismus (zu) markieren"129 äußerte sich in der 
gemeinsamen Verurteilung des Terrorismus durch die Konferenzteilnehmer und in der 
Verabschiedung eines "Plan of Action for Combating Terrorism".130 Dem Katalog von 
Maßnahmen, terroristische Aktivitäten abzuwehren oder bereits im Vorfeld zu unterbinden, 
ging die Definition von Faktoren im politischen, sozialen und wirtschaftlichen Bereich voraus, 
die die Entstehung des Terrorismus begünstigen.  
"To counter such factors that undermine security, such as poor governance, corruption, 
illegal economic activity, high unemployment, widespread poverty and large disparities, 
demographic factors and unsustainable use of natural resources " aber auch " fighting 
aggressive nationalism, racism, chauvinism, xenophobia and anti-semitism [...]"131 waren 
Hinweise, wo die Wurzeln des Terrorismus zu suchen und trockenzulegen waren. Dabei 
wurde die Notwendigkeit der Kooperation mit der EU, aber auch mit Organisationen im 
Mittelmeerraum, im Nahen und Mittleren Osten, in Asien und Afrika besonders betont. Als 
Grundlage für den Informationsaustausch auf internationaler Ebene wurde in diesem Kontext 
auf die "Plattform für kooperative Sicherheit" verwiesen. Auch die OSZE hat damit ihre 
Möglichkeiten genutzt, auf der europäischen Ebene nicht nur die Vielzahl von Maßnahmen 
zur Terrorismusbekämpfung zu benennen, sondern auch ganz gezielt auf die Ursachen 
hinzuweisen. Dabei wurden nicht nur die teilnehmenden Nationen zum Handeln aufgerufen, 
sondern auch die OSZE-Institutionen wurden beauftragt auf den ihnen zugewiesenen Gebieten 
präventive Schritte zur Verhinderung terroristischer Aktivitäten einzuleiten.  
Von besonderem Interesse dürfte in diesem Zusammenhang die Untersuchung über die 
Aufstellung einer OSZE-Anti-Terrorismus Gruppe sein. 
Nachdem Frankreich und Deutschland bei ihrem Gipfeltreffen in Nantes die Auffassung 
vertreten haben, daß die europäische Verteidigung nicht auf die Petersberg-Aufgaben 
beschränkt bleiben dürfe und die ESVP entsprechende Mittel zur Bekämpfung des 
                                                 
129 Fischer, Joschka, Rede auf dem Ministerrat der OSZE in Bukarest am 3. 2001 
130 Vgl. Bucharest Ministerial Declaration, MC.DOC/1/01, 4.12.2001 
131 Ebenda 
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internationalen Terrorismus bereitstellen müsse132, empfiehlt es sich für die OSZE zur 
Vermeidung von Doppelstrukturen in dieser Frage mit der EU eng zusammenzuarbeiten. 
Mit den Ergebnissen der Bukarester Konferenz hatte die OSZE im Kampf gegen den 
Terrorismus ihren Schwerpunkt mit der von Kofi Annan geforderten "Kultur der Prävention" 
gesetzt. 133 
Die Fähigkeit der OSZE, politisch-militärische Aspekte der Sicherheit mit wirtschaftlichen, 
sozialen und menschlichen Dimensionen zu verbinden, wird dazu beitragen, eine auf 
Vorbeugung angelegte OSZE-Politik, die ausgerichtet ist auf Schutz von Menschen- und 
Minderheitenrechte, gute Regierungsführung und zivile Krisenvor-und-nachsorge 
durchzusetzen. Die widerspruchslose Bereitschaft der OSZE-Nationen in Bukarest diesem 
Kurs zu folgen, dürfte das Image der Organisation gestärkt haben. 
4.5. Zwischenergebnisse 
Die Sicherheitspolitik der vergangenen fünfzig Jahre hat sich an der Bedrohung orientiert, die 
den Bestand der Werte gefährdete, die als Normen der gesellschaftlichen Lebensordnung 
durch die europäischen Nationen als besonders schützenswert eingeordnet waren. 
Das waren für die westlichen Alliierten Wertbegriffe wie Demokratie, Freiheit, Schutz der 
Menschenrechte, Rechtstaatlichkeit und Marktwirtschaft. Demgegenüber stand die ehemalige  
Sowjetunion mit ihren osteuropäischen Verbündeten ein für eine sozialistische 
Gesellschaftsordnung, die durch Herrschaft der Arbeiterklasse, durch Verstaatlichung der 
Produktionsmittel und zentrale Planwirtschaft gekennzeichnet war. 
Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Auffassungen zwischen 
Ost und West war es nach Ende des II. Weltkrieges eine nahezu zwangsläufige Entwicklung, 
die zur Bildung der beiden militärischen und wirtschaftlichen Machtblöcke in Europa führte. 
Während die NATO nur wenig später als die Westunion gegründet wurde und es den 
Westeuropäern im April 1949 gelang, die USA und Kanada für die Mitgliedschaft in der 
Nordatlantischen Allianz zu gewinnen, fand die Gründung des Warschauer Paktes erst 1955, 
nach dem Beitritt der Bundesrepublik in die NATO, statt. 
Die sicherheitspolitischen Bündnisse, die in Ost- und Westeuropa von der Sowjetunion und 
den USA dominiert wurden, nahmen in ihrer Entwicklung einen jeweils unterschiedlichen 
Verlauf. Sie wiesen aber in Einzelaspekten auch Gemeinsamkeiten auf. 
Obwohl der Nordatlantik-Pakt und der Warschauer Pakt auf dem System der kollektiven 
Verteidigung basierten, entwickelten sich in beiden Bündnissen Elemente des kollektiven 
                                                 
132 Vgl. Bacia, Horst, Terrorbekämpfung als Aufgabe der EU ?, in: FAZ Nr.291 vom 13.12.2001, S.8 
133 Vgl. Fischer, Joschka, Rede auf dem Ministerrat ... 
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Sicherheitssystems, die über die gemeinsame Abwehr eines Angreifers von außen auch eine 
interne Friedenssicherung unter den Bündnispartnern vorsahen.  
Im Bereich der NATO wurde das gegen Ende der siebziger Jahre deutlich durch Schlichtung 
des Streits zwischen Griechenland und der Türkei auf politischem Weg. Hingegen gelang es 
der NATO bis heute nicht, die Unstimmigkeiten mit Frankreich auszuräumen und Frankreich 
zur Rückkehr in die militärische Integration der Allianz zu bewegen.  
Der Warschauer Pakt versuchte dagegen den Zusammenhalt des Paktes durch den konkreten 
Einsatz militärischer Gewalt (Tschechoslowakei 1968, Polen 1981) aufrechtzuerhalten. 
Für den Fall eines Auseinanderbrechens beider Bündnisse hätten sich die Westeuropäer auf 
die Westeuropäische Union zurückfallen lassen können. Im Osten hatte sich das sozialistische 
Lager ebenfalls durch eine Vielzahl von bilateralen Verträgen eine Hintertür offen gelassen. 
Beide Bündnisse erkannten den Primat der Politik an und verstanden sich auch als Forum des 
Austauschs und der Koordination nationaler sicherheitspolitischer Standpunkte zwischen den 
Bündnispartnern. 
Sowohl die NATO als auch der Warschauer Pakt sahen neben der Beistandsverpflichtung eine 
grundsätzliche Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet innerhalb der Bündnisse vor; 
zumal die Ausdehnung des Zusammenwirkens der Bündnismitglieder über den militärischen 
Sektor hinaus, bereits in den bilateralen Beistandsverträgen in Ost und West festgeschrieben 
worden war. Die Erkenntnis, daß der Begriff der Sicherheit sich nicht im Militärischen 
erschöpfte, sondern in einem sehr viel breiteren Kontext zu sehen war, der zusätzlich vor 
allem wirtschaftliche, aber auch politische, soziale und kulturelle Aspekte einschloß, hatte 
sich in beiden Machtblöcken durchgesetzt. Dennoch besaßen beide Organisationen keinen 
eigenen Zugang zu ökonomischen Ressourcen und verfügten außerdem über keinen direkten 
Einfluß auf den wirtschaftlichen Bereich, um militärische Aktionen begleitend zu 
unterstützen. 
Insgesamt trugen beide Verteidigungsorganisationen zur Stabilisierung der Gesellschafts-
ordnungen in ihrem Verantwortungsbereich bei und vermittelten durch Festigung des inneren 
Zusammenhaltes auf den unterschiedlichen Ebenen das Bild von Geschlossenheit nach außen. 
Beide Sicherheitsorganisationen wurden de facto durch Großmächte geführt, im Osten durch 
die Sowjetunion, im Westen durch die USA. 
  
Die Warschauer Vertragsorganisation wurde nach dem Zusammenbruch des sozialistischen 
Ordnung im März 1991 aufgelöst. Die NATO war damit die einzige Sicherheitsorganisation in 
Europa 
Das entstandene Sicherheitsvakuum in Osteuropa ist von ihr jedoch nur unvollständig gefüllt 
worden. Durch die Gründung des "Euro-Atlantischen Partnerschaftsrates", dem Programm 
"Partnerschaft für den Frieden" und der zusätzlichen Aufnahme von drei osteuropäischen 
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Nationen als Vollmitglieder, hat sich die NATO erheblich vergrößert und nach Osten 
ausgedehnt.  
Die Grundakte mit Rußland und die Charta über eine ausgeprägte Partnerschaft mit der 
Ukraine haben die Beziehungen zu den beiden mächtigsten Nationen in Osteuropa auf eine 
vertragliche Basis gestellt. Sie sollten dazu dienen, den Aufbau der Demokratie in diesen 
Ländern zu unterstützen und die sicherheitspolitische Lage in Osteuropa zu stabilisieren.  
Eine Langzeitperspektive sollte beiden Nationen künftig eine noch engere Bindung an die 
derzeit einzige Sicherheitsorganisation in Europa in Aussicht stellen, um den osteuropäischen 
Bereich auf Dauer fest in die bestehende Allianz miteinzubeziehen. Der Zwanziger-Rat, der 
Rußland künftig noch enger an die NATO heranführt, gibt dabei den richtigen Kurs an. 
Die NATO hat sich durch das Neue Strategische Konzept von 1999 Optionen, sogenannte 
"out of area" Einsätze, zugeschrieben, die nicht unter den Artikel V (Verteidigung) des 
NATO-Vertrages fallen, sondern im Rahmen von Konfliktlösungen auch außerhalb, an der 
Peripherie des Bündnisgebietes, durchgeführt werden können.  
Darüber hinaus wurde der Aufgabenkatalog der NATO unterhalb des Verteidigungsauftrages, 
z.B. um Einsätze bei ethnisch-religiösen Rivalitäten, Gebietsstreitigkeiten, Verletzung von 
Menschenrechten und anderen Krisen erweitert. Damit hat die NATO auf die veränderten 
Verhältnisse reagiert und durch die Identifizierung neuer Aufgaben Anspruch als Ordnungs-
macht im Bündnisgebiet, aber auch in seinen Randgebieten, angemeldet 
Die NATO hat sich Verdienste bei der Integration der europäischen Streitkräfte erworben und 
hat es verstanden, nach der Wende die alliierte Kommandostruktur den veränderten 
Bedingungen in Europa anzupassen. Dennoch ist es nicht gelungen die Sicherheitslücke in 
Osteuropa nach Ende des Kalten Krieges vollständig auszufüllen. Die Allianz ist somit in 
ihren bestehenden Strukturen nur fortgeschrieben worden, als einen Wandel kann man den 
Anpassungsprozeß jedoch nicht bezeichnen. Auf Forderungen nach einer grundlegenden 
Reform der NATO hat die Allianz bisher, abgesehen von organisatorischen Anpassungen nach 
der Wende, nicht reagiert. So steht das Bündnis unverändert auf der Grundlage eines 
geschlossenen Systems, das nur Mitgliedstaaten Schutz und Beistand gewährt. In einem 
Europa demokratischer Staaten ist das ein Zustand, der ausgrenzt statt zu vereinen.  
  "Wenn die NATO in der nächsten Erweiterungsrunde ebenfalls (wie die EU) einen'Big 
Bang'inszeniert und sieben neue Mitglieder aufnähme, täte sie einen weiteren und 
deutlicheren Schritt weg von einem klassischen Verteidigungsbündnis und hin zu einer 
Organisation kollektiver Sicherheit, eine Art regionaler UNO mit Streitkräften."134 
Wenn künftig die baltischen Staaten Mitglieder der NATO werden, warum nicht auch andere 
Nationen? Nachdem politische Denkweisen, die in Europa sicherheitspolitische Konzepte 
                                                 
134 H.K., Schweden - einen Schritt voraus, in: Neue Züricher Zeitung Nr.36 vom 13.2. 2002, S.3 
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überlagern, in der Regel Zeit benötigen, um sich neuen Verhältnissen anzupassen, ist die 
Richtung für Veränderungen in der NATO vorgegeben. Für die Zukunft kann das nur eine 
Öffnung der nordatlantischen Allianz bedeuten.Wenn die NATO auch künftig noch eine Rolle 
in Europa spielen will, kommt sie an einer Reform ihrer konzeptionellen Grundlagen nicht 
vorbei. Anregungen dafür bietet das Lissaboner Modell der OSZE für die Sicherheit in Europa 
im 21.Jahrhundert, dem 1996 sogar die Mitglieder der NATO zugestimmt haben. 
Nachholbedarf besteht zudem noch in der Anpassung der unterstellten militärischen Kräfte an 
die terroristische Bedrohung und an die veränderten Forderungen, die Kriseneinsätze 
grundsätzlich an die Streitkräfte stellen. Die Umwandlung der Armeen in kleinere, mobile, 
modern ausgerüstete Einheiten, und die Umstellung von Wehrpflicht- auf Berufsheere sollte 
weiterverfolgt werden. Durch eine bedrohungsangepaßte Verringerung der Streitkräfte könnte 
die Freisetzung von Mitteln zur Finanzierung der Umstellungsmaßnahmen erreicht werden. 
Die NATO weist auf Grund stark unterschiedlicher militärischer Fähigkeiten zwischen den 
amerikanischen und europäischen Partnern ein Ungleichgewicht zu Gunsten der USA auf. Die 
jüngsten Entwicklungen auf dem Gebiet der europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik könnten dazu beitragen, die Forderungen der USA nach stärkerer 
Beteiligung der Europäer im Bündnis zu erfüllen und auftretende Spannungen zu beseitigen. 
Die Aufstellung der europäischen Krisenreaktionstruppe und eine grundsätzlich aktivere Rolle 
der Europäer in der europäischen Sicherheitspolitik würde zudem von den USA als 
strategische Entlastung begrüßt werden. Die Herstellung einer von den USA unabhängigen 
militärischen Handlungsfähigkeit würde außerdem die Position der europäischen Verbündeten 
in der Allianz stärken. 
 
Die 1991 gegründete "Gemeinschaft Unabhängiger Staaten"(GUS) hat sich bisher in der 
europäischen Sicherheitspolitik noch nicht vernehmlich zu Wort gemeldet. Die 
sicherheitspolitischen Interessen dieses Zusammenschlusses ehemaliger Sowjetrepubliken 
sind in den vergangenen Jahren weitgehend durch Rußland mitverfolgt worden. Das 
sicherheitspolitische Gewicht der GUS könnte jedoch in einer gesamteuropäischen 
Sicherheitsstruktur zum Schutz der Südostflanke Europas besondere strategische Bedeutung 
erlangen und ist dementsprechend zu berücksichtigen. Die Einbindung auch dieser Länder in 
die europäische Sicherheitspolitik nimmt deshalb besonderen Rang ein. Der Abschluß von 
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen der EU mit den GUS zeigt in diesem 
Zusammenhang bereits die künftige Richtung.  
 
Die Chancen, sich maßgeblich an der Strukturierung gemeinsamer Sicherheit zu beteiligen, 
wurde von der seit 1975 vorwiegend im humanitären und im Abrüstungsbereich agierenden 
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KSZE/OSZE wahrgenommen. Die KSZE wurde im Jahr 1994 in eine permanente 
Organisation umgewandelt und umfaßt als einzige Organisation alle europäischen Staaten. 
Auch die USA und Kanada sind Mitglieder der OSZE. 
Das von der OSZE erarbeitete "Sicherheitsmodell für das Europa des 21. Jahrhunderts" wurde 
von allen Mitgliedstaaten in Lissabon unterschrieben. Das Dokument bestätigte die OSZE als 
umfassende Organisation für Konsultation, Beschlußfassung und Zusammenarbeit in 
sicherheitspolitischen europäischen Angelegenheiten.  
Im Mittelpunkt des Lissabonner Ergebnisses stand das künftige europäische 
Sicherheitsmodell, das alle Teilnehmerstaaten gleichberechtigt nebeneinander stellte. Es 
bekräftigte das Recht aller Nationen, ihre Sicherheitsvorkehrungen selbst zu bestimmen, und 
es gestand keinem Teilnehmerstaat mehr Verantwortung für Frieden und Stabilität in der 
Region zu als anderen.  
Die in diesem Modell enthaltenen Vorstellungen sind durch den Fortfall des Ost-West 
Gegensatzes weitgehend realisiert. Die bestehenden sicherheitspolitischen Vertrags-
organisationen in Europa kooperieren im Sinne des Modells von Lissabon miteinander und 
versuchen einander nicht zu dominieren.  
Sowohl die NATO als auch die EU bieten den Nationen, deren Beitritt zur Organisation zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht realisiert werden kann, die Zusammenarbeit auf sicherheits-
politischem Gebiet in assoziierter Form an. Im Gegensatz zur NATO gestattet die Europäische 
Union Drittländern die Teilnahme an EU-Operationen im Rahmen des Krisenmanagements. 
Auf der Grundlage des Dokuments von Lissabon wurde die "Europäische Sicherheitscharta" 
im November 1999 in Istanbul beschlossen. Die "Plattform für kooperative Sicherheit" ist ein 
wesentlicher Bestandteil dieser Charta und regelt die künftige Zusammenarbeit mit anderen 
internationalen Organisationen. Die Charta zeigt, daß sich die Akzente in der OSZE von der 
bisherigen Normensetzung hin zur Normendurchsetzung verschoben haben.135 Das kommt 
durch den Katalog der Instrumente und Aufgaben deutlich zum Ausdruck, der neben den 
bisherigen Beobachtungs- und Überwachungsaufgaben auch die Schaffung von "Schnellen 
Einsatzgruppen für Expertenhilfe und Kooperation"(REACT), die Einrichtung von 
Feldoperationen und die Wahrnehmung von Aufgaben im polizeilichen Bereich enthält. 
Dennoch bleibt die OSZE voraussichtlich weiterhin ein Forum ohne eigenes politisches, 
wirtschaftliches und militärisches Gewicht, das von den großen Mächten und Organisationen,   
nach Bedarf für humanitäre Aufgaben und Überwachungseinsätze in Krisengebieten genutzt 
wird. 
                                                 
135 Vgl. Internet:http://www.bundesregierung.de/dokumente/Themen_A-Z/Aussen_-.../ 
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Durch das Fehlen von Instrumenten und Mitteln zur Durchsetzung ihrer Ziele hat sich die 
OSZE bisher nicht in den Kreis der großen Akteure, die in Europa den Ton angeben, einreihen 
können. 
Die Entwicklung der OSZE und ihr Wirken vollzog sich bisher eher im Schatten der 
Erweiterung von NATO und EU und verursachte nur geringe öffentliche Aufmerksamkeit, 
zumal auch keine spektakulären Entscheidungen durch die OSZE getroffen wurden. Sie 
agierte überwiegend komplementär und parallel zu anderen Organisationen und war somit 
mehr Ergänzung denn gleichwertiger Partner von NATO und EU.  
Die OSZE hat sich damit nicht grundlegend gewandelt, sondern nur auf gleicher Ebene 
weiterentwickelt. 
Mit Blick auf die Krisen- und Spannungsfelder in Europa wird es der OSZE auch in Zukunft 
nicht an Aufgaben mangeln. Dabei kommt ihr der große Umfang an gesammelten Erfahrungen 
zu gute. Die OSZE kann dabei weder durch die EU noch durch die NATO ersetzt werden, 
denn sie umfaßt einen größeren Raum als die EU und braucht auch auf Bündnisinteressen, wie 
die NATO, keine Rücksicht zu nehmen.  
Trotz der Erweiterung der NATO und der EU wird die Bedeutung der OSZE als regionales 
Forum für Konfliktverhütung und Krisenprävention bestehen bleiben. Von daher bietet sich 
Kooperation mit der EU und der NATO an, die sich auf eine Aufteilung von Funktionen und 
Aufgabenfelder im Spektrum der Petersberg-Missionen erstrecken könnte.  
Das bedeutet, daß sich das Mandat der OSZE mit Vorrang künftig auf präventive und 
sichernde Maßnahmen der Friedenserhaltung beziehen würde. Dabei könnte die OSZE auf den 
von ihr bisher besetzten Feldern im humanitären Bereich und bei der Beobachtung und 
Überwachung von Demokratisierungsprozessen weiterhin tätig sein, während die EU und 
NATO den eigentlich militärischen Teil von Krisenbewältigung und Konfliktlösung und 
kollektiver Verteidigung abdecken.  
Diese Form der Aufgabenteilung zwischen den bestehenden Sicherheitsorganisationen würde 
der OSZE einen wichtigen Part in der europäischen Sicherheitsarchitektur zuweisen. Das 
würde auch der Bedeutung der OSZE entsprechen, die ihr im Laufe von über 25 Jahre ihres 
Bestehens in Europa zugewachsen ist. 
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5. Parallellaufende wirtschaftliche Verflechtungen in Ost 
und West 
Die Gründe, die in Ost- und Westeuropa dazu führten, sich auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
zusammenzuschließen, sind vielfältig und nicht allein durch den Wunsch nach Frieden und 
Sicherheit bestimmt, sondern durch die Hoffnung auf wirtschaftlichen Wohlstand. 
Nachdem es auf der Konferenz von Potsdam und auf den Außenministerkonferenzen der 
Siegermächte zu keiner Einigung über die Zukunft Gesamteuropas gekommen war, verlief der 
wirtschaftliche Wiederaufbau Europas in getrennten Bahnen.  
Während die Sowjetunion bereits vor Kriegsende mit einzelnen osteuropäischen Staaten 
bilaterale Beistandsverträge abgeschlossen hatte,136 in denen auch die Verpflichtung zur 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit enthalten war, sah die Situation in Westeuropa 
differenzierter aus. 
5.1. Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) 
Die Unterzeichnung des Abkommens über die "Organization for European Economic 
Cooperation" im April 1948 sollte einerseits die Verteilung der amerikanischen 
Wirtschaftshilfe im Rahmen des Marshall-Plans unterstützen und andererseits aber bewirken, 
daß die beteiligten Länder künftig enger zusammenarbeiteten.  
Das Abkommen wurde von 17 europäischen Nationen unterschrieben.137 
Nachdem eine politische Lösung für Gesamteuropa durch das Nein der Sowjetunion, sich am 
Marshall-Plan zu beteiligen, zu diesem Zeitpunkt immer unwahrscheinlicher wurde, und in 
den westeuropäischen Ländern kein Interesse bestand, Souveränitätsrechte zugunsten einer 
supranationalen Instanz aufzugeben, versuchte man das politische Zusammenrücken der 
Nationen in Westeuropa auf dem Umweg der wirtschaftlichen Integration zu erreichen. Die 
Aufgaben der OEEC waren mit der Realisierung des Europäischen Wiederaufbauprogramms 
weitgehend beendet. Sie stand damit für die Übernahme weiterer Projekte zur Verfügung. 
                                                 
136 Verträge über "Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand" der Sowjetunion mit: 
Tschechoslowakei (1943), Polen und Jugoslawien (1945), Ungarn, Rumänien und Bulgarien (1948), Vgl. 
Gasteyger, Curt a.a.O., S.51 
137 Unterzeichnerstaaten waren: Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Türkei, die drei 
westlichen Besatzungszonen (später die Bundesrepublik Deutschland ) und Spanien. Vgl. Gasteyger Curt, a.a.O., 
S. 61 
71 
 
Die wirtschaftlichen Zusammenschlüsse verliefen nahezu parallel zu der Bildung von 
Allianzen auf militärischem Gebiet. Das galt gleichermaßen für Ost und West. 
Die europäischen Initiativen zur Förderung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Europa 
(EGKS, EWG) führten gegen Ende der fünfziger Jahre zu Überlegungen, wie die 
nordamerikanischen Handelspartner, die USA und Kanada, in eine atlantische 
Wirtschaftsgemeinschaft miteinbezogen werden konnten. Das militärpolitische Gegenstück, 
die NATO, bestand bereits und die sich entwickelnden Handelsbeziehungen zwischen den 
Kontinenten rechtfertigten die Institutionalisierung einer wirtschaftlichen Partnerschaft. 
Da die NATO schon seit längerem die Forderung nach einer stärkeren wirtschaftlichen 
transatlantischen Zusammenarbeit erhoben hatte, fielen die Pläne für eine Erweiterung der 
OEEC durch Aufnahme der USA und Kanadas auf fruchtbaren Boden. 
Nach entsprechenden Verhandlungen über die Umwandlung der OEEC in eine erweiterte 
atlantische Wirtschaftsorganisation, konnte der Vertrag über die Gründung der " Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung "(Organization for Economic 
Cooperation and Development - OECD) im Dezember 1960 unterzeichnet werden und im 
September 1961 in Kraft treten.138  
Um die Entwicklung der Beziehungen zwischen den USA und Europa, und hier besonders 
zwischen den USA und der EU, zu verdeutlichen, sei an dieser Stelle die sogenannte 
Transatlantische Erklärung von 1990 erwähnt, die die Kooperation zwischen beiden Partnern 
weiter fortgeschrieben hat.139 Die Erklärung enthält Vereinbarungen über gemeinsamen 
Informationsaustausch und Konsultationen in wichtigen Fragen politischer und 
wirtschaftlicher Art und identifiziert Herausforderungen, die nur gemeinsam zu lösen sind wie 
Bekämpfung des Terrorismus und des Drogenhandels, Schutz der Umwelt und Unterstützung 
der Demokratisierungs- und Friedensprozesse in Osteuropa und im Nahen Osten. Sie 
formalisiert außerdem halbjährliche Treffen der Präsidenten und der EU-Kommission mit dem 
US-Kabinett.  
Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Partnern sind besonders eng. Beide Seiten 
sind jeweils für die andere der wichtigste Handelspartner. Zwischen beiden Partnern werden 
die umfangreichsten ausländischen Direktinvestitionen getätigt. Europas Exporte in die USA 
sind im Jahr 2000 um 12%, die Importe aus den USA um 5,2% gestiegen. Insgesamt ist der 
transatlantische Handel ausgewogen. Er macht ca. 20% des jeweiligen Warenverkehrs aus. 
Die Neue Transatlantische Agenda von 1995 und die Bonner Erklärung von 1999 schreiben 
die in vielen Bereichen verflochtene und gemeinsamen Werten verpflichtete enge 
Partnerschaft zwischen Amerika und Europa fort.  
                                                 
138 Vgl. Internet:http://www.oecd.org 
139 Vgl. Internet:http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/aussenpolitik/transatlantik/transatlant_html 
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Während sich die OEEC Ende der vierziger Jahre noch primär mit europäischen Problemen 
befassen mußte, konnte sich die erweiterte Nachfolgerin, die heute 29 Mitgliedstaaten 
(einschließlich der 15 EU-Staaten) umfaßt, auf nach außen gerichtete Aufgaben konzentrieren.  
Das bezog sich im wesentlichen auf die Hilfe für Entwicklungsländer, die Ausweitung des 
Welthandels und die wirtschaftliche Wachstumspolitik.  
Die OECD verfügte jedoch nicht mehr über die Schubkraft, die noch die OEEC bei der 
Umsetzung des Marshall-Planes ausgezeichnet hatte.  
Das bedeutete, daß die Verwirklichung der Idee von der atlantischen Partnerschaft im 
wirtschaftlichen Bereich vorrangig in den Aufgabenbereich der EWG fiel. 
5.2. Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW)  
Die Gründung des "Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe"140 im Januar 1949 wollte 
die wirtschaftlichen Kräfte des Ostblocks für gemeinsames ökonomisches Handeln 
zusammenfassen. 
Zugleich war die Gründung des RGW als Gegenstück zum Marshallplan und zur Organisation 
für" Europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit" (OEEC) politisch motiviert. 
Die Aufgaben des RGW wurden im Gründungskommunique141 mit Austausch von 
wirtschaftlichen Erfahrungen, Gewährung gegenseitiger technischer Hilfe und gegenseitigem 
Beistand bei Austausch von Rohstoffen, Nahrungsmitteln, Maschinen und 
Ausrüstungsgegenständen angegeben. 
Seine Tätigkeit erschöpfte sich in den ersten Jahren nach der Gründung in der Ausarbeitung 
genereller Richtlinien für die wirtschaftliche Zusammenarbeit und den Ausbau der 
Außenhandelsbedingungen. Von einer engen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedern, wie es im Gründungsvertrag stand, konnte in den Anfangsjahren nicht 
ausgegangen werden.142 
In der Zeit zwischen 1951- 54 trat der Rat des RGW, das höchste Organ dieser Organisation, 
nicht mehr zusammen. Erst ab Mitte der fünfziger Jahre wurde der RGW reorganisiert und 
unter Chruschtschow zur Grundlage der internationalen Wirtschaftszusammenarbeit im 
europäischen Ostblock gemacht. 
Durch den Umweg über die Intensivierung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit bestand die 
Absicht, die beteiligten osteuropäischen Länder zu einer untrennbaren Einheit mit der 
Sowjetunion zu verschmelzen.  
                                                 
140 RGW-Gründungsmitglieder: Bulgarien, CSSR, Polen, Rumänien, UdSSR und Ungarn, Vgl. 
Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.), DDR-Handbuch, Bonn 1985, S.1073 u.ff. 
141 Vgl. Meissner, Boris, Das Ostpaket-System, Frankfurt/M 1955, S.108 u.ff 
142 Vgl. Gasteyger, Curt, a.a.O., S.105 
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Zusätzlich erwartete man von der Koordinierung und Vereinheitlichung der Zusammenarbeit 
eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber dem Westen.  
Durch Abstimmung der Produktion in den verschiedenen nationalen Wirtschaftsbereichen 
kam es zur Spezialisierung von Wirtschaftszweigen, die ihre Schwerpunkte in den 
entsprechenden Mitgliedsländern hatten, zum Beispiel: Rumänien für Gas und Erdöl, 
Bulgarien für die Landwirtschaft und die DDR für Schwermaschinenbau und chemische 
Industrie. 
"Auf Basis dieser Spezialisierung sollte für den (Ost)Block erst Gleichstand mit dem Westen, 
dann dessen Überholung und schließlich ein solcher Überfluß produziert werden, daß dem 
Westen weltweit das Wasser abgegraben werden könnte".143 
In diese Zeit der Wiederbelebung des RGW fällt auch die Gründung der WVO.  
Durch die Zielsetzung des RGW "auch zur Stärkung der Verteidigungsmacht des 
sozialistischen Lagers beizutragen" 144wurde die Verbindung zwischen dem ökonomischen 
und dem rüstungspolitischen Sektor hergestellt. Ein Technisches Komitee im Stab des 
Vereinten Oberkommandos der WVO war Ansprechpartner für den Rüstungsbereich und 
beriet in Fragen der Ausrüstung und der Standardisierung der Streitkräfte.145 
Die osteuropäische Militärallianz wurde dadurch auf eine wirtschaftliche Basis gestellt, die 
Voraussetzung war für eine Rüstungsindustrie, die die Streitkräfte der WVO mit den 
entsprechenden Ausrüstungsgegenständen und Waffensystemen zu versorgen hatte. Durch das 
Urteil von Fachleuten aus dem militärischen Bereich wird bestätigt, daß dieser Auftrag 
weitgehend gelungen ist.146  
Das Zusammenwirken der Bündnispartner, auch auf wirtschaftlichem Gebiet, konnte dem 
Zusammenhalt im Warschauer Pakt grundsätzlich nur förderlich sein. 
Dennoch hat der RWG sein Ziel, die Mitgliedstaaten auf der Grundlage der sozialistischen 
ökonomischen Integration, 147 das heißt die wirtschaftliche und wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit und Verflechtung der Volkswirtschaften zu vertiefen und zu 
vervollkommnen, nicht erreicht.  
Strukturelle Unterschiede und Interessengegensätze der Mitglieder, die zudem auf Wahrung 
ihrer nationalstaatlichen Souveränität bestanden, beeinträchtigten den Integrationsprozeß.  
                                                 
143 Schenk, Fritz, Sozialismus hinter Beton und Stacheldraht, in: FAZ vom 10.8.2001, S.15 
144 Vgl. Grundprinzipien der internationalen sozialistischen Arbeitsteilung vom 7. Juni 1962, in: Europa-Archiv 
1962, D381 u.ff. 
145 Vgl. DDR-Handbuch a.a.O., S. 1459 
146 Die Bewaffnung aller Mitgliedstaaten des WP wurde von westlichen Militärexperten als modern und teilweise 
der NATO gleichwertig eingeschätzt.Vgl. auch DDR-Handbuch, S.1461 
147 Vgl. Schütz, Gertrud u. andere, Kleines Politisches Wörterbuch, Berlin 1985, S.873 
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Das Fehlen eines selbständigen Exekutivorgans, das, ähnlich wie in der EWG, 
Entscheidungen unabhängig von nationalstaatlichen Interessen nur im Sinn 
gesamtwirtschaftlicher Erwägungen hätte treffen können, machte sich nachteilig bemerkbar.  
Obwohl die Schaffung einer solchen supranationalen Behörde von der Sowjetunion 
befürwortet wurde, scheiterte die Einrichtung eines solchen Instruments am Widerstand der 
Ostblockstaaten, die den Verlust nationaler Kompetenzen nicht zulassen wollten. 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Image des RGW weitgehend durch die 
Vormachtstellung der Sowjetunion bestimmt war und eine Integration der sozialistischen 
Volkswirtschaften nach westeuropäischen Maßstäben nicht gelungen ist. 
Der RGW ist damit in seiner wirtschaftspolitischen Bedeutung weit hinter den Ergebnissen  
der Europäischen Gemeinschaft zurückgeblieben.148 
5.3. Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
Die Gründung der OEEC in Westeuropa im April 1948 war nahezu zeitgleich mit der 
Unterzeichnung des Vertrages über die Westunion zusammengefallen.  
Die Phase wirtschaftlichen Zusammenwirkens der Westeuropäer wurde zusätzlich durch das 
Inkrafttreten der belgisch-niederländisch-luxemburgischen Zollunion (BENELUX) im Januar 
1948 verstärkt.  
Durch die Zusammenarbeit der westeuropäischen Nationen, auch im ökonomischen Bereich, 
erhielt das militärische Vertragswerk über die Westunion Rückhalt und zusätzliche 
Perspektiven. Das traf besonders auf auf das Gebiet der Rüstungzusammenarbeit zu. 
Der Gründung und dem Aufbau der NATO im April 1949 folgte wenig später, im April 1951,  
die Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(auch Montanunion genannt)149.  
Die Schaffung eines gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl sollte zugleich die Kontrolle, 
Planung und Verwertung dieser Grundstoffe ermöglichen.  
Obwohl das Hauptmotiv zur Gründung die Beseitigung der sogenannten deutsch-
französischen Erbfeindschaft war, sollten durch dieses Vertragswerk auch Impulse für den 
europäischen Einigungsprozeß ausgestrahlt werden.  
Zudem war man durch die Schaffung einer supranationalen Organisation auf der Grundlage 
einer funktionalistischen Integration in der Hoffnung vorgegangen, daß eine in der Folge noch 
umfassendere Zusammenführung von wirtschaftlichen Sektoren eine spätere politische 
Einigung nach sich ziehen würde. 
                                                 
148 Vgl. Gasteyger, Curt, a.a.O., S. 423 
149 Mitgliedstaaten der EGKS: Frankreich, Italien, Bundesrepublik Deutschland, BENELUX.
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Der EGKS-Vertrag sah im wesentlichen folgende Steuerungsorgane vor: 
- die "Hohe Behörde", in deren Händen die exekutive Gewalt lag;  
- den " Besonderen Ministerrat ", der Rechte der Legislative wahrnahm; 
- die Gemeinsame Versammlung mit beratenden und kontrollierenden Funktionen und 
- den Gerichtshof, der über die Einhaltung der Vertragsbestimmungen wachte. 
Die Gründung der EGKS gab auch der in den Anfängen stehenden westeuropäischen 
Sicherheitsarchitektur Auftrieb, erfolgte doch der Zusammenschluß der westeuropäischen 
Welt damit nicht nur auf sicherheitspolitischem, sondern auch auf ökonomischem Gebiet. 
Dieser Trend sollte sich fortsetzen und den Prozeß der europäischen Einigung maßgeblich 
unterstützen. 
Der Vorstoß, die EGKS und die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG), die 1952 
durch die Regierungen der EGKS-Staaten gegründet waren, durch eine gemeinsame 
Verfassung zur "Europäischen Politischen Gemeinschaft" (EPG) zusammenzuführen und mit 
Kompetenzen für den Montanbereich und den Bereich der Verteidigung auszustatten, war zu 
jener Zeit ein kühner Versuch, durch die Verknüpfung unterschiedlicher Sektoren einen 
politischen Einigungsprozeß einzuleiten.150 
Ein im März 1953 vorgelegter Verfassungsentwurf sah die Schaffung eines Parlaments mit 
zwei Kammern, eines Exekutivrats, eines Rats der nationalen Minister, eines Gerichtshofs und 
eines Wirtschafts- und Sozialrats vor. Durch die Integration von supranationalen und 
konföderalen Strukturprinzipien versuchte man den Skeptikern dieses Einigungsmodells eine 
Brücke zu bauen. Exekutivrat und die unmittelbar zu wählenden Kammern sollten danach als 
supranationale Elemente eingeführt werden, während der Rat der nationalen Minister als 
konföderaler Baustein die nationalen Interessen der Mitgliedstaaten vertreten sollte. 
Eine Einigung über das Modell "EPG" kam jedoch wegen des Widerstandes der EGKS-
Mitgliedstaaten über den Umfang des Souveränitätsverzichts nicht zu Stande.  
Als dann die EVG 1954 in der französischen Nationalversammlung scheiterte, entfiel auch die 
Grundlage für einen europäischen Vertragsentwurf. 
Eine Prognose über den Verlauf des europäischen Einigungsprozesses bei Zustandekommen 
der EPG läßt mehrere Optionen zu. 
Ganz offensichtlich war die Zeit jedoch noch nicht geeignet, um Sektoren von Wirtschaft und 
Politik zusammenzuführen mit dem Ziel, eine politische Gemeinschaft zu bilden. 
Die Hindernisse und Widerstände, die heute noch auftreten, wenn es darum geht die 
Kompetenzen der EU gegenüber den EU-Mitgliedstaaten zu erweitern und zu stärken, geben 
uns die Gewißheit, daß der europäische Einigungsvorgang mehr Zeit benötigt als von vielen 
Menschen erwartet wird. Ungeduld führt nicht zum Ziel. Die EGKS hatte bewiesen, daß 
                                                 
150 Vgl. Weidenfeld, Werner, Europa von A bis Z., S.15 
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wirtschaftliche Integration in Westeuropa möglich war. Sie trug dazu bei, daß die Kooperation 
auch auf andere Bereiche der Wirtschaft ausgedehnt wurde, denn die Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sollten sich 
in der Folge anschließen. 
5.4. Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)/Europäische 
Union (EU) 
Die Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft im Jahr 1957, die im Rahmen der sogenannten Römischen Verträge 
erfolgten, ließen die sechs Mitgliedstaaten, die bereits in der Montanunion 
zusammengeschlossen waren, noch enger zusammenrücken. 
Ziel der EAG war die Kontrolle und Koordination der zivilen Nuklearwirtschaft zwischen den 
Mitgliedstaaten der EWG. 
Im Rahmen der EWG strebten die Gründerstaaten die Bildung einer Zollunion an, in der die 
internen Handelshemmnisse abgebaut und ein einheitlicher Außenzoll erhoben werden sollte.  
Ziel der EWG war die Schaffung eines Gemeinsamen Marktes, in dem der freie Personen -, 
Dienstleistungs-, Waren- und Kapitalverkehr gewährleistet war. Durch die beteiligten 
Mitglieder sollte eine Abstimmung und Harmonisierung der nationalen Wirtschaftspolitiken 
stattfinden. 
Die EWG orientierte sich mit Kommission, Ministerrat, Versammlung und Gerichtshof 
organisatorisch an der Montanunion. Diese Organisationsstruktur wurde im Dezember 1974 
durch den Europäischen Rat ergänzt und bis heute beibehalten.151 
Der weiterere Aubau der EWG bis hin zur EU verstärkte sich über die Zeit und verlief relativ 
gleichlaufend zur Entwicklung im sicherheitspolitischen Bereich Westeuropas. 
Das wurde auch durch die Zusammenarbeit der Westeuropäer auf dem Gebiet der Rüstung 
unterstrichen.  
                                                 
151 Der Europäische Rat (ER) ist im rechtlichen Sinne gestützt auf eine Regierungsvereinbarung von Paris 1974 
und erstmals in rechtlich verbindlichem Text in Artikel 2 der Einheitlichen Europäischen Akte erwähnt worden. 
Durchden Vertrag von Maastricht wurde der Europäische Rat in Artikel 4 des EU-Vertrages im Abschnitt 
"Gemeinsame Bestimmungen"angesiedelt. Er setzt sich zusammen aus den Staats- und Regierungschefs der 
Mitgliedstaaten, dem Präsidenten der Kommission und den Außenministern und tritt zwei bis dreimal im Jahr 
zusammen. Der ER gab zahlreiche Impulse für die Integration der Mitgliedstaaten auf allen Ebenen. Er beschließt 
über allgemeine Leitlinien in wirtschaftlichen, aber auch außen- und sicherheitspolitischen Fragen. Der ER wird 
auch als konstitutioneller Architekt der EU bezeichnet, er stellt die Weichen für die Entwicklung der 
Gemeinschaft. Vgl. Wessels, Wolfgang, Europäischer Rat, in: Weidenfeld, Werner, Wessels, Wolfgang (Hrsg.), 
Europa von A bis Z, Bonn 2000, S.180 
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Grundlagen für die wirtschaftliche Zusammenarbeit der NATO-Mitgliedstaaten und der WEU 
waren in den entsprechenden Bündnisverträgen verankert. 
Während es in Artikel 2 des NATO-Vertrages hieß, daß die Mitgliedstaaten "[...]bestrebt sein 
werden, Gegensätze in ihrer internationalen Wirtschaftspolitik zu beseitigen und die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen einzelnen oder allen Parteien zu fördern "152, gab 
 auch der Brüsseler-Fünf-Mächte-Vertrag von 1948 in Artikel 1und 2 vor,"[...] daß sie (die 
Vertragspartner) ihre wirtschaftlichen Bestrebungen so organisieren und auf einander 
abstimmen, daß sie die bestmöglichen Ergebnisse zeitigen [...]durch die Koordinierung der 
Erzeugung und(durch) die Entwicklung des Güteraustauschs".153 
Artikel 2  des Vertrages enthielt zudem die Zusage, daß die Vertragsparteien "[...]gemeinsam 
jede Anstrengung unternehmen, um einen höheren Lebensstandard ihrer Völker zu erreichen 
[...]"154 
Hier kam es zu einem "spill-over effect" aus dem Sektor Sicherheit in den Sektor Wirtschaft, 
nachdem sich die Mitglieder der WEU und der NATO entschlossen hatten, kostenträchtige 
Rüstungsprojekte, wie die Waffensysteme European Fighter (EF 2000), Tornado, die 
logistische Betreuung des fliegenden NATO-Frühwarnsystems (AWACS) u.a. gemeinsam und 
finanziell anteilig durchzuführen.  
Zu diesem Zweck wurde u.a. die Westeuropäische Rüstungsgruppe (Westeuropean Armament 
Group-WEAG)155 gebildet, und auf der Seite der NATO fand durch die Konferenz der 
Nationalen Rüstungsdirektoren (CNAD-Conference of National Armaments Directors) eine 
enge bündnisweite Abstimmung und Zusammenarbeit statt.156 
Dennoch macht der Prozeß der westeuropäischen Einigung auf wirtschaftlichem Gebiet auch 
heute noch sichtbar, wie unterschiedlich die Ausprägung der Auffassungen und Ziele der 
westeuropäischen Partner war und noch ist, und wie oft noch der nationalstaatliche Anspruch 
gegen das Interesse der Gemeinschaft steht.  
Das kam in der Vergangenheit besonders durch den Gegensatz zwischen Frankreich und 
Großbritannien zum Ausdruck, der durch die starke Bindung der Angelsachsen an die USA 
und durch die britische Führungsrolle im Commonwealth begründet war, und durch den 
Anspruch der Franzosen auf dem europäischen Kontinent eine dominierende Position 
einnehmen zu wollen.  
                                                 
152 NATO-Presse- und Informationsdienst, Der Nordatlantikvertrag, in: NATO Handbuch, Brüssel 1998, S. 529 
153 Brandstetter, Gerfried, Die Westeuropäische Union, Wien 1999, S.71 
154 Ebenda 
155 Vgl. Bundesministerium für Verteidigung (BMVG), Weißbuch 1994, Köln (ohne Angabe der Jahreszahl), 
S.108 u.ff. 
156 Vgl. NATO-Presse- und Informationsdienst, NATO-Handbuch, Brüssel 1998, S.321 u. ff. 
78 
 
Trotzdem verlief der wirtschaftliche Einigungsprozeß in Westeuropa, ähnlich wie der 
sicherheitspolitische Zusammenschluß durch die NATO, der zudem noch die Kooperation mit 
dem mächtigen transatlantischen Partner beinhaltete, grundsätzlich in die gleiche Richtung - 
in Richtung Kooperation.  
Allerdings war der Weg, der auf das jeweilig gemeinsame Ziel hinführte, in beiden Bereichen 
stets von Höhen und Tiefen sowie von einer Vielzahl von Kompromissen gekennzeichnet.  
Daß es trotzdem bis heute gelang, 15 europäische Nationen mit unterschiedlicher historischer 
Vergangenheit und Entwicklung in der EU zusammenzuführen, bewies nicht nur ein 
gemeinsames wirtschaftliches Interesse, sondern war gleichzeitig Ausdruck für die 
Verbundenheit gleicher Wertvorstellungen. 
Das bedeutete für die Zukunft der EU durchaus Zuversicht aber auch Geduld, um der 
positiven Entwicklung des europäischen Miteinander Zeit zur Reife zu geben. 
Folgende Meilensteine markieren den Weg von EWG/EU157 : 
- die Ablehnung des Beitritts von Großbritannien zur EWG durch Einspruch Frankreichs im 
Jahr 1962;  
- der Fusionsvertrag, der mit Wirkung von 1967 die Exekutiv-Organe von EWG, EAG und 
EGKS zur Europäischen Gemeinschaft (EG) zusammenlegte; 
- der sogenannte Luxemburger Kompromiß von 1966, der von Frankreich durchgesetzt 
wurde und der jedem EWG-Mitglied die Möglichkeit des Vetos gegen 
Ministerratsentscheidungen einräumte. Das behinderte die Dynamik von 
Entscheidungsprozessen; 
- die Haager Gipfelkonferenz von 1969, die eine Erweiterung der EG und die Einführung 
einer Wirtschafts- und Währungsunion beschloß; 
- die Schaffung der sogenannten Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) im Jahr 
1970, Die EPZ war das Instrument zur Koordination der Außenpolitiken der EG- 
Mitgliedstaaten; 
- Unterzeichnung der EG- Beitrittsverträge von Großbritannien, Irland und Dänemark im 
Januar 1972; 
- die Genscher-Colombo-Initiative des deutschen und italienischen Außenminister von 
1981, die in einer "Europäischen Akte" eine verbesserte Effizienz im 
Entscheidungsprozeß durch Kompetenzerweiterung des Europäischen Parlaments (EP), 
die Abkehr vom Einstimmigkeitsprinzip des Ministerrates und eine Einbeziehung der 
Sicherheitspolitik in die EPZ forderten; 
- der EG-Beitritt Griechenlands im Jahr 1981; 
                                                 
157 Vgl. Weidenfeld, Werner, Europa von A bis Z, S.16 u.ff. 
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- die Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) im Jahr 1986, die die 
Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 verkündete, qualifizierte Mehrheiten bei 
Ministerratsentscheidungen einführte und die EPZ in die EG integrierte. Die EPZ erhielt 
dadurch eine rechtliche Form; 
- der Beitritt von Spanien und Portugal, der 1986 vollzogen wurde;  
- der Vertrag von Maastricht 1992, der die EG in eine Union weiterentwickelte und sie u.a. 
mit Kompetenzen über eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik(GASP) 
ausstattete, die Unionsbürgerschaft und den Kohäsionsfond einführte und die 
intergouvernementale Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres verbesserte und158 
- der Vertrag von Amsterdam 1997, der die Beschlüsse von Maastricht fortschrieb und 
vertiefte, besonders durch Stärkung der GASP und durch Einführung einer 
Flexibilitätsklausel, die den Mitgliedstaaten unter bestimmten Bedingungen gestattete, 
untereinander enger zusammenzuarbeiten als das auf EU-Ebene zur Zeit möglich ist.159 
Vor dem Hintergrund der Ereignisse wurde deutlich, wie mühsam es war, die Vielzahl 
nationalpolitischer Auffassungen der EU-Mitglieder im wirtschaftlichen Bereich auf einen 
gemeinsamen Kurs auszurichten.  
Gleichzeitig veranschaulicht die Zahl der Einzelschritte, die in der Vergangenheit benötigt 
wurden, auch den Zeitbedarf, der in Zukunft noch erforderlich sein wird, um den europäischen 
Integrationsprozeß auch auf andere Sektoren, wie beispielsweise auf den Sektor der 
Sicherheitspolitik, auszudehnen und voranzutreiben. 
Wie aber hatten sich angesichts der aufstrebenden Entwicklung der EG/EU die 
westeuropäischen Länder, die nicht Mitglied in dieser mächtigen Wirtschaftsorganisation 
geworden waren, wirtschaftlich und handelspolitisch orientiert ? 
Es ist nicht uninteressant dieser Entwicklung nachzugehen ; zeigt sie doch schlaglichtartig die 
Unterschiedlichkeit der westeuropäischen Auffassungen, auch im wirtschaftlichen Sektor, auf 
und weist sie auf die Probleme hin, die bei der Zusammenführung europäischer Nationen 
unter ein gemeinsames Dach zu überwinden waren.  
Während die Mitgliedstaaten der EWG sich 1957 in Rom für einen Zusammenschluß der 
nationalen Wirtschaften zu einem gemeinsamen Markt und für eine Übertragung nationaler 
Rechte auf eine übergeordnete supranationale Behörde entschlossen hatten, war dieser Weg 
für Großbritannien und für andere europäische neutrale Staaten (Schweiz, Österreich, 
Schweden) aus unterschiedlichen Gründen nicht begehbar. 
Der Vorschlag dagegen, der die Kooperation von einzelnen Nationalwirtschaften in einer 
Freihandelszone ohne Abgabe von Souveränitätsrechten vorsah, stand eher im Einklang mit 
                                                 
158 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Der Vertrag. Europäische Union und Europäische 
Gemeinschaft, Bonn 1998, S.11 u.ff 
159 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Der Vertrag von Amsterdam, Bonn 1999, S.10 u.ff. 
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der britischen Position, auch vor dem Hintergrund der beanspruchten Führungsrolle im 
Commonwealth.  
Die vorgeschlagene Lösung fand ebenfalls die Zustimmung der Regierungen Dänemarks, 
Norwegens, Österreichs, Schwedens und der Schweiz.  
Sie führte 1959 zur Gründung der "Europäischen Freihandelszone "(European Free Trade 
Association-EFTA).160 
Im Gegensatz zur EWG/EU verfolgte die EFTA nur handelspolitische Ziele, wie z.B. die 
Ausweitung des Handels, den Abbau der Einfuhrzölle, die Sicherung der Vollbeschäftigung, 
die Steigerung der Produktion und die finanzielle Stabilität. 161 
Die Gründung und Entwicklung der EFTA fand nicht gleichlaufend zu einer bestehenden 
Sicherheitsorganisation statt, sie war eher eine Reaktion auf die Entstehung der EWG, um der 
Gefahr einer wirtschaftlichen Diskriminierung zu begegnen.  
EFTA und EG/EU entwickelten im Laufe der Jahre enge wirtschaftliche Beziehungen zu 
einander, die in den 1994 gegründeten Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) mündeten. 
Der EWR umfaßte das Gebiet der EU- und EFTA-Staaten, in dem Waren, Dienstleistungen, 
Arbeitskräfte und Kapital wie in einem Binnenmarkt ohne Landesgrenze bewegt werden 
konnten. 
Wenngleich auch EFTA und OECD keinen direkten Bezug zum Sicherheitsmodell Europa 
entwickelten, so machten diese Organisationen doch erkennbar, wie eng die Vernetzung und 
Verflechtung der westeuropäischen Wirtschaft bereits in den sechziger Jahren war.  
Sie verdeutlichten den Zusammenhalt, der sich über die Jahre auf wirtschaftlichem Gebiet in 
Europa, aber auch mit anderen Kontinenten entwickelt hatte. 
Dieser wirtschaftliche Verbund mit anderen politischen Bereichen der Mitgliedstaaten bildete 
ein stabiles Fundament, auf das man bauen konnte. Er war der zentralistischen Planwirtschaft 
des RGW weit überlegen. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sollte in der 
Auseinandersetzung der politischen Systeme zwischen Ost und West den Ausschlag geben. 
Diese Erkenntnis ist auch auf die gegenwärtige Situationen anwendbar und begründet die 
politische Kraft der USA und Europas. 
Das Ende des Sozialismus in Osteuropa machte den Weg frei zu einem für westeuropäische 
Handelspartner bisher nur eingeschränkt zugänglichen Wirtschaftsraum. Das eröffnete für die 
EU neue Perspektiven.  
So, wie sich die NATO den veränderten Verhältnissen nach der Wende anpaßte, mit einem 
Neuen Strategischen Konzept, mit der Gründung des "Nordatlantischen Kooperationsrats" 
                                                 
160 Vgl. Internet:http://www.efta.int/structure/main/index.html 
161 Durch den Beitritt zahlreicher Mitgliedstaaten zur Europäischen Gemeinschaft verlor die EFTA zusehends an 
Bedeutung. Nachdem Schweden, Finnland und Österreich im Jahr 1995 der EU beigetreten sind, umfaßt die 
EFTA nur noch Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz 
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(NKR), mit dem Programm (PfP) und sich dem Beitritt neuer Mitglieder öffnete, so reagierte 
auch die EG/EU auf das neue wirtschaftspolitische Umfeld mit einem Spektrum von 
Maßnahmen im Rahmen ihrer Assoziierungs- und Kooperationspolitik.  
Sie schuf damit die Voraussetzungen für den Aufbau einer wirtschaftlich und politisch 
tragfähigen Grundlage, auf der in Folge eine stabile Sicherheitsarchitektur entstehen konnte . 
Die Anzahl von Assoziierungsabkommen, die länderspezifisch nach Handels-, Kooperations- 
und Europaabkommen unterschieden werden, sollen den mittel- und osteuropäischen 
Reformstaaten die Integration in den europäischen Wirtschaftsraum im Bereich der Politik, 
der Wirtschaft und Handelspolitik erleichtern. Die nachstehende Tabelle macht die Dichte der 
Beziehungen deutlich. 
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Tafel 2 - Vertragsbeziehungen der EU mit den MOE-Staaten und den Neuen 
Unabhängigen Staaten 
Quelle: Lippert, Barbara, Mittel- und Osteuropa, in : Weidenfeld, Werner, Wessels, Wolfgang (Hrsg.), Europa von A bis Z, Bonn 2000, 
S.302 
 
Während die Handels- und Kooperationsabkommen den betroffenen Ländern nur die 
Meistbegünstigungsklausel einräumen, gewähren die Europaabkommen die Einrichtung einer 
Freihandelszone für Industrieprodukte zwischen der EU und dem assoziierten Land und sehen 
den Abbau von Handelshemmnissen vor, die ursprünglich zum Schutz der EU-Wirtschaft 
eingeführt worden waren.  
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Eine Besonderheit aller Europaabkommen liegt außerdem darin, daß sie eine Beitrittsoption 
zur EU enthalten. Das bedeutet zusätzlichen Anreiz, die Anstrengungen zum Wiederaufbau 
der Wirtschaft auf marktwirtschaftlicher Grundlage zu intensivieren. 
Zehn mittel- und osteuropäische Länder haben bereits von diesem Angebot Gebrauch gemacht 
und einen EU-Beitrittsantrag gestellt. Ebenso warten die Türkei auf den Beginn bezw. Malta 
und Zypern auf den Abschluß ihrer Beitrittsverhandlungen. Bisher hat die EU noch keine 
präzisen Daten für den Abschluß der ersten Verhandlungsrunde bekanntgegeben. Angesichts 
der noch zahlreichen Probleme in den Ländern der Beitrittskandidaten, ist der Zeitpunkt der 
Aufnahme für die ersten Bewerber, der EU als gleichberechtigtes Mitglied anzugehören, noch 
ungewiß.162  
Die Aufnahme assoziierter Beitrittskandidaten wurde mit Beschluß des Europäischen Rates 
im Juni 1993 abhängig gemacht von der Erfüllung wirtschaftlicher und politischer 
Voraussetzungen, den sogenannten Kopenhagener Kriterien. Demnach sind folgende 
Bedingungen von den neuen Mitgliedern zu erfüllen : 
- Stabilität der Demokratie (Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschenrechte, 
Pluralistische Gesellschaftsordnung, Mehrparteiensystem, Schutz von Minderheiten); 
- Freie Marktwirtschaft; 
- Fähigkeit zur Übernahme von Rechten und Pflichten, die sich aus der EU-Mitgliedschaft  
ergeben (acquis communautaire); 
- Einverständnis mit den Zielen der Politischen Union, sowie der Wirtschafts- und 
Währungsunion.163 
Durch die wirtschaftliche, politische und sicherheitspolitische Integration in der EU hoffen die 
osteuropäischen Beitrittskandidaten zum einen ihre gegenwärtige wirtschaftliche Lage zu 
verbessern, zum anderen sehen sie in der EU-Mitgliedschaft auch eine Rückversicherung 
gegen ein möglicherweise imperial auftretendes Rußland, auch wenn sich zur Zeit eine solche 
Bedrohung nicht abzeichnet. 
Seit 1994 wird die Assoziierungspolitik durch sogenannte Heranführungsstrategien ergänzt. 
Sie beinhalten Hilfsprogramme zur wirtschaftlichen Umgestaltung der osteuropäischen 
Länder. Grundprinzip eines solchen Programms, z.B. des PHARE-Programms (Poland and 
Hungary Action for Restructering of Economy), ist die vorrangige Unterstützung der 
Privatwirtschaft. Zusätzliche Programme zur Anpassung der Landwirtschaft an die 
                                                 
162 Vgl. Lippert, Barbara, Erweiterung, in: Weidenfeld, Werner, Wessels, Werner, Europa von A bis Z, Bonn 
2000, S.134 
163 Vgl. Internet: http://europa.eu.int/comm/enlargement/index.htm; Vgl. auch Hillenbrand, Olaf, Europa-ABC,  
in: Weidenfeld, Werner,Wessels Wolfgang (Hrsg.), Europa von A bis Z, S.392 
Beitrittssuchende osteuropäische Länder sind: Polen, Ungarn, Tschechien, Bulgarien, Rumänien, Slowakei, 
Estland, Lettland, Litauen, Slowenien.(zusätzlich Malta, Zypern und die Türkei) 
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veränderten Verhältnisse und Programme zur Förderung der regionalen Entwicklung gehen in 
die gleiche Richtung. 
Zu erwähnen sind zudem eine Anzahl von Partnerschafts- und Kooperationsabkommen, die 
neben der engen handelspolitischen Verbindung eine politische Annäherung von Staaten an 
die EU verfolgen, wie z. B. die Abkommen mit Rußland (in Kraft seit 1.12.1997), der Ukraine 
(in Kraft seit 1.3. 1998) und mit anderen sogenannten Neuen Unabhängigen Staaten.164 
In diesem Zusammenhang ist die "Gemeinsame Strategie" des Europäischen Rates gegenüber 
Rußland als Ergebnis des Kölner Gipfels von 1999 besonders hervorzuheben. Darin sind als 
 Hauptziele festgelegt worden: 
- die Festigung der Demokratie und des Rechtsstaates; 
- die Einbeziehung Rußlands in einen gemeinsamen Wirtschafts- und Sozialraum; 
- die Zusammenarbeit zur Stärkung von Stabilität und Sicherheit in Europa und darüber 
hinaus gemeinsames Handeln angesichts gemeinsamer Herausforderungen.165 
Die Weichen für ein Miteinander sind damit gestellt worden - es gilt sie nun mit Leben zu 
erfüllen. 
Rußland ist unterdessen ein bedeutender Handelspartner der EU geworden. Die Exportrate der 
Russischen Föderation in die EU wird mit mehr als 50% angegeben, hingegen nur ca. 3% der 
EU-Exporte nach Rußland gehen.166 
Die Bereitschaft zum wirtschaftlichen Engagement wurde auch sichtbar durch die Beteiligung 
der EU am "Stabilitätspakt für Südosteuropa", die auf dem Kölner EU-Gipfel im Jahr 1999 
beschlossen wurde. 167 
Die in diesem Pakt von der EU angebotene Unterstützung erfolgt im Rahmen von Stabilitäts- 
und Assoziierungsabkommen, die den betroffenen südosteuropäischen Ländern eine 
Perspektive auf wirtschaftlichen Wohlstand, Demokratie und Annäherung an die EU-Staaten 
geben soll. 
Das äußert sich nicht nur in finanzieller und wirtschaftlicher Hilfe, sondern auch durch 
Unterstützung beim Aufbau demokratischer Institutionen und Strukturen. 
Durch die Vielzahl von Abkommen mit sogenannten Drittstaaten in Form von 
Heranführungsstrategien, Beitrittspartnerschaften und handelspolitischen Verträgen 
beabsichtigt die EU neben dem Aufbau von wirtschaftspartnerschaftlichen Beziehungen auch 
gleiche Wertvorstellungen im politischen Bereich dieser Länder zu fördern. 
                                                 
164 Neue Unabhängige Staaten sind : Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Kasachstan, Kirgisien, 
Moldova, Rußländische Föderation, Tadschikistan, Turkmenien, Ukraine, Usbekistan .Vgl. Lippert, Barbara, 
Mittel- und Osteuropa, in: Weidenfeld, Werner,Wessels, Wolfgang, Europa von A bis Z, S.299 
165 Vgl. Lippert, Barbara, Mittel- und Osteuropa, in: Weidenfeld, Werner, Europa von A bis Z, S.306 
166 Vgl. Ebenda, S.305 
167 Vgl. Internet:www.stabilitypact.org 
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Außer den Abkommen mit Osteuropa verfolgt die EU eine Assoziierung mit 20 überseeischen 
Ländern und Hoheitsgebieten, zu denen Dänemark, die Niederlande, Frankreich und 
Großbritannien besondere Beziehungen unterhalten. Darüber hinaus werden im Rahmen des 
Lome`-Abkommens 71 Staaten des afrikanischen, karibischen und pazifischen Raumes (AKP-
Staaten) weitreichende Handelspräferenzen eingeräumt. 
Freihandelsabkommen mit Ländern der Mittelmeerregion und Abkommen mit asiatischen 
Staaten im Rahmen der Asienstrategie168 von 1994 machen deutlich, daß die EU auch die 
wirtschaftliche Entwicklung in den entfernten Randgebieten im Auge behält, um im Rahmen 
einer vorausschauenden Politik der Prävention von Konflikten entsprechend reagieren zu 
können. Angesichts der Gefahr terroristischer Umtriebe in dieser Region ist die Einmischung 
der EU in diesem Raum durch Gewährung wirtschaftlicher Unterstützung für die Staaten des 
Nahen Ostens zum Schutz der europäischen Sicherheit auch zwingend geboten. Abkommen 
zur Liberalisierung des Güterverkehrs hat die EU sogar in Lateinamerika mit der 
Wirtschaftsgemeinschaft "Mercosur" abgeschlossen, während der zentralamerikanische Markt 
dagegen noch entwicklungspolitischen Kriterien unterliegt. Die euro-lateinamerikanischen 
Beziehungen haben im Vergleich zu anderen Regionen noch nicht den gleichen Stellenwert 
erreicht. Die erste Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs der EU, Lateinamerikas 
und der Karibik hat strategische Partnerschaften zwischen den Kontinenten in Aussicht 
gestellt, eine Perspektive, die nicht nur von der Wirtschaftspolitik weiterverfolgt werden 
sollte, sondern die ebenfalls außen- und sicherheitspolitische Aspekte in sich trägt. 
Durch die Erweiterung wird die EU künftig näher an Krisenregionen heranrücken. 
Das bedeutet, daß sich die Sicherheitspolitik an größeren Dimensionen ausrichten muß. Der 
Stabilisierung und der Entwicklung in den Randgebieten wird deshalb in Zukunft die 
besondere Aufmerksamkeit der EU gelten. Das schließt den Bereich der Russischen 
Föderation, der Ukraine und der GUS mit ein. 
Die Erweiterung der EU auf künftig 28 Mitgliedstaaten (einschließlich Malta, Zypern und 
Türkei) stellt eine große Herausforderung für die Union dar. Die Ausweitung der Zone für 
Demokratie und Marktwirtschaft wird die Bedeutung der Union, auch in sicherheitspolitischer 
Hinsicht, in der Welt erheblich steigern. 
Die Realisierung dieser strategischen Perspektive, vor allem im Hinblick auf den 
Zusammenhalt im Inneren und die Regierbarkeit dieser Vielzahl europäischer Staaten, stellt 
die Union vor die Lösung eines großen Aufgabenpakets, das nur im Rahmen einer 
umfassenden Reform bewältigt werden kann. Nach den bisherigen Mustern einer föderativen 
Staatsführung wird die erweiterte Union von Brüssel aus nicht mehr in den Griff zu nehmen 
sein. Der EU-Konvent, der auf dem Gipfeltreffen in Laeken/Belgien im Dezember 2001 
                                                 
168 Vgl. Internet:http://europa.euint/comm/dg01/euasem.htm 
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beschlossen wurde, sollte dazu gezielte Hinweise geben. Es ist hier dringend geboten, 
Vorstellungen zu entwickeln - die Zeit drängt.  
5.5. Zwischenergebnisse 
Die sicherheitspolitischen Initiativen in Ost- und Westeuropa wurden nahezu gleichlaufend 
durch wirtschaftliche Zusammenschlüsse der west- und osteuropäischen Staaten unterstützt. 
Während sich in Westeuropa die Entwicklung des wirtschaftlichen Miteinander von der 
EGKS, EURATOM, EWG bis hin zur EG/EU durch das Zusammenwirken der beteiligten 
Volkswirtschaften zu einem Gemeinsamen Markt über mehre Dekaden hinzog, entstand der 
RWG per Beschluß der Sowjetunion mit ihren osteuropäischen Handelspartnern im  
Januar 1949. Der RGW sollte in jener Zeit als wirtschaftliches Gegenstück zur OEEC die 
wirtschaftlichen Kräfte Osteuropas zusammenfassen. 
Was damals von der westlichen Öffentlichkeit unbemerkt blieb und zwischenzeitlich nahezu 
in Vergessenheit geraten ist, sind die politischen Absichten, die Chruschtschow mit der 
Reaktivierung des von Stalin ins Leben gerufenen RWG-Vertrages verfolgte. 
 "Über ihn sollten die Volkswirtschaften des Blocks zu einer bis dahin weltweit nicht gekannten 
Wirtschaftsverflechtung (' internationale sozialistische Kooperation und Arbeitsteilung') gebracht werden. Die 
Mitgliedstaaten spezialisierten sich auf bestimmte Produktionen [...], womit sie nicht nur den gesamten Block 
belieferten, sondern auch die führende Rolle im sonstigen Außenhandel übernehmen würden. Auf Basis dieser 
Spezialisierung sollte für den Block erst Gleichstand mit dem Westen, dann dessen Überholung und schließlich 
ein solcher Überfluß produziert werden, daß dem Westen das Wasser abgegraben werden könnte. "169 
Die Vision der sowjetischen Führer hat sich nicht erfüllt. Der RGW blieb im Vergleich zum 
westeuropäischen Wirtschaftsverbund weit hinter den wirtschaftspolitischen Erwartungen 
zurück. Die Gründe dafür lagen in den strukturellen Unterschieden der Mitgliedstaaten, den 
Interessengegensätzen und der mangelnden Bereitschaft nationale Kompetenzen zu Gunsten 
einer selbständigen supranationalen Behörde abzugeben. Vor allem aber lagen die Gründe für 
die mangelnde Konkurrenzfähigkeit des RGW mit dem marktwirtschaftlichen System des 
Westens an der zentralistischen Planwirtschaft des sozialistischen Systems.  
Mit dem Niedergang des Sozialismus wurde 1991 auch der RGW aufgelöst. Die 
Konfrontation der Machtblöcke und die Teilung Europas war damit beendet. 
Die Sicherheitsbündnisse in Westeuropa wurden durch mehrere wirtschaftliche 
Zusammenschlüsse der westeuropäischen Nationen begleitet. Die Organisation für 
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) war zuständig für die Durchführung des 
US-Marshallplanes, der die Grundlage bildete für den Wiederaufbau der kriegsgeschädigten 
                                                 
169 Schenk, Fritz, Sozialismus hinter Beton und Stacheldraht, in: FAZ, v. 10.8. 2001, S.15 
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Wirtschaft Westeuropas. Seine Gründung im Jahr 1948 fiel zeitgleich mit der Entstehung der 
Westunion zusammen. Eine direkte Unterstützung der westeuropäischen Rüstungsindustrie 
dürfte zu jener Zeit allerdings kaum von der OEEC ausgegangen sein. Die OEEC wurde 1960 
durch die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD- 
Organization for European Cooperation and Development) abgelöst. Die OECD ist auch heute 
noch auf wirtschaftlich und sozialen Gebieten beratend tätig.170 
Der Zusammenschluß der Westeuropäer in der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS) war ein Signal dafür, daß man auch im wirtschaftlichen Bereich bereit war, 
gemeinsam aktiv zu werden. Es war zugleich der Impuls für den Zusammenschluß der 
westeuropäischen Nationen in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft.  
Daß man damit in jener Zeit als Nebeneffekt den wirtschaftlichen Aufstieg Deutschlands in 
der Schwerindustrie kritisch beobachten und gegebenenfalls beeinflussen konnte, soll an 
dieser Stelle nicht weiter verfolgt werden. Der wirtschaftliche Aufschwung in den fünfziger 
Jahren hat zur Bereitschaft der Westeuropäer beigetragen, den eingeschlagenen Weg der 
wirtschaftlichen Kooperation gemeinsam fortzusetzen. 
Die Erkenntnis, sich nicht nur wirtschaftlich zu vereinigen, spiegelte sich bereits deutlich 
wider in dem Versuch, die EGKS zusammen mit der dann 1954 gescheiterten EVG in der 
Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) zusammenzuschließen. Der westeuropäische 
Einigungsprozeß wäre bei positivem Ausgang der EPG wahrscheinlich differenzierter 
verlaufen; die Richtung des westeuropäischen Miteinander war jedoch damit vorgegeben. 
Die Römischen Verträge vom März 1957 begründeten die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Absicht der Gründernationen, die Integration auf alle 
Wirtschaftsbereiche auszudehnen. Die Stationen des Zusammenwachsens der europäischen 
Nationen zur Europäischen Gemeinschaft wurden bereits an anderer Stelle erwähnt. 
Mit dem Vertrag von Maastricht ist die Europäische Gemeinschaft in die Europäische Union 
umgewandelt worden. Damit wurde die Grundlage für die Vollendung der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion geschaffen. Zusätzlich sind weitere Integrationsschritte, 
insbesondere für eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und für eine engere 
Zusammenarbeit in den Bereichen der Justiz- und Innenpolitik, eingeleitet worden. Die EU 
hatte in der Weltwirtschaft zu diesem Zeitpunkt, Anfang der neunziger Jahre, bereits die 
Position einer wirtschaftlichen Supermacht erreicht. Darüber hinaus war sie, wenngleich auch 
von oben nach unten entwickelt, im Begriff zu einer Gemeinschaft zusammenzuwachsen, 
deren Grundlage gemeinsame Werte, Prinzipien und Rechtsgrundsätze waren.  
                                                 
170 Die OECD veröffentlicht jährliche Länderberichte über Mitgliedstaaten und halbjährliche 
Konjunkturausblicke. 
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Auch wenn es immer noch keine gemeinsame europäische Verfassung gibt und nationale 
Interessen der EU-Mitgliedstaaten bei der Lösung von Problemen häufig noch im Vorder-
grund stehen, so hatte Europa dennoch gezeigt, daß es möglich war auf zahlreichen Gebieten 
in einer Gruppe von Staaten zusammenzuarbeiten und sich zu einer einflußreichen politischen 
Größe zu entwickeln - eine respektable Leistung, die weniger als vierzig Jahre benötigt hatte. 
Nun kam es darauf an, wie sich Europa künftig in sicherheitspolitischer Hinsicht zur Geltung 
bringen würde.  
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6. Das derzeitige sicherheitspolitische Umfeld in Europa 
Nach der sogenannten Wende hatte sich die sicherheitspolitische Lage Europas grundlegend 
gewandelt. Die Bedrohung, die bis 1989 von der Gegenüberstellung der beiden Machtblöcke 
ausgegangen war, hatte nunmehr einer Kooperation Platz gemacht, die in Europa keine 
Trennlinien mehr zulassen wollte.  
Die europäische Sicherheitspolitik wurde bestimmt durch eine Zielsetzung, die für 
Gemeinsamkeit und für ein Miteinander der europäischen Nationen stand, so wie es in der 
Charta von Paris vereinbart worden war.171 Die Strukturen für Sicherheit und Stabilität in 
Europa haben sich seit dem Ende der Ost-West-Konfrontation weitgehend gefestigt und sind 
den veränderten Verhältnissen angepaßt und ausgebaut worden.  
Man meinte deshalb bis zum 11.September 2001 ganz zuversichtlich in die Zukunft blicken 
zu können und hoffte auch weiterhin auf Frieden in Europa. 
6.1. Die terroristische Bedrohung 
Nach den Terrorakten gegen das World Trade Center in New York und das Pentagon in 
Washington hat sich jedoch für alle Menschen die Welt verändert. Zwar wurde der 
internationale Terrorismus bereits früher in der Palette der Bedrohungen stets mit aufgeführt, 
an Warnungen hat es also nicht gefehlt, ein Verbrechen dieses Ausmaßes lag jedoch bisher 
außerhalb des Wahrscheinlichen und Vorstellbaren.172  
Herfried Münkler definiert Terrorismus als eine Strategie, die unter Nutzung geringer eigener 
Mittel in der Lage ist, eine Auseinandersetzung mit überlegenen Mächten gewaltsam 
auszutragen. Das erfolgt unter Mißachtung aller Regeln der Kriegsführung. Terroristen sind 
nicht als Kombattanten erkennbar, sie nutzen die Zivilbevölkerung der angegriffenen Macht, 
um sich selbst zu schützen. Die rücksichtslose Nutzung der Ressourcen des angegriffenen 
Gegners zur Erreichung ihrer Ziele kennzeichnen die Art ihrer Einsätze.173 
Die USA befinden sich noch immer im Krieg gegen den Terrorismus und werden dabei von 
den westeuropäischen Bündnispartnern unterstützt. Die NATO hat nach den Anschlägen den 
Bündnisfall verkündet, der die Anwendung des Artikel V des Nordatlantik-Vertrages in Kraft 
                                                 
171 Vgl. Presse- und Informationsdienst der Bundesregierung, Die Charta von Paris, in: Die nordatlantische 
Allianz im Wandel, Bonn 1997, S7 
172 Vgl. Finkielkraut, Alain, Dieser Feind bestimmt uns, in: FAZ Nr. 225 vom 27.9.2001, S.47 
173 Vgl. Münkler, Herfried, Terrorismus und Kommunikationsstrategie, in: Internationale Politik 12/2001, S.12 
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setzt. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat die Terrorakte einstimmig verurteilt und 
die Bekämpfung des Terrorismus für rechtmäßig erklärt.174 
Rußland und China haben die Anschläge ebenfalls verurteilt und sich in der Bekämpfung des 
Terrorismus auf die Seite der USA gestellt. Ihre Solidaritätsbekundungen konnten als Signale 
künftiger Kooperationsbereitschaft für Gegenmaßnahmen gegen den Terrorismus gewertet 
werden, denn "Areas of concern along Europ's periphery, such as some parts of the 
Mediterranean, North Africa, the Caucasus and Central Asia will also continue to pose 
challenges to the relationship between the UN, OSCE, EU and NATO as well as shape the 
future role of the US and Russia."175  
Seit dem 7. Oktober hatten die USA mit Luftschlägen gegen das islamistische Talibanregime 
in Afghanistan begonnen, das nicht bereit war, den vermeintlichen Haupturheber des 
Terrorismus, Osama bin Laden176, auszuliefern, sondern das ihm angeblich Schutz und 
Unterschlupf gewährte.  
Die amerikanischen Luftangriffe gegen Stellungen der Taliban, vor allem im östlichen Teil 
des Landes, dauern immer noch an. Marodierende Volksstämme, durchsetzt mit 
Talibanangehörigen verunsichern das Land. Von einer stabilen militärischen und politischen 
Lage kann deshalb in Afghanistan auch in nächster Zukunft nicht ausgegangen werden. Eine 
afghanische Übergangsregierung hat seit Dezember 2001 die Amtsgeschäfte bis zur 
Durchführung von Wahlen aufgenommen. Der Aufbau demokratischer Strukturen in 
Afghanistan wird durch die UN mit einer internationalen Schutztruppe unterstützt. Osama bin 
Laden wurde bis heute nicht gefunden. 
Großbritannien hat sich aktiv mit Streitkräften an der Seite der USA im Kampf gegen den 
Terror in Afghanistan beteiligt. Die NATO ist auf dem Kriegsschauplatz in Afghanistan nicht 
in Erscheinung getreten, sondern hat sich mit eher symbolischen Maßnahmen der Solidarität 
begnügt. Eine Vielzahl von Nationen haben den USA und Großbritannien im Rahmen der 
Operation "Enduring Freedom" politische Unterstützung oder Truppenkontingente zur 
Bekämpfung des Terrorismus angeboten. 
Ob und wann auch andere Länder, z.B. Länder des Nahen Ostens und Nordafrikas, die bisher 
den Terror als Mittel der Politik nutzten, in den Kampf gegen den Terrorismus miteinbezogen 
und militärisch angegriffen werden, darüber liegen bisher keine konkreten Angaben vor. 
Hinweise, daß der Irak, Iran, Syrien und sogar Nordkorea an vorderster Stelle der 
amerikanischen Angriffskartei stehen, wurden bisher von den USA offiziell zurückgewiesen. 
                                                 
174 Vgl. Feldzug gegen den Terrorismus, in: IAP-Dienst Sicherheit, 10/2001, Bonn 2001, S.1 
175 Ong, Kelvin,The UN, Europe and Crisis Management, in: Internet: 
http://www.ipacademy.org/search/search.htm 
176 Vgl. Buch, Hans Christoph, Klümper, Kirsten u.a., Das Idol der heiligen Krieger, in: FAZ Nr.225 vom 27.9. 
2001, S.13 
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Die dringliche Lösung des Konflikts zwischen Israel und Palästina haben das Weltinteresse 
von den bisherigen Schauplätzen der Terrorbekämpfung im Mittleren Osten abgelenkt. 
Man rechnet nach wie vor mit weiteren Terroranschlägen gegen die USA und ihre 
Verbündeten. Wenn hinter den Angriffen des 11. September ein Konzept steht mit der 
Absicht, Instabilität und Unsicherheit in der Welt zu verbreiten und zu vertiefen, und davon ist 
auszugehen, sind künftig terroristische Schläge grundsätzlich einzukalkulieren. Sollten die 
USA jedoch ohne äußeren Anlaß und nur gestützt auf Vermutungen ihren" Kreuzzug gegen 
das Böse" auf andere Staaten ausdehnen, könnte das die Festigkeit des bisher intakten 
transatlantischen Fundaments gefährden und zum Verlust der Solidarität der Europäer mit den 
Amerikanern führen. Denn Terrorbekämpfung wird in Europa unterdessen differenzierter 
gesehen und erschöpft sich nicht in Beantwortung von Gewalt mit Gegengewalt.  
Die scharfe militärische Reaktion der USA und die Bildung der Anti-Terror Koalition in der 
Welt mag terroristische Gruppen, wo immer sie ihre Stützpunkte haben, zur Zeit davon 
abhalten, aktiv zu werden. Sie müssen befürchten, dadurch ihren Standort und Unterschlupf 
preiszugeben, denn mit Blick auf die internationale Zusammenarbeit bei der Verfolgung von 
Straftaten und angesichts der modernen Mittel der Spurenverfolgung sollten die Urheber 
solcher Verbrechen heute rasch zu lokalisieren sein. 
Das Vorgehen der USA, den Terrorismus mit militärischen Mitteln zu bekämpfen wird in der 
Welt inzwischen unterschiedlich beurteilt. 
Während Vertreter der Friedensbewegungen in Europa von Anfang an für politische Lösungen 
zur Beseitigung des Terrorismus plädieren und höchstens, als letztes Mittel, punktuellen 
militärischen Aktionen zur Bestrafung terroristischer Gruppen zustimmen, vertreten die USA 
den Grundsatz, eine kompromißlose Bekämpfungspolitik sei der geeignetere Weg die 
terroristischen Aktivitäten zu ahnden und einzudämmen.  
Eine solche Position verneint Zugeständnisse an Terroristen, lehnt ein Verhandeln mit ihnen 
ab und schließt die Anwendung von politischem Druck und Sanktionen gegen Staaten, die 
Aktivitäten terroristischer Gruppen unterstützen, mit ein. Das führt dazu, dass "[...]die 
Bekämpfung der Phänomene des Terrorismus, wie sie vor allem von der amerikanischen 
Regierung wahrgenommen wird, geeignet ist, eine immer breitere Öffentlichkeit in Teilen der 
islamischen Welt zu radikalisieren".177 
Im Gegensatz dazu setzt sich in den Regierungen der westeuropäischen Ländern immer 
stärker die Erkenntnis durch, Terrorismus nicht durch Gewalt zu bekämpfen, sondern den 
Dialog zu suchen und den Ursachen des Terrors durch eine Reihe anderer zusätzlicher 
Maßnahmen entgegenzuwirken. Das umfaßt den Einsatz geistiger, ökonomischer und 
                                                 
177  Steinbach, Udo, Islamischer Terror. Ein selbstkritischer "Dialog der Kulturen" ist jetzt gefragt., in: 
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ideologischer Mittel. Der Einsatz militärischer Instrumente sollte hingegen am Ende der 
Gegenmaßnahmen stehen. Diese Auffassung, kam ebenfalls bei dem letzten EU-
Außenministertreffen im Februar 2002 im spanischen Caceres zum Ausdruck. 178  
Da der Terrorismus gegen das World Trade Center auch als Angriff gegen die freiheitliche 
Demokratie der westlichen Welt eingeordnet wird, sind die Europäer aufgerufen sich gegen 
terroristische Anschläge zu schützen. Aus diesem Grund richtet sich an alle Nationen der 
Appell, aktiv zu werden und Maßnahmen gegen den Terror zu treffen.  
Das schließt bereits im Vorfeld präventive Maßnahmen zur Vermeidung terroristischer 
Aktionen ein..  
Eine Steigerung terroristischer Angriffe, so wie in New York, wurde bisher nicht 
einkalkuliert, weil solche Anschläge außerhalb des Vorstellungsvermögens lagen.  
Das alles aber hat sich verändert. Selbst der Einsatz biochemischer Waffen und 
elektromagnetischer Bomben ist nicht mehr auszuschließen. Die Unterbringung von 
Sprengstoff in Schuhabsätzen, um ein Verkehrsflugzeuge zum Absturz zu bringen, spricht 
zudem für die kriminelle Phantasie der Terroristen.  
Terroristische Anschläge, ohne erklärtes politisches Ziel, nur auf Zerstören und Töten 
ausgelegt, passen nicht in unsere bisherigen Vorstellungen von der Durchsetzung politischer 
Absichten. 
Wo keine politischen Forderungen erhoben werden, erhalten auch Angebote zum Dialog und 
zu Verhandlungen keine Antwort. Das erschwert die Auseinandersetzung mit der Gegenpartei 
und gibt Spekulationen freien Raum. 
Wenn Politik als Beschäftigung mit Einflußnahme auf Gestaltung und Ordnung des 
Gemeinwesens zur Durchsetzung des eigenen Willens nicht stattfindet, macht Terrorismus als 
Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln erst recht keinen Sinn. Denn ohne eine erklärte 
Absicht vermitteln diese Gewaltakte keine Botschaft.  
Die internationale Gemeinschaft ist dennoch, trotz fehlender Bekennerschreiben und 
politischer Forderungen, aus eigenem Interesse aufgerufen, sich mit der terroristischen Gewalt 
auseinanderzusetzen und von sich aus, den Ursachen dieses Handelns nachzugehen.  
Ursachenforschung ist zu betreiben, um der Gewalt und Gegengewalt von Anfang an 
entgegenzutreten. Erst dann, wenn das nicht gelingt, erscheint es zum Schutz der 
Gemeinschaft und ihrer Werte legitim zu sein, auch andere Mittel zur Abschreckung und 
Abwehr mordender Selbstmörder einzusetzen. 
Dazu wird dann allerdings ein Instrumentarium erforderlich sein, das in der Lage ist, sich auf 
die Taktiken des Terrorismus einzustellen. Angriffe auf Europa und die westliche Welt dürfen 
für den internationalen Terrorismus nicht mehr mit spektakulären Aktionen, wie im 
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September 2001, verbunden sein; sie müssen ihm stattdessen mit allen Mitteln verwehrt 
werden. Das gelingt nur mit hervorragend ausgebildeten kleinen Gruppen von Spezialisten, 
die über die Fähigkeit verfügen, mit gleichen Waffen wie die Terroristen zu kämpfen.  
Auch dürfte in diesem Zusammenhang nicht geduldig auf den nächsten Angriff dieser den Tod 
suchenden Kämpfer gewartet werden, sondern sie sollten bereits in ihrem Herkunftsland daran 
gehindert werden zu kommen. Es ist erforderlich, grundlegend neue Wege zu gehen und 
neuen Strategien zu folgen.  
Das bedeutet eine Reform des gegenwärtigen Sicherheitskonzepts, das immer noch von der 
Abwehr eines Feindes an den Außengrenzen ausgeht. Es beinhaltet auch eine neue Struktur 
für die Streitkräfte. Die Auswirkungen solcher Maßnahmen werden Einfluß haben auf 
Ausbildung und Bewaffnung der Sicherheitskräfte179, aber auch auf ihre Motivation. Sie wird 
durch eine offensivere Einstellung zum Kampf geprägt sein als die des bisher zur 
Verteidigung seines Landes ausgerichteten Staatsbürgers in Uniform.  
Die große Anzahl zu schützender Objekte in unserer von Technologie abhängigen 
Gesellschaft wird hohe Anforderungen stellen. Allein die Angst vor Anschlägen gegen 
neuralgische Punkte wird hohen personellen und materiellen Aufwand für Bewachung und 
Schutz erforderlich machen und umfangreiche finanzielle Mittel verschlingen. Mittel, die man 
stattdessen zweckmäßigerweise für die Linderung von Armut und Not einsetzen könnte.  
Nachdem Terror-Anschläge nicht eindeutig der inneren oder äußeren Sicherheit zuzuordnen 
sind, da sie jederzeit innerhalb oder außerhalb der Landesgrenzen ausgelöst werden können, 
ist die bisherige Differenzierung zwischen äußerer und innerer Bedrohung aufgehoben.  
Die terroristische Bedrohung besteht seit dem 11. September überall.  
Das heiß, daß künftig nicht nur die Kräfte der inneren Ordnung gegen solche Aktionen zum 
Einsatz kommen, sondern daß durchaus die Notwendigkeit gegeben sein kann, terroristische 
Angriffe auch mit militärischen Mitteln zu verfolgen. Ihr Einsatz sollte, wie gesagt, nur am 
Ende aller anderen Maßnahmen stehen und parallel laufen mit Schritten, die möglichst 
gleichzeitig auf unterschiedlichen Ebenen eingeleitet werden. "Man kann sich eine gerechte 
Welt nicht zurechtbomben. Eine Strategie, die den globalen Terrorismus mit einer Mischung 
aus Härte, Klugheit, Gerechtigkeit und Menschlichkeit bekämpft, ist unsere einzige Chance, 
ihn wirksam einzudämmen".180 
Zum einen sollten deshalb Maßnahmen ergriffen werden, die geeignet sind, die Aktivitäten 
des Terrorismus zu unterbinden. Dazu gehören u.a. nachrichtendienstliche Aufklärung, 
Unterwanderung des Umfeldes, Geld, die Einstellung jeglicher Unterstützung für 
                                                 
179 Spezialisierte militärische Trupps benötigen ausgebildete Einzelkämpfer, Kampfschwimmer, 
Fallschirmspringer, Sprengstoffexperten, Fernmelder und Sanitäter  
180 Todenhöfer, Jürgen, Ein mit Dollars beladener Esel kommt weiter als jede Armee, in: Süddeutsche Zeitung  
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extremistische Gruppen in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht und Austrocknung anderer 
Ressourcen.  
Zum anderen sind die Ursachen, die zur Bildung solcher Gruppen geführt haben, zu 
bekämpfen durch unterstützende Aktionen in den Herkunftsländern, primär auf politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Sektoren. Vorrangiges Ziel ist es, den Nährboden des 
Terrorismus, die Armut und die sozialen Mißstände in den betroffenen Ländern zu beseitigen. 
Ein Grund, der ebenfalls als Ursache für den Terrorismus islamistischer Gruppen angegeben 
wird, ist die seit Jahren andauernde Auseinandersetzung zwischen Israel und Palästina.  
Die Beilegung dieses bereits langandauernden Konflikts, der zusätzlich im Ringen um die 
Schaffung eines palästinensischen Staates eine tägliche direkte Konfrontation der 
unterschiedlichen Religionen und Kulturen beinhaltet, könnte dazu beitragen, das gestörte 
Verhältnis der islamistischen Gruppen zum Westen zu entschärfen. Solange jedoch der 
Kriegszustand zwischen Palästinensern und Israelis anhält, wird den Bemühungen um 
Eindämmung des Terrors wohl kaum Erfolg beschieden sein.181 
In jüngster Zeit mehren sich Stimmen, die den Islam kritischer als bisher sehen und die zudem 
meinen, der Islam habe noch irgendeine "Rechnung" mit dem Westen offen.  
Anlaß dazu bietet die Auseinandersetzung der islamischen Welt mit ihrer Religion und den 
Ereignissen des 11. September. In diesem Zusammenhang gelangt Wolfgang Günter Lerch in 
seinem Artikel "Unfähig zur Selbstreflexion"182 zu der Erkenntnis, daß der Islam weitgehend 
marginalisiert und in seiner Kultur erstarrt sei. Er stünde damit in schroffem Gegensatz zu den 
dynamischen Gesellschaften des Westens.  
Es sei daher nicht auszuschließen, daß islamistische Gruppen auch aus diesem Gefühl der 
Minderwertigkeit heraus, eine zusätzliche Motivation für die Durchführung ihrer Aktionen 
bezögen. Wichtig sei deshalb, daß man sich mit der Kultur des Islam auseinandersetze und auf 
religiöser Ebene miteinander spräche, sich austausche, Verständnis für einander bekunde und 
Brücken baue, die miteinander verbinden.In diesem Zusammenhang seien "[...] viele Stimmen 
zu hören, die an den guten Willen appellieren. Vor allem den Muslimen und dem Islam 
gegenüber solle man ihn zeigen, auf die Muslime zugehen und den Islam insgesamt nicht 
verteufeln."183 
Diese Auffassung wird anläßlich der Bischofskonferenz in Fulda auch von Kardinal Lehmann 
geäußert, der sich selbst nicht von der Einschätzung ausnimmt, so wie auch andere Christen 
noch heute vor der Welt des Islam wie vor einer Mauer zu stehen. Er fügt hinzu, daß die 
Aufforderung des Kardinal Nikolaus von Kues im Mittelalter, sich bessere Kenntnis über den 
                                                 
181 Vgl. ulf., Verselbständigt, in: FAZ Nr.89 vom 17.4. 2002, S.1 
182 Vgl. Lerch, Wolfgang, Günter, Unfähig zur Selbstreflexion, in: FAZ Nr.274  vom 24.11. 2001, S.1 
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Islam anzueignen, auch heute noch aktuell sei.184Das alles sind gewiß richtige 
Einschätzungen, sie berühren das Problem des Terrorismus jedoch nur an der Peripherie. 
Gleichwohl trägt der religiös-fundamentalistische, sektiererische Terrorismus derzeitiger 
Prägung gegenüber dem politischen Terrorismus der Vergangenheit durch die deutsche RAF 
irrationale Züge, die eine Einschätzung seiner Beweggründe erheblich erschweren. 
Aus diesem Grund "[...]sei die Gefahr umso größer, die von ihnen (solchen 
Terrororganisationen) ausgehe und es sei zu befürchten, daß die Mittel brutaler werden und in 
Zukunft Terroristen auch vor dem Einsatz von Massenvernichtungsmitteln nicht 
zurückschrecken würden".185   
Die Sicherheitsorganisationen zur Aufrechterhaltung und Festigung unser Ordnung in Europa, 
wie die NATO, EU und OSZE sind aufgerufen, abgestimmte und tragfähige Konzepte zu 
entwickeln, um zusammen mit den Vertretern demokratischer Politik primär die Staaten des 
Nahen und Mittleren Ostens zu überzeugen, daß der Terrorismus kein geeignetes Mittel zur 
Durchsetzung politischer Absichten ist. Dazu ist allerdings eine Definition terroristischer 
Zielvorstellungen, wenn es sie denn gibt, erforderlich. 
Es sollte gelingen, die islamischen Länder zu gewinnen, sich aktiv an der Beseitigung der 
Ursachen des Terrorismus zu beteiligen. Denn wer stets nur nach äußeren Einflüssen für 
Armut und soziales Elend sucht und schuldhaftes Verhalten nur bei anderen sieht, versäumt 
es, die Verantwortung im eigenen Land wahrzunehmen und an der Lösung der wirklichen 
Ursachen mitzuarbeiten.  
Die bisher eingeleiteten Maßnahmen der Entwicklungshilfe der Nationen und der 
Nichtregierungsorganisationen waren insgesamt nicht effektiv genug, um sich auszuwirken. 
Sie haben es nicht vermocht, die Armut in den betroffenen Ländern zu beseitigen. Sie haben 
bestenfalls zur vorübergehenden Milderung von desolaten Lebensbedingungen beigetragen. 
Wenn die terroristische Bedrohung in der Welt wirklich ernst genommen wird, dann sind in 
den wohlhabenden demokratischen Ländern die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse in den Entwicklungsländern zu überdenken mit dem Ziel, sie 
wirkungsvoller zu gestalten.  
Wenn Europa und die westliche Welt an die verfehlte Entwicklungspolitik nicht durch weitere 
terroristische Signale erinnert werden wollen, sollte eine effektivere Hilfe für die verarmten 
Länder zweckmäßigerweise bereits heute erfolgen. Dabei sind alle Institutionen und Bürger 
aufgerufen zu teilen und abzugeben, um die soziale Ungerechtigkeit in den betroffenen 
Ländern zu beseitigen und spannungsbewirkende Gegensätze abzubauen.  
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Die Terroristen des 11. September kamen nicht aus Elendsquartieren orientalischer 
Großstädte, sondern aus bürgerlichen Verhältnissen und hatten zum Teil mehrere Jahre als 
Studenten der Technischen Hochschule in Hamburg-Harburg gelebt. Sie haben sich dennoch 
mit den Zielen islamistischer Gruppen identifiziert. Das macht es so schwierig potentielle 
Täter zu erkennen. Gerade deshalb aber kann "[...]der Kampf gegen Armut, unkontrolliertes 
Bevölkerungswachstum, mangelnde Bildung, innerstaatliche Modernisierungsblockaden und 
Perspektivlosigkeit dazu beitragen, den Sympathisanten des Terrorismus den Nährboden zu 
entziehen".186  
Die Abwehr künftiger terroristischer Angriffe wird in vielen Staaten eine 
Schwerpunktverlagerung von der äußeren hin zur inneren Sicherheit ergeben, auch in Europa. 
Mehr denn je wird es darauf ankommen, die Kräfte zum Schutz gegen den Terror auszustatten 
mit Hochtechnologiesystemen sowie die Integration von Aufklärung, Kommunikation, 
Logistik und Bewaffnung herzustellen, damit ein ganzheitlicher operativer Ansatz möglich 
ist187. Das wird eine Verschiebung von Kräften und Mitteln zur Folge haben, ganz sicherlich 
aber eine Erhöhung des Sicherheitsetats.  
Aus der Betroffenheit fast aller Nationen der Welt über den terroristischen Angriff vom 11. 
September ergibt sich in der Auseinandersetzung mit dieser Bedrohung die Notwendigkeit 
einer noch engeren Zusammenarbeit hinsichtlich des Informationsaustauschs und der 
gemeinsamen Abwehr. Das schließt den Aufbau eines weltweiten Datennetzes mit ein, das 
alle Staaten mit Informationen versorgt, die zur Früherkennung und zur Abwehr von 
terroristischen Aktivitäten beitragen. Der Wille zur Kooperation ist nach den 
Terroranschlägen, besonders auf dem Gebiet der inneren Sicherheit, deutlich geworden. Das 
bedeutet, daß die innere Sicherheit nicht mehr ausschließlich in nationaler Zuständigkeit 
aufrechterhalten werden kann, sondern künftig nur noch im internationalen Verbund 
In einigen EU-Mitgliedstaaten, wie Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien, Portugal und 
Großbritannien gab es zwar bereits eine Gesetzgebung gegen terroristische Straftaten; sie 
wurde zwischenzeitlich durch zusätzliche Anti-Terror Gesetze in Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien ergänzt. Auch in anderen EU-Staaten war man sich einig, bestehende 
Schlupflöcher in der Ahndung von Straftaten zu stopfen.188 Dabei ging es u.a. vor allem um 
Beschränkung des Aufenthaltsrechts von Bürgern aus Ländern außerhalb der EU, um 
schärfere Kontrollen bei der Genehmigung von Zuwanderungsgesuchen, um zusätzliche 
Methoden erkennungsdienstlicher Behandlung und um die Bekämpfung von Kriminalität. 
In der EU brauchten die Staaten nach dem 11.9. nur wenige Tage, um sich zu koordinieren. 
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Maßnahmen, die getroffen wurden, erstreckten sich auf die Ausweitung der Rechtshilfe 
zwischen den Mitgliedern, die Ausarbeitung eines Europäischen Haftbefehls für eine Reihe 
von Vergehen und Verbrechen, die Erweiterung der Befugnisse von der bereits existierenden 
Behörde EUROPOL und der Arbeitsgruppe Enfopol (Telefonüberwachung) und Einrichtung 
einer europäischen Staatsanwaltschaft (Eurojust).189 Zusätzliche Beschlüsse betrafen den 
besseren Schutz der EU-Außengrenzen und die engere Kooperation mit den amerikanischen 
Behörden. Die sofortige Bereitschaft zu handeln, ließ die realistische Einschätzung der 
terroristischen Bedrohung in den Nationen erkennen. Die Zukunft wird die Wirksamkeit der 
eingeleiteten Maßnahmen erweisen. 
Eine abschließende Zusammenfassung kommt zu der Feststellung, daß es einen absoluten 
Schutz vor terroristischen Attacken nicht gibt. Das wurde durch den Anschlag vor der 
Synagoge LaGhriba auf der tunesischen Insel Djerba verdeutlicht, bei der zahlreiche 
Menschen ums Leben kamen. Die Spuren dieses Anschlages führen nach Deutschland, 
Frankreich, Kanada und Pakistan. Sie beweisen, daß es Islamisten trotz Rasterfahndung und 
hoher Sicherheitsvorkehrungen immer noch gelingt, sich unerkannt als Teil eines 
islamistischen Netzwerks in den Ländern der Welt aufzuhalten.190 
Denn "[...] während Islamisten in Europa angebliche Bekennerschreiben versenden und neue Videos mit dem 
Konterfei Bin Ladens verbreitet werden, rücken im allmählich wieder in Vergessenheit geratenden Afghanistan 
abermals Elitesoldaten der Anti-Terror-Allianz zu einer neuen Offensive gegen mutmaßliche Verstecke von Al 
Quaida aus. Jene, die das Terrornetz längst zerschlagen wähnten, werden in diesen Tagen eines Besseren 
belehrt. Die Strukturen des Terrors sind intakt."191  
Deshalb sollten angepaßte Vorbeugungsmaßnahmen und Antiterrorstrategien entwickelt 
werden, um den Botschaften des Terrors, nunmehr offensichtlich auch in Europa, 
entgegenzuwirken und um Risiken zu minimieren. Allerdings kann“[...] Gewaltanwendung 
bei der Eliminierung des Terrors kann nur eine Schiene der Antwort auf die Herausforderung 
vom 11. September sein." 192 Wenn die Vereinigten Staaten den Weg der Gewalt vorziehen, 
sollte Europa im Gegensatz dazu eine Alternative anbieten, die durch die Fähigkeit zum 
Dialog geeignet ist, Barrieren von Haß und Verständnislosigkeit zu überwinden.193 
Ungeachtetdessen ist angesichts der tödlichen Gefahr, die von terroristischen Angriffen 
ausgeht, extreme Wachsamkeit und Vorsicht oberstes Gebot.  
                                                 
189 Vgl. Commission of the European Communities, Proposal for a Council Framework Decision on combat 
terrorism, in: COM(2001)521 final, 2001/0217(CNS)Brussels 19.9.2001 
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Eine Analyse künftiger terroristischer Aktionsmöglichkeiten ist absolut erforderlich.194 
Wenngleich die Furcht vor terroristischen Angriffen zur Zeit im Vordergrund steht und die 
Bekämpfung des Terrorismus den uneingeschränkten Einsatzwillen aller Nationen erfordert, 
so ist das Spektrum auch von anderen Risiken, die uns ebenfalls umgeben, nicht zu übersehen.  
Solche Risiken wurden bereits im Jahr 1999 im Neuen Strategischen Konzept der NATO 
festgeschrieben. Sie entstehen zusätzlich zur terroristischen Bedrohung durch wirtschaftliche, 
politische oder soziale Schwierigkeiten, die die Verhältnisse in nicht demokratisch regierten  
Ländern destabilisieren. Ihre Ursachen sind vielfältig. Länder in europäischen Randgebieten, 
aber auch in Europa (Jugoslawien), sehen sich diesen Risiken oft unerwartet gegenüber.195 
Sich daraus entwickelnde Krisen, beispielsweise an der Peripherie unseres Kontinents, würden 
auch die europäischen Nachbarstaaten nicht unberührt lassen. 
Religiöse und ethnische Rivalitäten zwischen Bevölkerungsgruppen, Gebietsstreitigkeiten, 
Mißbrauch staatlicher Gewalt und Menschenrechtsverletzungen könnten ebenfalls zu 
Instabilitäten führen und "spill over" Effekte bewirken. Solche Entwicklungen sind deshalb 
bei einer sicherheitspolitischen Analyse mitzuberücksichtigen. Die Palette von Unsicherheiten 
und Risiken, denen Europa sich gegenwärtig in den Randgebieten gegenüber sieht, ist auch in 
der Vergangenheit stets in erweitertem globalem Zusammenhang mitzubetrachten gewesen. 
Sie reichte damals bereits von Aktivitäten des internationalen Terrorismus, der Sabotage und 
des organisierten Verbrechens bis hin zur Gefahr der Unterbrechung der Zufuhr von 
lebenswichtigen Ressourcen.196 Heute erhält sie ihre zusätzliche Bedeutung durch das 
militärische Potential, das sich in den Ländern um Europa verstärkt. 
6.2. Das europäische Umfeld  
In diesem Zusammenhang verdient die sicherheitspolitische Lage im europäischen Umfeld in 
Osteuropa, im Nahen und Mittleren Osten und letztlich aber auch in Lateinamerika und Afrika 
besondere Beachtung. Das betrifft sowohl den militärischen wie auch den terroristischen 
Bereich. Wenn die Darstellung der sicherheitspolitischen Situation in den nachfolgenden 
Regionen vorrangig auf die militärischen Aspekte in den einzelnen Staaten eingeht, dann 
deswegen, weil Informationen über entsprechende Terror-Organisationen bisher nur in sehr 
geringem Umfang vorliegen und nur eingeschränkt zugänglich sind.197  
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6.2.1. Balkan  
Die Abwahl des Milosevic-Regimes und die Wahl des Oppositionskandidaten Kostunica zum 
neuen Präsidenten der Bundesrepublik Jugoslawien im September 2000 sowie der Wahlsieg 
durch das Oppositionsbündnis bei den Serbischen Republikwahlen, waren die politisch 
erfolgreichsten Ereignisse auf dem Balkan im Jahr 2000.  
Die Voraussetzungen für die Herstellung demokratischer Verhältnisse haben sich dadurch 
grundsätzlich verbessert.  
Durch die Unterzeichnung eines Vertrages über die Einrichtung eines gemeinsamen Staates 
im März 2002, bleiben die jugoslawischen Teilrepubliken Serbien und Montenegro in einem 
Staat verbunden. Durch die unter EU-Vermittlung ausgehandelte Vereinbarung wurde ein 
Auseinanderbrechen des ehemaligen Viel-Völkerstaats verhindert. Jugoslawien wird damit 
künftig Serbien-Montenegro heißen. Bis zur Änderung der Verfassung bleibt jedoch der alte 
Staatsname erhalten. Das neue Staatsgebilde, das weder Bundesstaat noch Staatenbund ist, 
stellt eine eigenständige Lösung dar, die den beiden Bundesländern eine größere 
Selbständigkeit als bisher zugesteht. Die Außen- und Verteidigungspolitik wird demnach 
gemeinsam gestaltet, während Währungs-, Zoll- und Wirtschaftspolitik von Serbien und 
Montenegro in eigener Verantwortung betrieben werden sollen. Die erforderlichen 
Verfassungsänderungen müssen noch von den Parlamenten der beiden Republiken genehmigt 
werden.198 
Durch die Aufhebung der Wirtschaftssanktionen und durch Kredite der EU beginnt von nun 
an in Jugoslawien (Serbien-Montenegro) der Wiederaufbau der vom Krieg gegen die NATO 
zerstörten Industrieanlagen und Infrastruktur (Straßen, Brücken, Bahnlinien). 
Experten vermuten allerdings, daß es Jahrzehnte dauern wird, bis sich die Wirtschaft von den 
Kriegsschäden und den Folgen des Mißmanagement des sozialistischen Regimes erholt haben 
wird.  
Das bedeutet, daß die Lage im sozialen und wirtschaftlichen Bereich Jugoslawiens (Serbien-
Montenegro) bis auf weiteres äußerst angespannt ist und leicht auf den politischen Sektor 
übergreifen kann. 
Der Aufbau demokratischer Strukturen und die Verfassungsänderung werden auch 
entsprechende Reformen im Bereich der jugoslawischen Streitkräfte nach sich ziehen. Die 
Personalstärke bis Jahresende 2000 ergab ca. 105 000 Soldaten,199 sie soll bis 2005 auf  
                                                                                                                                                         
Bewaffnung einzelner Länder sind in einem Dokument enthalten, das dem Verfasser durch einen Vertreter des 
EU-Militärstabs in Brüssel zur Einsicht überlassen wurde (Name und Person sind dem Verfasser bekannt). 
198 Vgl. Serbien und Montenegro bleiben zusammen, in: Internet: http://www.heute.t-
online.de/ZDFheute/artikel/0,1251POL-0-179869,00.html 
199 Vgl. Deutscher Bundestag, Bericht der Bundesregierung zum Stand der Bemühungen um Abrüstung, 
Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung sowie über die Entwicklung der Streitkräftepotenziale, Drucksache 
14/5986 vom 9.5. 2001, S.72 
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ca. 65 000 abgebaut werden. 
Trotz der Besetzung der Provinz Kosovo durch Friedenstruppen der UN aus 34 Nationen kann 
von einer Befriedung der Situation zwischen Serben und Kosovo-Albanern noch nicht 
endgültig die Rede sein. Ein Ende der Anwesenheit der KFOR-Friedenstruppe ist damit 
vorerst nicht abzusehen. Die sicherheitspolitische Situation, obwohl grundsätzlich stabilisiert, 
ist trotzdem noch sehr zerbrechlich. 
Der Streben der Albaner nach mehr Selbständigkeit und Schutz ihrer nationalen Minderheit 
gegenüber der serbisch-stämmigen Bevölkerung hat sich im Laufe des Kosovo-Konflikts auch 
auf die Republik Mazedonien ausgeweitet.  
Das Land, das als politischer Stabilitätsfaktor in der Region angesehen wurde, stürzte durch 
den Krieg im Kosovo in eine wirtschaftliche Krise, weil bis dahin bis zu 90% des 
Warenaustausches mit den Staaten der EU über Jugoslawien abgewickelt worden waren.  
Zusätzlich wurde die Republik durch die Aufnahme von Flüchtlingen aus dem Kosovo stark 
belastet. 
Im Rahmen der ethnische Auseinandersetzung in Mazedonien hat sich die NATO bereit 
erklärt, den Einigungsprozeß zwischen Mazedoniern und der albanischen Minderheit mit 
europäischen Truppeneinheiten zu unterstützen. Die USA sind mit Streitkräften nicht in 
Mazedonien vertreten. Eine endgültige Regelung der angespannten Situation in Mazedonien 
steht noch aus. Sie kann nur auf friedlichem Wege durch ein tragfähiges Abkommen zwischen 
Mazedoniern und der albanischen Volksgruppe erreicht werden. 
Vor dem Hintergrund der noch anhaltenden Spannungen und feindlichen 
Auseinandersetzungen zwischen den Volksgruppen stehen Jugoslawien (Serbien- 
Montenegro) und Mazedonien nach wie vor im Mittelpunkt der politischen Aufmerksamkeit 
von EU, NATO und OSZE. Die Gesamtstärke der mazedonischen Streitkräfte wird mit  
ca. 15 000 Soldaten200 angegeben.  
Signale über Angriffe kroatischer Extremisten gegen zurückkehrende moslemische 
Flüchtlinge in Bosnien-Herzegowina deuteten im Herbst 2001 bereits auf "spill over" Effekte 
hin und werden die tatkräftige Unterstützung der Europäer notwendig machen, wenn diese 
Region Europas auf Dauer in das europäische Miteinander einbezogen werden soll.  
Die europäischen Nationen versuchen derzeitig der Gefahr der Ausweitung des Konflikts 
durch zahlreiche Hilfsmaßnahmen im humanitären Bereich und durch den Stabilitätspakt für 
Südosteuropa zu begegnen. 
Die Gesamtstärke der bosnischen Föderationsstreitkräfte beträgt ca. 26 000 Soldaten201, dabei 
dominieren unverändert ethnische Strukturen.  
                                                 
200 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 14/5986, S.72 
 
201 Vgl. Ebenda 
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In Albanien geht der Aufbau demokratischer Strukturen nur langsam voran. Wirtschaftliche 
Defizite, Korruption und organisierte Kriminalität begleiten diesen Prozeß. Das Ausbleiben 
von Reformen im Bereich der Rechtssprechung verstärkt die Sorge um die weitere politische 
Entwicklung dieses Landes.  
Dennoch eröffnen die erste post-kommunistische Verfassung von 1998 und die im Jahr 2000 
verabschiedete "Verteidigungspolitik der Republik Albaniens" Perspektiven auf verbesserte 
Lebensbedingungen der Bevölkerung und auf Kooperation der Armee mit anderen Ländern im 
Rahmen von PfP. 
Die albanischen Streitkräfte mit einer derzeitigen Personalstärke von ca. 16 000 Soldaten202 
(Zielstärke 31 000 Mann) befinden sich in einer Phase des Neuaufbaus. 
Damit ist das sicherheitspolitische Fundament Albaniens noch sehr fragil.  
Die sicherheitspolitische Situation auf dem Balkan ist somit nicht auf einzelne Staaten 
beschränkt, sondern als ethnisch-politischer und wirtschaftlicher Problemkomplex 
einzuordnen, der regional zu betrachten und zu lösen ist. Mit Blick auf die historische 
Vergangenheit des Balkans sollte das eine Herausforderung für Gesamteuropa sein. Sie darf 
nicht vernachlässigt werden. 
 
6.2.2. Naher /Mittlerer Osten 
Der an erster Stelle zu nennende Krisenherd im Nahen Osten ist der Konflikt zwischen Israel 
und Palästina. Die kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Israel und Palästina mit 
hohen Verlusten von Menschenleben auf beiden Seiten, haben die sicherheitspolitische Lage 
im Nahen Osten erheblich verschärft. Weder den USA noch der EU, den UN und der 
Arabischen Liga ist es bisher gelungen, die sich bekämpfenden Parteien an den 
Verhandlungstisch zurückzubringen. Die Vereinigten Staaten haben gemeinsam mit den 
Vereinten Nationen, Rußland und der Europäischen Union die Einberufung einer Nahost-
Friedenskonferenz im Frühsommer 2002 vorgeschlagen, zu der Israel, Palästina und Staaten 
der Arabischen Liga eingeladen werden sollen. Der Konferenz liegt ein Vorschlag des 
saudischen Kronprinzen Abdullah zu Grunde, der auf der dem Gipfeltreffen der Arabischen 
Liga in Beirut im Frühjahr 2002 verabschiedet wurde. Sein Plan verlangt von Israel den 
Rückzug auf die Grenzen von 1967 und sieht die Einrichtung eines unabhängigen 
palästinensischen Staates vor. Zugleich stellt er die Anerkennung Israels durch alle arabischen 
Staaten in Aussicht.203  
                                                 
202 Vgl. Ebenda 
203 Vgl. hcr.Variationen über wenige Themen, in:FAZ Nr.103 vom 4.5.2002, S.6 
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Es ist zu hoffen, daß sich die gemeinsame Vision des amerikanischen Präsidenten und des 
saudischen Kronprinzen von zwei Staaten, Israel und Palästina, die Seite an Seite, in Frieden 
und Sicherheit leben, erfüllt.204 Damit würde ein Krisenherd beseitigt, der einen Nährboden 
für den Terrorismus darstellt und der mit seinen Auswirkungen auf andere arabische Länder 
übergreifen könnte. Zudem würde dadurch der freie Zugang zu den für Europa so wichtigen 
Ölquellen in dieser Region gesichert sein. 
Ein Blick auf das militärische Potenzial, das im Nahen und Mittleren Osten verfügbar ist, 
macht die Gefahr sichtbar, die von dieser Region ausgehen kann. So unterhält Israel eine 
Armee von ca. 180 000 Soldaten205und besitzt ein modernes Waffenpotential. Es verfolgt den 
Aufbau einer zielgenauen Gegenschlagkapazität mit großer Reichweite und verfügt 
wahrscheinlich über nukleare Gefechtsköpfe für seine Mittelstreckenraketen (Typ Jericho I 
und I). 
Syriens Streitkräfte haben eine Stärke von 305 000 Soldaten206. Die Armee ist mit 
Mittelstreckenraketen (Typ Scud B und C) ausgerüstet, die in der Lage sind, chemische 
Gefechtsköpfe zu tragen. Im Bereich der A- und B-Waffen kann von Forschungsaktivitäten 
ausgegangen werden. Durch Syrien werden eine Reihe von terroristischen Organisationen 
unterstützt, und zwar: 
- Abu Nidal, eine internationale, sozialistische radikale terroristische Vereinigung, die sich 
gegen Ziele in den USA und Europa richtet; 
- Hisbollah - Partei Gottes, eine radikale, anti-westliche Gruppe, die bisher gegen die 
israelische Armee im Südlibanon kämpfte und die die Errichtung eines Gottesstaates 
anstrebt. Sie verfügt über Zellen in Europa, Amerika und Asien;  
- Palästinensischer Islamischer Heiliger Krieg - eine militante Gruppe, die gegen Israel 
gerichtet ist; 
- PFLP-Volksfront für die Befreiung Palästinas, marxistisch-leninistisch geprägte 
Organisation, die vorwiegend in Syrien agiert, sich aber auch an internationalen Aktionen 
wie Flugzeugentführungen beteiligt. Syrien ist damit das Land, das den Terrorismus im 
Nahen Osten am stärksten unterstützt. 
Das militärische Potential Saudi-Arabiens besteht aus ca. 105 000 Soldaten207, die modern 
ausgerüstet sind. Die ca. 30 Mittelstreckenraketen chinesischer Herkunft sind mit 
konventionellen Gefechtsköpfen bestückt und haben eine Reichweite von ca. 2000 km. 
Hinweise über Aktivitäten im Forschungsbereich über A-, B-, C-Waffen liegen nicht vor. 
                                                 
204 Vgl. wie.,Nahostkonferenz im Frühsommer, in: FAZ Nr.103 vom 4.5. 2002, S.6 
205 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 14/5986, S.73 
206 Vgl. Ebenda 
207 Vgl. Ebenda, S.73 
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Der Irak hält trotz embargobedingter Versorgungsengpässe an einer hohen Einsatzbereitschaft 
seiner Streitkräfte fest, die mit ca. 415 000 Soldaten208 angegeben wird.  
Trotz Zerstörung irakischer Massenvernichtungsmittel und deren Produktionsstätten, sind das 
technische Wissen und die technischen Grundlagen zur Herstellung dieser Waffen nach wie 
vor vorhanden. Die Beschaffungsbemühungen des Irak lassen deshalb den Schluß zu, daß die 
politische Führung an der Wiederaufnahme der Massenvernichtungsmittel- und 
Raketenprogramme festhält. Dabei scheint der Schwerpunkt auf der Produktion auf B/C-
Waffen zu liegen, weil er unauffälliger durchzuführen ist und Grundstoffe dafür auf dem 
Weltmarkt frei erhältlich sind. Forschungsaktivitäten werden auch auf dem Gebiet der 
Herstellung nuklearer Waffen vermutet. Die terroristische Organisation Abu Nidal hat ihren 
Sitz im Irak. 
Im benachbarten Iran stehen ca. 440 000 Männer209 unter Waffen. Sie können im Kriegsfall 
durch ca. 350 000 Soldaten, die ansonsten den Revolutionären Garden für die 
Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit unterstellt sind, verstärkt werden. Mit einer eigenen 
Produktionskapazität für Raketen ist der Iran in der Lage, die nordkoreanischen 
Mittelstreckenraketen vom Typ "No Dong" nachzubauen. Mit diesem Trägersystem, das eine 
Reichweite von ca. 2000 km besitzt, könnte der Iran den Staat Israel, die Türkei und den 
südlichen Teil Rußlands erreichen.  
Der Iran verfügt über ein großes Potential chemischer Waffen, die als Gefechtsköpfe auf 
Trägerraketen eingesetzt werden könnten. Die gewonnenen Erkenntnisse beim Aufbau der 
zivilgenutzten nuklearen Energiewirtschaft sind geeignet, zur Herstellung nuklearer Waffen 
genutzt zu werden. Die Unterstützung auf diesem Gebiet durch Rußland und China ist 
beträchtlich. Terror-Organisationen, wie die Hisbollah, der Palästinensische Islamische 
Heilige Krieg und die algerische GIA- Gruppe werden vom Iran in ihren Zielen, einen 
Gottesstaat zu errichten, gefördert.  
Das militärische Datenmaterial über Afghanistan ist relativ spärlich. Über die Stärke und 
über die Ausstattung afghanischer Streitkräfte mit modernen Waffen- und Trägersystemen 
liegen keine Angaben vor. Nach der Beendigung der amerikanischen Luftangriffe sind 
sämtliche militärischen Einrichtungen zerstört worden. Die afghanischen Streitkräfte des 
Taliban-Systems haben offiziell aufgehört zu existieren. Zahlreiche Einheiten leisten jedoch 
immer noch erheblichen Widerstand. Sie binden amerikanische und alliierte Bodentruppen, 
u.a. 100 Soldaten des deutschen Kommandos Speziakräfte (KSK). 
Der Moral der Truppe unter dem Taliban-Regime lagen islamistische Motive und die 
Ablehnung der westlichen, besonders der amerikanischen Kultur, zu Grunde. 
                                                 
208 Vgl. Ebenda, S.73 
209 Vgl. Ebenda, S.73 
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Wegen Unterstützung tschetschenischer Separatisten durch die Taliban kam es zu scharfen 
Protesten durch Rußland. Seit 1999 haben sich China, Rußland, Tadschikistan, Kasachstan 
und Usbekistan zusammengeschlossen, um politischen Druck auf die Taliban bei weiteren 
Unterstützungsmaßnahmen auszuüben (Gruppe der Shanghai Five). 
Trotz der Machtübernahme durch die Taliban im Jahr 1996 ist es der Führung nicht gelungen, 
eine zivile Verwaltung aufzubauen. Die Regierung Afghanistans bestand seit 1996 nur aus 
einer Gruppe von 6 Taliban unter Führung eines Mullahs. Regionen und Städte wurden durch 
von Mullahs geleitete Versammlungen regiert. Nach Angaben der UN war es im Land zu 
schweren Menschenrechtsverletzungen gekommen, vor allem an der schiitischen Minderheit. 
Frauenrechte auf ärztliche Versorgung, Ausbildung und Arbeit wurden nicht eingehalten. 
Afghanistan litt unter den Taliban unter großer Armut und einer sich ständig 
verschlimmernden Versorgungslage. Afghanistan hatte die höchste Analphabetenrate in der 
Welt, die höchste Kindersterblichkeit und die höchste Rate an Waisenkinder. Es ist auch heute 
noch das weltweit am stärksten verminte Land. All diese Informationen über Afghanistan, in 
dem Osama bin Laden mehrere Ausbildungslager für Terroristen unterhielt, waren der Welt 
bereits vor dem 11.September bekannt, weil die Aktivitäten terroristischer Gruppen bereits 
einer ständigen Beobachtung unterlagen. Auch war Bin Laden bereits im Jahr 1999 als 
Hauptdrahtzieher islamistischer Terrorakte identifiziert worden. Seine durch den UN-
Sicherheitsrat geforderte Auslieferung wurde jedoch durch die Taliban verweigert und hat zur 
Auslösung von Sanktionen der UN gegen Afghanistan geführt. Die Maßnahmen der UN 
erstreckten sich auf Einschränkungen des internationalen Flugverkehrs und auf Sperrung von 
Bankkonten der Taliban im Ausland.210 
Wären all diese Informationen stärker in das Bewußtsein eingegangen, dann hätte 
 "Wachsamkeit und die Bereitschaft, das nicht Faßbare in den Griff zu bekommen, ...die Katastrophen in [...] 
Afghanistan vielleicht verhinder(n) (werden) können. Hätten wir die Versprechungen gehalten, die 1974 durch 
die UN gemacht wurden, 0,7 Prozent des Bruttosozialproduktes aller industrialisierten Nationen für die 
Entwicklung der benachteiligten Länder bereitzustellen, wären einige der 'bösen' Nachbarn von heute vielleicht 
gute Freunde."211  
Die Gründe, wie es dennoch gelang, die terroristischen Anschläge gegen die USA unbehindert 
vorzubereiten und durchzuführen, müssen durch die eingeleiteten Untersuchungen aufgezeigt 
werden. 
Unabhängig davon ist zusammenfassend für den Nahen/ Mittleren Osten festzustellen, daß 
außer der Bedrohung durch terroristische Gruppen, das hier nur kurz angesprochene 
ausgewählte Potential an konventionellen Streitkräften (ca. 2 Millionen Soldaten) und 
                                                 
210 Vgl. Barata von, Mario, Der Fischer Almanach 2001, Frankfurt/M 2000, S.54 
211 Prinz Hassan Bin Talal von Jordanien, Am Scheideweg: Für ein Parlament der Kulturen der Menschheit, 
 in: FAZ Nr. 262 vom 10.11. 2001, S.10 
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Waffensystemen im Nahen Osten den Umfang des militärischen Instrumentariums deutlich 
macht, der in dieser Region zur gewaltsamen Durchsetzung von Politik konzentriert ist. 
Bedrohlich ist besonders das Raketenpotential, das mit A-, B-, und C-Sprengköpfen 
ausgestattet werden könnte. Randgebiete Europas werden damit kurz- bis mittelfristig in der 
Reichweite dieser Waffensysteme liegen.  
Die Verhandlungen über Eindämmung von Proliferationsgefahren, über das Verbot der 
Produktion von spaltbarem Material für Waffenzwecke und die Einhaltung der 
"Übereinkommen von Verboten über Entwicklung, Herstellung und Lagerung biologischer 
und chemischer Waffen" nehmen damit besonderen Rang ein. Das gilt auch für die 
europäische Sicherheit. Terroristische Aktivitäten gehen von entsprechenden 
Kleinorganisationen in zahlreichen Ländern des Nahen und Mittleren Ostens aus, die durch 
ein verflochtenes Netzwerk untereinander verbunden sind. Sie stellen, auch für Europa, eine 
Gefährdung der Sicherheit dar. Die Strukturen eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems 
müssen diese Tatsache mitberücksichtigen. 
6.2.3. Osteuropa 
Die Lage in der Russischen Föderation läßt im Hinblick auf die politische, wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung dieses Landes noch Fragen offen.  
Ob es gelingen wird, Rußland in einen demokratischen Staat umzuwandeln, ob die russische 
Wirtschaft sich auf der Grundlage marktwirtschaftlicher Prinzipien stabilisieren wird und ob 
zur Bekämpfung der desolaten sozialen Lage der minderbemittelten Bevölkerungsschichten 
zügig geeignete Maßnahmen eingeleitet werden, das alles sind nur ausgewählte Bereiche aus 
einem großen Spektrum noch zu lösender Probleme.  
Die westlichen Kreditländer, die Weltbank und auch der Internationale Währungsfonds 
versuchen, dem weltpolitischen Rang Rußlands, der auf seiner räumlichen Ausdehnung, der 
Bevölkerungszahl (ca. 150 Millionen Einwohner), dem wirtschaftlichen Potential und seiner 
militärischen Macht beruht, Rechnung zu tragen. Sie versuchen mit Aufbaukrediten zur 
Lösung der Probleme beizutragen und zu helfen. Vor dem Hintergrund von Unsicherheit und 
Instabilität in Rußland fließen die Hilfsgelder jedoch nur zögerlich.  
Das bedeutet, daß die russische Führung und die russische Gesellschaft ihre Bereitschaft, sich 
in die europäische Familie zu integrieren und an einer gemeinsamen europäischen  
Sicherheitsordnung teilzunehmen, noch klarer als bisher zu erkennen geben sollten, um so den 
ausländischen Investoren die Gewißheit zu vermitteln, in einem relativ risikofreien und 
rechtsgeschützten Umfeld zu arbeiten. Der seit zwei Jahren amtierende Präsident Putin scheint 
das erkannt zu haben. 
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Die Grundakte Rußlands mit der NATO (1997) und das Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen mit der EU (1997) sind grundsätzlich geeignet, als Ausgangsbasis für 
eine Zusammenarbeit zwischen den westeuropäischen Demokratien und der Russischen 
Föderation zu dienen.  
Eine Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen der NATO und der Russischen Föderation ist 
seit Dezember 2001 bereits vorgesehen und wird am 28. Mai 2002 neu überdacht. 
Rußland gilt heute noch als Hauptlieferant von Raketenausrüstungsteilen und 
Raketentechnologie an den Iran, China, Indien und Libyen. Die intensive Unterstützung des 
Iran beim Aufbau nuklearer Energiestationen zur zivilen Nutzung läßt den Verdacht 
aufkommen, daß der Iran die russische technische Ausstattung und das russische "Know-how" 
zur Entwicklung eigener militärischer nuklearer Kapazitäten miteinsetzt. 
Rußland ist ebenfalls bevorzugter Lieferant konventioneller Waffen an China, Indien, Iran und 
Syrien. Waffenlieferungsverträge werden derzeitig ausgehandelt mit Nord-Korea und Libyen. 
Die Bereitschaft der russischen Regierung, die Weitergabe konventioneller und nuklearer 
Waffen an die genannten Nationen einzuschränken oder zu unterbinden, ist zur Zeit noch 
nicht erkennbar. Die Reorganisation des Büros für Exportkontrolle unter Präsident Putin hat 
sich bisher nicht ausgewirkt. 
Die Ist-Stärke der russischen Streitkräfte wird für das Jahr 2000 mit rund 961 000 Soldaten212 
angegeben. Der Gesamtumfang aller militärisch ausgebildeten und bewaffneten Streit- und 
Sicherheitskräfte ist jedoch mit 2,3 Millionen Männern und Frauen beträchtlich höher.  
Eine Senkung der Personalstärke ist für die kommenden Jahre vorgesehen.  
Der technische Stand der militärischen Ausrüstung ist veraltet und bewirkt Einschränkungen 
in der Einsatzbereitschaft.  
Ein Ende des Einsatzes von russischen Soldaten in Tschetschenien gegen die dortigen 
Rebellen ist nicht abzusehen. Durch die Anti-Terrorismus-Koalition der Großmächte ist davon 
auszugehen, daß Rußlands Vorgehen gegen Anschläge tschetschenischer Rebellen 
nachträglich legalisiert wird. Abhängig vom jeweiligen Standpunkt des Urteilenden könnten 
sich damit die bisherigen Freiheitskämpfer in den entsprechenden Ländern zu Terroristen 
wandeln. Die Verständigung auf einen gemeinsamen Terrorismusbegriff ist in diesem 
Zusammenhang erforderlich. 
Aus Sicht der Russischen Föderation sind die direkten südlichen und südöstlichen Grenzen zu 
den Staaten des Mittleren und Fernen Ostens, zum Irak, Iran und zu Afghanistan wegen der 
undemokratischen Verhältnisse und den bürgerkriegsähnlichen Konflikten in diesen Ländern 
besonders problematisch. Die unstabilen politischen Verhältnisse in dieser Region veranlassen 
Rußland, die amerikanische Kriegführung gegen die Taliban in Afghanistan zu unterstützen. 
                                                 
212 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 14/5986, S.72 
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Eine Fortsetzung der noch unklaren Verhältnisse in dieser Krisenregion wird das anhaltende 
Engagement Rußlands an seiner südöstlichen Grenze erforderlich machen. Falls es nicht 
gelingt, diesen Krisenherd zu beruhigen, könnten sich sicherheitspolitische Schwingungen bis 
nach Zentraleuropa hin auswirken.  
Eine politische Beruhigung in diesem geographischen Bereich mit behutsamem Aufbau 
demokratischer Strukturen, gepaart mit wirtschaftlicher Unterstützung zur Bekämpfung der 
Armut, muß deshalb im besonderen Interesse aller europäischen Staaten liegen.  
Wenngleich auch in den osteuropäischen Ländern keine Aufstellung von Streitkräften 
festgestellt werden kann, die eine Bedrohung für benachbarte Staaten darstellen könnte, so ist 
doch der Aufbau demokratischer Verhältnisse und die Einhaltung der Menschenrechte in 
Staaten wie Weißrußland mit Aufmerksamkeit zu verfolgen. Anlaß dazu geben die 
diskriminierende Behandlung der polnischen Minderheit, die Ausweitung der Rechte des 
Präsidenten und die Behandlung von Oppositionspolitikern. Zudem wird Weißrußland durch 
die USA verdächtigt, den Irak unter Verletzung der Sanktionen der Vereinten Nationen 
militärisch zu unterstützen. Besorgnis erregt nicht nur die Ausbildung irakischer Piloten und 
die mutmaßliche Hilfe bei der Modernisierung der irakischen Luftabwehr, sondern auch die 
Lieferung von T-55 Panzern und Hubschraubern vom Typ Mi-24 und Mi-35. Darüber hinaus 
sollen auch islamische Extremisten mit Waffen versorgt worden sein. Zwar werden die 
geäußerten Vorürfe durch den weißrussischen Präsident bestritten, jedoch hat auch der Besuch 
einer Delegation des amerikanischen Außenministeriums in Minsk, den bestehenden Verdacht 
der militärischen Unterstützung des Irak nicht aus der Welt schaffen können.213  
Die Ist-Stärke der weißrussischen Streitkräfte liegt mit ca. 73 000 Soldaten214 erheblich unter 
der zugestandenen KSE-Obergrenze215 von 100 000 Mann. 
Die Armee der Ukraine beträgt 275 000 Mann.216 Eine Modernisierung der militärischen 
Ausrüstung ist aufgrund des unzureichenden Wehretats nicht durchführbar. 
Die Stärke der Streitkräfte in den anderen Neuen Unabhängigen Staaten (GUS), wie 
Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Kasachstan, Kirgisien, Republik Moldau, 
Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan bleibt unterhalb der KSE -Grenzen. Sie 
beträgt insgesamt ca. 300 000 Soldaten.217 Geplante Reformen und 
Modernisierungsmaßnahmen verzögern sich wegen fehlender Haushaltsmittel. Die direkte 
                                                 
213 Vgl. mwe., Moskau,19.April, Washington wirft Minsk Militärhilfe für den Irak vor, in: FAZ Nr.92 vom 20.4. 
2002, S.1. Vgl auch Wehner Markus, Weißrußlands Waffenhandel im Visier, Ebenda, S.12 
214 Vgl. Ebenda 
215 KSE steht für die Konferenz über "Konventionelle Streitkräfte Europas". Sie wurde beim 3. KSZE-
Folgetreffen in Wien 1989 als Konferenz zur Verringerung konventioneller Truppen vereinbart. 
216 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 14/5986, S.72 
217 Vgl. Ebenda 
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Grenze von Kirgisien, Tadschikistan und Usbekistan zu Afghanistan könnte mittelfristig zu 
"knock-on" Effekten in diesen Ländern und zu destabilisierenden Auswirkungen führen.  
6.2.4. Afrika 
Die Situation in zahlreichen Staaten Afrikas ist geprägt durch ethnische 
Auseinandersetzungen, Menschenrechtsverletzungen, wirtschaftliche Probleme und durch 
Streit um die Ressourcen des Kontinents.  
Wenngleich auch die Sicherheit Europas zum gegenwärtigen Zeitpunkt durch die 
Vorkommnisse dort nicht direkt bedroht ist, so liegt es dennoch im europäischen Interesse, 
durch humanitäre Hilfe und wirtschaftliche Unterstützung zur Herstellung menschenwürdiger 
Verhältnisse beizutragen und den Aufbau demokratischer Strukturen zu fördern. Nur so ist 
eine Stabilisierung dieses Bereiches möglich. 
Das trifft besonders für den Kongo zu, in dem sich nach Berichten von Hilfsorganisationen 
"die größte Katastrophe der Welt" abspielt, als Folge des letzten Krieges.218  
Besorgnis erregt auch die durch den Bürgerkrieg verursachte humanitäre Notlage der 
Bevölkerung im Sudan und mögliche terroristische Aktivitäten, die von dort ausgehen und in 
Verbindung mit der Bewegung Al-Dschihad (Islamischer Heiliger Krieg)219 stehen. Der 
Bürgerkrieg gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen der Kabylen in Algerien220 
beeinträchtigt die Versorgung der Bevölkerung und wirkt sich im humanitären Bereich aus. 
Die terroristische Organisation GIA- Bewaffnete Islamische Gruppe mit Verbindungen zu 
Terrorgruppen im internationalen Bereich versucht die Situation für ihre Zwecke- die 
Umwandlung Algeriens in einen Gottesstaat- zu nutzen. 
Ägyptens Armee verfügt über eine Personalstärke von ca. 435 000 Soldaten221. Sie ist mit 
modernen Waffensystemen ausgestattet. Eine geringe Anzahl von sowjetischen 
Mittelstreckenraketen (Typ Scud B) verfügt nur über konventionelle Sprengköpfe. Mit der 
Hilfe Nordkoreas arbeitet Ägypten zur Zeit an der Entwicklung eines neuen Raketensystems. 
Die Gesamtstreitkräfte Libyens haben einen Umfang von etwa 67 000 Soldaten222. Die Armee 
verfügt über Mittelstreckenraketen (Typ Scud B), die chemische Kampfstoffe ins Ziel tragen 
können. Von Forschungsarbeiten im Bereich biologischer und nuklearer Waffen wird 
ausgegangen. Fehlende Ressourcen machen einen Erfolg stark von ausländischer 
                                                 
218 Vgl. tos.Abidjan, 9.August, "Die größte humanitäre Katastrophe", in: FAZ vom 10.8.2001, S.5 
219 Vgl.IAP-Dienst, Feldzug gegen den Terrorismus, Bielefeld, Oktober 2001, S.10 
220 Vgl. IAP-Dienst, a.a.O., S.10 
221 Vgl. Deutscher Bundestag, 14/5986, S.73 
222 Vgl. Ebenda 
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Unterstützung abhängig. Terroristische Aktivitäten gehen von der Al-Gama'A Al-Islamiyya 
aus, die die Umwandlung Ägyptens in einen islamischen Gottesstaat anstrebt.223 
6.2.5. Asien       
Ziel der europäischen Politik in Asien ist die Intensivierung und Stabilisierung der 
Wirtschaftsbeziehungen und die Verbesserung des Marktzuganges. Aus diesem Grund liegt es 
in europäischem Interesse, zur Herstellung tragfähiger Verhältnisse im wirtschaftlichen und 
politischen Bereich beizutragen.  
Da die asiatischen Staaten eine Einmischung der Europäer in innenpolitische Angelegenheiten 
und in sicherheitspolitische Fragen jedoch ablehnen, ist Einflußnahme grundsätzlich 
schwierig.  
Probleme, die dennoch die ständige europäische Aufmerksamkeit auch aus 
sicherheitspolitischer Sicht begründen sind: die Auseinandersetzungen zwischen den 
Atommächten Indien und Pakistan, die Dimensionen des ostasiatischen Waffenmarktes (der 
zweitgrößte nach dem Nahen Osten), das Spannungsverhältnis zwischen Nord- und 
Südkorea und die Rolle Chinas in der Region, besonders im Hinblick auf Taiwan.  
Die separatistischen Konflikte auf den Philippinen, Sri Lanka, den Molukken und in West  
Timor224 und die bürgerkriegsähnlichen Unruhen in indonesischen Provinzen bewirken 
politische Unsicherheit und Instabilität in der Region. Das damit verbundene relativ hohe 
Investitionsrisiko beeinträchtigt die Weiterentwicklung von wirtschaftlichen Verbindungen 
zwischen asiatischen und europäischen Handelspartnern.  
Zusammenfassend ist im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Asien und Europa 
festzustellen, daß die europäischen Sicherheitsstrukturen derzeitig keine direkte Berührung 
mit dem asiatischen Raum haben.  
Kontakte, die zur Zeit im Rahmen der Globalisierung mit asiatischen Ländern bestehen und 
von denen beide Seiten profitieren, erstrecken sich fast ausschließlich auf den wirtschaftlichen 
Bereich. Eine Stabilisierung der politischen Verhältnisse in Indonesien wird zur weiteren 
Festigung und Ausweitung der euro-asiatischen Verbindungen in diesem Raum beitragen. Die 
Zunahme von ausländischen Direktinvestitionen und der Anstieg des BIP225 in anderen 
asiatischen Ländern (Malaysia, Philippinen und Korea) sind ein Zeichen für die Überwindung 
der sogenannten Asienkrise. Die Beziehungen Europas zur Volksrepublik China haben sich 
im Laufe der Jahre, trotz unterschiedlicher politischer und wirtschaftlicher Systeme, verstärkt.  
                                                 
223 Vgl. IAP-Dienst, a.a.O., S.10 
224 Vgl. Baratta von, Mario, Der Fischer Almanach 2001, Frankfurt/M., 2000, S.369 
225 BIP-Bruttoinlandsprodukt 
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Von einer Vertiefung der wirtschaftlichen Beziehungen zum asiatischen Raum und den davon 
ausgehenden stabilisierenden Effekten wird letztlich auch eine europäische 
Sicherheitsarchitektur vorteilhaft beeinflußt.  
6.2.6. Lateinamerika 
Die Situation in den meisten Ländern Lateinamerikas hat sich durch fortschreitende 
Demokratisierung und Festigung der politischen Verhältnisse verbessert. Mit dazu beigetragen 
haben die wirtschaftlichen Integrations- und Kooperationsprozesse zwischen den Ländern, die 
durch die Einrichtung der North American Free Trade Area (NAFTA) und des Mercado 
Comu'n del Sur (Mercosur)226 unterstützt worden sind. 
In den Ländern Zentralamerikas, wie Kolumbien und Haiti, halten die innenpolitischen 
bürgerkriegsähnlichen Verhältnisse zwischen herrschenden und oppositionellen Gruppen an. 
In Kuba sind Reformen, die den Weg dieses Landes in demokratische Verhältnisse 
vorbereiten, nicht erkennbar. "Solange Castro noch lebt, wird sich auf Cuba kaum etwas 
ändern." 227 
Das Konzept einer "Strategischen Partnerschaft" zwischen Lateinamerika, der Karibik und der 
EU, das auf der Gipfelkonferenz im Juni 1999 in Rio de Janeiro in Aussicht gestellt wurde, 
kann sich nur positiv auf das künftige Verhältnis zwischen beiden Regionen und auf die 
Stabilität in Europa auswirken. 
 
6.3. Zwischenergebnisse 
Wenn man nach diesem Streifzug durch das sicherheitspolitische Umfeld Europas seine 
Erkenntnisse zusammenfaßt, gelangt man unschwer zu dem Urteil, daß es außerhalb der 
europäischen Grenzen längst nicht so friedlich zugeht wie in Mitteleuropa. 
Das sicherheitspolitische Szenario in den Nachbarstaaten Europas ist von einer Vielzahl von 
Krisen und Konflikten geprägt, die durch geringfügige Anlässe auf europäisches Gebiet 
übergreifen können.  
Die ethnisch-religiösen Rivalitäten in den Ländern des Balkans, wirtschaftliche 
Schwierigkeiten in osteuropäischen Staaten, und auch die Konflikte im spanischen 
                                                 
226 NAFTA: bestehend aus den USA, Kanada, Mexiko 
  Mercosur: bestehend aus Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay (assoziiert: Chile und Bolivien ) 
227 wha, Der alte Revolutionär, in: FAZ v. 13.8.2001, S.5 
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 Baskenland (ETA-Euzkadi Ta Azkatasuna)228, Nordirland (IRA-Irish Republican Army)229 
und auf Korsika machen andererseits deutlich, daß das Fundament von Sicherheit und 
Frieden, selbst in Europa, nicht durchgehend solide ist.  
Die konventionelle militärische Ausstattung des europäischen Umfeldes beeindruckt bei der 
Addition des Potentials in den verschiedenen Regionen durch den Umfang an Streitkräften. 
Das gilt besonders für den Nahen und Mittleren Osten.  
Auch könnte Gefahr ausgehen von Ländern wie Nordkorea, Iran, Pakistan und dem Irak, die 
durch die Ausrüstung mit SCUD-Raketen in den Besitz sowjetischer Raketentechnologie 
gelangt sind.230 Damit wären sie in der Lage, Raketen großer Reichweite zu bauen. Während 
Nordkorea bereits durch Entwicklung einer Mehrstufenrakete erkennen läßt, daß 
Einsatzmöglichkeiten im interkontinentalen Bereich möglich sind, haben die anderen drei 
Länder 1998 Tests mit Raketen durchgeführt und dabei eine Reichweite von über 1500 km 
erzielt. Damit gelangen auch europäische Staaten in den Aktionsradius von Waffensystemen 
dieser Länder. Vor diesem Hintergrund erscheint ein Raketenabwehrsystem als Schutz für 
Europa in einem anderen Licht.  
Die Raketenbedrohung aus sogenannten "Schurkenstaaten" haben in den USA Debatten im 
politischen Bereich ausgelöst, die im Jahr 1999 zu einem Beschluß des amerikanischen Senats 
führten, ein "National Missile Defense " (NMD) System zu bauen.  
Diese Entscheidung wurde vor allem in Rußland wegen der Auswirkungen auf den "Anti 
Ballistic Missile-Vertrag" (ABM) mit großer Aufmerksamkeit verfolgt und löste intensive 
Verhandlungen mit den USA aus.231 Zwischenzeitlich ist die Entscheidung für ein solches 
Raketenabwehrsystem gefallen und die USA haben, wie angekündigt, den "ABM" Vertrag mit 
Rußland gekündigt. Im Zusammenhang damit wurde gleichzeitig vereinbart, die Anzahl von 
Atomsprengköpfen um zwei Drittel zu senken.  
In den europäischen Ländern hat die Offerte der USA, Europa in ein solches Abwehrsystem 
miteinzubeziehen wegen der damit verbundenen hohen Kosten kein nachhaltiges Interesse 
geweckt. Zudem wurde in den europäischen Hauptstädten die Auffassung vertreten, daß 
präventive Maßnahmen besser geeignet seien, eine potentielle Bedrohung aus diesen Ländern 
abzubauen als die Installation einer Raketenabwehr.  
                                                 
228 ETA- spanische Terror Organisation, " Das Baskenland und seine Freiheit" Vgl. Brockhaus, dtv Lexikon, 
München 1999, S. 154 
229 IRA-Irische Terror Organisation, Ziel: Angliederung Nordirlands an die Republik Irland, Vgl. Brockhaus, dtv 
Lexikon, München 1999, S.334 
230 Vgl. Krause, Joachim, Streit um Raketenabwehr, in: Internationale Politik 3/2000, S.38 
231 Wenn ein solches Raketenabwehrsystem auch gegen interkontinentale Raketen eingesetzt werden könnte, 
würde es gegen das zwischen der damaligen Sowjetunion und den USA vereinbarte 'nucleare Patt ' verstoßen. 
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In jedem Fall sollte Europa vorbereitet sein, sich zu schützen, auch gegen militärische 
Erpressungsversuche, die mit Androhung des Einsatzes von Mittel- oder Langstreckenraketen 
erfolgen könnten.  
Die Quantität des in Europa unterhaltenen konventionellen militärischen Potenzials ist zur 
Abschreckung möglicher militärischer Abenteurer aus der Peripherie Europas mehr als 
ausreichend. Mit den Streitkräften der zehn osteuropäischen Beitrittskandidaten erhöht sich 
zudem der Umfang der EU-Truppen um ca. 600 000 Soldaten.232 
Von Bedeutung ist jedoch, daß die europäischen Streitkräfte über modernste Technologie 
verfügen, um der sich abzeichnenden Modernisierung der im Umfeld Europas versammelten 
militärischen Kräfte begegnen zu können. Die Qualität der militärischen Ausrüstung sollte 
daher stets den Vorzug vor der Truppenstärke in Europa erhalten. 
Vor dem Hintergrund der künftigen Entwicklung Europas, die das Gemeinsame betont und 
das Trennende verneint, ist es auch mit Blick auf eine gemeinsame Sicherheitsplattform schon 
heute erforderlich, das gesamte sicherheitspolitische Umfeld aufmerksam zu beobachten. 
Dadurch können Überraschungen vermieden werden.  
Das allerdings bedeutet auch die Bereitschaft, sich aktiv vor möglichen Gefahren zu schützen. 
Das wiederum schließt konkret den politischen Willen mit ein, die Höhe der nationalen 
Verteidigungshaushalte einer direkten militärischen Bedrohung anzupassen. 
Bei einem Vergleich der Verteidigungsausgaben zwischen Europa und anderen Regionen in 
der Welt ist in diesem Zusammenhang zu bemerken, daß die europäischen Staaten mit ihren 
Verteidigungshaushalten weit hinter allen anderen Regionen liegen und nur noch von der 
Karibik und Lateinamerika unterboten werden. 
 
                                                 
232 Vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 14/5986, S.72 
113 
 
 
 
Tafel 3 – Verteidigungsausgaben und Streitkräftezahlen im internationalen Vergleich 
Quelle: Rüstung und Abrüstung am Ende des 20.Jahrhunderts, in: Global trends, Frankfurt/Main 1999, S.401 
 
Die sicherheitspolitische Situation im europäischen Umfeld wird durch die terroristische 
Bedrohung überlagert. Auf der Grundlage der bisherigen Erkenntnisse besteht diese Form der 
Gefährdung europäischer Sicherheit nicht nur außerhalb europäischer Grenzen, sondern 
terroristische Zellen existieren bereits innerhalb Europas und können zur Aktion aufgerufen 
werden. Die innere Sicherheit in den Staaten Europas wird dadurch künftig einen besonders 
hohen Stellenwert einnehmen. Erste Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit gegen 
terroristische Aktivitäten sind durch die einzelnen Nationen bereits getroffen worden. Es ist 
davon auszugehen, daß das künftige Sicherheitskonzept in Europa und in der Welt einen 
Verbund zwischen den Ländern herstellen wird, der auf der Basis eines Datennetzes zum 
internationalen Austausch sicherheitsrelevanter Informationen genutzt werden kann.  
Die Anfälligkeit und Verletzbarkeit von lebenswichtigen Bereichen in unserer technisierten 
Gesellschaft wie Wasser-, Energie- und Nahrungsmittelversorgung, Datenaustausch und 
Verkehr ist uns deutlich vor Augen geführt worden. Kleinste Gruppen oder sogar 
Einzelpersonen mit terroristischem Auftrag haben in unserer offenen Gesellschaft die 
Möglichkeit sich bei uns als "Schläfer" einzunisten, ohne auffällig zu werden. Sie sind ohne 
Aufwand in der Lage, die technischen Stränge unseres Versorgungssystems mit katastrophalen 
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Folgen zu beschädigen. Die Bedrohung gegen unseren Lebensstandard, kommt damit nicht 
mehr nur von außen, sondern sie geht bereits von Kräften aus, die sich unter uns befinden. 
Das bedeutet eine grundlegende Neuorganisation unserer Sicherheit und zugleich Entwicklung 
neuer Methoden und Maßnahmen zur Abwehr terroristischer Angriffe.  
Die Reaktionen aller Nationen in der Welt angesichts der Anschläge in Amerika und des 
weltweit agierenden Terrornetzes deutet auf ein künftig enges Zusammenwirken aller 
Nationen hin. Das wird, nachdem nun alle Staaten auf den gleichen Feind blicken, Einfluß auf 
die Struktur der internationalen Politik nehmen. Die Kooperation der USA mit Rußland und 
China in der Bekämpfung des Terrorismus könnte möglicherweise der Beginn einer 
Zusammenarbeit sein, die sich in Folge auch auf andere Gebiete erstrecken wird. Die Aussage 
des Leiters der Abteilung für Strategiestudien an der Chinesischen Akademie für 
Militärwissenschaften veranschaulicht die künftige Perspektive:" Der Terrorismus ist der 
gemeinsame Feind der USA und Chinas. Bekämpfen wir ihn gemeinsam, wird die 
Feindseligkeit zwischen uns erlöschen und gegenseitiges Vertrauen erwachsen".233 
Nachdem die Terror- Anschläge offensichtlich einen arabisch-islamistischen Hintergrund 
haben, stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, worin der Haß gegen den Westen - die 
USA - begründet ist. Martin Wolf gibt dazu folgende Gründe an: "Seit über tausend Jahren 
fühlt sich die islamische Welt dem Christentum überlegen. Man hielt sich für mächtiger, 
wirtschaftlich fortschrittlicher und intellektuell gebildeter. Zudem stehen die westlichen 
Konzepte Demokratie, Liberalismus, Gleichberechtigung der Geschlechter und 
Rechtsstaatlichkeit im Konflikt mit den traditionellen Werten des Islam"234. Das heißt, daß die 
islamische Welt nicht oder nicht nur mit den herkömmlichen Mitteln und Instrumenten der 
Entwicklungshilfe zu verändern ist, sondern daß zusätzlichen Strategien zu entwickeln sind, 
die auf eine wirtschaftliche und politische Liberalisierung dieser Länder einwirken können. 
Sie schließen ein versöhnlicheres Miteinander der Religionen, des Islam, des Juden- und 
Christentums mit ein und fordern eine endgültige und beschleunigte Lösung des Israel-
Palästina-Konflikts; zugegeben, ein weites Feld, das jedoch Einfluß nimmt auf die Sicherheit 
in Europa. Ein Problem, das sich durch reine 'Kenntnisnahme' nicht lösen läßt.  
 
 
 
                                                 
233 Blume, Georg, Krisengewinnler China, in: Die Zeit Nr.39 vom 20.9.2001,S.10 
234 Wolf, Martin, Das wirtschaftliche Versagen des Islam, in: Financial Times Deutschland, Internet: 
http://www.ftd.de/pw/in/FTD002Fo2SC.html 
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7. Von der Europäischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) zur Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP)  
Die Europäische Gemeinschaft hat bis zum Betreten der politischen Weltbühne einen relativ 
langen Weg hinter sich. Die EG war früh über ihre Außenwirtschaftsbeziehungen mit 
internationalem Geschehen in Berührung gekommen. Die Einsicht auf Ereignisse außerhalb 
der Grenzen der Gemeinschaft, am besten mit einer abgestimmten außenpolitischen Position 
der Mitgliedstaaten reagieren zu können, wuchs deshalb schnell. Vor dem Hintergrund der 
jüngsten europäischen Geschichte war die Bereitschaft der Westeuropäer zum gemeinsamen 
Handeln als großer Erfolg anzusehen. Die Erkenntnis, durch Gewährung oder Entzug 
wirtschaftlicher Unterstützung politisch Einfluß zu nehmen förderte den Willen der EG-
Mitgliedstaaten zur Intensivierung der Kooperation auf außenpolitischem Gebiet. Dennoch 
sollte es mehr als zwanzig Jahre dauern, bis das außenpolitische Zusammenwirken, auch auf 
dem sicherheitspolitischen Sektor, im Vertrag von Maastricht festgeschrieben wurde. Die 
größte Handelsmacht der Welt konnte damit als Akteur aktiver als bisher in das politische 
Geschehen eingreifen. 
Die nachfolgenden Ausführungen beschreiben die Entstehung und Entwicklung der 
europäischen Außenpolitik, die in den ersten Dekaden über eine politische Zusammenarbeit 
der Mitglieder noch nicht hinausging. Die anschließende Darstellung und Bewertung der 
europäischen Sicherheitspolitik verdeutlicht das Bestreben der Europäischen Union, sich 
verstärkt auf sicherheits- und verteidigungspolitischem Gebiet einzubringen und sich mit den 
bestehenden Sicherheitsorganisationen zu arrangieren. 
7.1. Die Europäische Politische Zusammenarbeit 
Nachdem im Jahr 1967 die EGKS, EWG und EURATOM zu Europäischen Gemeinschaften 
fusionierten,235 wurde in Verfolgung der Ziele der Römischen Verträge zur Schaffung einer 
Europäischen Union nach einem Weg gesucht, auch auf politischem Gebiet zusammen-
zuarbeiten. 
                                                 
235 Durch die Fusion der EGKS, EWG und EURATOM, die am 1.7.1967 in Kraft trat, wurden die drei 
Gemeinschaften hinsichtlich ihrer Organe (Europäisches Parlament, Kommission, Gerichtshof und Rat mit der 
Sondereinrichtung des Europäischen Rates) vereinheitlicht, nicht jedoch nach ihrem Vertragswerk. 
Korrekterweise kann deshalb nicht von einer "Europäischen Gemeinschaft" gesprochen werden, sondern nur von 
"Europäischen Gemeinschaften ", Vgl. Fuchs-Göckler, Institutionalisierung der europäischen Außenpolitik, 
München 1997, S.10 
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Der Gedanke zu einer verstärkten Kooperation auch auf politischem Gebiet wurde auf dem 
Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der sechs EG-Gründerstaaten im Dezember 
1969 in Den Haag aufgegriffen. Mit der Prüfung von Möglichkeiten zu einer weitergehenden 
politischen Integration wurden die Außenminister beauftragt. 
Im sogenannten Luxemburger Bericht im Oktober 1970 wurde daraufhin durch die 
Außenminister eine verstärkte Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Außenpolitik 
vorgeschlagen.  
Man beschloß, einem "[...]vereinten Europa den Weg zu bahnen, das seine Verantwortung in 
der Welt von morgen übernehmen und einen Beitrag leisten (konnte), der seiner Aufgabe 
(entsprach)." 236 
In diesem Zusammenhang ist die Aussage im Bericht der Außenminister bemerkenswert, die 
darauf hinwies, daß "[...]die praktische Durchführung[...] der im Werden begriffenen 
gemeinsamen Politik in bestimmten Teilbereichen entsprechende Entwicklungen benötigt " 
und die die Notwendigkeit betonte, "[...]den Bau Europas in aufeinanderfolgenden Stufen zu 
betreiben und nach und nach die geeignetste Methode und die geeignetesten Instrumente zu 
entwickeln, die ein gemeinsames politisches Vorgehen ermöglichen." 237 
Mit anderen Worten wurde damit sehr diplomatisch empfohlen, die künftige politische 
Zusammenarbeit schrittweise und behutsam zu realisieren, begab man sich doch auf ein 
Terrain, das bis dahin in ausschließlich nationaler Zuständigkeit gelegen hatte.  
Zudem war Geduld gefordert, denn ein schneller Erfolg war nicht zu erwarten.  
Die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ), die Vorläuferin der heutigen 
Gemeinsamen Europäischen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), hatte damit begonnen. 
Die EPZ beschränkte sich vorerst auf den außenpolitischen Bereich.  
Die Außenminister sollten sich zur gegenseitigen Unterrichtung und Konsultation im 
sechsmonatigem Turnus treffen, um eine Harmonisierung und Abstimmung der nationalen 
Standpunkte zu erreichen. Angestrebt wurde ein gemeinsames Vorgehen, die Solidarität zu 
festigen und nach Außen hin Geschlossenheit zu demonstrieren.238 
Zusätzlich wurde ein politisches Komitee aus den Leitern der Politischen Abteilungen 
gebildet. Sie sollten viermal jährlich zusammenkommen, um die Ministertreffen 
vorzubereiten.  
Die Einbindung der Europäischen Kommission in die EPZ, wenn notwendig, und die 
Information der Parlamentarischen Versammlung im Rahmen eines Kolloquiums über die 
                                                 
236 Luxemburger Bericht, in: AA, GASP, Berlin 1998, S.38 
237 Ebenda., S.39 
238 Vgl. Ebenda, S.40 
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außenpolitischen Zusammenarbeit waren ebenso vorgesehen, wie die Berücksichtigung von 
Aktivitäten der Europäischen Gemeinschaften.  
Dennoch fehlte die vertragliche Festlegung künftiger Vergemeinschaftungssschritte und ein 
entsprechend zeitlich festgelegter Stufenplan.  
Die zurückhaltende und wenig fordernde Art des Luxemburger Berichtes ließ erkennen, wie 
unverbindlich die Konstruktion der europäischen Außenpolitik noch definiert wurde, um den 
Konsens der Mitgliedstaaten nicht zu gefährden.239 Das Fundament, auf dem man sich zu 
jener Zeit bewegte, war noch sehr zerbrechlich.  
Obwohl die Außenminister in der Folge beauftragt wurden nach weiteren Gebieten Ausschau 
zu halten, auf denen eine politische Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten möglich sein 
könnte, sollte noch viel Zeit vergehen bis, man sich sicherheitspolitischen Gefilden näherte.  
Die Art des Vorgehens verdeutlichte die Problematik, die außenpolitischen Kompetenzen der 
Mitglieder über die Koordination von Standpunkten und Auffassungen in einen 
gemeinschaftlichen Bereich zu verlagern. Welche Schwierigkeiten diesbezüglich für andere 
Gebiete, z. B. für den sicherheitspolitischen Sektor zu erwarten waren, ließ sich an dieser 
Stelle nur erahnen. 
Zwei Jahre später, im Juli 1973, legten die EG-Außenminister den sogenannten Kopenhagener 
Bericht240 vor. Die Aussage, daß es nützlich sei, sich über direkte Kontakte mit den 
Außenministerien der Mitglieder abzustimmen, um ministerielle Entscheidungen zu 
begründen, wurde allgemein bestätigt.  
Die Intensivierung der Kontakte, besonders auf der Ebene der Sachverständigen, des 
Politischen Komitees und der Ministertagungen hatten zu anhaltenden konstruktiven Dialogen 
geführt, die positiv beurteilt wurden, und die den optimistischen Ton des Berichtes 
mitbeeinflußten.  
Aus diesem Grund sollte die Tagungsfrequenz künftig den gestiegenen Anforderungen 
angepaßt werden. Der Hinweis im Bericht, daß die jeweilige Präsidentschaft durch die 
zunehmenden Aufgaben besonders belastet worden sei und andere Mitgliedstaaten 
aufgefordert wurden, bei Engpaßsituationen Hilfe zu leisten, ließ erkennen, daß die EPZ sich 
ausdehnte und bereits nach zweieinhalb Jahren die Kapazität des Präsidenten beträchtlich in 
Anspruch nahm. 
Als Ziel der europäischen Außenpolitik wurde nunmehr festgelegt, daß Europa "[...]seinen 
Platz in der Weltpolitik als eigenständiges Ganzes einnehmen solle und in den internationalen 
Beziehungen seine eigenen Konzeptionen zu vertreten (habe)" 241. Das war bereits konkreter 
                                                 
239 Vgl. Glöckler-Fuchs, a.a.O., S.99 
240 Vgl. Kopenhagener Bericht, in: AA, GASP, S.42 
241 Ebenda, S.44 
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als im ersten Bericht und deutete auf eine künftige Institutionalisierung der europäischen 
Außenpolitik hin. 
Vor dem Hintergrund der Entscheidung der Staats- und Regierungschefs auf der 
Gipfelkonferenz 1972 in Paris war zudem vorgesehen, "[...]die Gesamtheit der Beziehungen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in eine Europäische Union 
umzuwandeln"242 Das sollte noch vor Ablauf des Jahrzehnts erfolgen. Wenngleich auch diese 
ehrgeizige Zielsetzung zeitlich nicht eingehalten werden konnte, so war damit die europäische 
außenpolitische Kooperation immerhin in die Perspektive einer künftigen Europäischen Union 
gestellt worden. 
In der Folge bekräftigten die Außenminister der EG im Dokument über die europäische 
Identität von 1973 ihren Willen zur Fortsetzung und Weiterentwicklung der EPZ.  
Daß die Form der eingeleiteten Zusammenarbeit im Bereich der Außenpolitik auf die 
Gestaltung einer gemeinsamen Außenpolitik hinauslaufen müsse, kam in der Erklärung des 
Europäischen Rates zur Europäischen Union vom November 1976 ebenfalls zum Ausdruck, 
allerdings ohne über zusätzliche Erweiterungen des Zusammenwirkens zu entscheiden. 243 
Im sogenannten Londoner Bericht von Oktober 1981, dem 3. Bericht zur EPZ, wurde 
einleitend die positive Einschätzung der EPZ wiederholt. Dabei führte man die Tatsache, daß 
die EG und ihre Mitglieder in zunehmendem Maße "[...]von Drittländern als eine zusammen-
hängende Kraft in den internationalen Beziehungen gesehen (werden)", 244auf das Wirken der 
EPZ zurück. 
Gleichzeitig wurde bedauert, daß die Gemeinschaft der Zehn noch weit davon entfernt war, in 
der Welt eine ihrem Einfluß entsprechende Rolle zu spielen.  
Der Hinweis, Ereignisse künftig zu gestalten und nicht lediglich darauf zu reagieren, mag 
dennoch in der Zeit der Stationierung von SS-20 Raketen und des NATO-Doppelbeschlusses 
schwer umsetzbar gewesen sein. 
Bei diesem Treffen wurde vereinbart, künftige Tagungen informellen Charakter tragen zu 
lassen, da man nur dadurch den Erfolg der EPZ sichern könne. Außerdem sollten zu diesem 
Zweck Konsultationen vertraulich sein. Dolmetscher durften nicht eingesetzt werden, formelle 
Tagesordnungen entfielen, und die Presse sollte nur über freigegebene Themen unterrichtet 
werden. Durch die informelle Einrichtung eines Sekretariats wurde die EPZ, bereits teilweise 
institutionalisiert. 
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Der zusätzliche Einsatz von Beamten der vorherigen und künftigen Präsidentschaft neben den 
Mitarbeitern des gerade präsidierenden Mitgliedstaates trug dem erhöhten Arbeitsaufwand 
Rechnung.  
Hinsichtlich des Wirkungsbereichs der EPZ waren sich die Außenminister erstmals einig, 
"[...] in der politischen Zusammenarbeit bestimmte wichtige außenpolitische Fragen zu 
erörtern, die die politischen Aspekte der Sicherheit berühren."245 Da dieser Passus sehr 
allgemein gehalten war, wurde nicht deutlich, auf welche sicherheitspolitischen Problemfelder 
sich diese Aussage bezog. Dennoch : der Aspekt gemeinsamer Sicherheit hatte Eingang 
gefunden in die EPZ. Allerdings war eine stärkere Einbindung der Sicherheitspolitik in die 
EPZ zu jenem Zeitpunkt noch nicht zu erreichen.  
Diese Erfahrung mußten der deutsche und italienische Außenminister im Oktober 1981 
machen, als sie in dem Entwurf zu einer "europäischen Akte" mit ihrem Vorschlag, die 
europäische Sicherheitspolitik in den EPZ-Rahmen einzubeziehen, am Widerstand einiger 
EG-Mitglieder scheiterten.246 
Deutlicher wurde die Verflechtung der EPZ mit dem Bereich der Sicherheitspolitik erst in der 
Feierlichen Deklaration zur Europäischen Union vom Juni 1983.  
Dort hieß es in der Präambel nicht nur, daß Europa in bezug auf die politischen Aspekt der 
Sicherheit künftig mit einer Stimme sprechen müsse. Die Deklaration enthielt ebenfalls die 
Verpflichtung für die Mitglieder, die Positionen ihrer Staaten zu den wirtschaftlichen und 
politischen Aspekten der Sicherheit zu koordinieren.247 
Mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA), die im Februar 1986 von den Staats- und 
Regierungschefs der EG-Staaten unterzeichnet wurde, erfolgte in Artikel 30 eine Definition 
und Institutionalisierung der EPZ auf vertraglicher Grundlage zwischen den EG-Mitgliedern. 
Jetzt ging es nicht mehr allein darum zu kooperieren, sondern eine europäische Außenpolitik 
war auszuarbeiten und zu verwirklichen.248 
Der Inhalt der vertraglichen Regelung bezog sich unter anderem auf die Verpflichtung zur 
Konsultation, wobei die Festlegung der eigenen Position erst dann zu erfolgen hatte, nachdem 
die Auffassung der anderen Mitglieder bekannt war.  
Die Festlegung gemeinsamer Standpunkte bildeten den verbindlichen Bezug zur EG-Politik. 
Dabei war die Kohärenz der Politiken zwischen EG und EPZ unbedingt zu wahren. 
Im Prinzip wurden alle bisherigen informellen Regelungen in den Vertrag aufgenommen und 
damit auf eine rechtliche Grundlage gestellt.  
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Dazu gehörte die offizielle Einrichtung eines Sekretariats in Brüssel, die uneingeschränkte 
Einbindung der Kommission und des Parlaments in die EPZ und die Ausdehnung der 
Zusammenarbeit auf Fragen der europäischen Sicherheit.  
In diesem Kontext wurden die wirtschaftlichen und politischen Aspekte der Sicherheit 
besonders angesprochen. Erstmals wurde auf die Möglichkeit einer engeren Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Sicherheit zwischen einzelnen Mitgliedstaaten und der Westeuropäischen 
Union und dem Atlantischen Bündnis hingewiesen. 
Fünf Jahre nach Inkrafttreten der EEA sollte eine Überprüfung der Akte stattfinden. Sie 
bewirkte 1992 auf der Regierungskonferenz in Maastricht die Einführung der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)  
Nach diesem Exkurs durch zwanzig Jahre EPZ ist festzustellen: 
Die Form der politischen Zusammenarbeit der EG-Mitglieder beschränkte sich nur auf 
Kooperation, Koordination und Konsultation - sie war damit strikt intergouvernemental.  
"Der schon lange beobachtete Trend zur Renationalisierung europäischer Integration hatte 
seine politische Umsetzung gefunden".249 Eine Vergemeinschaftlichung der politischen 
Zusammenarbeit war offensichtlich nicht das Ziel der EG-Mitglieder, denn "[...]die wirklich 
relevanten Beschlüsse kamen auf der Basis der Einstimmigkeit und der Ebene der 
Regierungschefs außerhalb- oder oberhalb der gemeinschaftlichen Regeln zustande."250  
Zwar fand eine engere Vernetzung der Außenpolitik der Mitgliedsländer durch die 
EPZ statt, die nationale Politik wurde jedoch nach wie vor in den Hauptstädten gemacht. 
Im Laufe der Jahre wurden Fortschritte in der Form der politischen Kooperation  
sichtbar, es bestand dennoch nicht die ernsthafte Absicht, die politische  
Zusammenarbeit durch Aufgabe nationaler Kompetenzen inhaltlich oder gar institutionell  
mit mehr Leben zu erfüllen. Eine Tendenz, die heute noch die Entwicklung der Gemeinschaft 
beeinflußt und die Fragen über die Finalität des europäischen Einigungsvorganges aufwirft.  
Die Entwicklung der EPZ macht damit grundsätzlich den Prozeß deutlich, den auch die 
Europäische Gemeinschaft mit Blick auf ihr Zusammenwachsen durchlaufen hat. 
Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen historischen Lebensläufe der europäischen 
Nationen wird die Abgabe nationaler Rechte zu Gunsten einer gemeinschaftlichen Regelung 
auch künftig ein Vorgang sein, der viel Zeit und Geduld erfordert.  
Den schnellen Erfolg zu suchen, könnte in dieser Hinsicht mehr zerstören als bewirken. 
Nachdem bei der Einführung der EPZ letztlich nur die Formen der Zusammenarbeit 
vertraglich festgeschrieben wurden, die sich in der Vergangenheit bewährt hatten, wurde 
dadurch die Richtigkeit des Funktionsprinzips "form follows function" bestätigt.  
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Damit könnte das Prinzip "erst Kooperation dann Institutionalisierung" den Weg für die 
künftige Entwicklung der EG weisen 
So gesehen hat die EPZ nach Einschätzung der Nationen offensichtlich eine positive 
Entwicklung durchlaufen, zumal es keine ernsthaften Krisen gab, die die Gemeinschaft in 
Frage stellten. 
Dennoch hat sie in ihren Resultaten nach außen kaum bleibenden Spuren hinterlassen und 
keine bemerkenswerten Erfolge erzielt. 
Dazu war der Wille der EG-Mitglieder, gemeinschaftlich vorzugehen und zu handeln offenbar 
nicht hinreichend ausgeformt. 
Die EG-Staaten versuchten im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Beziehungen, vor allem zu 
Entwicklungsländern, stets Einfluß zu nehmen auf Problemfelder im sozialen und politischen 
Bereich. Dabei waren sie bestrebt, Demokratisierungsprozesse zu unterstützen, weil das auch 
der Stabilisierung der Geschäftsbeziehungen diente. Die Auswirkungen dieser Politik 
bewegten sich jedoch meistens an der Peripherie der Problemzonen, ohne wirklich, mit dem 
Siegel der EG, aktiv und umfassend durchzugreifen.  
Das bezog sich auch auf die europäische Sicherheitspolitik, die zwar mit und durch die 
wirtschaftliche Macht der EG auf fester Grundlage stand, jedoch Spuren einer direkten 
politischen Einflußnahme durch die EG bis Ende der achtziger Jahre nicht erkennen ließ. 
So wurde, im Gegensatz zur NATO, die in Artikel 2 des Nordatlantikvertrages festlegte, daß 
die Mitgliedstaaten "[...]bestrebt sein werden[ ...] die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen einzelnen oder allen Parteien zu fördern251" durch die EG lediglich in der EEA 
darauf verwiesen, daß die Akte einer engeren Zusammenarbeit der EG-Mitglieder mit der 
WEU und der NATO nicht entgegen stünde.  
Es blieb also jedem EU-Mitgliedstaat überlassen, die Zusammenarbeit mit den Sicherheits-
organisationen selbst zu gestalten. Eine gemeinsame EG-abgestimmte Sicherheitsrichtlinie 
war dahinter jedoch nicht zu erkennen. 
So gesehen, beschränkt sich die Bedeutung der EPZ vorwiegend auf die Auswirkungen der 
politischen Kooperation für die Gemeinschaft nach innen. Dabei hat sie maßgeblich zur 
Förderung des Vertrauens unter den Mitgliedern beigetragen, indem sie durch Konsultationen 
den Informationsaustausch zwischen den Nationen förderte und durch die Koordination der 
politischen nationalen Auffassungen einen abgestimmten Bezugsrahmen schuf, an dem sich 
die EG als Ganzes außenpolitisch orientieren konnte. 
Durch den Einfluß der EPZ konnten Streitfälle zwischen den EG-Mitgliedern intern geregelt 
werden, so daß es nicht mehr zu Konflikten kam, die außerhalb der Gemeinschaft ausgetragen 
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wurden. Insofern ergab sich damit ein Gleichlauf zur nordatlantischen Allianz, die ebenfalls 
mit Erfolg bündnisinterne Fälle unter Ausschluß der Öffentlichkeit lösen konnte.  
Insgesamt betrachtet hat die EPZ eine positive Binnenwirkung auf den Zusammenhalt und auf 
die Festigung der EG genommen, auch wenn der Einfluß auf außenpolitischer Bühne 
allgemein hinter den Erwartungen zurückblieb.  
Wenn sich die EG-Mitglieder einig waren, parallele Interessen verfolgten oder wenn es um 
Handlungsbedarf an der Peripherie Europas ging, vermittelte die EPZ ein eher positives Bild, 
das primär geprägt war von dem Wunsch, in Problemlösungen miteingebunden zu sein und 
helfen zu können..  
In der Wirkung der EPZ nach außen kam man in der Regel über allgemeine Stellungnahmen 
und Erklärungen nicht hinaus, z.B. beim Zypernkonflikt 1974, anläßlich der sowjetischen 
Intervention in Afghanistan 1979 oder bei der Verhängung des Kriegsrechts in Polen 1981.252  
Eine Einmischung in die Krisen mit konkreten Lösungsvorschläge fand nicht statt, weil sich 
die EG-Mitglieder im Rahmen der politischen Zusammenarbeit nicht auf eine gemeinsame 
Strategie einigen konnten. Außerdem fehlten die finanziellen Mittel und erforderlichen 
Instrumente, um ein europäisches Krisen/Konfliktmanagement durchführen zu können. 
Die Einsicht, daß sich eine EPZ nicht nur auf wirtschaftliche Aspekte und auf politische 
Abstimmungsprozesse innerhalb der Gemeinschaft beschränken durfte, hatte sich offenbar zu 
jener Zeit noch nicht voll durchgesetzt.  
Die Bereitschaft, das sicherheitspolitische Umfeld der EG auf der Basis strategischer 
Konzepte stabil zu halten und aktiv zur europäischen Sicherheitsarchitektur beizutragen, war 
noch wenig ausgeprägt und sollte sich erst im Laufe der kommenden Jahre entwickeln.  
Am Vorabend der Konferenz von Maastricht hatte man dennoch durchaus Grund, mit dem 
Ergebnis der EPZ zufrieden zu sein, hatte sie doch zu einer Entwicklung in Europa 
beigetragen, die die Kohärenz der politischen Auffassungen und Standpunkte der 
Mitgliedstaaten verbessert hatte.  
Damit war durch die EPZ eine Ausgangsposition für das außenpolitische Miteinander 
geschaffen worden, die fortgeschrieben werden konnte, auch für den Bereich einer EG- 
Sicherheitspolitik. 
Mehr war zu diesem Zeitpunkt nicht zu erreichen. Die Außen- und damit auch die 
Sicherheitspolitik der EG wurde weiterhin unverändert vom interessengeleiteten politischen 
Willen der Mitgliedstaaten bestimmt.  
Die Interessen der einzelnen Mitglieder wichen jedoch, gerade in außenpolitischen Fragen, 
noch weit von einander ab. Das war besonders deutlich im Golfkrieg 1991 und beim Zerfall 
Jugoslawiens Anfang der neunziger Jahre zum Ausdruck gekommen.253 
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Ob mit der EPZ bereits die Basis geschaffen wurde, auf der ein Beitrag zu einem europäischen 
Sicherheitssystem geleistet werden konnte, war daher noch nicht klar erkennbar. 
7.2. Der Vertrag von Maastricht und die GASP  
Grundlage für die Vollendung der Europäischen Union und Ausgangspunkt für weitere 
Fortschritte in Richtung europäischer Einigung ist der Vertrag über die Europäische Union. Er 
wurde im Februar 1992 in Maastricht von den zwölf Mitgliedern der EG unterzeichnet.  
Mit der Umwandlung der EG in die Europäische Union war ebenfalls das Ende der EPZ 
gekommen.  
Anstöße für eine Reform der EPZ entsprangen nicht der Unzufriedenheit der beteiligten 
Regierungen mit den erzielten Ergebnissen der politischen Zusammenarbeit; im Gegenteil, 
man hatte sich zwischenzeitlich durchaus mit dieser Form politischer Kooperation arrangiert, 
zumal sie nationale Kompetenzen nicht anrührte.  
Die Anstöße für eine Anpassung der EPZ an die veränderten Verhältnisse "[...] ergaben sich 
vielmehr aus der[ ...] EG-internen Dynamik, dem deutschen Einigungsprozeß sowie externen 
Faktoren, als deren wichtigste die Umwälzungen in Osteuropa und das Drängen der 
amerikanischen Regierung nach größerer internationaler Verantwortung der Verbündeten zu 
nennen sind " 254 Zwar hatte es bereits in der EEA geheißen, daß "[...] die Hohen 
Vertragsparteien, die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft sind, sich bemühen, 
gemeinsam eine europäische Außenpolitik auszuarbeiten und zu verwirklichen" 255, 
letztendlich bewirkte aber ein gemeinsamer Brief des ehemaligen deutschen Bundeskanzlers 
Helmut Kohl und des französischen Staatspräsidenten Francois Mitterand im April 1990 an 
die irische EG-Präsidentschaft, daß offensichtlich Schritte eingeleitet wurden, um "[...]eine 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik festzulegen und in die Tat umzusetzen."256 
Schließlich galt es, der veränderten Situation in Europa nach dem Fall der Mauer und der 
dadurch entstandenen neuen Sicherheitslage Rechnung zu tragen. Das sicherheitspolitische 
Vakuum mußte möglichst rasch aufgefüllt werden. 
Der Vertrag von Maastricht ersetzte den bisherigen Namen "Europäische Politische 
Zusammenarbeit" durch die Bezeichnung "Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik"(GASP). Durch die Namensänderung wurde deutlich, daß dem 
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Sicherheitsaspekt künftig größere Bedeutung beigemessen wurde. Die Sicherheitspolitik, die 
noch in der EEA für die EPZ ausgeklammert war, stand nun gleichberechtigt neben der 
Außenpolitik. Allerdings umfaßte die Sicherheitspolitik nur die Mitgliedstaaten der EU. Somit 
war das Problem, welche sicherheitspolitische Organisation künftig für eine 
gesamteuropäische Verteidigungsarchitektur stehen würde, noch offen.  
Als Kandidaten standen die OSZE, die NATO und die EU/WEU zur Wahl. Die NATO und 
die OSZE hatten für ihren Bereich bereits Reformen und Maßnahmen der Erneuerung 
eingeleitet. Nun sah sich die EU gefordert, im außen- und sicherheitspolitischen Bereich 
Position zu beziehen.257 
Allerdings hieß Gemeinsame EU-Außen- und Sicherheitspolitik nicht gemeinschaftlich, denn 
die außen- und auch die sicherheitspolitischen Beziehungen blieben, wie bisher, in 
intergouvernementaler Zuständigkeit.258 
Der kleinste gemeinsame Nenner, auf den die EU-Mitglieder sich zu diesem Zeitpunkt einigen 
konnten, lag in der Koordination der nationalen Politiken. 
Nach dem Maastrichter Vertrag war die GASP zwar unter dem gemeinsamen Dach der EU als 
eine der drei Säulen formell mit der Gemeinschaft verbunden, dennoch fanden Organe der 
EU, wie der Europäische Gerichtshof oder der Rechnungshof auf die Kontrolle der GASP 
keine Anwendung.  
Für den Bereich der GASP gab es eigene Regelungen, auf die in Folge einzugehen ist.259 
An der Spitze der für die GASP zuständigen Organe stand der Europäischer Rat. 
Der Europäische Rat, der nicht zu den Institutionen der EU zählte, im rechtlichen Sinne kein 
Organ der EU war260 und auch nicht einer Kontrolle durch die Organe der EU unterlag, wurde 
durch die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten und den EU-Präsidenten gebildet. 
Er trat zwei-bis dreimal im Jahr zusammen. 
Da er nach Artikel J.8 "[...]die Grundsätze und die allgemeinen Leitlinien der GASP 
(bestimmte)", kam ihm eine zentrale Bedeutung in der Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
zu und nicht nur dort, denn der Europäische Rat stellte seit seiner Gründung im Jahr 1974 die 
Weichen der EU-Politik in allen Bereichen. 
Der Rat der Europäischen Union (Ministerrat- auch Rat genannt) setzte sich für die 
Fragen der GASP aus den Außenministern der EU zusammen. Er traf gemäß Artikel J.8(2) 
"[...]die für die Festlegung und Durchführung der GASP erforderlichen Entscheidungen auf 
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der Grundlage der vom Europäischen Rat festgelegten Leitlinien" und war damit das zentrale 
Entscheidungsorgan, das die GASP maßgeblich prägte. 
Der Rat wurde durch ein Politisches Komitee (J.8(5) unterstützt, das sich aus Politischen 
Direktoren zusammensetzte. Das Politische Komitee arbeitete dem Rat durch Anfertigung von 
Stellungnahmen zu und überwachte die Durchführung vereinbarter Politiken. 
Für die Europäische Kommission hieß es unter Artikel J.9 des Maastrichter Vertrages 
schlicht" Die Kommission wird in vollem Umfang an den Arbeiten im Bereich der GASP 
beteiligt." Da die GASP jedoch intergouvernemental organisiert war und der Umfang der 
Beteiligung der Kommission nicht näher spezifiziert wurde, war nur von einer begrenzten 
Einbindung in den Entscheidungsprozeß auszugehen. Sie äußerte sich vornehmlich in Form 
der Weitergabe von Informationen, nicht aber in aktiver Mitwirkung bei Beschlüssen. 
Da die intergouvernementale Grundlage der GASP nicht durch das Europäische Parlament 
beeinflußt werden sollte, war die europäische Volksvertretung an Entscheidungen über die 
GASP nicht beteiligt. Sie wurde lediglich durch den Vorsitz und von der Kommission 
regelmäßig über die aktuelle Entwicklung der Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
unterrichtet.  
Zwar konnte das Parlament nach Artikel J.7 Anfragen oder Empfehlungen zu Aspekten der 
GASP an den Rat richten und auch eimal jährlich eine Aussprache über die Fortschritte der 
GASP durchführen, mitentscheiden konnte das Parlament in außen- und sicherheits-
politischen Angelegenheiten der EU jedoch nicht. 
Der Europäische Rat und der Rat der Europäischen Union dominierten somit die außen- und 
sicherheitspolitische Szene der EU. 
Im Vergleich zur EPZ wurde die GASP im Maastrichter Vertrag mit neuen zusätzlichen 
Instrumenten ausgestattet.  
So diente die Festlegung Allgemeiner Standpunkte (Art.J.2) durch den Rat, der 
Abstimmung wichtiger außen- und sicherheitspolitischer Positionen zwischen den 
Mitgliedstaaten, damit die Politik der EU mit einer Stimme vorgetragen werden konnte. 
Ein "Gemeinsamer Standpunkt" beispielsweise war die Weisung durch EU-Mitgliedstaaten an 
Bürger der Republik Jugoslawien, die dem Milosevic-Regime nahestanden, keine Einreisevisa 
zu erteilen. 
“Auf der Grundlage allgemeiner Leitlinien des Europäischen Rates“, konnte der Rat 
Gemeinsame Aktionen beschließen, z.B. Entsendung von Wahlbeobachtern und die 
Verhängung von Sanktionen, die nach Ziel, Umfang, Mittel und zeitlicher Dauer für alle EU-
Mitgliedstaaten verbindlich festgelegt waren. Damit sollte ein kohärentes Vorgehen der Union 
sichergestellt werden. 
Im Vertrag nicht aufgeführt waren Gemeinsame Erklärungen, durch die der Rat zu 
bedeutsamen Ereignissen Stellung nehmen konnte, ohne sich dabei in aktiver Form zu 
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engagieren. Sie wurden primär zu dem Zweck abgegeben, die Haltung der EU zum 
entsprechenden Ereignis durch Sorge oder Befriedigung zu verdeutlichen.  
Gemeinsame Erklärungen waren die schwächste Form der Einflußnahme auf internationales 
Geschehen.  
Insgesamt standen der EU damit für den Bereich der GASP zur Einflußnahme auf die  
internationale Politik eine Reihe von Maßnahmen zur  Verfügung, eingeschlossen auch das 
ökonomische Instrumentarium der ersten Säule der EU in Form von Sanktionen oder 
wirtschaftlichen Hilfen.  
Nach diesem Streifzug durch das Vorfeld des Vertrages von Maastricht wird erkennbar, daß 
sich auf Seite der EU eine Entwicklung anbahnte, die Relationen zu einer künftigen 
Sicherheitspolitik erkennen ließen. Die Übernahme der Verantwortung der EU für eine eigene 
Außen- und Sicherheitspolitik sollte auch der europäischen Sicherheitsarchitektur ein neues 
Aussehen geben.  
Bereits in der Präambel des Vertrages fand sich der Hinweis, daß die Staats- und 
Regierungschefs entschlossen waren "[...]eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik zu 
verfolgen, wozu auf längere Sicht auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungs-
politik gehört, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte, und 
so die Identität und Unabhänigkeit Europas zu stärken, um Frieden, Sicherheit und 
Fortschritt in Europa und in der Welt zu fördern". Diese Aussage wiederholte sich noch 
zweimal an anderer Stelle des Vertrages (Artikel B u.J.4).  
Im Hinblick auf eine gemeinsame Verteidigung ließ der Vertrag allerdings das Wann und Wie 
noch offen und gab damit zu erkennen, daß eine Realisierung eines solchen Vorhabens eher 
perspektivisch zu sehen war. 
Folgende allgemein gehaltenen Ziele der GASP, "[...] die sich auf alle Bereiche der Außen- 
und Sicherheitspolitik erstreckt," wurden in Artikel J.1 genannt: 
- “[...]die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen und der  
  Unabhängigkeit der Union; 
- die Stärkung der Sicherheit der Union und ihrer Mitgliedstaaten in allen ihren Formen; 
- die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit entsprechend  
  den Grundsätzen der Vereinten Nationen sowie den Prinzipien der Schlußakte von Helsinki 
  und den Zielen der Charta von Paris; 
- die Förderung der internationalen Zusammenarbeit; 
- die Entwicklung und Stärkung der Entwicklung von Demokratie und Rechtstaatlichkeit  
  sowie die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten." 
Mehr als zwanzig Jahre nach Einführung der EPZ war damit ein institutioneller Rahmen für 
eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik in Europa geschaffen worden, die von den 
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Mitgliedstaaten gemäß Artikel J.1(4)"[...] aktiv und vorbehaltlos im Geist der Loyalität und 
gegenseitigen Solidarität"261 unterstützt wurde. 
Die Zeit, die eine solche Lösung benötigt hatte, mag manchen EU-Bürgern viel zu lang 
vorgekommen sein; vor dem Hintergrund der europäischen Geschichte und der nach wie vor 
unterschiedlichen politischen Auffassungen und Standpukte der europäischen Mitgliedstaaten 
war die Einführung der GASP dennoch ein Schritt nach vorn.  
Denn, so wie auch in anderen internationalen Organisationen, hatte sich die Einsicht 
durchgesetzt, daß der Verfolgung von Interessen, auch auf außen- und sicherheitspolitischem 
Gebiet, durch gemeinsames Vorgehen mehr Nachdruck verliehen werden konnte als wenn 
man es in nationalem Alleingang versuchte.  
Die Bestimmungen über die GASP enthielten zusätzlich Einzelheiten u.a. über: 
- die Festlegung gemeinsamer Standpunkte und gemeinsamer Aktionen;  
- die Aufgaben des Vorsitzes und die Bildung einer Führungstroika (J.5);  
- die uneingeschränkte Beteiligung der Kommission an der GASP sowie die regelmäßige  
Unterrichtung des Europäischen Parlaments (J.7) und 
- die Aufgaben des Europäischen Rates, des Ministerrates und des zu bildenden Politischen  
Komitees (J.8). 
Dabei wurde festgelegt, daß die Grundsätze und Leitlinien für die GASP künftig durch den 
Europäischen Rat bestimmt werden sollten.  
Obwohl nach Art.J.5 "[...]der Vorsitz die Union in Angelegenheiten der GASP (vertrat)“, 
verblieb die Verantwortung für die europäische Außen- und Sicherheitspolitik weiterhin in 
nationaler Zuständigkeit.  
Die Position der Mitgliedstaaten, die an ihren souveränen Rechten im außen- und 
sicherheitspolitischen Bereich festhielten, hatte sich somit nicht verändert. 
Artikel 4 der Bestimmungen befaßte sich mit Fragen der Sicherheit und der operativen Rolle 
der WEU, ohne jedoch konkrete Aussagen zur künftigen Sicherheitspolitik zu machen. 
Allerdings wurde die WEU, "[...]die integraler Bestandteil der Union ist, (ersucht), die 
Entscheidungen und Aktionen der Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben, 
auszuarbeiten und durchzuführen." Damit wurde die Kompetenz der GASP auch für den 
militärischen Bereich festgelegt. Gleichzeitig wurde für die WEU eine Perspektive erkennbar, 
zur militärischen Kapazität der EU ausgebaut zu werden.* 
Allerdings fehlte auch in diesen Erklärungen eine Definition von konkreteren Zielen und 
Interessen der EU- Mitgliedstaaten, die es auf dem Gebiet der Sicherheitspolitik zu erreichen 
bezw. zu schützen galt. Es fehlte einfach eine Strategie und ein Konzept über das künftige 
                                                 
261 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Der Vertrag, Bonn 1998, S.23 
*Auf das Verhältnis EU-WEU wird gesondert in Kapitel 7.7.3. eingegangen 
128 
 
Vorgehen. Möglicherweise waren die EU-Mitgliedstaaten noch nicht willens, sich in der 
Sicherheitspolitik festzulegen.  
In seinem Abschlußkommunique der Tagung in Lissabon im Juni 1992 reagierte der 
Europäische Rat auf diesbezügliche Kritik durch eine Definition von Kriterien, die künftig für 
die Auslösung einer Gemeinsamen Aktion vorliegen mußten. 262 
Dazu gehörten Faktoren wie geographische Nähe, Aufrechterhaltung 
wirtschaftlicher/politischer Stabilität eines Landes, einer Region oder Gefährdung von 
Sicherheitsinteressen der Union.  
In diesem Zusammenhang galt das besondere Interesse der EU den Regionen Mittel- und 
Osteuropas, dem Nahen Osten und Nordafrika, aber auch den Gebieten, in denen sich die 
Gemeinschaft in der Vergangenheit mit der EPZ engagiert hatte, wie Lateinamerika, Südafrika 
und den Entwicklungsländern. Inhaltlich nahm dabei die Unterstützung des KSZE-Prozesses 
und die Einhaltung des Verbots der Ausfuhr und Nichtverbreitung von Waffen den größten 
Raum ein. 
So gesehen befaßte sich die GASP vorrangig mit dem sicherheitspolitischen Umfeld der 
Mitgliedstaaten. Vermißt wurde dennoch, daß bestimmte Problembereiche, die auch andere 
Sicherheitsinteressen der EU-Mitglieder berührten, nicht angesprochen wurden.  
Dazu gehörten die künftige Beziehung der EU zur Türkei, die Stabilisierung der politischen 
Verhältnisse auf dem Balkan und die Probleme, die u.a. im Zusammenhang mit der 
Überbevölkerung, mangelnder Nahrungsmittelversorgung, Umweltverschmutzung und 
Massenflucht stand. 
Darüber hinaus fiel auf, daß im Maastrichter Vertrag die Ziele der GASP parallel neben die 
Ziele der EU traten, ohne daß im Sinne der angestrebten Kohärenz eine Beziehung der beiden 
Bereiche zueinander hergestellt wurde.263 
Unklar blieb auch das künftige Verhältnis zwischen nationalen Außen- und 
Sicherheitspolitiken und der GASP. Welche Aufgaben sollten künftig im nationalen Bereich 
verbleiben und welche zur Vermeidung von Parallelitäten zur GASP verlagert werden ? 
 Solche Fragen wurden bis dahin nicht beantwortet. Wichtig war jedoch der Hinweis im 
Vertrag in Artikel J.4(4), in dem die sicherheits- und verteidigungspolitischen 
Verpflichtungen einiger Mitgliedstaaten, die ihnen aus dem Nordatlantikpakt erwuchsen, von 
der EU entsprechend respektiert werden sollten.  
In diesem Zusammenhang demonstrierte die EU Solidarität und verhalf Dänemark zu einer 
Ausnahmeregelung, die den Dänen die Ratifizierung des Maastrichter Vertrages nach einer 
                                                 
262 Vgl. Saadhoff, Christian, a.a.O., S. 82 
263 Vgl. Bundes- und Presseamt der Bundesregierung, Der Vertrag, Bonn 1998, S.20 u. S.21 
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gescheiterten Volksabstimmung doch noch ermöglichte.264 Die Ausnahmeregelung (Opting 
out) entpflichtete Dänemark, an der Vorbereitung und Durchführung einer gemeinsamen EU-
Verteidigungspolitik teilzunehmen, nachdem es seine sicherheits- und 
verteidigungspolitischen Forderungen hinreichend durch die Mitgliedschaft in der NATO 
abgedeckt sah. Ebenfalls wurde durch die EU zur Kenntnis genommen, daß sich Dänemark 
durch den EU-Vertrag aus gleichem Grund nicht verpflichtet fühlte, der WEU beizutreten. 
Dänemark erklärte jedoch gleichzeitig, die engere Zusammenarbeit der EU-Mitglieder nicht 
(durch das Vetorecht) behindern zu wollen. Es nahm seit 1993 den Status eines Beobachters in 
der WEU ein. 
Für die eigentliche Sicherheitsarchitektur im europäischen Haus gingen zu Anfang der 
neunziger Jahre von der EU noch keine direkten Impulse aus, die auf die Gestaltung eines 
neuen sicherheitspolitischen Konzepts Einfluß genommen hätten.  
Aus verständlichen Gründen lag der Vorrang bis dahin auf Klärung, Definition und 
Zuordnung der Verantwortungsfelder im Bereich der EU selbst. Zusätzlich ging es um 
Klärung der Beziehungen der EU-Mitglieder zu den Organen der Gemeinschaft, und letztlich 
mußte sich der Neuling auf außen- und sicherheitspolitischer Bühne mit den anderen 
Akteuren, den Sicherheitsorganisationen und Führungsmächten, arrangieren.  
Die Politik der kleinen Schritte hat den europäischen Einigungsvorgang dennoch weiter voran 
gebracht, wenngleich die Verteidigungspolitik noch in nationaler Zuständigkeit verblieb.. 
Wenn die Außenminister der EU in ihrem Bericht über die " Voraussichtliche Entwicklung 
der GASP" von einem qualitativen Sprung des Vertrages von Maastricht sprechen, möchte 
man ihnen rechtgeben, denn trotz mancher Kritik stand die EU 1992 mit nunmehr 12 
Mitgliedern außen- und sicherheitspolitisch enger zusammen, als das noch 1970 bei 
Einführung der EPZ der Fall gewesen war.  
Welchen Verlauf die GASP nach Maastricht nehmen würde, konnte man zu dem Zeitpunkt 
nur ahnen. Als ein Gebot der Vernunft war die Fortsetzung gemeinsamen Handelns in der 
europäischen Außen- und Sicherheitspolitik jedoch vorgegeben.  
Ein kurzer Blick auf die Aktivitäten der GASP verdeutlicht den Willen der EU, das neue 
politische Instrument zügig einzusetzen.  
Das geschah noch 1993 in einer Vielzahl Gemeinsamer Erklärungen und Aktionen, zum 
Beispiel in Form der Bereitstellung humanitärer Hilfe für Bosnien-Herzegowina, der 
Entsendung von Wahlbeobachtern nach Südafrika und Rußland und des Beschlußes zur 
Durchführung einer Konferenz über Frieden und Stabilität in Osteuropa.  
Die Konferenz über Frieden und Stabilität, eine Idee des damaligen französischen 
Premierministers Balladur, führte zum Abschluß des sogenannten Stabilitätspakts für Süd-
                                                 
264 Vgl. Bundespresse- und Informationsamt, Der Vertrag, Bonn 1998, S.114 
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Osteuropa, der mit seinen wirtschaftlichen Hilfsmaßnahmen und Angeboten zum EU-Beitritt 
als besonderer Erfolg für die GASP im Rahmen der Konfliktprävention gewertet werden 
konnte.  
Zusätzlich sind die Beiträge zum Phare-Programm zu nennen, dem Hilfsprogramm zur 
wirtschaftlichen Umgestaltung der osteuropäischen Länder und die Euro-Mediterane 
Partnerschaft aus dem Jahr 1995, um die Stabilität im Mittelmeerraum zu sichern.265 
Darüber hinaus zählen dazu die Gewährung von Wirtschaftshilfen als Beitrag zum 
Demokratisierungsprozeß in Entwicklungsländern und zahlreichen Unterstützungsaktionen im 
humanitären Bereich. 
Im Gegensatz zu dieser recht positiven Bilanz stellt sich das Bild der GASP im Balkankonfikt 
ganz anders dar.266 
Während die erste Phase des Jugoslawienkonfliktes bis Herbst 1991 noch von einer EPZ-
Politik bestimmt war, die den Staat Jugoslawien in seiner Gesamtheit erhalten wollte und in 
der der Präsident der EG-Kommission, Delors, in diesem Zusammenhang noch eine Milliarde 
Dollar als Soforthilfe zur Überwindung der Krise ankündigte, leiteten die 
Unabhängigkeitserklärungen Sloweniens und Kroatiens einen Umdenkprozeß unter den EG-
Mitgliedstaaten ein.  
Ursache dafür war die offensichtliche Mißachtung der EG-Politik durch die Serben.  
Das führte zur Bildung der traditionellen Allianzen, die ihren Ursprung in den Konflikten auf 
dem Balkan während der letzten 200 Jahre bis 1945 hatten.  
Dabei standen Frankreich, England und Griechenland, die für die Erhaltung Jugoslawiens 
unter serbischer Führung eintraten, auf der proserbischen Seite. Deutschland und Italien 
dagegen bildeten die prokroatische Koalition, die auch für die diplomatische Anerkennung 
von Kroatien und Slowenien plädierten.  
Nachdem im Oktober 1991 ein Friedensplan der EG von den Serben zurückgewiesen wurde, 
antworteten die EPZ-Staaten mit Wirtschaftssanktionen. Sie führten zu einer Neuorientierung 
der EG in der Jugoslawienpolitik. Nach dem Gipfel im Dezember 1991 schwenkten alle EG-
Staaten auf die Anerkennungslinie der prokroatischen Koalition ein.  
Zwar wurden daraufhin die Kämpfe in Kroatien und Slowenien beendet, die Regierung in 
Belgrad entzog der EG jedoch gleichzeitig das Mandat zur Friedensvermittlung und wandte 
sich der UNO zu.  
Das führte zu einer signifikanten Verringerung des Einflusses der EG/EU auf dem Balkan.  
                                                 
265 Vgl. Hillenbrand, Olaf, Phare, in: Weidenfeld,Werner, Europa von A bis Z, Bonn 2000, S. 414 
266 Vgl. Glöckler-Fuchs, a.a. O., S.350 u.ff. 
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Obwohl die GASP zusammen mit der UNO bis April 1994 versuchte, zur Lösung des 
politischen Konfliktes zwischen Serben, Muslims und Kroaten beizutragen, war ihnen kein 
durchschschlagender Erfolg beschieden.  
Aus diesem Grund schalteten sich die USA und Rußland als Vermittler ein. Zusammen mit 
den einflußreichsten EU-Nationalstaaten, wie Großbritannien, Frankreich und Deutschland 
bildeten sie die Internationale Kontaktgruppe. Damit war die EU und die GASP ausgeschaltet. 
Eine Gruppe von Staaten, die sich in nationaler Unabhängigkeit von EU und UNO, 
zusammengeschlossen hatten, nahm nun das Heft in die Hand. Einen entscheidenden 
Durchbruch zum Frieden konnte auch sie nicht ereichen.  
Erst als die USA im August 1995 die diplomatische Initiative übernahmen, gelang es einen  
Waffenstillstand zwischen den bosnischen Serben und Rest-Jugoslawien abzuschließen, der 
zum Vertrag von Dayton, Ohio, führte. Die Tatsache, daß diese Verhandlungen in den USA 
und nicht in Europa stattfanden, verdeutlichte außerdem, daß die USA nunmehr das Gesetz 
des Handelns bestimmten.  
Eine Entwicklung, die im Sommer 1991 begonnen hatte und von der EPZ begleitet worden 
war, die sich dann von der EPZ zur UNO und im weiteren Verlauf zur Internationalen 
Kontaktgruppe verlagert hatte, war durch die Initiative der USA, ohne europäische 
Mitwirkung, abgeschlossen worden. 
Die Bemühungen einer europäischen Außenpolitik zur Lösung des Jugoslawienkonlikts 
beizutragen, waren damit auf ganzer Linie gescheitert, zudem waren auch die noch in der 
Kontaktgruppe vertretenen EU-Staaten erfolglos geblieben. 
Das Gesetz des Handelns sollte auch in der künftigen Entwicklung des Balkankonfliktes, im 
Kosovo und in Mazedonien, nicht mehr von der GASP bestimmt werden. 
In der Analyse des Jugoslawien-Krieges sollten jedoch die erfolglosen Versuche der GASP, 
den Konflikt auf Dauer friedlich zu beenden, nicht allzu negativ bewertet werden.  
Die historisch gewachsene Konfliktstruktur auf dem Balkan war zu kompliziert und zu 
unübersichtlich, um bei der ersten Belastungsprobe der neuen europäischen Sicherheitspolitik 
mit den Mitteln der GASP befriedet zu werden. 267 
Mit Vermittlungsgesprächen und Gemeinsamen Aktionen allein war den streitenden Parteien 
nicht beizukommen. Es fehlten einfach die militärischen Kapazitäten, um im äußersten Fall 
eine friedensschaffende EU-Politik durchzusetzen. Zudem mangelte es offenbar auch an 
politischem Willen der EU-Mitglieder, Probleme dieser Größenordnung mit Hilfe der GASP 
gemeinsam zu lösen.  
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Das wurde durch das Committment einiger EU-Mitgliedstaaten, sich außerhalb von EU und 
GASP zu engagieren, unterstrichen und sollte sich 1998 über die Mitwirkung von Rußland, 
USA, Italien, Frankreich, Großbritannien und Deutschland in der Bosnien-Kontaktgruppe268 
bis in die jüngste Vergangenheit fortsetzen. 
  "Wenn Europa mit dem Anspruch einer ernstzunehmenden, seinem ökonomischen Gewicht entsprechenden 
Weltmacht antritt, muß es fähig sein, sich aufbauende Konfliktfelder so früh wie möglich zu erkennen. Es muß zu 
ihrer Befriedung entsprechend frühzeitig gegensteuern können und eine solche Macht hinter sich vereinen, daß 
es nicht Marionette der Kriegspartner wird, sondern jederzeit in der Lage ist, selbst ergebnisentscheidende 
Daten setzen zu können."269 
Für die EU waren das Lehren, die eigentlich auf fruchtbaren Boden hätten fallen sollen und 
die bei der Revision des Maastrichter Vertrages hätten berücksichtigt werden müssen.  
Das galt auch für ein künftiges europäisches Sicherheitskonzept, das sich nicht allein auf 
wirtschaftliche Stärke hätte berufen dürfen, sondern das gleichermaßen die Schaffung einer 
selbständigen Handlungsfähigkeit zur Durchsetzung politischer Positionen der EU hätte 
vorsehen sollen.  
7.3. Die Rolle der Westeuropäischen Union (WEU) in der 
Europäischen Union  
Mit dem Vertrag von Maastricht waren die Weichen für die WEU in Artikel J.4 erst einmal 
gestellt worden. Die WEU-Staaten fügten dem Maastrichter Vertrag zwei Erklärungen bei. In 
der ersten stimmten sie mit der EU in der Notwendigkeit überein "[...]eine echte europäische 
Sicherheits- und Verteidigungsidentität zu entwickeln und eine größere europäische 
Verantwortung in Verteidigungsfragen zu übernehmen. "270Darüber hinaus erklärten sie ihre 
Zustimmung, "die Rolle der WEU in der längerfristigen Perspektive einer mit der 
Atlantischen Allianz zu vereinbarenden gemeinsamen Verteidigungspolitik innerhalb der EU, 
die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte, zu stärken.“271 
Den Vorrang der NATO respektierten die zehn WEU-Mitglieder, die auch zugleich der 
NATO angehörten, in ihrer Erklärung durch die Aussage, daß "[...]die Politik der Union  [...] 
(nicht) den besonderen Charakter der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter 
Mitgliedstaaten berührt, sie achtet die Verpflichtungen einiger Mitgliedstaaten aus dem 
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Nordatlantikvertrag und ist vereinbar mit der in jenem Rahmen festgelegten gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik.272" 
In ihrer zweiten Erklärung bekräftigten die WEU-Staaten ihre Bereitschaft, die WEU als 
Verteidigungskomponente der Europäischen Union einzusetzen. Gleichzeitig bekundeten sie 
ihren Willen, zur Stärkung des europäischen Pfeilers in  der Atlantischen Allianz beizutragen. 
Zusätzlich wurden in dieser Erklärung alle Staaten der EU eingeladen, Mitglieder der WEU zu 
werden oder als Beobachter beizutreten. Die Staaten der NATO, die Nicht-EU-Mitglieder 
waren, wurden ebenfalls aufgefordert, als assoziierte Mitglieder an Aktivitäten der WEU 
teilzunehmen.273 
Damit war die Entscheidung gefallen, die WEU als militärische Kapazität der Union 
aufzubauen.  
Um eine möglichst enge Zusammenarbeit mit der EU zu erreichen, verlegte der WEU-Rat das 
WEU-Generalsekretariat von London nach Brüssel.274 
In der sogenannten Petersberg-Erklärung vom Juni 1992 ging die WEU über den bisherigen 
Einsatzbereich militärischer WEU-Einheiten im Rahmen von Verteidigungsaufgaben nach 
Artikel V des geänderten Brüsseler Vertrages hinaus und erweiterte den Auftrag. Danach 
konnten WEU-Verbände auch eingesetzt werden zur Durchführung von : 
- humanitären Aufgaben und Rettungseinsätzen; 
- friedenserhaltenden Aufgaben; 
- Kampfeinsätzen bei der Bewältigung von Krisen und bei friedensstiftenden Einsätzen.  
In Anlehnung an die zweite Erklärung der WEU-Staaten zum Maastrichter Vertrag wurden die 
verschiedenen Formen der WEU-Mitgliedschaft definiert. 
Demnach mußten Voll-Mitglieder den geänderten Vertrag von Brüssel ohne Einschränkung 
anerkennen und sich verpflichten, die WEU gemäß der ersten Erklärung zum Vertrag von 
Maastricht zur Verteidigungskomponente der EU wie auch zum europäischen Pfeiler der 
NATO auszubauen. Beobachter der WEU konnten alle Mitglieder der Europäischen Union 
werden. Der Beobachterstatus berechtigte zur Teilnahme an Tagungen des WEU-Rates, 
schloß jedoch eine Beteiligung an Entscheidungen aus. 
Die Assoziierte Mitgliedschaft stand auch anderen europäischen NATO-Staaten offen, die 
eine Vollmitgliedschaft nicht anstrebten. Sie besaßen kein Veto-/Stimmrecht, wurden jedoch 
wie Vollmitglieder eingeordnet. 
Auf der WEU- Ministerratstagung in Kirchberg/ Luxemburg im Mai 1994 wurden die 
Beziehungen zu den mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) mit dem Status der 
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Assoziierten Partnerschaft auf eine neue Ebene gestellt.275 Assoziierte Partner waren 
berechtigt, an WEU-Ratstagungen teilzunehmen, sich an Arbeiten der Planungszelle zu 
beteiligen und sich WEU-Einsätzen auf der Grundlage der Petersberger Erklärung 
anzuschliessen. 
 “Insgesamt hat die Assoziierte Partnerschaft im Zusammenwirken mit dem politischen 
Instrument der Europa-Abkommen der EU die mittel- und osteuropäischen Reformstaaten auf 
ihrem Weg nach Europa unterstützt und mit dazubeigetragen, die Grundlagen für ein neues 
europäisches Sicherheitssystem zu entwickeln.“276 
Die Kirchberg-Initiative verlief nahezu zeitgleich mit der Aktion der NATO, osteuropäischen 
und anderen Staaten über das Programm "Partnerschaft für den Frieden" eine Zusammenarbeit 
auf verteidigungspolitischer Ebene anzubieten.  
Da die Beteiligung der europäischen Nationen sowohl an den PfP-Initiativen der NATO als 
auch am assoziierten Partnerschaftsprogramm der WEU möglich war, konnte man davon 
ausgehen, daß eine parallellaufende Einbindung der MOE- und anderer Länder in diese 
Bündnissysteme erfolgen würde. So war es denn auch. 
Mit der Grundakte über die Kooperation mit Rußland, mit dem Partnerschaftsabkommen mit 
der Ukraine und mit den Vorbereitungen zur Aufnahme osteuropäischer Staaten in die Allianz 
hatte die NATO - rascher allerdings noch als die WEU - reagiert, um ihren Einflußbereich zu 
vergrößern. Dabei hatte sich offenbar die Unterstützung durch die USA, hinsichtlich der 
Aufnahme neuer Mitgliedstaaten, förderlich ausgewirkt. 
Die WEU war dagegen etwas ins Hintertreffen geraten, weil sie auch mit Blick auf das PfP-
Programm der NATO, außer Kontakten auf politischer Ebene, nichts Vergleichbares zu bieten 
hatte. Allerdings konnte sie jedoch 1994 neben den zehn Vollmitgliedern, den drei 
assoziierten Mitgliedern und den fünf Beobachtern auf zusätzlich zehn assoziierte Partner aus 
Osteuropa verweisen. 277  
Welche Rolle die WEU in dem Beziehungsgeflecht von EU, NATO und OSZE spielen sollte, 
darüber hatte sich der WEU - Ministerrat bereits 1995, im Vorfeld der Konferenz von 
Amsterdam, in einem Grundsatzpapier 278 Gedanken gemacht. Denn der Maastrichter Vertrag 
sah in Artikel 4(6) vor, daß die Rolle der WEU in der Sicherheitspolitik der EU auf der Basis 
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von "[...]erzielten Fortschritten und gesammelten Erfahrungen"279 auf der Folgekonferenz 
revidiert werden sollte. 
Dabei ging es um die Entscheidung zwischen drei Modellen: Bei der Option einer verstärkten 
Partnerschaft zwischen EU und WEU wäre der autonome Status der WEU erhalten worden. 
Eine andere Möglichkeit wurde in der Herstellung engerer institutioneller Beziehungen 
gesehen, während die dritte Option eine Integration der WEU in die EU vorschlug. Das hätte 
das Ende der WEU als eigenständige internationale Organisation bedeutet. 
Obwohl die Mehrzahl der WEU- Staaten eine stufenweise Integration der WEU in die EU 
befürwortete, kam es zu keinem Beschluß.  
Man wartete auf Amsterdam und auf eine Aktualisierung der Definition in Artikel 4, die der 
künftigen Entwicklung der WEU angepaßt war. 
Ein Blick auf die operativen Kapazitäten der WEU verdeutlicht die eher bescheidenen 
Möglichkeiten für den operationellen Einsatz. So waren vorgesehen: 
- die Schaffung eines Planungsstabes; 
- die Einrichtung eines Zentrums zur Auswertung von Satellitendaten in Torrejon, Spanien; 
- die Gründung des WEU-Instituts für Sicherheitsstudien (ISS) in Paris und  
- die Schaffung von der WEU zugeordneten militärischen Einheiten (FAWEU - Forces  
Answerable to WEU). 
Außerdem vereinbarte der WEU-Ministerrat 1992 die Beteiligung der WEU mit See- und 
Luftstreitkräften am UN-Embargo gegen Serbien und Montenegro.280  
Eine Ausdehnung des Embargos auf die Donau wurde 1993 in Absprache mit Donau-Anrainer 
Staaten und der OSZE durchgeführt. Darüber hinaus stellte die WEU auf Antrag des EU- 
Ministerrats eine Polizeieinheit für die Stadt Mostar bereit, um den Aufbau der örtlichen 
Polizeitruppe zu unterstützen.  
Diese Maßnahmen der WEU wurden im Rahmen des Dayton Abkommens im Oktober 1996 
beendet. Erwähnenswert ist die Entsendung eines Multinational Advisory Police Elements 
(MAPE) von 60 Polizisten nach Albanien von Mai 1997 bis April 1998. Sie erfolgte auf 
Beschluss des WEU-Ministerrates, um den örtlichen albanischen Behörden bei der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung behilflich zu sein.281 
Insgesamt gesehen ist auch diese Bilanz der WEU-Operationen nach Anzahl und Umfang 
nicht allzu beeindruckend. Auch die in der Folge im Jahr 1999 in Kroatien durchgeführte 
Minenräum-Aktion verändert das Bild nicht.282 Der Grund, die WEU nicht häufiger 
einzusetzen und ihr verantwortungsvollere Aufgaben zuzuweisen, lag gewiß nicht nur am 
                                                 
279 Bundespresse - und Informationsamt der Bundesregierung, Der Vertrag, Bonn 1998, S.26 
280 Vgl. WEU-Secretariat-General, WEU Today, Brussels, S.15 u.ff. 
281 Vgl. WEU-Secretariat-General, WEU Today, S.17 u.ff. 
282 Vgl. WEU-Rat 1999,Bremen Declaration May 1999, in: Internet: http://www.weu.int 
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starken Auftreten der USA im Jugoslawien-Konflikt - das war ohnehin provoziert worden 
durch die Zurückhaltung der europäischen Nationen - vielmehr schien es am politischen 
Willen der Europäer zu mangeln, sich durch die WEU auf dem Balkan intensiver zu 
engagieren.  
  "Die WEU selbst hat sich in fast allen Krisen der zurückliegenden Jahre, die nach der einen oder anderen 
Form eines militärischen Beitrages verlangten, als irrelevant erwiesen. Ganz abgesehen davon, daß die 
Organisation mit den ihr zur Verfügung stehenden Instrumenten und ohne permanente militärische Strukturen 
allenfalls Operationen am untersten Ende der Petersberg-Aufgaben durchführen konnte, gab es unter den 
europäischen Mächten nie den gemeinsamen Willen, die WEU sichtbar und effektiv in den europäischen 
Entscheidungsprozeß einzubinden."283 
Im Hinblick auf die weitere Entwicklung der WEU gingen die Erwartungen auf eine Lösung 
in Richtung EU-Gipfelkonferenz in Amsterdam. 
7.4. Der EU-Vertrag von Amsterdam und die Weiterentwicklung der 
GASP 
Bereits im Vertrag von Maastricht war festgelegt worden, dieses Dokument im Rahmen einer 
Regierungskonferenz einer Revision zu unterziehen, um "[...]die Wirksamkeit der 
Mechanismen und Organe der Gemeinschaft sicherzustellen."284 Das geschah im Jahr 1996/97 
in der niederländischen Stadt Amsterdam, wo der Vertrag im Oktober 1997 unterzeichnet 
wurde. 
Wenngleich zunächst nur eine Überprüfung der institutionellen und prozeduralen Verfahren 
des Maastrichter Vertrages auf der Tagesordnung der Staats- und Regierungschefs stand, so 
war doch seit 1991/92 durch eine Vielzahl von EU-internen und EU-externen Ereignissen die 
Notwendigkeit zur Durchführung von Reformen und Nachbesserungen beträchtlich 
gewachsen.  
Zudem hatte sich zwischenzeitlich durch den Beitritt von Finnland, Östereich und Schweden 
die Anzahl der Mitglieder erhöht.  
Zusätzlich hatten bis 1994 zehn osteuropäische Staaten einen Beitrittsantag zur EU gestellt.285 
Damit stellte sich die Forderung nach Überarbeitung der Struktur der Gemeinschaft, die 
ursprünglich nur auf sechs Mitgliedstaaten ausgerichtet war.  
                                                 
283 Mauer, Victor, Eine Sicherheits- und Verteidigungspolitik für Europa, in: Aus Politik und Zeitgeschehen, 
B47, 2000, Beilage zur Wochenzeitung "Das Parlament"vom 17.11. 2000, S.25 
284 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Der Vertrag, Bonn 1998, S.20 
285 Vgl. Lippert, Barbara, Mittel- und Osteuropa, in: Weidenfeld, Werner, Europa von A bis Z, S.302 
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Aus diesem Grund war es mit einer Revision allein nicht getan, sondern es ging darum 
weitreichende Verbesserungen anzustreben. Bei etwas mehr Weitsicht hätte sich dafür bereits 
der Maastrichter Vertrag angeboten.  
Im Bereich der GASP, die in der Vergangenheit, besonders während des Konfliktes in Ex-
Jugoslawien, die Schwächen der EU hinsichtlich politischer Willensbildung und militärischen 
Durchsetzungsvermögens deutlich werden ließ, bedeutete das eine Überarbeitung des  
Artikel J.4 des Vertrages von Maastricht. Zudem galt es, die neuen Herausforderungen, die am 
sicherheitspolitischen Horizont heraufzogen, zu berücksichtigen.  
Das traf auch für die in Aussicht genommene EU-Osterweiterung zu. Durch sie würde die EU 
zum direkten Nachbarn der Russischen Föderation.  
Der Konflikt auf dem Balkan dauerte an und die Auseinandersetzungen im Kosovo und die 
Spannungen in Mazedonien standen im Zeichen von Eskalation. Im Nahen Osten war immer 
noch kein Frieden eingekehrt und auch Nordafrika und der Mittelmeeraum blieben, trotz der 
euro-mediteranen Partnerschaft, Zonen potentieller Unruhe.  
Hinzu kam die Notwendigkeit, die sicherheitspolitische Position der EU mit der NATO und 
dem transatlantischen Bündnispartner zu koordinieren.  
Der Vertrag von Amsterdam enthielt deshalb für den Bereich der GASP eine Reihe von 
Änderungen, die zu einer weiteren Ausformung der EU-Sicherheitspolitik führte. 
So bezogen sich die in der Zielbeschreibung des Amsterdamer Vertrages (EUV-A) genannten 
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, der Helsinki-Schlußakte und der Charta von 
Paris nicht nur allgemein auf die Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit, 
sondern, nunmehr auch ganz konkret benannt, auf die Außengrenzen der EU.286 
Das Instrumentarium der GASP wurde in Artikel 12 des Vertrages durch die "Gemeinsame 
Strategie" erweitert. Sie bildet die künftige Grundlage, auf der Entscheidungen für sogenannte 
Gemeinsame Aktionen getroffen werden konnten.  
Während Gemeinsame Strategien, in denen auch "[...]jeweils Zielsetzung, Dauer und die von 
der Union und den Mitgliedstaaten bereitzustellenden Mittel anzugeben" waren, vom 
Europäischen Rat beschlossen werden sollten, konnte die Umsetzung von Gemeinsamen 
Aktionen und Standpunkten nunmehr durch den Rat erfolgen.287  
Das bedeutete, daß in Zukunft die EU die Mittel zur Bestimmung oder Durchsetzung außen-
oder sicherheitspolitischer Positionen gegenüber anderen Staaten auswählte und nicht der 
Europäische Rat. Wenngleich auch damit nationale Rechte nicht an die EU transferiert 
wurden, so war doch zumindest ein Signal gesetzt worden, das Möglichkeiten aufzeigte 
Entscheidungen der Union zu übertragen, die bisher in nationaler Kompetenz lagen. 
                                                 
286 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Vertrag von Amsterdam, Bonn 1999, S.24 
287 Ebenda, S.26 
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Zudem wurde das Amt des "Hohen Vertreters für die GASP" geschaffen, das zugleich durch 
den Generalsekretär des Rates mit wahrgenommen wurde. Die Hoffnung, daß damit eine 
international anerkannte Persönlichkeit mit einem Mandat für eine längere Amtszeit eine Art 
"EU-Außenministerfunktion" übernehmen würde, erfüllte sich nur begrenzt. Eine solche 
Lösung wäre wohl auch mit dem Prinzip der Zwischenstaatlichkeit der GASP nicht vereinbar 
gewesen und von den Nationen nicht widerspruchslos hingenommen worden. So einigte man 
sich denn in Amsterdam in Artikel 26 darauf, daß der “[...] Hohe Vertreter für die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik den Rat in Angelegenheiten der GASP unterstützt, 
indem er insbesondere zur Formulierung, Vorbereitung und Durchführung politischer 
Entscheidungen beiträgt und gegebenenfalls und auf Ersuchen des Vorsitzes im Namen des 
Rates den politischen Dialog mit Dritten führt.“288  
Damit war der Hohe Vertreter nur ein Zuarbeiter für den Vorsitz, der auch nach Artikel 18, 1 
den grundsätzlichen Standpunkt der EU in Angelegenheiten der GASP vertrat.  
Nachdem auch die EU-Kommission an der Außenvertretung in vollem Umfang zu beteiligen 
war und die Möglichkeit bestand, den nachfolgenden Präsidenten mit einzubinden (Art. 18,4), 
konnte zusätzlich ein Sonderbeauftragter für spezielle Aufgaben zur Unterstützung des Rates 
benannt werden. Damit war aus der Maastrichter "Troika" eine Amsterdamer "Quadriga" 
geworden. Ziel dieser Maßnahme war die Verbesserung von Kohärenz und Kontinuität; die 
Position des "Hohen Vertreters" wurde allerdings dadurch nicht besonders gestärkt.  
Wenn es Absicht war, die Stelle des" Hohen Vertreters" als Anlaufpunkt für Angelegenheiten 
der GASP besonders herauszuheben, sollte man nachträglich die Kompetenzen des 
"Mr.GASP" entsprechend erweitern. 
Eine wesentliche Unterstützung erhielt der Generalsekretär und Hohe Vertreter für die GASP 
durch eine ihm unterstellte sogenannte Strategie- und Frühwarneinheit.289 Sie wurde ihm in 
einer Erklärung der Amsterdamer Regierungskonferenz zugeschrieben und sollte die 
internationale Entwicklung in den außenpolitischen Bereichen überwachen und bewerten. 
Dazu gehörte auch eine Analyse der außen- und sicherheitspolitischen Lage in Bereichen, die 
für die EU von Bedeutung waren. Potentielle Krisen und Konflikte in der Welt mit 
Auswirkungen auf die GASP, sollten frühzeitig erkannt, ausgewertet und dem Rat und den 
Mitgliedstaaten in Form von Analysen, Empfehlungen und Strategien zur Kenntnis gebracht 
werden. Nachdem diese Strategie- und Frühwarneinheit auch von sich aus mit Vorschlägen 
tätig werden konnte, war dem Hohen Vertreter der GASP damit ein wichtiges Instrument in 
die Hand gegeben worden, das er zur Beratung des Rates und der EU-Mitglieder in 
sicherheitspolitischen Fragen einsetzen konnte. 
                                                 
288 Ebenda, S.32 
289 Vgl. Ebenda, S.318 u.ff. 
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In Artikel 17,1 des EUV-A wurden die Entscheidungen über eine "[...]schrittweise Festlegung 
einer gemeinsamen Verteidigungspolitik, die zu einer gemeinsamen Verteidigung führen 
könnte" und "die Möglichkeit einer Integration der WEU in die Union, falls der Europäische 
Rat dies beschließt."290, in die Hände des Europäischen Rates gelegt.  
Damit war die Richtung für die künftige Entwicklung der europäischen Sicherheitspolitik 
- auch für die WEU- vorgegeben. Denn Integration der WEU in die EU konnte nur das Ende 
der bis dahin selbständigen WEU bedeuten. 
Mit der Aufnahme der sogenannten Petersberg- Aufgaben stellte der Vertrag in Artikel 17,2 
die Sicherheitspolitik der EU, aber auch die Einsatzoptionen der WEU, auf eine konkrete 
Grundlage. Der bereits 1992 auf dem Petersberg bei Bonn für die WEU beschlossene 
Aufgabenkatalog wurde auch der EU in den Vertrag geschrieben, für den sie die WEU "in 
Anspruch nehmen" konnte. Gleichzeitig wurde die Leitlinienkompetenz des Europäischen 
Rates auch auf diese Aufgaben ausgeweitet.  
Die ausschließliche Zuständigkeit der NATO für die kollektive Verteidigung blieb davon 
unberührt. Zugleich wurde die Sicherheitspolitik der EU-Staaten, die ihre gemeinsame 
Verteidigung bereits in der NATO verwirklicht sahen, von der EU gemäß Artikel 17,1 wie 
auch bereits im Maastrichter Vertrag entsprechend berücksichtigt.291 
Damit war der Einsatzbereich der EU/WEU für die nächste Zukunft durch ein 
Aufgabenspektrum definiert, das von der Übernahme humanitärer Aufgaben bis hin zu 
friedensschaffenden Maßnahmen, notfalls mit Waffengewalt, reichte, z.B. bei der Trennung 
von kriegsführenden Parteien. Grundsätzlich waren alle EU-Mitgliedstaaten eingeladen, sich 
an den Petersberg-Aufgaben zu beteiligen (Art.17,3). Das traf auch auf die EU-Staaten zu, die 
nicht der WEU angehörten und bezog die neutralen Länder Irland, Finnland, Österreich und 
Schweden mit ein. Diese hatten allerdings bereits vorzeitig zu erkennen gegeben, daß sie die 
Petersberg-Beschlüsse von 1992 als Teil der GASP akzeptieren würden. 
Das bedeutete, daß die Verteidigungspolitiken der einzelnen EU-Mitglieder, mit Ausnahme 
der neutralen Staaten, so wie bisher, innerhalb des NATO-Bündnisses wahrgenommen 
wurden, hingegen die von der EU definierten sicherheitspolitischen militärischen Aufgaben 
künftig gemeinsam im EU-Verbund durchgeführt werden sollten.  
Die Fragen nach dem Wo und Wie von militärischen EU-Einsätzen konnte nur ein 
entsprechendes strategisches Einsatzkonzept beantworten. Es liegt jedoch bis heute nicht vor. 
Wichtig war zudem die Aussage im Amsterdamer Vertrag (Art 17,1), daß "[...]die 
schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik […] durch eine 
rüstungspolitische Zusammenarbeit zwischen (den Mitgliedstaaten) unterstützt" werden sollte. 
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In diesem Zusammenhang sollte die Kooperation der dreizehn Staaten der Westeuropäischen 
Rüstungsgruppe292(WEAG-West European Armament Group) verstärkt werden, mit dem Ziel, 
eine europäische Rüstungsagentur einzurichten. Die Entscheidung der EU für eine 
Intensivierung der rüstungspolitischen Zusammenarbeit sollte die Rüstungsprojekte der EU-
Mitgliedstaaten auf der Basis der sicherheitspolitischen Lage koordinieren und der 
Duplizierung von Waffensystemen entgegenwirken. Vor allem galt es bei der Vergabe von 
Rüstungsaufträgen, auch die ökonomischen Verhältnisse in den EU-Ländern zu 
berücksichtigen, um eine Häufung von Rüstungsprojekten in einzelnen Staaten zu 
vermeiden.293 
Damit war eine Verflechtung der europäischen Sicherheitspolitik mit dem wirtschaftlichen 
Sektor der EU-Mitgliedstaaten vorgesehen. Sie sollte nicht nur die Effektivität der 
europäischen Rüstungsindustrie verbessern und eine größere Unabhängigkeit vom 
nordamerikanischen Markt herstellen, sondern zusätzlich eine Stabilisierung des sicherheits- 
und verteidigungspolitischen Beitrages der EU zu einem umfassenden europäischen 
Sicherheitsverbund bewirken. 
Wenngleich auch die WEU nach Artikel 17 des Vertrages der Union den Zugang zu einer 
operativen Kapazität eröffnete294, so muß doch festgehalten werden, daß die WEU zu diesem 
Zeitpunkt noch über keine ausreichenden operationellen Kapazitäten verfügte. 
Das bedeutete, daß die erforderlichen militärischen Kräfte und Mittel entweder erweitert 
oder durch die WEU-Staaten bereitgestellt werden mußten. Als dritter Weg bestand die 
Möglichkeit auf verfügbare Kapazitäten der NATO zurückzugreifen. Die EU-Staaten 
entschieden sich für alle drei Möglichkeiten.  
Das beinhaltete die Verstärkung der WEU-Organisation mit zusätzlichem Personal und den 
Ausbau der Kommandostrukturen Das schloß die Benennung von militärischen Verbänden 
durch WEU-Mitgliedstaaten ein, die nach Absprache mit der NATO als Forces Answerable to 
WEU/(FAWEU) für Einsätze zur Verfügung standen. Dabei handelte es sich um 
multinationale militärische Formationen, die in Europa in den letzten Jahren aufgestellt 
worden waren.295 
                                                 
292 Vgl. WEU Today, S42, Zehn WEU-Vollmitglieder sowie Dänemark, Norwegen und die Türkei. Die 
Gründung der WEAG wurde auf der WEU-Ministerratstagung im November 1994 in Nordwijk/NL beschlossen. 
Sie sollte Vorläufer einer Europäischen Rüstungsagentur werden. Vgl. Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung, Nr.112, 1.12. 1994 
293 Vgl. Weidenfeld, Werner, Amsterdam in der Analyse, Gütersloh 1998, S. 112 u.ff. 
294 Vgl.Vertrag von Amsterdam, S.27 
295 FAWEU sind:  
               - das Eurocorps (Belgien, Frankreich, Deutschland, Luxemburg, Spanien);     
               - die Multinationale Division (Belgien, Deutschland, Niederlande, Großbritannien);  
               - die Rapid Deployment Force (Frankreich, Italien, Portugal, Spanien); 
               - die Amphibious Force (Großbritannien, die Niederlande); 
               - die European Maritime Force (Frankreich, Italien, Portugal. Spanien ); 
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Trotz dieses ansehnlichen Streitkräftepotentials verfügte die WEU über keine eigenen 
operativen Kapazitäten, vor allem nicht in den Bereichen der "Command and Control 
Organization", der strategischen Aufklärung und des strategischen Lufttransports.  
Das bedeutete, daß man bis zum Ausbau dieser Kapazitäten auf die Mittel der NATO 
angewiesen war.  
Das wiederum hieß: Verhandlungen mit den amerikanischen Bündnispartnern, denn nur sie 
verfügten über die entsprechende Ausrüstung. Damit war auch eine Mitsprache der 
NATO/USA bei militärischen EU-Einsätzen hinzunehmen, zumal eine kurzfristige 
gemeinsame europäische Initiative zur Behebung des Mangels wegen der unterschiedlichen  
 nationalstaatlichen Interessen der EU-Mitglieder nicht in wenigen Jahre realisiert werden 
konnte. 
"In transportation and logistics, in most areas of command and control, the Europeans have 
simply not planned and spent their way to a point where any 'out of region' trouble can be 
addressed with European force. EU military dependency is also the end result of fundamental 
disagreements that persist on weapons and strategy."296 
Die Mittel der WEU reichten somit noch nicht aus, um "der Union den Zugang zu einer 
operativen Kapazität (zu öffnen)".297 Um dennoch militärische Einsätze in begrenztem 
Umfang durchführen zu können, war bereits 1994 gemeinsam durch WEU und NATO ein 
Konzept alliierter Streitkräftekommandos (CJTF-Concept)298 entwickelt worden. Es sah den 
Einsatz von NATO-Ressourcen durch die WEU vor, wenn die NATO diese Kräfte nicht 
nutzte. Militärische Operationen unter Führung der WEU konnten so mit Kapazitäten 
durchgeführt werden, die separable but not separate von der NATO waren.  
Das CJFT-Konzept, das auch die Einbindung von PfP-Nationen vorsah, mußte jedoch noch 
erprobt werden und stand als Option zur Verbesserung der Führungsfähigkeit der WEU nicht 
sofort zur Verfügung. Zudem war bei Einsatz von NATO-Mitteln stets die Zustimmung aller 
Mitglieder der Allianz einzuholen. Somit waren CJFT-Einsätze nur dann möglich, wenn auch 
die Nicht-WEU-Mitglieder der NATO damit einverstanden waren.   
Da die NATO noch kaum über mobile Command Forces299 verfügte, die bereits im Frieden 
von ihr eingesetzt werden konnten, mußte die Bereitstellung militärischer Kräfte für WEU-
                                                                                                                                                         
               - das Hauptquartier des Ersten Deutsch-Niederländischen Korps; 
               - die Spanish-Italian Amphibious Force. Vgl. auch WEU Today, Brussels 1998, S.14 
296 Laurent,Pierre-Henri, Maresceau, Marc, Moving to a Multispeed Europe, in: The State of the European 
Union Vol.4, London 1998, S.6 
297 Vertrag von Amsterdam, a.a.O., S.27 
298 Vgl. Concept of Combined Joint Task Forces-CJFT, Vgl. NATO Office of Information and Press, NATO- 
Handbook, Brussels, S.253 
299 Command Forces sind bereits im Frieden der NATO unterstellt, Assigned Forces stehen der NATO ab einer 
bestimmten Alarmstufe zur Verfügung, Forces earmarked for assignment sind grundsätzlich für eine NATO-
Unterstellung vorgesehen. 
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Einsätze durch die Nationen erfolgen. Es waren vorrangig die FAWEU-Verbände 
angesprochen, die allerdings in der Vergangenheit nie in voller Stärke an WEU-Operationen 
teilnahmen, sondern die lediglich in der Bereitstellung von militärischen Experten und 
Spezialisten gefordert waren.  
Das Bild für militärische Operationen in Europa, auch bei Krisen und begrenzten Konflikten, 
hatte sich inzwischen geändert, statt militärischer Quantität war militärische Qualität 
gefordert. 
Das CJFT- Konzept, das die Vorausetzungen für die Führung mobiler, multinationaler 
Streitkräfte schaffte, die aus unterschiedlichen Waffengattungen bestanden, wurde 
zwischenzeitlich bei Übungen erfolgreich erprobt und hat sich bei Einsätzen der NATO in 
Jugoslawien bereits grundsätzlich bewährt.300Das Fehlen entsprechender Aufklärungs- und 
Transportkapzität in der WEU/EU wird erst in Zukunft ausgeglichen werden können.301  
Eine angestrebte Handlungsfreiheit der GASP wurde somit wegen der Abhängigkeit von 
NATO-Mitteln und Fähigkeiten durch den Vertrag von Amsterdam nicht erreicht. 
Das war mit Blick auf die Abstützung der EU/WEU auf Kapazitäten der NATO auch 
grundsätzlich nicht möglich, andererseits hätte der Aufbau EU-eigener Streitkräfte zu 
Duplizierungen geführt - das jedoch galt es, allein schon wegen der damit verbundenen 
finanziellen Kosten, zu vermeiden.  
Aus diesem Grund waren EU/WEU und NATO gefordert, sich über die Nutzung der 
verfügbaren operativen militärischen Kapazitäten sorgfältig und vorausschauend zu einigen 
und abzustimmen. Das setzte im Vorfeld militärischer Aktionen einen engen und 
gegenseitigen Informationsaustausch zwischen EU und NATO voraus und führte 
zwangsläufig, durch Berücksichtigung der Absichten des Partners, zu einer Begrenzung 
eigener Möglichkeiten.  
Dem Wunsch nach Eigenständigkeit bei militärischen Aktionen stand damit die Einsicht 
gegenüber, daß nur die NATO, oder richtiger: nur die USA, über die benötigten Ressourcen 
verfügten. Das engte ein, machte abhängig und lähmte letztlich auch die Initiativen. 
In der weiteren Entwicklung der GASP war nicht zu erwarten, daß sich das Zusammenwirken 
zwischen allen EU-Mitgliedern im sicherheitspolitischen Bereich mit der gleichen Intensität 
vollziehen würde.  
Artikel 17,4 gab deshalb denjenigen Mitgliedern grünes Licht, die sich entschieden hatten, auf 
zweiseitiger Ebene enger zusammenzuarbeiten. Allerdings durfte eine solche Zusammenarbeit 
nicht der vorgesehenen Integration der WEU in die EU oder der Zusammenarbeit der EU mit 
der NATO zuwider laufen, geschweige denn, sie behindern. 
                                                 
300 Vgl. NATO-WEU Colloquium:Speech de Wijk, Clingendael, Madrid, 5 May 1998,  
in: Internet:http://WWW. nato. int/docu/colloq/c980504/d980505c.htm 
301 Vgl. NATO Office of Information an Press, Nato-Handbook, S.254 
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Das bedeutete Flexibilität und Einschränkung zugleich und erweiterte den 
Handlungsspielraum für die Kooperation der EU-Staaten untereinander nur geringfügig.  
Auch wenn "[...]der Vertrag von Amsterdam also den Weg dafür bereiten sollte, daß[...] 
diejenigen Mitgliedstaaten, die voranschreiten wollten, dies auch tun konnten,"302so war 
diese Regelung lediglich geeignet, dazu beizutragen, die Integration zwischen einzelnen 
Mitgliedstaaten zu vertiefen. 
Die WEU hat zur Regierungskonferenz von Amsterdam eine ausführliche Erlärung abgegeben 
und dem Vertrag beigefügt. Die Erklärung enthielt u.a. einen umfangreichen 
Maßnahmenkatalog zur Verbesserung der Zusammenarbeit der WEU mit der EU und der 
NATO. Dabei kam der Entwicklung einer sogenannten Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungidentität (ESVI), die sich innerhalb der NATO vollziehen sollte, besondere 
Bedeutung zu.  
Ziel dieser Initiative war es, das Engagement der europäischen Bündnispartner zu fördern, so 
daß die Europäer, unter Nutzung der vorhandenen Kapazitäten der NATO - auch ohne die 
Nordamerikaner - in der Lage gewesen wären, militärische Aktionen durchzuführen.303 
Die WEU bekräftigte in Verbindung mit ihrer Erklärung zur "Rolle der Westeuropäischen 
Union und zu ihren Beziehungen zur EU und zur Atlantischen Allianz" 304 bereits einleitend 
ihre Bereitschaft, eine größere europäische Verantwortung in Verteidigungsfragen zu 
übernehmen und sich zu einem entscheidenden Element der ESVI innerhalb des 
nordatlantischen Bündnisses zu entwickeln.  
Damit übernahm die WEU zwei unterschiedliche Aufgaben. Sie bildete im Rahmen der ESVI 
den sogenannten europäischen Pfeiler der NATO, gleichzeitig war sie aber auch nach Artikel 
17 des Amsterdamer Vertrages integraler Bestandteil der EU.  
Die WEU hätte somit auf der Grundlage des CJTF-Konzeptes Scharnierfunktionen zwischen 
NATO und EU übernommen, wenn es denn tatsächlich zu EU-geführten Operationen 
gekommen wäre.  
Die Aufgaben, die sich für die WEU aus diesem Beziehungsgeflecht mit der EU und NATO 
ergaben, lagen jedoch zu Beginn vorwiegend im planerisch-organisatorischen Bereich.  
Sie bezogen sich beispielsweise auf die Festlegung von Einsatzgrundsätzen für die WEU-
Streitkräfte bei sogenannten Petersberg-Operationen, auf fallbezogene Planung militärischer 
Einsätze und Übungen, auf die Lösung von Interoperabilitätsproblemen, auf die Planung einer 
strategischen Mobilität und auf die Mitwirkung bei der Verteidigungsplanung der NATO. 
                                                 
302 Weidenfeld, Werner, Amsterdam in der Analyse, S.30 
303 Vgl. Mauer, Victor, Eine Sicherheits- und Verteidigungspolitik für Europa, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B47/2000, Bonn 2000, S.24 
304 Vertrag von Amsterdam, a.a.O., S. 309 u.ff. 
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In ihrer Erklärung sah die WEU beim Ausbau ihrer operativen Rolle vor, die assoziierten 
Mitglieder und die Staaten mit Beobachterstatus künftig in vollem Umfang an WEU-
Operationen zu beteiligen, wenn diese das wünschten.  
Eine Teilnahme an der Planung und Beschlußfassung der WEU durch diese Staaten wie auch 
ihre Einbindung in Aktivitäten in den Bereichen Rüstung, Weltraum, und militärische Studien 
wurde zwar angestrebt, das aber hätte einen Ausbau des europäischen sicherheitspolitischen 
Pfeilers und Aufwertung der WEU bedeutet. Jedoch die Entwicklung ging einen anderen Weg.  
Wie die Europäische Union diese Anstrengungen der WEU, die ihre Fühler auch nach 
Rußland, der Ukraine und in den Mittelmeerraum305ausgestreckt hatte, honorierte, blieb nach 
Amsterdam abzuwarten. 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß der Amsterdamer Vertrag eine Reihe von 
Erweiterungen und Verbesserungen für den sicherheitspolitischen Bereich enthielt, die die 
Aufwertung der GASP weiterhin grundsätzlich unterstrichen haben. So sind mit den 
Petersberg-Aufgaben erstmalig mögliche Einsätze der WEU/GASP vertraglich 
festgeschrieben worden.  
Zusätzlich wurden mit den FAWEU-Verbänden Streitkräfte von den EU/WEU-Staaten 
benannt, die für die militärische Einsätze der EU bereitgestellt werden konnten. Allerdings 
wären solche Aktionen nur in sehr begrenztem Umfang im Rahmen von 
Überwachungsaufgaben möglich gewesen, weil Operationen größeren Ausmaßes 
Führungskapazitäten erforderlich gemacht hätten, über die die WEU nicht verfügte.  
Zwar stellt das CJTF-Konzept eine Lösung des Problems fehlender Führungskapazitäten dar, 
sie bedeutet jedoch ständige Mitsprache der NATO/USA bei militärischen Aktivitäten.  
Wenngleich das auch die angestrebte Selbständigkeit der WEU/EU bei solchen Einsätzen 
einschränkte, so darf der Vorteil, der sich dabei aus den gleichzeitigen Konsultationen mit der 
NATO und den USA ergab, nicht unterbewertet werden. Zumal durch die Bereitstellung 
militärischer Mittel durch die NATO/USA auch die Solidarität des mächtigen Bündnispartners 
mit der EU/GASP nach außen hin sichtbar geworden wäre. 
Es waren dennoch nur kleine Reformschritte, die durchsetzbar waren - der große Wurf zu 
mehr Supranationalität, wie sich das möglicherweise bei der Kompetenzausstattung der 
Position des "Hohen Vertreters" für die GASP angeboten hätte, blieb aus.  
Stattdessen sollte eine Reihe von intergouvernementalen Sicherungsmaßnahmen bewirken, 
daß die nationalen Interessen gewahrt blieben. Dazu gehörte die Stärkung des Europäischen 
Rates mit der Leitlinienkompetenz und die Zuständigkeit über "Gemeinsame Strategien" zu 
entscheiden. (Art.13,17). 
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Obwohl in Artikel 17 erneut, wie bereits im Vertrag von Maastricht, hingewiesen wurde, daß 
in Relation zur GASP auch die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen 
Verteidigungspolitik gehörte, die zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte, ist 
dieser Aspekt im EUV-A nicht weiter kommentiert worden.  
Ungeachtet dessen machte diese Aussage deutlich, daß die EU grundsätzlich beabsichtigte, 
über den politischen Bereich militärischer Sicherheit hinauszugehen und einen Platz in der 
europäischen Sicherheitsstruktur einzunehmen.  
Das konnte nur heißen, daß man sich in logischer Folge einer Bestandsaufnahme und Analyse 
europäischer militärischer Fähigkeiten zuwenden würde, um dann auf dieser Grundlage 
konzeptionelle Vorstellungen zu entwickeln.  
Wenn auch die EU-Mitglieder die Sicherheit ihrer Staaten bei der NATO bisher gut 
aufgehoben wußten, stellte sich dennoch die Frage nach der Sicherheit der EU als Ganzem. 
Das bezog sich auf den Schutz von EU-Einrichtungen außerhalb des NATO-Bündnisgebietes 
und auf das verteidigungspolitische Engagement der EU-Mitglieder, die nicht der NATO und 
nicht der WEU angehörten. Die Frage blieb bisher noch unbeantwortet.  
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Tafel 4 - Europäische Sicherheitsstruktur 
Quelle: Ischinger, Wolfgang, Stabilität und Frieden in ganz Europa, in: Information für die Truppe, Nr.3, März 1999, S.33 
 
Nicht gelöst wurde im Vertrag von Amsterdam das Problem der unterschiedlichen 
Mitgliedschaften in WEU, EU und NATO. Das Schaubild verdeutlicht die Problematik, die 
sich aus der Überschneidung der einzelnen Mitgliedschaften ergab. Auch wenn die einzelnen 
Mitglieder der drei Organisationen als Bausteine eines europäischen Sicherheitssystems zu 
betrachten waren, so standen einige Nationen dennoch in einem differenzierten Verhältnis zur 
künftigen Sicherheitsarchitektur.  
Das betraf besonders die neutralen EU-Staaten wie Finnland, Schweden und Irland, die diesen 
Status beibehalten wollten. Sie unterstützen zwar die Entwicklung einer gemeinsamen 
europäischen Sicherheitspolitik, hatten sich in der Vergangenheit auch an entsprechenden UN-
Missionen beteiligt und waren bereit an den Petersberg-Aufgaben der EU teilzunehmen, einen 
Beitritt in die NATO jedoch strebten sie noch nicht an. Damit stellte sich rein theoretisch für 
diese Länder auch nicht die Bündnisfrage. Sie wären für den Fall eines Angriffs von außen 
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weder durch die WEU noch durch die NATO-Staaten verteidigt worden. In der Praxis hätte 
das natürlich ganz anders aussehen können.  
In diesem Kontext ist es bemerkenswert, daß Österreich nach Entscheidung des Nationalrates 
den neutralen Status geändert hat und sich seit dem 11. Dezember 2001 als "allianzfrei" 
bezeichnet. Die neue österreichische Sicherheitsdoktrin weist darauf hin, daß es gegenwärtig 
keine "militärische und existenzbedrohende" Bedrohung Österreichs mehr gibt und daß 
stattdessen eine Gefährdung ausgehe von Terrorismus, organisierter Kriminalität, 
Umweltkatastrophen und Migration. Grundsätzlich soll die Verteidigungsfähigkeit Österreichs 
einschließlich der Luftraumüberwachung aufrecht erhalten bleiben, ein Beitritt zur NATO sei 
vorerst nicht geplant. Als Begründung für die Statusänderung wird angeführt, daß Österreich 
"[...]durch seine vorbehaltlose Mitwirkung an der ESVP seinen völkerrechtlichen Status der 
dauernden Neutralität nachhaltig verletzt habe."306 Angesichts des Wortspiels "neutral" gegen 
"allianzfrei", bleibt die damit verbundene österreichische Absicht unklar. Die kommende 
Entwicklung wird zeigen, was sich dahinter verbirgt. 
Hinzu kam die Anzahl von Assozierten Mitgliedern/Partnern und Beobachtern der WEU, 
deren künftige Beteiligung an der GASP der EU ebenfalls noch einer institutionalen Regelung 
bedurfte. Um diesen komplizierten Zustand zu beenden, sollte das künftige europäische 
Vertragswerk eine Angleichung der bisher unterschiedlichen Mitgliedschaften der 
europäischen Staaten anstreben.  
Mehr als vertraglich in Amsterdam festgeschrieben worden war, konnte offenbar nicht erreicht 
werden. Die Tatsache, daß sich die Mitgliedstaaten bis dahin nicht stärker und vorbehaltloser 
in die EU eingebracht hatten, war auf eine Vielzahl von Gründen zurückzuführen, die nicht 
allein mit mangelndem politischem Wollen erklärt werden können.  
"Hierzu zählen vor allem Erfahrungen aus der nationalen Geschichte, Erkenntniswerte der 
europäischen Integration, sicherheitspolitische Bedürfnisse, institutionelle 
Rahmenbedingungen und sozio-ökonomische Strukturen."307 Trotz der eher bescheidenen 
Bilanz waren dennoch Fortschritte in der Ausprägung der GASP erkennbar.  
Sie verdeutlichten den Willen von 15 europäischen EU-Nationen, in der Sicherheitspolitik 
weiterhin gemeinsam voranzugehen. Dafür gab es jedoch grundsätzlich mehrere 
Möglichkeiten.308  
So hätte sich ein 'gemeinsames Vorgehen' in der Außen- und Sicherheitspolitik lediglich auf 
Abstimmungsprozesse zwischen den Mitgliedstaaten beschränken können, die nur fallweise 
durchgeführt worden wären. Die außen- und sicherheitspolitischen Entscheidungen wären 
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307 Weidenfeld,Werner, Amsterdam in der Analyse, S.119 
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jedoch wie bisher in den Nationalstaaten getroffen worden. Eine Sicherheitskooperation auf 
dieser Basis hätte relativ wenig an 'Gemeinsamkeit' beinhaltet.  
Eine allgemeinverbindliche und intensivere Koordination der nationalen Aktivitäten, hätte 
dagegen eine Steigerung des gemeinsamen Vorgehens bedeutet. Durch NATO/WEU-
Zugehörigkeit und rüstungspolitische Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten war 
diese Form gemeinsamen Zusammenwirkens eigentlich die geeignetere Option, sich in 
sicherheitspolitischen Fragen ständig abzustimmen und dadurch Kontinuität zu wahren.  
Und letztlich hätte noch die Möglichkeit bestanden, von Anfang an, die nationalen 
Souveränitätsrechte der Mitglieder im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik auf die EU 
zu übertragen. Dadurch wäre das Ziel einer frühzeitigen Integration dieser Politikbereiche in 
die EU erreicht worden. Jedoch soweit waren die EU-Mitglieder Mitte der neunziger Jahre 
noch nicht.  
So standen auch nach Amsterdam die Signale für die Zukunft einer GASP vorerst weiterhin 
auf Intergouvernementalismus.  
Das bedeutet, daß bis heute, die Zusammenarbeit der EU-Mitglieder in der Außen- und 
Sicherheitspolitik vorrangig auf der Basis zwischenstaatlicher Abstimmung stattfindet. 
Allerdings weniger fallweise, sondern verstärkt kontinuierlich, zumal, vor allem im 
sicherheitspolitischen Bereich, bereits ein enges Miteinander der europäischen Mitgliedstaaten 
praktiziert wird. Es beschränkt sich nicht nur auf die Koordination der nationalen Politiken 
untereinander, sondern erstreckt sich auf konkrete Formen des Zusammenwirkens bis hin zur 
Aufstellung multinationaler Truppenverbände. Von einer Integration der nationalen Außen- 
und Sicherheitspolitiken in eine bundesstaatliche Struktur eines künftigen Europas ist man 
jedoch immer noch weit entfernt.  
Hinweise auf die Entwicklung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik ließen jedoch hoffen, 
daß sich das Zusammenwirken der EU-Mitglieder auf sicherheitspolitischem Gebiet noch 
fester und unauflöslicher zum Vorteil der Architektur eines europäischen Sicherheitssystems 
gestalten würde. Die stetige, wenn auch langsame Vertiefung der Integration sollte in diesem 
Zusammenhang zu einem weiteren Zusammenwachsen der EU-Mitgliedstaaten beitragen. 
Es war deshalb davon auszugehen, daß die EU, vor allem mit zunehmender Ausprägung einer 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, maßgeblicheren Einfluß auf die 
Strukturen eines künftigen europäischen Sicherheitsverbundes nehmen würde. Die Nationen 
waren jedoch noch nicht bereit, in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik den 
gemeinschaftlichen Weg zu gehen. Die Vorteile, die damit auch zu jener Zeit bereits mit der 
Übertragung der Souveränitätsrechte an Brüssel verbunden waren, wollten von den EU-
Mitgliedstaaten so nicht erkannt werden. Insgesamt stellte sich bereits nach Amsterdam das 
sicherheitspolitische Vorgehen der EU als ein mühsamer Prozeß dar, der geprägt war von 
Rücksichtnahmen auf nationale Interessen. Er war zudem gekennzeichnet vom Unvermögen 
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der EU, der WEU die militärischen Mittel in die Hand zu geben, die sie benötigt hätte, um 
dem politischen Willen der Europäer, z.B. Friedensstiftung auf dem Balkan, Nachdruck zu 
verleihen. 
Es ging zwar in der GASP voran, aber nur langsam und war wegen der 
Renationalisierungstendenzen in den Mitgliedstaaten noch wenig effektiv. 
7.5. Die EU-Gipfel von Köln bis Laeken und die Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) 
Nach der Gipfelkonferenz in Amsterdam im Oktober 1997 hat es in relativ rascher Folge 
Reaktionen gegeben, die die Ergebnisse der folgenden EU-Gipfel positiv beeinflußt haben.  
Dazu mögen die nicht nachlassenden Forderungen der USA nach einem stärkeren "military 
burden-sharing" durch die Europäer beigetragen haben. Zudem gelangten die Europäer, vor 
dem Hintergrund des wieder aufflammenden Konflikts in Jugoslawien, zu der Einsicht, sich 
aktiver in die europäische Verteidigungspolitik einbringen zu müssen.  
Die britisch-französische Initiative von Saint Malo zur europäischen Verteidigungspolitik vom 
Dezember 1998 verdeutlichte die Bereitschaft der beiden Staaten, sich aktiver an der 
Entwicklung einer europäischen militärischen Handlungsfähigkeit zu beteiligen. Im 
Mittelpunkt der Erklärung standen Forderungen nach autonomer Handlungsfähigkeit, nach 
Ausrichtung der Entscheidungen auf intergouvernementaler Grundlage und nach Auf- und 
Ausbau militärischer Kräfte und Strukturen unter Vermeidung von Duplikationen. Die 
Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus der kollektiven Verteidigung mit der NATO und 
der WEU ergaben, wurden ausdrücklich betont. 
Die Aussage "The European Union needs to be in position to play its full role on the 
international stage [...] This includes the responsibility of the European Council to decide on 
the progressive framing of a common defence policy in the framework of Commom Foreign 
and Security Policy."309 drückte darüber hinaus die Entschlossenheit des bilateralen Treffens 
für die Entwicklung und Realisierung einer europäischen Verteidigungspolitik im Rahmen der 
GASP aus. Frankreich und Großbritannien waren bestrebt, eine führende Rolle in der GASP 
zu übernehmen und Inhalte dieser Politik mitzugestalten. Mit Blick auf den historischen 
Hintergrund dieser Staaten sollte das jedoch mit Vorrang auf intergouvernementaler Ebene 
geschehen, durch Steuerung der politischen Aktivitäten aus den Hauptstädten.  
An sicherheits- und verteidigungspolitische Integration und Abgabe von Kompetenzen an die 
EU in Brüssel dachte man dabei weniger. Denn der damit verbundene Verlust souveräner 
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Rechte im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik wäre aus Sicht der Nationen gleichzeitig 
mit Verlust an nationaler Identität verbunden gewesen und hätte das Image der 
Nationalstaaten entsprechend beeinträchtigt. 
Etwas später, im Mai 1998, betonten auch Frankreich und Deutschland in der "Erklärung von 
Toulouse" die Notwendigkeit einer intensiveren außenpolitischen Zusammenarbeit der 
EU-Mitglieder. Sie erhoben die Forderung nach einer Anpassung des bereits bestehenden 
Euro-Korps an das strategische Umfeld, damit es künftig als militärischer Arm der EU 
eingesetzt werden könne.310 
7.5.1. EU-Gipfel in Köln 
Auf dem EU-Gipfel in Köln, im Juni 1999, stimmten die Regierungschefs der EU daraufhin 
der "Erklärung zur Stärkung der gemeinsamen europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik" zu.311 Die Erklärung war Ausdruck der Bereitschaft der EU, der 
gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik durch die Entwicklung einer autonomen 
europäischen Verteidigungsfähigkeit im Rahmen der Petersberg-Aufgaben Rückhalt zu geben. 
Die EU würde damit in Zukunft in der Lage sein, sich bei ethnischen Konflikten oder einer 
bürgerkriegsähnlichen Situation in Europa einzumischen, zwischen die streitenden Parteien zu 
stellen und für Ordnung und Frieden im Krisengebiet zu sorgen. Das ohnmächtige tatenlose 
Zuschauen in solchen Situationen, wie beispielsweise im Jugoslawienkonflikt, sollte sich 
nicht wiederholen. 
Damit nahm der militärische Bereich in der EU-Sicherheitspolitik konkretere Formen an. Die 
strategischen Vorgaben für die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik, in Form 
eines Konzepts über Ziele und Schwerpunkte des Einsatzes militärischer Kräften, fehlten 
jedoch noch. 
Dennoch traf die Kölner Gipfelkonferenz immerhin die entsprechenden Beschlüsse, 
"[...]damit eine politische Kontrolle und eine strategische Leitung EU-geführter Petersberg-
Operationen gewährleistet"312 sein würde.  
In diesem Zusammenhang wurde vereinbart, die notwendigen institutionellen und 
militärischen Voraussetzungen für den Aufbau eines militärischen Krisenmangements der EU 
bis Ende des Jahres 2000 zu schaffen und bis Ende 2000 die erforderlichen Beschlüsse zur 
Einbeziehung der Petersberg-Funktionen der WEU in die EU zu fassen.313 In diesem Fall hätte 
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die WEU als Organisation ihren Zweck erfüllt.314 In ihrer reduzierten Form sollte sich die 
WEU künftig auf die Wahrung - rein theoretisch - des Artikel V315, sowie ihres Archivs, die 
Abwicklung von Gütern und Personal und die rüstungspolitische Zusammenarbeit im Rahmen 
der WEAG beschränken. 
Damit hatte die EU die Weichen in Richtung einer EU-weiten Verteidigungspolitik gestellt. 
Gleichzeitig war fünfzig Jahre nach Unterzeichnung des Brüsseler Vertrages die Aktivität der 
WEU wieder einmal zum Stillstand gekommen.  
Während sie ihre Gründung dem Kalten Krieg und der Kontrolle der Westmächte über das 
aufwachsende Deutschland verdankte, so war ihre Revitalisierung und ihre zunehmende 
sicherheitspolitische Bedeutung durch den Zusammenbruch des Ostblocks und durch den 
Vertrag über die Europäische Union begründet worden. Dennoch war die Rolle der WEU als 
Scharnier zwischen NATO und EU nicht nur mit Chancen für die Übernahme wichtiger 
Verbindungsaufgaben verbunden, sondern angesichts des Wandels in Europa auch mit  
Risiken verknüpft, die sich aus der Entwicklung beider Sicherheitsorganisationen ergaben. Die 
Übernahme der Doppelfunktion als Verteidigungskomponenente der EU und als europäischer 
Pfeiler der NATO zu agieren, überforderte die WEU und bedeutete, zwei Herren gleichzeitig 
zu dienen. 
Die Aufgabe der WEU, den politischen Willen der Union, die GASP, zu verwirklichen und in 
eine gemeinsame europäische Verteidigungspolitik umzusetzen, war mit den strategischen 
Vorstellungen der USA von der Entwicklung einer Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, die eine Duplizierung von Strukturen und Fähigkeiten vermeiden sollte, 
ohnehin nur schwer in Einklang zu bringen. Hinzu kam das komplizierte 
Abstimmungsverfahren zwischen WEU, NATO und EU bei militärischen Einsätzen, vor 
allem dann, wenn ein Rückgriff auf NATO-Assets erforderlich werden würde. So gesehen, 
waren die Aussichten der WEU hinsichtlich einer Weiterentwicklung begrenzt. Wenn man 
den Ausbau der GASP weiter fördern wollte, um ableitend darauf eine Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU zu begründen, dann war Gradlinigkeit gefragt in den 
Beziehungen zwischen den handelnden Sicherheitsorganisationen. Insofern stellte die 
Entwicklung einen Schritt nach vorn dar, denn die nun erzielte Lösung bedeutete den direkten 
Dialog zwischen den Europäern und den USA. Hingegen hätte die fortgesetzte Einschaltung 
der WEU zwischen NATO/USA und EU vor dem Hintergrund einer widersprüchlichen 
Auftragslage die Entwicklung einer Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf 
Dauer eher behindert denn vorangetrieben.  
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So gesehen war die Integration von WEU-Funktionen in die EU, die für die Durchführung 
eines Krisenmanagement erforderlich waren, eine Entscheidung, die die Effektivität der ESVP 
fördern sollte. Die Beschlüsse der kommenden EU-Gipfel sollten dem Recht geben.  
Der Rang der WEU sollte dennoch nicht unterschätzt werden, denn sie bildet auch jetzt noch 
die vertragliche Grundlage für das Beistandsversprechen der EU/WEU-Mitgliedstaaten im 
Verteidigungsfall. 
Da die WEU weder aufgelöst und noch die Beistandsklausel des Brüsseler Vertrages von der 
EU übernommen wurde, blieb es dabei, daß der WEU-Vertrag mit dem Artikel V nur für die 
Unterzeichnerstaaten der WEU galt, nicht aber für die neutralen EU-Mitgliedstaaten. Die EU 
dagegen besaß nicht den Charakter eines Verteidigungsbündnisses wie die WEU, sondern 
stellte einen Zusammenschluß europäischer Staaten dar, die sich im Rahmen einer 
gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vertraglich zur Durchführung der 
Petersberg-Aufgaben verpflichtet hatten. Die Teilnahme an militärischen Operationen war 
dabei in das Ermessen der EU-Mitgliedstaaten gestellt.  
Die Absicht, sich auf eine gemeinsame Verteidigungspolitik festzulegen, war durch die EU-
Mitglieder bereits 1992 in Maastricht geäußert und 1997 in Amsterdam bekräftigt worden. 
Eine Aussage, wie diese gemeinsame Verteidigungspolitik künftig gestaltet werden sollte, 
hatte bis dahin gefehlt, und auch die Absicht, die Petersberg-Aufgaben in die EU zu verlagern, 
stellte keinen Ersatz für ein europäisches Verteidigungskonzept dar. 
Mit dem Beschluß von Köln war ein wichtiges Zwischenziel erreicht worden, denn damit 
wurde wenigstens eine Grobstruktur der europäischen Verteidigungspolitik festgeschrieben. 
Es ging jetzt nicht mehr länger um die Frage, ob die WEU als bewaffneter Arm der EU 
geeignet war, die NATO zu stärken oder zu schwächen; vielmehr hieß es nun, durch 
Integration der WEU-Funktionen in die EU ein direktes ausgewogenes Verhältnis zwischen 
der EU und der NATO herzustellen. 
Dabei sollte die NATO die Grundlage für die kollektive Verteidigung der Mitgliedstaaten  
der Allianz darstellen, während die EU künftig, ohne Zwischenschaltung der WEU, mit 
Organen zur Beschlußfassung und mit unabhängigen militärischen Fähigkeiten, autonom im 
Rahmen der ESVP für Petersberg-Aufgaben eingesetzt werden konnte. Das bedeutete, daß die 
EU künftig in der Lage sein würde, europäische Krisen selbständig zu lösen und parallel dazu, 
durch Modernisierung ihrer Streitkräfte, den europäischen Pfeiler der NATO zu stärken. 
Damit sollte gleichzeitig eine Entlastung der USA in Europa erreicht werden. Zugleich war 
durch die direkte Verbindung zwischen EU und NATO die Komplexität der bisherigen 
komplizierten Abstimmungsmodalitäten weitgehend gelöst worden.  
Die EU hatte damit erste Voraussetzungen geschaffen, sich zu einem halbwegs 
gleichberechtigten Partner der Vereinigten Staaten zu entwickeln.  
153 
 
Durch die Übernahme der Petersberg-Aufgaben war die EU vorerst auf "Peacekeeping", 
Krisenbewältigung und Aktionen im humanitären Bereich, festgelegt worden. In diesem 
Zusammenhang war es wichtig, die vorhandenen Kapazitäten zu überpüfen, ob EU-geleitete 
Operationen künftig mit oder ohne Rückgriff auf Mittel und Fähigkeiten der NATO 
durchgeführt werden konnten.316  
Das hieß für die einzelnen EU-Mitglieder, daß die, für die EU-Einsätze vorgesehenen, 
Streitkräfte besonders auf Dislozierungsfähigkeit, Durchhaltefähigkeit, Interoperabilität, 
Flexibilität und Mobilität bewertet werden mußten.317 Da diese Fähigkeiten bei europäischen 
Truppenverbänden mit Blick auf den großen amerikanischen Bruder in der Vergangenheit 
stark vernachlässigt worden waren, konnte man bereits absehen, daß erhebliche Kosten auf die 
Mitglieder zukommen würden, um eine autonome Fähigkeit zum militärischen Handeln zu 
entwickeln und zu bezahlen.  
Die bisherige Unterfinanzierung der Streitkräfte in vielen europäischen Ländern war u.a. auf 
die Forderung der Öffentlichkeit nach einer 'Friedensdividende' zurückzuführen, obwohl es 
auch nach der Wende in Europa durchaus nicht friedlich zugegangen war.  
Die 15 EU-Staaten halten bis heute bei einer Einwohnerzahl von ca. 375 Millionen Menschen 
noch ca.1,6 Millionen Soldaten unter Waffen, demgegenüber leisten sich die USA bei einer 
Bevölkerung von 275 Millionen Bürgern einen Streitkräfteumfang von 1,4 Millionen 
Soldaten. Dafür hatten die europäischen Staaten im Jahr 2000 nach NATO-Kriterien im 
Durchschnitt 2% ihres Bruttosozialproduktes ausgegeben, die USA dagegen kamen auf 3%.318 
Von den EU-Staaten lagen demnach folgende Länder unter dem 2%igen Durchschnittswert: 
Luxemburg (0,7%), Spanien (1,3%), Belgien (1,4%), Deutschland und Dänemark (je 1,5%), 
die Niederlande (1,6%) und Italien (1,9%). Dagegen schnitten überdurchschnittlich ab: 
Portugal (2,2%), Großbritannien (2,4%), Frankreich (2,7%) und Griechenland (4,9%). Die 
Ausgaben für den Bereich Verteidigung sind in der EU den letzten Jahren erheblich weiter 
zurückgegangen, jährlich um fast 5%.319  
Insgesamt betrachtet haben die EU-Staaten im Jahr 2000 nur ca. 165 Milliarden Dollar für die 
militärische Verteidigung ausgegeben. Die EU-Mitglieder lagen damit um ca. 46% unter den 
Ausgaben der USA, die ca. 305 Milliarden für diesen Bereich ausgegeben haben.320 Für das 
Jahr 2001 sah das Verhältnis in der Planung mit 147 (EU) zu 287 (USA) Milliarden Dollar 
etwas günstiger für die Union aus, nachdem die EU-Staaten mit ihrem Planungsansatz 51% 
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318 Vgl. Varwick, Johannes, Die "Euroarmee", in: Internationale Politik 9/2001, S.47 u.ff. 
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der Ausgaben der USA erreichen wollten. Der von den Europäern geleistete Prozentsatz an 
Kampfkraft, so weit er sich denn überhaupt in Zahlen ausdrücken ließ, lag damit weit unter 
dem der USA. Er wurde von Experten mit ungefähr 10% des amerikanischen Anteils 
angegeben. Die Ausgaben der EU für die Beschaffung von militärischer Ausrüstung, die im 
Zuge der Modernisierung der Streitkräfte in Richtung autonomer Handlungsfähigkeit 
eingesetzt wurden, waren seit 1996 um ca. 10% gesunken, die der USA dagegen um ca. 6% 
gestiegen.321 
Im Licht der bisher wenig ausgeprägten Bereitschaft der Europäer, sich auch finanziell stärker 
in der Sicherheitspolitik zu profilieren, erschien die Skepsis der USA in Bezug auf die 
Realisierung und Ausformung eines europäischen verteidigungspolitischen Engagements nicht 
ganz unbegründet zu sein. Angesichts der in den EU-Staaten verfolgten Priorität für eine 
Haushaltskonsolidierung und der damit verbundenen strengen Ausgabendisziplin war es 
bisher unrealistisch anzunehmen, daß in den kommenden Jahren zusätzliche Mittel für die 
Verteidigungshaushalte bereitgestellt würden. Die Bedrohung durch den Terrorismus mag 
diese Politik der Haushaltung in den EU-Ländern beeinflußt haben. Zumindest in Deutschland 
wurde der Verteidigungshaushalt ab 2002 um rund 1,5 Milliarden DM aufgestockt.322 Es 
kommt nun darauf an, die zusätzlichen vorhandenen Mittel effektiv einzusetzen. 
Die Alternative, auf Fähigkeiten der NATO, sprich: Kapazitäten der NATO/USA, 
zurückgreifen zu können, bedeutete für die EU-Staaten, daß militärische Fähigkeiten zum 
autonomen Handeln nicht unter Zeitdruck bereitgestellt werden mußten. Zugleich hieß das 
aber auch Fortsetzung der bisherigen Einschränkungen und bis auf weiteres Abhängigkeit von 
der NATO. Das wiederum warf jedoch, außer dem unguten Gefühl zur NATO als Bittsteller 
zu gehen, Probleme auf, die in diesem Kontext nicht unerwähnt bleiben sollen. Denn die 
Freigabe von NATO-Kapazitäten an die EU war stets an die Zustimmung aller NATO-
Mitglieder, nicht nur der Amerikaner, gebunden.  
Das NATO-Mitglied Türkei, das seit 1962 die Mitgliedschaft in der EWG beantragt hatte und 
das wegen Verstoß gegen die Menschenrechte bisher nicht aufgenommen wurde, sah 
über die Zustimmung zum Freigabeprozeß eine Möglichkeit, die Mitgliedschaft in die EU zu 
erzwingen. Die Regierung in Ankara erklärte bereits im Vorfeld, das Einverständnis zum 
automatischen Rückgriff der EU auf militärische Einrichtungen der Allianz verweigern zu 
wollen.323 
Als Preis für die Aufgabe der Blockade forderte die Türkei die uneingeschränkte Beteiligung 
an Entscheidungen der EU über militärische Einsätze. Das kam einem erzwungenen EU-
                                                 
321  Vgl.Varwick, Johannes, Die "Euroarmee", in: Internationale Politik 9/2001, S.47 u. ff. 
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Beitritt Ankaras über die GASP/ESVP gleich und wurde so von der EU, und vor allem durch 
Griechenland, nicht angenommen.  
Ein Kompromißvorschlag Großbritanniens, der eine türkische Beteiligung bei EU-
Entscheidungen über militärische Einsätze im östlichen Mittelmeer und im Nahen Osten 
vorsah, wurde durch den türkischen Generalstab nicht akzeptiert. Nachdem die Türkei als 
assoziiertes WEU- Mitglied bereits im Kreis der WEU-Vollmitglieder mit am runden Tisch 
gesessen hatte, war ihr nach Auflösung der WEU zugesichert worden, in ihrem 
Sicherheitsinteresse auch künftig nicht benachteiligt zu werden. Von daher leitete Ankara 
seinen Anspruch ab, auch weiterhin in Sicherheitsfragen, nunmehr von der EU, mitbeteiligt zu 
werden.  
Man hat bis heute kein tragbares Ergebnis erreicht, auch auf dem EU-Gipfel in 
Laeken/Belgien nicht. Der im Dezember 2001 im "Istanbuler Papier" festgehaltene 
Kompromiß war türkischen Forderungen weit entgegengekommen. Zum einen gab er die 
Zusage, daß die ESVP unter keinen Umständen gegen einen NATO-Verbündeten gerichtet 
würde. Zum anderen sollte Ankara bei Einsätzen der EU-Krisenreaktionskräfte, die in 
geographischer Nähe der Türkei stattfänden oder türkische Sicherheitsinteressen berührten, 
ein weitgehendes Mitspracherecht eingeräumt werden. Sollte die Türkei Bedenken gegen 
diese Einsätze erheben, wurde die vorherige Durchführung von Konsultationsgespräche 
zugesagt.  
Nun erhob Griechenland gegen eine solche Regelung Einspruch, weil es zu den EU-
Kooperations- und Konsultationsangeboten an Nicht-EU-Mitglieder vorher nicht gehört 
worden war. Trotz intensiver Bemühungen - selbst NATO-Generalsekretär Robertson 
 wurde eingeschaltet - gelang es in Laeken nicht, die Griechen zum Einlenken zu bewegen.324  
Das bedeutet, daß auch die Abgleichung der Streitkräfteplanungen zwischen NATO und EU 
auf der Stelle tritt. Denn die militärischen Verbände sollen mit ihrer Ausrüstung sowohl den 
Forderungen der NATO als auch der EU dienen können. Sollte eine Kooperation zwischen 
NATO und EU wegen des türkischen Einspruchs bzw.des griechischen Vetos nicht möglich 
werden, muß die Union entweder auf den Aufbau von Krisenreaktionskräften verzichten oder 
aber mit hohem finanziellem Aufwand eigene militärische Fähigkeiten wie Führungssysteme, 
Lufttransportkapazitäten und strategische Aufklärungssysteme zur Früherkennung von Krisen 
entwickeln. Damit würden die bereits bei der NATO bestehenden Kapazitäten verdoppelt. Die 
USA haben davor ausdrücklich gewarnt, weil damit die Gefahr einer Abkopplung der EU von 
der NATO gegeben wäre.  
Die zur Zeit noch bestehende Ratlosigkeit über einen Ausweg aus diesem Problem kann nur 
durch weitere Verhandlungen mit Griechenland gelöst werden. Bedauerlicherweise ruhen 
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dabei, wie so häufig, die europäischen Hoffnungen nicht nur auf der eigenen Stärke, sondern 
primär auf dem politischen Durchsetzungsvermögen der USA. 
Schließlich war im Zusammenhang mit den Kölner Beschlüssen noch zu klären, wie sich 
künftig die Mitgliedschaft der assoziierten WEU- Staaten, der Beobachter und der assoziierten 
WEU- Partner nach der Integration der wesentlichen funktionalen Teile der WEU in die EU, 
darstellen würde. Eine auch weiterhin enge Verbindung dieser Länder mit der ESVP konnte 
nur im Interesse der künftigen europäischen Sicherheitsarchitektur sein.  
Mit dem Kölner Beschluß, die nicht-militärischen Krisenreaktionskräfte (z.B. Polizei, 
humanitäre Organisationen, Suche und Rettung) der EU und der Mitgliedstaaten zu verstärken 
und besser zu koordinieren,325wurde erkennbar, daß die Sicherheitslage von den Europäern in 
den neunziger Jahren bereits durchaus zutreffend und umfassend eingeschätzt wurde. Es 
zeichnete sich ab, daß künftig ein Zusammenwirken von innerer und äußerer Sicherheit unter 
dem Dach der GASP/ESVP möglich sein wird. 
7.5.2. EU-Gipfel in Helsinki 
Der EU-Gipfel in Helsinki (Dezember 1999) hat diese Beschlüsse dann weiter konkretisiert.326 
Die wesentlichen Entscheidungen betrafen für den Bereich der äußeren Sicherheit die 
Einrichtung von folgenden politischen und militärischen Institutionen : 
- das ständige Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK), das in Brüssel auf der  
Ebene der Botschafter tätig sein sollte; 
- den Militärausschuß (EUMC - EU-Military Comittee), der sich aus den Stabschefs der  
einzelnen nationalen Streitkräfte zusammensetzt und  
- den Militärstab (EUMS-EU-Military Staff), der aus militärischen Experten bestehen und 
der die EU-Ratsstrukturen mit militärischem Sachverstand unterstützen soll. 
Diese Gremien wurden auf Interimsbasis im Frühjahr 2000 in Brüssel eingerichtet, ihre 
Umwandlung in dauerhafte Institutionen wurde im Jahr 2001 abgeschlossen. 
Damit hatte die gemeinsame Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik zunehmend 
an Profil gewonnen. 
Für die Entwicklung der militärischen Fähigkeiten wurde durch die EU-Mitglieder ein 
sogenanntes Headline Goal (Planziel) definiert.  
Das besagte, daß die Nationen bis zum Jahr 2003 in der Lage sein sollten, Landstreitkräfte in 
Korpsgröße, in Stärke von ca 50-60 000 Soldaten innerhalb von 60 Tagen zu dislozieren und 
für die Dauer eines Jahres bereitzustellen, um die im Amsterdamer Vertrag festgelegten 
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Petersberg-Aufgaben durchzuführen. Darüber hinaus hatten sich die Nationen verpflichtet, 
gegebenenfalls zusätzliche Komponenten an Luft- und Seestreitkräften verfügbar zu machen. 
Allerdings war keine Armee im klassischen Sinne geplant, sondern lediglich eine im 
Bedarfsfall zu mobilisierende multinationale Truppe, deren nationale Anteile durch die 
Parlamente oder Regierungen der EU-Staaten für die jeweiligen Einsätze auf freiwilliger Basis 
zur Verfügung gestellt werden sollten.327 Dabei würde es sich nicht um zusätzliche 
Streitkräfte handeln, sondern um nationale Einheiten, die weitere Aufgaben erhielten.328 
Eine Europaarmee mit supranationaler Struktur sollte es somit vorerst nicht geben. Die 
Europäische Krisenreaktionstruppe würde sich hingegen aus Einheiten und Verbänden bzw. 
Beiträgen aus allen EU-Mitgliedstaaten - mit der Ausnahme von Dänemark - 
zusammensetzen, die miteinander kooperieren und unter einem gemeinsamen europäischen 
Kommando stünden.329 
Zusätzlich wurden auf dem EU-Gipfel in Helsinki Vorgaben gemacht zum künftigen 
Verhältnis zwischen EU und der NATO. Darüber hinaus wurden die Möglichkeiten der 
Beteiligung von Drittstaaten an EU-geführten Operationen angesprochen.330 Da die Union 
bereits beschlossen hatte, interessierte und andere Länder, die sich um einen Beitritt zur EU 
bewarben, durch den Europäischen Rat einzuladen, sich an an EU-geführten Operationen zu 
beteiligen, waren die Leitlinien für eine Zusammenarbeit bereits vorgegeben.331Auf einem der 
EU-Folgetreffen (Feira) wurde vereinbart, jährlich mindestens zwei Treffen in der 
Zusammensetzung EU+15 (die nicht der EU angehörenden europäischen NATO-Mitglieder 
sowie die Länder, die sich um einen Beitritt in der EU bewarben) durchzuführen, auf denen 
über ESVP-Angelegenheiten informiert werden sollte.332 Dadurch sollten Begegnungen, die 
bereits im Rahmen des politischen Dialoges über GASP-Fragen stattfanden, ergänzt werden. 
Zusätzlich wurden regelmäßige Sitzungen zwischen den 15 EU-Staaten und den 6 
europäischen Nato-Staaten, die nicht der EU angehörten, vereinbart.333 Ein reichlich buntes 
Gemisch an Konferenzen in unterschiedlicher Zusammensetzung, das die Notwendigkeit nach 
Reform und Vereinheitlichung im Moment des Entstehens bereits erkennen ließ. 
Außerdem wurde in Helsinki verabredet, daß "[...]weitere Schritte erfolgen(sollten), um eine 
umfassende Konsultation, Zusammenarbeit und Transparenz zwischen der EU und der NATO 
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sicherzustellen."334 Die Konsultationen und die Formen künftiger Zusammenarbeit zwischen 
EU und NATO sind zwischenzeitlich weiterentwickelt und vertieft worden. In 
Dauervereinbarungen wurden durch "Ad-hoc-Arbeitsgruppen" Prinzipien und Modalitäten 
festgeschrieben, damit Fragen der Sicherheit, der Verteidigung und der Krisenbewältigung in 
gemeinsamen Sitzungen auf politischer und militärischer Ebene regelmäßig beraten werden 
konnten. Zusätzlich wurden Problembereiche der künftigen Zusammenarbeit335 untersucht und 
Lösungsvorschläge erarbeitet 
Außerdem wurde vereinbart, daß alle nicht der EU angehörenden europäischen NATO-Partner 
in den Fällen, in denen die EU bei Operationen auf NATO-Ressourcen zurückgreifen würde, 
ein Recht besäßen, sich an diesen Operationen zu beteiligen. In allen anderen 
Krisenoperationen der EU ohne Einsatz von Kapazitäten der NATO konnten alle europäischen 
NATO-Verbündeten, aber auch alle EU-Beitrittskandidaten zur Teilnahme eingeladen werden.  
Auch Rußland, die Ukraine und europäische Staaten, die in einen politischen Dialog mit der 
EU eingebunden waren, sowie andere interessierte Staaten, wie z.B. auch Kanada, konnten 
eingeladen werden, an den EU-geführten Operationen teilzunehmen Damit räumte die EU den 
Nichtmitgliedern bei der operativen Durchführung von Petersberg-Einsätzen Mitwirkungs- 
und Beteiligungsrechte ein, die weiter gingen als die jeder anderen internationalen 
Organisation. Die EU gab damit als offener Sicherheitsverbund eine Richtung für die künftige 
europäische Architektur vor, die neu war und die sich am OSZE-Modell von Lissabon 
orientierte. Sie hat damit einen Prozeß eingeleitet, dem alle OSZE-Nationen im Jahr 1996 
zugestimmt haben. Die Option, sich am EU-Krisenmanagement zu beteiligen, die für EU-
Mitgliedstaaten und für Drittländer offen stand, überließ es demnach jedem Staat sich in 
solche Operationen einzubringen - ein Konzept, das auch für ein gesamteuropäisches 
Sicherheitssystem anwendbar wäre.  
Für den nicht-militärischen Bereich wurde in Helsinki bereits ein Aktionsplan verabschiedet, 
der Forderungen enthielt nach:  
- Entwicklung von Fähigkeiten in Krisen im Rahmen der UN, der OSZE oder bei EU-
geführten Einsätzen rasch und schnell zu reagieren; 
- Aufbau einer Datenbank über Kapazitäten für ein ziviles Krisenmanagement; 
- Definition konkreter Planziele;  
- Einrichtung einer Organisation für Krisenmanagement und  
- Schaffung eines Krisenreaktionsfonds.336 
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7.5.3. EU-Gipfel in Lissabon 
Der EU-Gipfel in Lissabon (März 2000) hat in der Folge für den nicht-militärischen Bereich 
die Einrichtung eines Ausschusses für Krisenmanagement beschlossen, der sich vorrangig mit 
Fragen des Polizeieinsatzes und des Schutzes und Stärkung des Rechtsstaates beschäftigen 
sollte. Der Auschuß hat im Juni 2000 seine Arbeit aufgenommen. 
7.5.4. EU-Gipfel in Feira 
In Feira (Juni 2000) wurde darüber hinaus das Planziel verabschiedet, wonach die EU bis 
2003 über ca 5000 Polizisten für internationale Einsätze verfügen sollte. 1000 Polizisten 
dieses Kontingents sollen innerhalb von 30 Tagen für Missionen bereitstehen, die entweder 
von internationalen Organisationen wie der OSZE, UN oder von der EU autonom geführt 
werden.337 In einer Studie über konkrete Ziele im Bereich der nicht-militärischen Aspekte der 
Krisenbewältigung hieß es zu Beginn:  
  "Die Union sollte eine Verbesserung ihrer Reaktionsfähigkeit in Bezug auf die nicht-militärischen Aspekte der 
Krisenbewältigung in allen einschlägigen Bereichen anstreben, mit dem Ziel des Ausbaus ihres Potentials in 
Krisensituationen Menschenleben zu retten, eine elementare öffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, eine 
weitere Eskalation zu verhindern, die Rückkehr zu einer friedlichen, stabilen und tragfähigen Lage zu 
erleichtern, nachteilige Auswirkungen auf EU-Länder zu bewältigen sowie mit den entsprechenden 
Koordinationsproblemen umzugehen."338  
Mit der Stärkung von Fähigkeiten im nicht-militärischen Bereich der Krisenbewältigung 
sollten der Union Mittel in die Hand gegeben werden, um in komplexen politischen Krisen 
reagieren zu können zur: 
"- Verhinderung des Ausbruchs oder der Verschärfung von Konflikten; 
 - Konsolidierung von Frieden und interner Sicherheit in Übergangszeiten; 
 - Gewährleistung der Komplementarität der militärischen und nicht-militärischen Aspekte  
  der Krisenbewältigung im gesamten Spektrum der Petersberg-Aufgaben.." 339 
Es ist bemerkenswert, wie vorausschauend die EU bereits plante, die innere Stabilität in 
Krisengebieten parallel zu den militärischen Aktivitäten schnellstmöglich wiederherzustellen 
und aufrechtzuerhalten. 
Diese Aktivitäten auf dem Gebiet der nicht-militärischen Sicherheit sind durch den 
Kosovokonflikt beschleunigt worden. Die auf diesem Sektor eingeleiteten Maßnahmen 
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werden künftig unschwer den Forderungen angepaßt werden können, die sich für die 
Aufrechterhaltung der inneren Stabilität und Sicherheit aus der Terroristenbekämpfung 
ergeben. Das Bestreben, die Aspekte militärischer und nicht-militärischer Sicherheit mit 
einander zu verknüpfen, ist als künftig richtiger Weg anzusehen. Es ist davon auszugehen, daß 
der Europäische Rat seine Aktivitäten auf diesem Feld künftig verstärken wird. 
7.5.5. EU-Gipfel in Nizza 
Im Vertrag von Nizza im Dezember 2000 wurden die Entscheidungen zur ESVP nur relativ 
kurz abgehandelt. Allerdings waren wesentliche Aussagen zum weiteren Vorgehen in Fragen 
der EU-NATO Zusammenarbeit und der Kooperation mit Drittländern in den Anlagen zum 
Vertrag enthalten.  
Dazu gehörte u.a. der Beschluß der EU-Mitglieder, einen Beurteilungsmechanismus über den 
Fortgang der europäischen Maßnahmen zur Stärkung der nachzubessernden militärischen 
Fähigkeiten einzurichten. Durch laufende Überprüfung sollte die Realisierung der in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht zugesagten Beiträge der EU-Nationen zur Erreichung 
des Planzieles überprüft und mitverfolgt werden. Dazu sollte ein Konsultierungsverfahren 
unter den Mitgliedstaaten zur Anwendung gelangen, das den Status der Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Streitkräfte in den Bereichen Verfügbarkeit, Verlegefähigkeit, Durchhaltefähigkeit 
und Interoperabilität bewertet.  
Zusätzlich sollte über die Fortschritte in der Entwicklung strategischer Fähigkeiten auf den 
Gebieten Mobilität, Streitkräfteführung und Aufklärung und über die Verbesserung der 
operativen Fähigkeiten hinsichtlich Suche und Rettung, Verteidigung gegen Boden-Boden-
Raketen, Präzisionswaffen, Logistik und Simulation berichtet werden.340 Die EU machte 
durch diesen Beurteilungsmechanismus die Ernsthaftigkeit ihres Bemühens deutlich, die 
Aufstellung einer einsatzfähigen Krisenreaktionstruppe bis 2003 zu erreichen; mit Blick auf 
den Umfang der bisherigen europäischen Verteidigungsausgaben wahrhaft ein sehr 
ehrgeiziges Ziel.  
Artikel 17 wurde der aktuellen Entwicklung der ESVP durch Streichung aller operativen 
Bezüge auf die WEU angepaßt, weil die WEU als Durchführungsorganisation nicht mehr 
benötigt wurde. 
Bereits beim WEU-Ministerrats-Treffen im November 2000 in Marseille war vereinbart 
worden, daß die WEU künftig nur noch Restfunktionen wahrnehmen würde.341 Dazu sollte 
                                                 
340 Vgl. Europäischer Rat (Nizza), 7.,8., und 9. Dezember 2000, Dokument SN 400/1/00 REV1 
341 Vgl. WEU Ministerial Council, Marseille,13 Nov. 2000: 1. Ministers approved the WEU residual functions 
and structures which will be in place 1 July 2001 at the latest and will enable the Member States to fulfill the 
committments of the modified Brussels Treaty, particularly those arising from Articles V and IX, to which the 
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der Personalumfang auf rund 30 Personen reduziert werden. Zusätzlich war die Überführung 
des Satelletitenzentrums in Torrejon in Spanien und des Instituts für Sicherheitsstudien(ISS) 
in Paris in die EU vorgesehen. Das ISS sollte dabei auch die Funktionen des Transatlantischen 
Forums der WEU mitübernehmen.  
Die WEU wurde jetzt nur noch neben der NATO als Bezugsrahmen für eine engere bilaterale 
Zusammenarbeit mit EU-Mitgliedstaaten erwähnt. Ansonsten hatte sie ihre operativen 
Funktionen verloren. Sie nahm damit einen Status ein, der dem vor der Revitalisierung um 
1980 entsprach. Die Beistandsgarantie entsprechend Artikel V des geänderten Brüsseler 
WEU-Vertrages hätte eigentlich in ein Zusatzprotokoll zum EU-Vertrag aufgenommen 
werden sollen. Da sich jedoch dafür keine Mehrheit fand, ist diese Frage noch ungelöst und 
abhängig von einem entsprechenden Beschluß des Europäischen Rates.342  
Artikel 25 ersetzte im Vertrag von Nizza, so wie bereits in Helsinki beschlossen, das bisherige 
Politische Komitee durch das neue Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK). 
Dieses sollte künftig durch Ständige Vertreter auf Botschafterebene in Brüssel permanent 
besetzt sein und damit eine Führungskapazität verkörpern, die von der EU mit der Kontrolle 
und der strategischen Leitung von Krisenbewältigungsoperationen beauftragt werden konnte. 
Damit war der Primat der Politik gegenüber dem Militär festgeschrieben worden.   
Weiterhin wurde festgelegt, daß der Vorsitz des PSK in Krisensituationen in Abstimmung mit 
der EU-Präsidentschaft dem Generalsekretär und Hohen Repräsentanten der GASP übertragen 
werden konnte. Das bedeutete eine Stärkung der Position des Hohen Vertreters. 
Das PSK besaß hiermit eine Handlungsfähigkeit, die der des Ständigen NATO-Rates in 
Brüssel vergleichbar war. 
 
                                                                                                                                                         
Member States reaffirm their attachement. Ministers requested that the necessary administrative and 
accomodation measures now be taken to ensure that the residual WEU structures are in place when the EU 
becomes operational. Vgl. Internet: http://www.weu.int/eng/comm/00-marseille.htm 
342 Vgl. Weidenfeld, Werner, Amsterdam in der Analyse, Bielefeld 1999, S.109 
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Tafel 5 – ESVP – Neue Strukturen  
Quelle: Frietzsche, Helmut, Parchmann, Dirk, Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik - Der Erfolg von Nizza, in:  
Internet:http://www.europäische -sicherheit.de/ES01-02-02.htm 
 
 
Der EU-Gipfel von Nizza markierte das Ende des Aufbaus für die neuen ESVP-Strukturen, 
die seit dem Kölner Gipfel innerhalb von zwei Jahren von einer Interimsphase in eine 
endgültige Form überführt werden konnten. Das Ziel, bis zum Ende des Jahres 2001 über eine 
erste operative Fähigkeit in der ESVP zu verfügen, war damit bereits erreicht worden. 
Das schloß auch die Herstellung der Arbeitsfähigkeit des EU-Militärausschusses und des EU-
Militärstabes während der schwedischen Präsidentschaft im Frühjahr 2001 ein.  
EUMC und EUMS wurden, ähnlich wie die entsprechenden NATO-Organisationen,343 
strukturiert. Der EU-Militärausschuß, höchstes militärisches Gremium der EU, besteht aus 
den Generalstabchefs der EU- Mitgliedstaaten, die ein bis zweimal pro Präsidentschaft 
zusammenkommen und sich ansonsten durch einen bei der EU akkreditierten General 
vertreten lassen. Die militärischen Vertreter der EU tragen häufig einen Doppelhut, weil sie in 
Personalunion auch als Vertreter ihres Landes im Military Committee der NATO abgeordnet 
sind. Der EU- Militärausschuß dient der militärischen Beratung des PSK und gibt diesem 
                                                 
343 EU-Militärausschuß (EU-Military Committee - EUMC), entspricht in etwa dem NATO-Military Committee 
(Brüssel) 
  EU-Militärstab(EU-Military Staff - EUMS) entspricht in etwa dem NATO-International Military Staff (Brüssel) 
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gegenüber Empfehlungen. Zusätzlich legt er Leitvorgaben für den Militärstab der EU fest.344 
Der Vorsitzende des EUMC, vorzugsweise ein ehemaliger Generalstabschef eines 
Mitgliedstaates, nimmt in verteidigungspolitischen Fragen an Sitzungen des Rates und des 
PSK teil. 
Der EU- Militärstab besteht aus etwa 140 Mitarbeitern und ist im Ratssekretariat, zusammen 
mit der bereits bestehenden "Planungs- und Frühwarneinheit", zu einem ständig besetzten 
Lagezentrum integriert. Fachlich untersteht der Militärstab dem Militärausschuß, 
dienstrechtlich dem Generalsekretär/Hohen Vertreter.  
Der Militärstab wird auch, wie in der NATO, selbst keine operativen Planungen durchführen, 
sondern militärische Entscheidungs- und Handlungsoptionen für den Militärausschuß im Fall 
einer Krise vorbereiten.  
  "Er dient der Union als Quelle für militärisches Fachwissen (und) soll sich mit der Frühwarnung, der 
Lagebeurteilung und der strategischen Planung im Hinblick auf die Ausführung der Petersberg-Aufgaben, 
einschließlich der Bestimmung der jeweiligen europäischen nationalen und multinationalen Streitkräfte, 
befassen und Politiken und Beschlüsse gemäß den Vorgaben des Militärausschusses der Europäischen Union 
(EUMC) durchführen."345 
Im Ratssekretariar wurde außerdem ein zivil-militärisches Lagezentrum für Frühwarnung und 
Bewertung von krisenrelevanten Entwicklungen eingerichtet.346  
Der Aufbau europäischer militärischer Fähigkeiten für die EU geht relativ zügig voran. Ein im 
Zusammenhang mit den "European Headline Goals" (EHG) entwickelter "Headline Goal 
Catalogue"(HGC) steckt den qualitativen und quantitativen Rahmen der dafür erforderlichen 
militärischen Mittel und Fähigkeiten ab. Die vereinbarte Stärke von 50 - 60 000 Soldaten für 
die künftige EU-Truppe wird eine entsprechend große Reserve für eine turnusmäßige 
Ablösung der militärischen Verbände erforderlich machen. Das bedeutet in der Praxis eine 
Verfügungstruppe von 150-180 000 Soldaten, die sich auf Truppenverbände im Einsatz, auf 
Reserven in Bereitstellung zur Ablösung und auf Verbände in der Ruhephase verteilt. 
Das wiederum heißt, daß die EU-Mitgliedstaaten ab 2003 ständig ein relativ hohes Kontingent 
an ausgebildeten Soldaten bereithalten müssen, um die turnusmäßigen Personalforderungen 
für den militärischen Einsatz abzudecken. 347 
Ein Ausgleich des Mangels an militärischen Fähigkeiten im Bereich der Verlegbarkeit, 
Aufklärung, Kommunikation, Führung und Transport wird nur durch zusätzlichen Einsatz 
finanzieller Mittel und durch Zusammenwirken der Mitgliedstaaten auf europäischer Ebene 
                                                 
344 Vgl. Internet:http://ue.eu.int/pesc/military/de/DEeumc.htm 
345 Internet: http://ue.eu.int/pesc/military/de/DEeums.htm  
346 Vgl.Auswärtiges Amt, ESVP: Schlüsselprojekt der europäischen Einigung,  
in: Internet: http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/eu_politik/gasp/esvp_html 
347 Vgl. Rühl, Lothar, Die Kräfte müssen konzentriert werden, in: FAZ vom 28.12. 1999, S.9 
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möglich sein. Durch die Zersplitterung des europäischen Rüstungsmarktes und kostenträchtige 
nationale Alleingänge war die Effizienz der eingesetzten finanziellen Mittel in der 
Vergangenheit häufig stark eingeschränkt. Mit den jüngsten deutsch-französischen 
Beschlüssen zum Aubau eines Lufttransportkommandos, mit der Wiederbelebung des Helios-
Projektes im Rahmen der Satellitenaufklärung und mit der Bestellung des militärischen 
Airbus A400M durch ein multinationales Konsortium348 zur Verbesserung der strategischen 
Lufttransportfähigkeit, lassen sich Entwicklungskosten sparen und aufwendige 
Doppelentwicklungen vermeiden. Diese Erkenntnis ist zwar nicht neu; die Überwindung 
nationaler Interessen zu Gunsten eines gemeinsamen Projektes ist jedoch in einem Europa, das 
sich außen- und sicherheitspolitisch emanzipieren will immer noch ein Prozeß, der viel Kraft 
kostet. Fortschritte sind jedoch zu verzeichnen.  
Es bleibt jetzt abzuwarten, ob der politische Wille der EU-Nationen zur Bereitstellung der 
benötigten Gelder ausreicht, um die ambitionierten Programme zu finanzieren. 
Zusätzlich sind in Nizza die Verfahren zur Teilnahme von Nicht EU-Mitgliedern der NATO 
und Beitrittskandidaten am EU-Krisenmanagement, so wie sie in Helsinki und Feira bereits 
vorgeschlagen waren, festgelegt worden.  
Konsultationen und aktive Mitsprache beziehen die Nicht EU-Mitglieder bereits frühzeitig bei 
den EU-Planungsprozessen mit ein. Dadurch soll sichergestellt werden, daß auch die 
Sicherheitsinteressen der nicht der EU angehörenden Staaten entsprechende Berücksichtigung 
finden. Darüber hinaus wird für die Dauer einer EU-Operation ein sogenanntes Komitee' der 
Beitragenden (Contributers' Committee)349 gebildet, in dem alle an der Operation beteiligten 
Kräfte vertreten sind und in dem auch Nicht EU-Mitglieder der NATO und europäische 
Beitrittskandidaten über gleiche Rechte und Pflichten verfügen.  
Die gleiche Regelung betrifft die Teilnahme von Rußland, der Ukraine und anderer 
europäischer Staaten mit denen die EU im ständigen politischen Dialog steht. Das schließt 
auch Kanada oder andere interessierte Staaten mit ein.350  
Kriseneinsätze der EU werden somit in Zukunft in einer Form zeitlich begrenzter verstärkter 
Zusammenarbeit zwischen EU- und Nicht EU-Mitgliedern ablaufen.  
Nachdem die Teilnahme an Einsätzen im Krisenmanagement in das Ermessen der EU-
Mitgliedstaaten gestellt ist351, die Beschlüsse von Helsinki und Nizza kalkulieren das mit ein, 
andere Nicht-EU-Staaten dagegen der Einladung zur Teilnahme folgen, bedeutet das für den 
                                                 
348 Nationen, die den Airbus bestellt haben sind: Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, 
Portugal, Spanien und Türkei. Vgl. auch Flugrevue, on line,  
in: Internet:http://www.flug-revue.rotor.com/FRtypen/FRFLA.htm Die deutsche Unterschrift unter die 
Absichtserklärung 73 Airbus Flugzeuge zu kaufen, erfolgte unter Vorbehalt der Zustimmung des Bundestages. 
349 Vgl. European Council, Nice December 2000, in: Maartje Rutten, From St Malo to Nice, Paris 2001, S.202 
350 Vgl. Ebenda, S.174 
351 Vgl. Ebenda, S.169 
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militärischen Einsatz ein internationales Gemisch von Truppenverbänden unterschiedlicher 
Organisationen. Sie sind im "Committee of Contributers" mit gleichen Rechten und Pflichten 
vereint. 
Nun gilt es in Form von Übungen das Zusammenwirken der unterschiedlichen Kräfte auf der 
Grundlage des Petersberg-Aufgabenspektrums zu erproben und die Effektivität der 
entsprechenden Verfahren zu prüfen, damit die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte unter der 
politischen Führung des Europäischen Rates/des Polititischen und Sicherheitspolitischen 
Komitees nachgewiesen werden kann.  
Auch in Nizza wurde zum wiederholten Mal betont, daß der Aufbau von autonomen 
europäischen militärischen Fähigkeiten und neuen politischen und militärischen Strukturen 
erfolgen soll, die dann im Rahmen der Krisenbewältigung eingesetzt werden, wenn die NATO 
als Ganzes nicht betroffen ist.352 Wie sich das Mit- und Nebeneinander des offenen EU-
Sicherheitsmodells und der für kollektive Verteidigung zuständigen NATO künftig gestaltet, 
wird von der Kooperationsbereitschaft beider Organisationen abhängig sein. 
Die "Standing arrangements for consultation and cooperation between the EU and NATO"353 
im Vertrag von Nizza legen die Verfahren für das Zusammenwirken zwischen den 
Organisationen in spannungsfreier Zeit fest. Trotz des grundsätzlich guten Willens zur 
Kooperation wird der vorgesehene Rückgriff der EU auf Kapazitäten der NATO dagegen in 
Spannungszeiten voraussichtlich nicht immer unproblematisch sein. 
In der besonders kritischen Frage eines EU-Antrages auf Nutzung von NATO Ressourcen in 
Zeiten, in denen die NATO diese Mittel selber nutzen will, z.B. bei Kriseneinsätzen, wird auf 
den Appendix zu Annex VII der "Standing Arrangements" verwiesen.  
Dort steht zu lesen, daß durch enges Zusammenwirken beider Organisationen auf 
entsprechender Ebene eine akzeptable Entscheidung durch Festlegung von Prioritäten bei der 
Zuweisung der militärischen Kapazitäten erreichbar sein sollte. Der letzte Satz: "The final 
decision lying with NATO" macht deutlich, daß dieses Problem noch nicht zur Zufriedenheit 
der EU gelöst sein kann, denn die NATO behält sich damit den Vortritt bei der Nutzung der 
militärischen Ressourcen vor. Hier ist deshalb noch Abstimmung zwischen NATO und EU 
erforderlich, wenn man den bereits jetzt schon erkennbaren Problemen aus dem Weg gehen 
will.354  
Auch der Hinweis, daß die EU im Krisenfall nur auf die Ressourcen der NATO zurückgreifen 
kann, die von der NATO nicht benötigt werden, läßt die Prioritätenfolge erkennen.355 Für die 
EU wird diese Lösung auf Dauer nicht hinnehmbar sein. Es ist zumindest zu erwarten, daß der 
                                                 
352 Vgl. Ebenda, S.176 
353 Vgl. Ebenda, S.203 
354 Vgl. Ebenda, S.207 
355 Vgl. Ebenda, S.207 
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Druck zur Entwicklung autonomer militärischer Fähigkeiten dadurch für die EU zunehmend 
wachsen wird.  
Eine entsprechende Vereinbarung zwischen der EU und der NATO über die Zusammenarbeit 
bei Einsätzen zur Krisenvorbeugung und Konfliktverhütung war auch im Dezember 2001 in 
Laeken immer noch offen. Für die Einsätze der EU-Eingreiftruppe, die im Jahr 2003 zur 
Verfügung stehen soll, ist ein solches Abkommen jedoch von entscheidender Bedeutung. 
Zusätzlich wurden auch für den nicht-militärischen Bereich in Nizza Beschlüsse gefaßt. Sie 
betrafen die Festlegung von Einsatzprinzipien und Maßnahmen zur Planung und 
Durchführung von Polizeieinsätzen in Krisenregionen. Dabei wurde, so wie auch im 
militärischen Bereich, vereinbart, daß grundsätzlich auch Nicht-EU-Staaten im Rahmen der 
Krisenbewältigung mit Polizeikräften an Aktionen der EU teilnehmen können. Als künftige 
Schwerpunkte für den nicht-militärischen Bereich wurden im "Police Action Plan" für die 
Einsätze der Polizei die Stärkung des Rechtstaats, die Stärkung der Zivilverwaltung und der 
Katastrophenschutz festgeschrieben. Die Abwehr terroristischer Gewalt wird dabei als 
Schwerpunkteinsatz nachzutragen sein. 
Mit der zum militärischen Bereich parallelaufenden Vorsorge für Stabilität und Sicherheit im 
zivilen Sektor beschreitet die EU neue Wege. Dazu wird künftig, besonders im Hinblick auf 
die Bereitstellung qualifizierter Kräfte für solche Aufgaben im nicht-militärischen Bereich, 
eine enge Abstimmung mit den innenpolitischen Kompetenzen der EU-Mitglieder erfolgen 
müssen.  
7.5.6. EU-Gipfel in Göteborg 
Der Folgegipfel in Göteborg im Juli 2001 setzt im Grundsatz den eingeschlagenen Weg der 
GASP und ESVP in der vorgegebenen Richtung fort.  
Dabei nehmen die Maßnahmen im nicht-militärischen Bereich, besonders was den 
Aktionsplan für die Polizei und die Beiträge der Nicht EU-Mitglieder zu Polizeimissionen der 
EU in Krisengebieten angeht, großen Raum ein. 
Im Hinblick auf mögliche Polizeieinsätze wird zwischen den folgenden Einsatzformen 
unterschieden: 
- Einsätze zur Verstärkung lokaler Polizeikräfte, die sich auf die Bereiche Beratung, 
Ausbildung und Beobachtung erstrecken und 
- Einsätze von Polizisten mit exekutiven Befugnissen in Ergänzung oder als Verstärkung 
der örtlichen Kräfte. 
Zusätzliche Planziele im nicht-militärischen Sektor sind: 
- die Bereitstellung von bis zu 200 Experten im rechtsstaatlichen Bereich, wie Richter 
Staatsanwälte und Strafvollzugsbeamte; 
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- Entsendung von Experten aus der Zivilverwaltung und 
- Bildung eines Katastrophenschutz-Teams von bis zu 2000 Personen.356 
An der Aufstellung dieser Planungen läßt sich erkennen, daß die innere Sicherheit bereits 
entsprechenden Stellenwert erhalten hat. Ergänzende Fähigkeiten im Bereich der 
Terrorismusbekämpfung werden zusätzlich mit vorzusehen sein. 
Erwähnenswert ist die Vorstellung eines Übungskonzept der EU für den militärischen und 
nicht-militärischen Sektor. Darin wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, die vereinbarten 
Einsatzverfahren in den jeweiligen Bereichen für den autonomen Einsatz und auch im 
Zusammenwirken mit anderen Organisationen, z.B. mit der NATO und OSZE in der Praxis zu 
erproben, bevor sie unter Krisenbedingungen zur Anwendung kommen. 
Die Entwicklung von Kapazitäten, die im nicht-militärischen Einsatz in Bürgerkriegs-
situationen eingesetzt werden sollen, wie Polizeikräfte, Rechtsexperten, Such- und 
Rettungsdienste, Bevölkerungsschutz u.a.zeigt, daß sich das europäische Krisenmanagement 
nicht allein auf den militärischen Sektor beschränkt, sondern übergreifend Bereiche 
(Ordnungs- und Rechtswesen, Zivilverwaltung, wirtschaftl. Versorgung u.a.) miteinbezieht, 
die ebenfalls von den Auswirkungen einer Krise oder eines Konflikts betroffen sind. Die EU 
beschreitet mit diesem sicherheitspolitischen Ansatz neues Terrain und leitet damit auch einen 
Wandel in der europäischen Sicherheitspolitik ein.  
Zwar verfügt auch die zivile Organisation der NATO über eine Vielzahl von Ausschüssen, die 
sich auch mit Aufgaben im nicht-militärischen Bereich befassen, wie z.B. die Ausschüsse für 
zivile Notstandsplanung, Umweltschutz, wissenschaftliche Zusammenarbeit u.a..357  
Im Unterschied zur EU beziehen sich die Tätigkeiten dieser nicht-militärischen Gremien 
jedoch auf Problemfelder, die in direkter Beziehung zu den eigenen Streitkräften stehen und 
die deshalb weniger die innere Sicherheit für die betroffene Zivilbevölkerung im Blickfeld 
haben.  
7.5.7. EU-Gipfel in Laeken 
Das herausragende Ergebnis des EU-Gipfel in Laeken im Dezember 2001 ist die 
Vereinbarung über die Einrichtung eines Konvents.358 Er besteht aus über 100 Parlamentariern 
und Politikern der EU-Mitgliedstaaten und ist beauftragt, die EU-Mitgliedstaaten zu beraten 
welche Aufgaben künftig in den Bereich der EU fallen und welche Zuständigkeiten bei den 
                                                 
356 Vgl. Auswärtiges Amt, ESVP: Schlüsselprojekt der europäischen Einigung, 
 in: Internet:http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/eu_politik/gasp/esvp_html 
357 Vgl. NATO Office of Information and Press, NATO Handbook, Brussels 2001, S.231 u.ff. 
358 Vgl. Presidency Conclusions, European Council Meeting in Laeken 14 and 15 December 2001, Brussels, 
14.12. 2001, Nr.00300/01 
168 
 
nationalen Regierungen verbleiben sollen. Als Zielvorgabe für den Konvent ist die Stärkung 
des Europäischen Parlaments und der Kommission bei gleichzeitig engerer Beteiligung der 
nationalen Parlamente sowie die Erarbeitung eines Verfassungsentwurfs beschlossen worden. 
Nach Aussagen des SPD-Abgeordneten, Jürgen Meyer, der als Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages am Konvent teilnimmt, soll eine künftige Verfassung die Gewaltenteilung klar 
regeln. Denn "[...]zu mehr Demokratie in der EU müßte die eindeutige Trennung zwischen 
Regierung und Gesetzgebung in Brüssel gehören."359 Seinen Vorstellungen nach würde dann 
das Europäische Parlament und eine Staatenkammer, so wie bisher von Deutschland gefordert, 
für die Gesetzgebung zuständig sein. Dabei sollte die Staatenkammer aus dem derzeitigen 
Ministerrat hervorgehen, in dem die EU-Mitgliedstaaten schon heute durch den Europäischen 
Rat gesetzgeberisch wirken. Die Regierungsfunktionen würden von einer Kombination aus 
Europäischer Kommission und Europäischem Rat wahrgenommen werden. 
Während die politische Richtlinienkompetenz beim Europäischen Rat läge, würde die 
Umsetzung seiner Vorgaben durch die Europäische Kommission auszuführen sein.360 
Ob sich ein Machtzuwachs der EU auf Kosten der nationalen Regierungen durchsetzen läßt, 
wird von den Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten abhängen, denen es 
vertraglich zugestanden wurde, den Entwurf des Konvents zu verändern. Welchen Einfluß der 
Konvent auf die europäische Sicherheitspolitik nehmen wird, bleibt abzuwarten. 
 
 
 
                                                 
359 Koch, Dirk, "Machtzuwachs in Brüssel", in: Der Spiegel Nr.14 vom 30.3. 2002, S. 79 
360 Vgl. Ebenda 
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Tafel 6 - Der EU-Konvent in Brüssel 
Quelle: Koch, Dirk, Erste Kraftprobe, in: Der Spiegel Nr.14 vom 30.3. 2002, S. 78 
    
Erstmals nennt der Gipfel auch die Namen der zehn Beitrittskandidaten, mit denen die 
Verhandlungen für eine Aufnahme in die EU im Jahr 2004 abgeschlossen werden sollen.361 
Für den Bereich der ESVP erklärt der EU-Gipfel, wie geplant, eine erste begrenzte 
Einsatzbereitschaft der militärischen und nicht-militärischen EU-Krisenreaktionskräfte. Sie 
bezieht sich auf die Herstellung der Arbeitsbereitschaft der institutionalisierten Komitees, 
Ausschüsse und militärischen Stäbe. 
Offen ist nach wie vor, wann die noch ausstehende Vereinbarung zwischen der EU und der 
NATO über die Kooperation bei Einsätzen der EU-Kräfte bei Krise und Konflikt 
abgeschlossen wird. Die Frage, wer wem bei Kriseneinsätzen den Vortritt läßt, könnte wegen 
des Konkurrenzverhältnisses zwischen NATO und EU auf diesem Gebiet beträchtlichen 
Sprengstoff enthalten. 
Die Mitteilung über den Beginn der Erprobung der Strukturen und Verfahren im militärischen 
und nicht-militärischen Bereich für künftige EU-Operationen läßt einen fortschreitenden 
Aufbau der EU-Kapazitäten erkennen. Die Inkraftsetzung des "Police Action Plan" ermöglicht 
in Krisen und Konflikten künftig den gleichzeitigen Einsatz von   
                                                 
361 Beitrittskandidaten, wie in Laeken benannt, sind: Estland, Lettland, Litauen, Polen, Ungarn, Slowenien, 
Slowakei, Tschechien, Malta und Zypern. Verhandlungen mit Rumänien und Bulgarien sollen in 2002 beginnen 
Vgl. Internet:http://ue.eu.int/pressData/de/ec/68829.pdf (EU-Gipfel in Laeken) 
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Militär, Polizei und zivilen Experten.  
Hingegen konnte eine Einigung mit der Türkei über die Nutzung von NATO-Kapazitäten 
durch EU-Streitkräfte bisher wegen des griechischen Einspruchs nicht erzielt werden.  
Die Entwicklung von militärischen Fähigkeiten, künftig selbständig zu handeln, macht 
Fortschritte. Die Beiträge der EU-Mitglieder zur Ausrüstung der Streitkräfte im nationalen 
Rahmen fördern diesen Prozeß.  
Gleichwohl ist in Laeken auch zum wiederholten Male in der Erklärung des Europäischen 
Rates darauf hingewiesen worden, daß es sich bei den EU-Krisenreaktionskräften nicht um die 
Aufstellung einer Europäischen Armee handele.  
Das heißt auch weiterhin nur Gemeinsamkeit in der ESVP und nicht Vergemeinschaftung. 
Damit ist die Union einem Europa, das mit einer gemeinsamen Stimme spricht, auf dem 
sicherheitspolitischen Gebiet noch nicht viel näher gekommen.  
Dennoch: Fortschritte sind in Laeken durch die Fortschreibung von Vereinbarungen über die 
Mitwirkung von Drittländern und von Rußland, der Ukraine und Kanada bei künftigen EU-
Operationen erzielt worden.  
Darüber hinaus hat sich die EU in Laeken für eine internationale Schutztruppe in Afghanistan 
auf Grundlage eines UN-Mandats ausgesprochen, an der man sich gegebenenfalls, abhängig 
von Prüfungen im nationalen Bereich, beteiligen werde. Die Absicht ist zwischenzeitlich unter 
Beteiligung einzelner EU-Nationen realisiert worden.362 Der weitreichendere Vorschlag des 
belgischen Außenministers über die Aufstellung einer EU-Truppe für Afghanistan wurde 
dagegen abgelehnt, da er zu weit über die Vorstellungen der EU-Nationen hinausging. Die 
Unterstützung der EU für den Wiederaufbau in Afghanistan ist mit einem Betrag von 352 
Millionen Euro angegeben worden. Die EU wird in nächster Zukunft ein Programm für die 
gemeinsame Abwehr terroristischer Bedrohung erarbeiten.  
Ansonsten ergibt sich in Laeken für den Bereich der ESVP nicht allzu viel Neues. Der Auftrag 
an den Konvent zur Erarbeitung des europäischen Verfassungsentwurfs ist mit großen 
Erwartungen begleitet worden. Darüber hinaus wurde fortgeschrieben, was bereits auf 
vorangegangenen Treffen beschlossen worden war. Die Mitteilung über Fortschritte bestätigt 
die EU-Politik der kleinen Schritte.  
Zusammenfassend ist festzustellen, daß unter dem Eindruck des Kosovo-Konflikts auf den 
EU-Gipfeltreffen von Köln (1999) bis Laeken (2001) richtungsweisende Entscheidungen für 
die Sicherheitspolitik, von der Schaffung ziviler und militärischer Führungsstrukturen bis hin 
zur Aufstellung europäischer Streitkräfte, getroffen wurden, die zwischenzeitlich zügig 
umgesetzt bzw. konkret eingeleitet worden sind.  
                                                 
362 Vgl. http://www.operations.mod.uk/fingal/orbat.htm (International Security Assistance Force) 
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Wie der Hohe Repräsentant der EU Solana zu Recht bemerkte, hat sich die EU in der 
Ausprägung der gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik "mit 
Lichtgeschwindigkeit" bewegt. Wenn man davon ausgeht, daß der Aufbau von Streitkräften 
der EU wie geplant verläuft, wird die EU im Jahr 2003 über militärische Kapazitäten 
verfügen, die im Rahmen der Petersberg-Aufgaben eingesetzt werden können. 
Über das Einsatzkonzept der "Schnellen Eingreiftruppe" ist bisher noch wenig nach außen 
gedrungen. Bekannt ist nur, daß die nationalen Beiträge nicht zu einer europäischen Armee 
zusammengefügt werden, sondern daß ihre Verfügbarkeit abhängig sein wird von der 
Entscheidung der jeweiligen EU-Staaten.  
Das bedeutet, daß dieser europäische Streitkräfte-Mix von Fall zu Fall in unterschiedlicher 
Zusammensetzung zum Einsatz kommen wird. 
Die Chance, diese europäischen Krisenreaktionskräfte der EU bereits im Frieden zu 
unterstellen und sie auf der Grundlage des EVG-Modells363 nach einheitlichen europäischen 
Normen zusammenzufassen, zu erproben und einzusetzen, wird somit nicht genutzt. 
Der offensichtlich fehlende Wille der EU-Mitglieder ihre nationalen Souveränitätsrechte in 
der Außen-,Sicherheits- und Verteidigungspolitik an die Union zu übertragen, wird den Inter-
gouvernementalismus in diesem Bereich vorerst weiterhin fortschreiben.  
Die Möglichkeiten, die sich jedoch aus einer gemeinschaftlichen Politik auf diesem Gebiet 
ergeben, könnten auch durch die EU-Mitgliedstaaten durchaus vorteilhaft genutzt werden. Die 
folgenden Beispiele sollen dieses verdeutlichen: 
Die europäischen Kräfte für die militärischen und nicht-militärischen Kriseneinsätze, die 
bereits ab 2003 zur Verfügung stehen, sollten bereits in konfliktfreien Zeiten der EU 
unterstellt werden. Das wäre von Vorteil für eine gründliche militärtaktische Vorbereitung 
dieser "Schnellen Eingreiftruppe", die damit, statt in nationaler Zuständigkeit, nach 
einheitlichen Kriterien durch gemeinsame Ausbildungs- und Übungsvorhaben auf künftige 
Einsätze vorbereitet würde.Vor dem Hintergrund der besonderen Aufgaben in Krisen- und 
Konfliktsituationen, wäre dann sichergestellt, daß das internationale Mix von militärischen 
und nicht-militärischen Kräften das Auftragsspektrum der Petersberg-Aufgaben effektiv 
abdecken könnte. 
Nachdem eine zeitlich definierte Zuordnung nationaler Kräfte an die EU bereits in 
konfliktfreier Zeit vollzogen wäre, würden zudem kraftraubende Abstimmungsprozesse im 
nationalen Bereich entfallen. Eine solche begrenzte Delegation der Befehlsgewalt an die EU 
über einen Bruchteil der Streitkräfte sollte von den Nationen verkraftet werden, zumal der 
                                                 
363 Vgl. Kielmannsegg Graf, Adolf, Der Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft, in: Europa 
Archiv 1952, Bd.7, Frankfurt/M 1952, S.5009 u.ff. 
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größte Umfang des militärischen Kräftepotenzials unverändert in nationaler Verfügungsgewalt 
verbliebe. 
Das ist, zugegeben, ein gewagter Vorschlag, der in den nationalen Hauptstädten auf wenig 
Gegenliebe stoßen wird, weil damit der Fuß in die Tür zur gemeinschaftlichen ESVP gestellt 
wird - für die teilnehmende Truppe jedoch wäre eine solche Lösung im Sinne der 
Vorbereitung auf die neuen Inhalte künftiger Einsätze von großem Vorteil. 
Die Übertragung von nationalen sicherheits- und verteidigungspolitischen Zuständigkeiten an 
die EU für das Modell" Krisenreaktionskräfte" würde den europäischen Einigungsprozeß 
positiv befördern und den möglichen Einstieg in eine Europäische Armee erleichtern.  
Ein weiterer Vorteil ergäbe sich bei gemeinschaftlicher Sicherheitspolitik aus der funktionalen 
Aufteilung von militärischen Aufgaben zwischen den EU-Mitgliedstaaten.  
In Anbetracht der abgesenkten Bedrohung werden sich Umfang und Strukturen der 
europäischen Streitkräfte an die neue Lage anpassen müssen. Das bedeutet nicht nur 
Streitkräftereduzierung, sondern schließt auch die Angleichung der Streitkräftestrukturen an 
die neue Situation mit ein. Aus dieser Sicht erhebt sich die Frage, ob jeder EU-Staat auch 
künftig noch Streitkräfte unterhalten muß, die aus Komponenten von Heer, Marine und 
Luftwaffe bestehen.  
Würde es stattdessen nicht ausreichen, wenn die EU-Staaten in Zukunft nur noch ausgewählte 
Teilstreitkräfte nach strategischen Gesichtspunkten aufstellten, die dann in Krisensituationen 
im Verbund mit Streitkräftekomponenten anderer EU-Mitglieder in gefährdeten Regionen 
einzusetzen wären? 
In der Praxis hieße das, daß beispielsweise bestimmte EU-Staaten mit Vorrang 
Luftwaffenverbände betreiben würden, während andere Mitgliedstaaten für die Bereitstellung 
von Landstreitkräften, Marineeinheiten oder spezialisierten Truppenteilen verantwortlich 
wären.  
Der Vorteil eines solchen Konzepts der Aufgabenteilung läge im Unterschied zur 
gegenwärtigen Einsatzkonzeption im rationaleren Einsatz militärischer Kräfte, die insgesamt, 
nach dem Prinzip der Bündelung, um einen beträchtlichen Prozentsatz verringert werden 
könnten.  
Nachdem feindliche Massenheere nicht mehr an europäischen Grenzen zu erwarten sind, 
könnte man mit einem solchen Modell viel Geld sparen. 
In Anbetracht der Bedrohung durch den Terrorismus könnte dann das nicht benötigte 
personelle und finanzielle Potenzial in Bereiche der inneren Sicherheit verlagert oder zur 
dringend erforderlichen Modernisierung der Streitkräfte eingesetzt werden.  
Skeptiker solcher Gedanken wissen, daß Kriegführung und der Ablauf von Kriegen im 
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 21. Jahrhundert anders aussehen werden als bisher. Die Massenkriege zwischen Staaten und 
Koalitionen, die das vergangene Jahrhundert noch gekennzeichnet haben, wird es nicht mehr 
geben. 
Die Vorstellungen über die Kriegsformen der Zukunft gehen jedoch weit auseinander. 
  " Sind es die in Intensität, territorialer Ausdehnung und Kriegszielen untereinander sehr verschiedenartigen 
'kleinen Kriege', eine Mischung aus Guerilla-Aktion mit punktueller Gewalt und politischer Propaganda?[...] 
Werden es irgendwo auf der Welt geplante und und in anderen Ländern, auf anderen Kontinenten durchgeführte 
Attentate und Terrorakte sein?[...] 
Der Krieg der Zukunft wird ein Hybrid-Krieg sein, in dem fast alle traditionellen Waffen und Kampfformen mit 
allermodernster Technologie kombiniert werden können [...] Es wird ein Krieg sein, der nicht mehr mit hoher 
Ausschließlichkeit auf Staaten als Akteure konzentriert bleibt. Im Gegenteil: Staaten werden zu Angriffszielen 
nicht-staatlicher Kriegsakteure, die ihrereseits Staatsmacht für sich instrumentalisieren. Staatliche Souveränität 
und die Schutzfunktion von Staatsgrenzen verlieren an Bedeutung. Krieg war niemals ein rein 
zwischenstaatliches Phänomen.In Zukunft wird er es noch weniger sein."364 
Die Bereitschaft die künftige Struktur der europäischen Streitkräfte an diesem Kriegsbild 
auszurichten, heißt Abschied zu nehmen von alten überholten Vorstellungen. Die deutlich 
erkennbare Absicht, sich den veränderten Verhältnissen auzupassen und die ESVP an den 
neuen Konditionen auszurichten ist ein Gebot der nächsten Jahre. Es wäre zugleich Ausdruck 
eines gemeinsamen europäischen Willens, die Sicherheitslage nunmehr selbst fest in den Griff 
zu nehmen. 
Kritiker dieses Vorschlages könnten einwenden, daß sich ein solches Konzept des rationalen 
Einsatzes von Streitkräften nicht nur auf EU-gemeinschaftlicher, sondern auch auf der Basis 
des Intergouvernementalismus verwirklichen ließe. Das ist zwar grundsätzlich denkbar, 
jedoch vor dem Hintergrund der Vielfalt nationaler Interessen auch schwieriger 
durchzusetzen. Man sollte deshalb den gemeinschaftlichen Weg gehen.  
Trotz der Fortschritte, die in den letzten zwei Jahren, besonders in der Ausformung der ESVP 
gemacht wurden, gibt es noch Handlungsbedarf in verschiedenen Sektoren dieser Politik. 
Regelungen und Korrekturen beziehen sich dabei auf: 
- die Bekanntgabe einer eindeutigen Erklärung, ob EU-Einsätze nur bei Vorlage eines 
Mandats des UN-Sicherheitsrats erfolgen werden oder ob militärisches Engagement auch 
ohne ein solches Mandat möglich ist; 
- die ständige Zusammenarbeit der EU mit Rußland, der Ukraine und Kanada, auch im 
Bereich der ESVP. Solch ein Zusammenwirken auf sicherheits- und 
verteidigungspolitischer Ebene sollte im Rahmen von Konsultationen und 
                                                 
364 Bredow von, Wilfried, Die Zukunft des Krieges, in: FAZ Nr.225 vom 27.9. 2001, S.11 
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Informationsaustausch bereits in konfliktfreier Zeit institutionalisiert werden, um eine 
Transparenz von militärischen Planungen und konkreten Maßnahmen sicherzustellen; 
- den Antrag der Türkei auf Beitritt zur EU. Dieses Gesuch Ankaras wurde von der EU 
bisher mit dem Hinweis auf Menschenrechtsverletzungen in der Türkei abgewiesen. Seit 
Dezember 1999 nimmt die Türkei den Status eines Beitrittskandidaten ein.365 Für die EU 
wäre es nur von Vorteil, ihre bisher ablehnende Haltung aufzugeben und eine türkische 
Vollmitgliedschaft bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt zuzulassen. Zumal die 
Einhaltung von Menschenrechtsbestimmungen in der Türkei effektiver durch eine direkte 
Einflußnahme auf den Antragsteller zu beeinflussen ist, anstatt die EU-Aufnahme mit 
ständigem Hinweis auf die Nichterfüllung der vorgegebenen Beitrittskonditionen 
abzulehnen. Mit Blick auf die terroristische Bedrohung durch islamistische Gruppen 
können die Auswirkungen einer türkischen EU-Mitgliedschaft auf die islamischen 
Nachbarländer nicht hoch genug eingeschätzt werden. Das Verständnis der anderen EU-
Mitgliedstaaten für die Ursachen terroristischer Aktivitäten und für Möglichkeiten ihrer 
Abwehr könnte davon nur profitieren;  
- das Verhalten von EU-Mitglied Dänemark, das sich nicht an Maßnahmen der EU mit 
verteidigungspolitischen Bezügen beteiligt. Eine baldige Rückkehr Dänemarks in den 
verteidigungspolitischen EU-Verbund mit allen Rechten und Pflichten sollte von der EU 
als besondere Herausforderung verstanden werden und im Interesse beider Parteien liegen; 
- die Frage des Einsatzes der britischen und französischen Nuklearwaffen, die sich bisher in 
ausschließlich nationaler Verfügung befinden. Eine Klärung sollte rechtzeitig vor 
Verabschiedung einer gemeinsamen Sicherheitsstrategie erfolgt sein. Der Verbleib dieser 
Waffen unter nationalem Verschluß wäre in diesem Zusammenhang empfehlenswert; 
- die Einbindung der zehn Beitrittskandidaten aus Mittel- und Osteuropa in die gemeinsame 
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die im Interesse eines effektiven 
Zusammenwirkens mit den EU-Mitgliedstaaten frühzeitig erfolgen sollte; 
- die zwingende Notwendigkeit zur Erarbeitung eines strategischen Einsatzkonzeptes für 
die europäischen Streitkräfte, das die Ziele der ESVP und die verteidigungspolitischen 
Leitlinien und Schwerpunkte definiert. 
Dabei kommt es besonders darauf an, der jüngsten sicherheitspolitischen Entwicklung, 
unter Berücksichtigung der terroristischen Anschläge gegen die USA vom 11. September 
2001, Rechnung zu tragen. Zusätzlich sind in diesem Zusammenhang auch die seit 1992 
unveränderten Petersberg-Aufgaben zu überarbeiten, die um Aufgaben zur Terrorismus-
bekämpfung ergänzt werden müßten. 
                                                 
365 Vgl. Lippert, Barbara, Erweiterung, in: Weidenfeld, Werner, Europa von A bis Z, Bonn 2000, S.126 
175 
 
Wenn die EU noch lange mit der Erarbeitung eines solchen Konzeptes zögert, läuft sie 
Gefahr ein Krisenmanagement unter Zwängen tagespolitischer Forderungen zu führen. 
Das wäre nicht wünschenswert; 
- die Mitgliedschaften in EU und NATO, die nicht kongruent sind. Während derzeit sechs 
europäische NATO-Staaten nicht der EU angehören, sind vier EU-Staaten nicht 
Mitglieder der NATO und auch nicht Mitglieder der WEU.366 Da solche inkongruenten 
Mitgliedschaften das Risiko in sich tragen, die interne Zusammenarbeit durch 
Blockierung von Beschlüssen zwischen EU und NATO zu behindern, sollte dieses 
Problem im Interesse der Beteiligten zügig aus der Welt geräumt werden. Langfristig wäre 
eine Kongruenz der EU- und NATO-Mitgliedschaften anzustreben;367 
- die Krisenvorsorge, die vor Ausbruch eines Konfliktes einzusetzen hat und die auf die 
politischen, sozialen und ökonomischen Aspekte im Krisengebiet eingehen muß. Dabei ist 
nicht nur Politikberatung erforderlich, sondern ebenso Abstimmung mit der OSZE, um 
angesichts des Einsatzes von nicht-militärischen Kräften der EU redundante Aktivitäten 
und Aufbau von Doppelstrukturen zu vermeiden; 
- den weiteren Aufbau einer eigenständigen europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik, der gleichzeitig die Stärkung des nordatlantischen Bündnisses 
bewirken und die Entwicklung der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsidentität 
(ESVI) im Bündnis sichtbar machen sollte. Eine Konkurrenz zwischen der EU und der 
NATO ist dabei auszuschließen.  
Zur Zeit besteht die große Herausforderung für die EU darin, ihr eigenen Stärken zu 
entwickeln und zur Geltung zu bringen. Das wird die EU-Mitgliedstaaten viel Geld kosten 
und den zeitlichen Rahmen der Realisierung entsprechend weit strecken. Die Palette 
sicherheitspolitischer Mittel und Instrumente in Europa ist durch den verteidigungspolitischen 
Beitrag der EU im Begriff noch bunter und interessanter zu werden. Außer der 
Handlungsfähigkeit auf wirtschaftlichem Gebiet wird die EU in Zukunft ebenfalls fähig sein, 
durch Einsatz militärischer und nicht-militärischer Kapazitäten in europäischen 
Krisengebieten für Frieden und Stabilität zu sorgen. Bei anhaltender Entschlossenheit der 
Europäer müßte dieses Ziel zu erreichen sein. 
                                                 
366 Nicht-EU-Mitglieder der NATO sind: Ungarn, Tschechien, Polen, Island, Norwegen, Türkei 
  Nicht-NATO-Mitglieder der EU sind: Irland, Finnland, Österreich, Schweden 
  Das WEU-Vertragswerk existiert immer noch, trotz Übertragung der WEU Funktionen auf die EU. 
367 Vgl. Wiesmann, Klaus, Die Entwicklung der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, in: 
 
 Europäische Sicherheit 5/2001, S.18  
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7.6. Zwischenergebnisse 
Durch die dreißigjährige Entstehungsgeschichte der europäischen Sicherheitspolitik wird 
erkennbar, wie sehr sich die Sicherheitsstrukturen in Europa verändert haben, wie sie in 
Bewegung geraten sind und wie noch nicht abzusehen ist, zu welchem Sicherheitsgefüge sich 
diese Strukturen künftig verbinden werden.  
Dabei hatte die Entstehung der europäischen Sicherheitspolitik auf kleiner Flamme begonnen. 
Nach der Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl im Jahr 1951 (EGKS) kam es im Rahmen der Römischen Verträge 1957 zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und zur Europäischen Atomgemeinschaft 
(EURATOM). Per Fusionsvertrag sind die Exekutiv-Organe der drei Europäischen 
Gemeinschaften im Jahr 1967 integriert worden.  
Nach den wirtschaftlichen Zusammenschlüssen wurde bereits Ende der sechziger Jahre durch 
die Gründerstaaten nach Möglichkeiten gesucht, auch auf politischem Gebiet zusammen-
zuarbeiten. 
Mit der Gründung der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) im Jahr 1970 wurde 
ein zentrales Instrument geschaffen, das die Außenpolitiken der Mitgliedstaaten koordinieren 
sollte. Das geschah auf intergouvernementaler Ebene, auf der Ebene von Dialogen und 
Konsultationen. Dabei ging man noch auf dünnem Eis, zumal auch die Abgabe nationaler 
Souveränitätsrechte in diesem frühen Stadium nicht zur Debatte stand. Nachdem die EPZ in 
der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vertraglich festgeschrieben wurde - die EEA 
erweiterte die Konsultationen der EU-Mitglieder auch auf Aspekte der Sicherheit - führte der 
Vertrag von Maastricht zur Einrichtung der GASP. Dabei haben äußere Ereignisse, wie der 
Fall der Mauer und der wirtschaftliche und militärische Zusammenbruch des Ostblocks mit 
dazubeigetragen, die EU-Mitglieder in einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
zusammenzuschließen. Die Aussage in Artikel 4 des Maastrichter Vertrages, wonach zur 
GASP "[...]auf längere Sicht auch die Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik 
gehört, die zu gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte", weckte 
Hoffnungen auf ein zügiges Zusammengehen der EU-Staaten auch auf diesem Gebiet.  
Wer allerdings glaubte, daß die EU von nun an auf außen- und sicherheitspolitischer Ebene 
gemeinschaftlich handeln und mit einer Stimme sprechen würde, sah sich getäuscht.  
Zwar hatten sich die EU-Mitglieder Instrumente wie gemeinsame Standpunkte und 
gemeinsame Aktionen geschaffen, mit denen sie koordinierte Auffassungen vertraten oder 
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abgestimmte Maßnahmen im außen- und handelspolitlischen Bereich einleiteten, auf 
sicherheitspolitischem Gebiet jedoch trat die EU vorerst nicht auf.  
Der politische Wille der europäischen Mitgliedstaaten, sich in der Außen- und 
Sicherheitspolitik gemeinsam zu engagieren und aktiv zu handeln, war einfach noch nicht 
vorhanden. Das kam besonders deutlich im Jugoslawienkonflikt zum Ausdruch, wo letztlich 
erst durch die Initiative der USA und mit dem Vertragsabschluß von Dayton, USA, eine 
vorübergehende Beruhigung eintrat.  
Für die Zurückhaltung der EU-Mitglieder, sich stärker in eine gemeinsame Sicherheitspolitik 
einzubringen, gab es Gründe. Sie beinhalteten die Auffassung, daß ihre sicherheitspolitischen 
Bedürfnisse durch die NATO- Mitgliedschaft hinreichend abgedeckt seien. Außerdem waren 
zahlreiche EU-Mitglieder nicht bereit, sich bei einem stärkeren Engagement in der 
europäischen Sicherheitspolitik durch möglichen Transfer nationaler Rechte in die Hände 
einer europäischen Zentralbehörde zu begeben. 
So änderte sich mit Einführung der GASP für die Außen- und Sicherheitspolitik der EU nicht 
allzu viel. Die Verlagerung von Souveränitätsrechten im außen- und sicherheitspolitischen 
Bereich hin zur EU stand somit nicht zur Debatte. Die wichtigen Entscheidungen wurden nach 
wie vor in den Mitgliedstaaten getroffen. Daran hat sich auch nach Abschluß des Vertrages 
von Amsterdam nichts geändert. Immerhin war mit Übernahme der Petersberg- Aufgaben368 
der Bereich abgesteckt worden, in dem die EU künftig tätig sein würde. Das bedeutete, daß 
die EU vom aktiven Einsatz in Krisen bis hin zu Kampfeinsätzen im Rahmen der 
Friedenserzwingung bereit war. Die EU-Mitgliedstaaten wollten von nun an durch 
Einmischung in bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen selbst für die Wiederherstellung 
von Frieden und Ordnung sorgen, ohne auf Hilfe von Außen angewiesen sein. 
Die Bestätigung im Amsterdamer Vertrag, daß die Verpflichtungen einiger Mitgliedstaaten 
nicht berührt seien, die ihren Schutz durch die kollektive Verteidigung der NATO gesichert 
sahen, wiederholte die Aussage der EU aus dem Maastrichter Vertrag. Damit kam zum 
Ausdruck, daß die Kompetenz der NATO in der Verteidigung des Bündnisgebietes durch die 
Union nicht in Frage gestellt wurde. Die EU sah ihren Einsatzbereich vorrangig in der 
Konfliktverhütung und Konfliktbewältigung. Durch Bereitstellung der Mittel für die 
Übernahme der Petersberg-Aufgaben sah die EU ihren Weg, dem amerikanischen Bedürfnis 
nach einem "burden-sharing" entgegenzukommen. 
Auf dieser Grundlage wollte sich die EU zu einem Pfeiler innerhalb des transatlantischen 
Bündnisses entwickeln. Dieser stützte die transatlantische Allianz und verkörperte zugleich 
die europäische Fähigkeit, mit Krisen und Konflikten in Europa künftig allein fertig zu 
werden. 
                                                 
368 Vgl. Vertrag von Amsterdam,a.a.O., S.28 
178 
 
Mit der britisch-französischen Initiative von St. Malo, in der Großbritannien und Frankreich 
entschieden hatten, sich stärker in der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik  
zu engagieren, kam mehr Bewegung in die GASP. Man war nunmehr bereit die Streitigkeiten 
in Europa selber zu schlichten, unabhängig von den Amerikanern. Diese Überzeugung hatte 
sich in Paris und London, aber auch in allen anderen EU-Mitgliedstaaten durchgesetzt.369  
Unter dem Eindruck des Kosovo-Konfliktes, in dem die unzureichende Handlungsfähigkeit 
der Europäer erneut deutlich wurde, kam es im Juni 1999 auf dem EU-Gipfel in Köln zu 
wichtigen Beschlüssen, die die Weichen für die Entwicklung der gemeinsamen Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) stellten. Dazu zählte die Integration der 
Funktionen der WEU in die EU und die Entscheidung für den Aufbau eines politischen, 
militärischen und nicht-militärischen Krisenmanagements. Diese Beschlüsse sind 
zwischenzeitlich über die EU-Folge-Gipfelkonferenzen konkretisiert und erweitert worden. 
Während das Politische und Sicherheitspolitische Komitee, der EU-Militärausschuß, der EU-
Militärstab und der Ausschuß für zivile Aspekte des Krisenmanagement bereits voll 
arbeitsfähig sind, wird das "Headline Goal", die Aufstellung europäischer Streitkräfte in 
Korpsstärke, erst 2003 erreicht sein. 
Allerdings ist in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daß es sich bei den der EU 
gemeldeten Truppenkontingenten nicht um neue oder zusätzliche Streitkräfte handelt, sondern 
um bereits bestehende nationale Verbände, die nach dem "double head principle" entweder der 
UNO, der NATO oder der EU vorübergehend für Einsätze zur Verfügung gestellt werden.370 
Bei einer Rückschau auf die Entwicklung der GASP/ESVP sind Fortschritte im Hinblick auf 
die Vertiefung der europäischer Einigung und die Ausformung der GASP, besonders aber der 
ESVP, nicht abzustreiten. Die Ausformung eines eigenständigen europäischen Pfeilers im 
nordatlantischen Bündnis, der mit der Aufstellung eines europäischen Streitkräftepools für die 
Übernahme der sogenannten Petersberg-Aufgaben im Jahr 2003 zur Verfügung stehen wird, 
wäre vor zehn Jahren noch undenkbar gewesen.  
Vielen Menschen ist dennoch die Entwicklung nicht rasch genug vorangegangen. Sie 
kritisieren zudem, daß sich die GASP/ESVP bisher nicht als außen- und sicherheitspolitisches 
Pendant zur wirtschaftlichen Kraft der EU entwickelt habe. 
Die hochangesetzte Erwartungshaltung in Bezug auf eine zügigere Realisierung der GASP 
und ESVP ist bei zahlreichen Bürgern wahrscheinlich durch das für europäische Verhältnisse 
rasche Tempo der Entscheidungen auf den EU-Ratstagungen von Köln bis Laeken verursacht 
worden. Vor dem Hintergrund der europäischen Geschichte, die primär durch Kriege der 
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europäischen Nationalstaaten gegeneinander bestimmt war, ist jedoch bei Verwirklichung der 
gemeinsamen Sicherheitspolitik Gelassenheit angezeigt; nicht zuletzt deshalb, um jedem 
beteiligten EU-Staat die Möglichkeit einzuräumen, den eingeschlagenen Weg im eigenen 
Land hinreichend zu erklären und mehrheitliche Zustimmung zum gemeinsamen Vorhaben zu 
gewinnen. Die Förderung und Herausbildung einer europäischen Identität bei den Bürgern 
würde die Durchsetzung europäischer Anliegen erheblich unterstützen. 
Die Anliegen der europäischen Sicherheitspolitik könnten zudem befördert werden, wenn die 
EU-Mitgliedstaaten bereit wären, ihre Souveränitätsrechte in der Außen- und 
Sicherheitspolitik an die EU abzugeben, weil, wie Winfried Böttcher371 mit Blick auf die EU-
Finalität hinweist, die Union nur dadurch einen ihrer Bedeutung angemessenen Einfluß auf die 
Weltpolitik ausüben kann. 
Damit würde sich die EU in der Säule 2 von der bisherigen Form des Staatenverbundes 
trennen und sich in Richtung eines föderalistischen Systems bewegen. Sie würde durch die 
Vergemeinschaftung der Außen- und Sicherheitspolitik die Gestalt eines neuen Souveräns 
annehmen. Mit solcher Stärkung der Union ginge eine Abnahme der Bedeutung der 
europäischen Nationalstaaten einher. Die nationale Identität würde sich schwerpunktmäßig auf 
die Übereinstimmung mit Wertvorstellungen in mehr örtlichen Bezügen beschränken; eine 
Perspektive, die dazu beitragen könnte, künftig Streit in Europa abzubauen.  
Sollten die europäischen Staaten nicht in der Lage sein, solch weitreichende Beschlüsse zu 
fassen, wird es bei dem bisherigen Zusammenwirken der Mitgliedstaaten auf 
intergouvernementaler Ebene bleiben, auf der außen- und sicherheitspolitische 
Entscheidungen mehr oder weniger von Fall zu Fall abgestimmt werden.  
Es wäre bedauerlich, wenn die EU über solchen Lösungsansatz nicht hinaus käme. 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Umsetzung und Konkretisierung der EU- 
Beschlüsse hinsichtlich der GASP und ESVP bisher in einem relativ raschen Tempo 
vollzogen worden sind. 
Wenn diese erkennbare Zielstrebigkeit beibehalten werden kann, wird das Planziel, der 
Aufbau einer eigenen militärischen Handlungsfähigkeit zur Durchführung der Petersberg-
Aufgaben, bis 2003 erreicht werden. Damit wird sich dann die EU zu einem Partner 
entwickelt haben, der gemeinsam mit NATO und OSZE Anspruch auf Mitwirkung bei der 
Konstruktion der künftigen europäischen Sicherheitsarchitektur erheben wird.  
Europa besinnt sich somit erstmals wieder nach dem Ende der bipolaren Ordnung auf seine 
Kraft und auf seine Verpflichtung, von sich aus die Sicherheitsordnung Europas aktiv 
mitzugestalten. Dabei ist zu hoffen, daß dieses Mal die Anstrengungen der Europäer über die 
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lauen Versuche hinausgehen, die WEU als bewaffneten europäischen Arm bei der NATO ins 
Spiel zu bringen.  
Die Entwicklung einer operativen Krisenreaktionstruppe und die zusätzliche Fähigkeit zum 
zivilen Krisenmanagement entspricht den derzeitigen Möglichkeiten der EU-Mitglieder zur 
Durchführung überschaubarer Aufgaben bei der Bewältigung/Verhinderung von Konflikten. 
Diese Maßnahme wird geeignet sein, den transatlantischen Partnern den Rücken freizuhalten 
für die Übernahme von militärischen Aufgaben in anderen Regionen. 
Eine klare und eindeutige Perspektive über die Strukturen zukünftiger europäischer Sicherheit 
zeichnet sich gegenwärtig noch nicht ab. Dazu sind noch zu viele Fragen unbeantwortet. 
Wird der jetzige Versuch zur gemeinsamen Durchführung einer europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik erfolgreicher verlaufen als die Bemühungen der Westeuropäer vor fünfzig 
Jahren bei der Verwirklichung der EVG ?  
Wird es dabei gelingen, von einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik zu einer 
vergemeinschafteten Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik überzugehen? Werden 
die EU-Mitglieder bereit sein Konsequenzen, aus der neuen Lage, die sich seit dem 
11.September ergeben haben, für die innere und äußere Sicherheit zu ziehen?  
Die bereits erkennbaren Tendenzen und Zwänge auf EU-Ebene, eng in sicherheits- und 
verteidigungspolitischen Fragen und Problemstellungen zusammenzuarbeiten, lassen 
grundsätzliche Trends zum militärischen Zusammenschluß erkennen. Zumal die Integration 
auf der militärischen Truppenebene ohnehin kein Problem darstellt und das Zusammenlegen 
von militärischen Fähigkeiten, wie z.B. im Bereich von Transport, Streitkräfteführung und 
Aufklärung, aber auch in anderen Bereichen des militärischen Einsatzes, sinnvoll und denkbar 
ist. Dabei sollte auch das Zusammenfassen von militärischen Funktionen der Teilstreitkräfte 
im europäischen Rahmen in Betracht gezogen werden, weil zum Schutz der äußeren Grenzen 
der EU, zumindest aus strategischer Sicht, nicht jeder Mitgliedstaat mehr über sämtliche 
Teilstreitkräfte verfügen muß. Der Rationalisierungsgewinn ist dabei in Millionen EURO zu 
messen und könnte zur Beseitigung von Defiziten verwendet werden. 
Zwar besagen die Beschlüsse von Helsinki ausdrücklich, daß die Aufstellung einer 
europäischen Armee nicht geplant sei, dennoch wäre eine einheitliche europäische 
Verteidigungsstruktur, das heißt: integrierte europäische Streitkräfte, ein wünschenswertes 
Ziel. Denn auf diese Weise würde Europa dann auch in der NATO mit einer Stimme sprechen 
und in der Durchsetzung sicherheitspolitischer Vorstellungen gegenüber dem amerikanischen 
Bündnispartner ein ganz anderes Gewicht einbringen können. 
Aus diesem Grund sollte die strategische Perspektive der Verwirklichung einer 
gemeinschaftlichen Verteidigung der Union nicht schon jetzt ausgeschlossen werden, weil 
langfristig, auch mit Blick auf die Erweiterung der Union, eine Integration der militärischen 
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Kräfte ein Gesetz der Vernunft ist. Eine Politik der kleinen Erfolge mag hier auf lange Sicht 
zum Ziel führen. 
Unbeantwortet ist die Frage, ob die EU eine Verpflichtung zur kollektiven Verteidigung 
künftig übernehmen wird oder aber ob sie den bisherigen offenen sicherheitspolitischen 
Verbund, in dem es den Mitgliedstaaten freigestellt ist, sich an EU-Krisenoperationen zu 
beteiligen, auch für den Bereich der Verteidigung fortschreibt. Das Problem wird sich akut bei 
der Aufnahme der Beitrittskandidaten aus Osteuropa stellen. Durch die stark verringerte 
militärische Bedrohung der europäischen Außengrenzen hat die kollektive Verteidigung 
beträchtlich an Bedeutung verloren. Stattdessen steht künftig für die Union die 
Aufrechterhaltung von Frieden und Stabilität in dem heterogenen Mix von bis zu 28 
Mitgliedstaaten (einschließlich Malta, Zypern und Türkei) im Vordergrund. Die EU und die 
NATO werden in der Zukunft voraussichtlich mit einer annähernd gleichen Anzahl von 
Mitgliedstaaten unterhalb des Verteidigungsauftrages mit gleichem Aufgabenspektrum für 
Krise und Konflikt parallel nebeneinander stehen. 
Eine solche Duplizierung von Aufträgen und Kräften, die zudem zu Interessenkonflikten 
führen könnte, sollte vermieden werden. 
Der sicherheitspolitische Zusammenschluß beider Organisationen, würde das Rad der 
Geschichte zurückdrehen und die Herstellung und Aufrechterhaltung der autonomen 
Handlungsfähigkeit der Europäer gefährden. Denn durch die notwendige Abstimmung mit 
dem nordamerikanischen Bündnispartner wäre ein uneingeschränkt selbständiges Handeln der 
Europäer nicht, wie angestrebt, möglich. 
Eine Auflösung der NATO könnte sich bei akuter Veränderung der sicherheitspolitischen 
Lage als Fehlentscheidung erweisen und würde zugleich die amerikanische Partnerschaft aufs 
Spiel setzen. Was also ist zu tun? Eine weitere Lösungsmöglichkeit bestünde in einer 
Aufgabenteilung zwischen beiden Organisationen. Dabei würde mit Vorrang die 
Zuständigkeit der Union für das europäische Krisenmanagement festzuschreiben sein, 
während die NATO das Paket der kollektiven Verteidigung behielte, um sich zusammen mit 
den USA an der Lösung globaler Probleme, wie Unterbindung des Drogenhandels, 
Verhinderung der Weitergabe von Massenvernichtungswaffen, Umweltschutz und 
Terrorbekämpfung, zu beteiligen. 
Um einen Interessenkonflikt zwischen beiden Organisationen zu vermeiden, ist eine baldige 
Lösung dieses brisanten Problems auf politischer Ebene geboten. 
Denn derr Weg zur "[...]Festlegung einer gemeinsamem Verteidigungspolitik, die zu 
gegebener Zeit zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte“372, wie es im Maastrichter 
Vertrag heißt, ist noch mit zahlreichen Unebenheiten versehen, die es zu glätten gilt. 
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Die nächsten Etappenziele werden mit Aufstellung der europäischen Krisenreaktionstruppe im 
Jahr 2003 und mit Beginn der möglichen Erweiterung der EU im Jahr 2004  angesteuert.  
Zur Zeit ist mit Blick auf die für europäische Sicherheit zuständigen Organisationen und 
Bündnisse, wie NATO, EU und OSZE durchaus die Bereitschaft zur Kooperation 
festzustellen. Nachdem die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der NATO, der EU und 
der OSZE weitgehend festgeschrieben worden sind, beschränkt sich das bereitwillige, 
aufgabenteilige Zusammenwirken dieses Terzetts jedoch eher im Nebeneinander denn im 
Miteinander. So gesehen ist die Entwicklung einer künftigen europäischen 
Sicherheitsarchitektur aus " einem Guß" zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht erkennbar. 
Stattdessen hängt ihre Stabilität von einem Fundament ab, für das die drei Organisationen 
verantwortlich zeichnen. 
Wenn also Dieter Wellershoff die gegenwärtige europäische Sicherheitsarchitektur als 
"[...]strukturelles Chaos" (bezeichnet), in dem sich die europäischen Staaten in einer Vielzahl 
von Schnittmengen unterschiedlicher Strukturen bewegen"373, kann als Folge nur die 
Forderung nach Umwandlung des gegenwärtigen Zustandes in ein kohärentes Gefüge lauten. 
In der Vergangenheit haben Ereignisse wie der Zusammenbruch des Ostblocks und der 
Konflikt im Kosovo Impulse an die EU ausgesandt, die die Entwicklung ihrer Außen- und 
Sicherheitspolitik beschleunigt haben. Ein ähnlicher Effekt mag von den jüngsten 
terroristischen Anschlägen in den USA ausgehen, die ebenfalls zum Zusammenrücken der 
europäischen Nationen im Bereich der Sicherheit geführt haben. Man darf auf den weiteren 
Verlauf der Entwicklung zu einem tragfähigen Verbund für die Sicherheit in Europa gespannt 
sein.  
Wenn die europäische Außen- und Sicherheitspolitik eine Zukunft haben will, dann ist es 
besonders wichtig, daß sie sich auf diesem Weg mit einem strategischen Konzept ein 
langfristiges Profil gibt. Es sollte begleitet sein von einem Plan, der auf einer Zeitachse 
gesteckte Ziele definiert.  
Voraussetzung für einen glaubwürdigen Einstieg in die sicherheitspolitische Arena ist die 
Bereitschaft zur Modernisierung der Streitkräfte. Sie bedeutet Schließung der Schwachstellen 
in den Bereichen: 
- Aufklärung (Aufklärungsdrohnen, Satelliten); 
- Kommunikation (Vernetzung von Quellen); 
- Hochtechnologie-Waffen (Abstandswaffen); 
- Mobilität (Lufttransport, Luftbetankung).374 
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Die damit verbundenen hohen finanziellen Kosten werden durch die Budgets der europäischen 
Nationalstaaten, ohne schmerzhafte Einschnitte in anderen Bereichen, kaum bereitgestellt 
werden können. Nachdem die europäischen NATO-Staaten zur Zeit noch ca. 2,3 Mio. 
Soldaten unter Waffen halten, die USA dagegen nur etwa 1,4 Mio. und Rußland ca. 1,0 Mio., 
sollte, vor dem Hintergrund der verringerten äußeren Bedrohung, über eine Reduzierung des 
europäischen Streitkräfteumfanges zur Einsparung von Kosten nachgedacht werden.375 
Winfried Böttcher schreibt dazu: 
"Eine gemeinsame, integrierte, gut ausgerüstete europäische Berufsarmee - gemessen an dem existierenden 
Bedrohungspotential - braucht mit Sicherheit eine Stärke von 500 000 Soldaten nicht zu übersteigen. Eine 
integrierte Armee könnte über eine gemeinsame europäische Rüstungsagentur entsprechend ausgestattet 
werden. Beide Maßnahmen würden enorme Ressourcen zu Gunsten einer Dynamisierung des Arbeitsmarktes 
freisetzen, selbst wenn man die wegfallenden Arbeitsplätze in den nationalen Armeen und Rüstungsindustrien 
berücksichtigte." 376 
Mit der Entscheidung für die ESVP hat die EU ein neues Element in die bisher von der NATO 
dominierte europäische Sicherheitsarchitektur eingebracht. Sie wird der europäischen 
Sicherheitsordnung nach vollzogener Ausformung eine neues Aussehen geben. 
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8. Die Positionen ausgewählter Staaten zur europäischen 
Sicherheitsarchitektur 
Zur künftigen europäischen Sicherheitspolitik gibt es unter den Nationen grundsätzliches 
Einvernehmen. Eine sicherheitspolitische Problemstellung, über die zwischen den beteiligten 
Nationen bisher keine Einigung erzielt werden konnte, erstreckt sich primär auf die Frage, ob 
die ESVP künftig auf intergouvernementaler Ebene durchgeführt werden sollte oder ob es 
zweckmäßiger sei, durch Abgabe von Souveränität die europäische Sicherheitspolitik in 
Brüssel zu vergemeinschaften. 
Grundsätzlich steht bei den europäischen Nationen die Fortsetzung des NATO-Bündnisses 
außer Zweifel, und auch die Einbindung Rußlands in die europäische Sicherheitsarchitektur 
wird als zwingend angesehen. Die Ereignisse des 11. September haben die Nationen auch in 
Europa zusammenrücken lassen. Die Bereitschaft, in der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik gemeinsam vorzugehen, ist dadurch befördert worden. 
Die nachfolgenden Ausführungen sollen die Auffassungen einzelner Nationen zur 
Sicherheitspolitik der EU verdeutlichen, die sich trotz der grundsätzlichen Zustimmung zum 
gemeinsamen Vorgehen durchaus voneinander unterscheiden. In diesem Zusammenhang wird 
auf das Verhältnis der beiden Großmächte, der Vereinigten Staaten und Rußlands zur 
europäischen Sicherheit eingegangen sowie auf die Einstellungen von fünf EU-
Mitgliedstaaten. Dabei wurden die vier einflußreichsten EU-Mitglieder wie Großbritannien, 
Frankreich, Italien und Deutschland ausgewählt und als neutrales EU-Mitgliedsland das 
Königreich Schweden. 
8.1. Die Position der USA 
Die Vereinigten Staaten und Europa sind seit über fünfzig Jahren in einer Sicherheits-
gemeinschaft eng verbunden. Durch die Auflösung Ost-West Gegensatzes beschränkt sich die 
Bedrohung für Europa auf die Bewältigung von Krisen und Konflikten und auf die 
Unterbindung terroristischer Aktivitäten. Sie macht den Umfang der militärischen Präsenz der 
Amerikaner in Europa nicht mehr zwingend notwendig, so wie zur Zeit der Ost-West 
Konfrontation. Zwar besteht die politische Gemeinschaft zwischen den USA und Europa 
unverändert fort - das gilt besonders für die Gemeinsamkeit der Werte und der Identität der 
westlichen Gesellschaften - dennoch ist es nicht mehr erforderlich, das Ausmaß der 
sicherheitspolitischen Beziehungen in der transatlantischen Allianz auch heute noch so 
intensiv zu gestalten wie vor der Wende. Stattdessen verlagert sich das Zusammenwirken 
zwischen Amerika und Europa auf Bereiche, die bisher nicht im Mittelpunkt des 
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gemeinsamen Interesses standen. Dazu gehören nunmehr auch Reaktionen auf 
Krisensituationen in Drittländern, auf internationale Maßnahmen zum Umweltschutz und auf 
Maßnahmen im Bereich der Handelspolitik (Schutzzoll-Politik377). 
Die Beschlüsse des EU-Gipfels von Köln für die Entwicklung einer Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik, die künftig ein eigenständiges militärisches Handeln der Europäer 
ermöglichen sollte, überraschte die Amerikaner. Angesichts der schwachen und 
unentschlossenen Haltung der europäischen Bündnispartner im Jugoslawienkonflikt war eine 
solche Entscheidung nicht erwartet worden. 
Die in diesem Zusammenhang von der amerikanischen Außenministerin geforderte 
Einhaltung der drei "D's", no duplication, no decoupling, no discrimination, signalisierte denn 
auch anfängliches Mißtrauen, das sich gegen den Entschluß der EU, ein autonomes 
Krisenmanagement in Europa aufzubauen, richtete. 
Man fürchtete nicht nur um die amerikanische Vormachtstellung im Bündnis, sondern auch 
um den Zusammenhalt der transatlantischen Allianz.378 
Die Amerikaner gingen von der Annahme aus, daß die Stärkung der EU durch konkrete 
Maßnahmen in der ESVP, wie z.B. die Aufstellung einer europäischen Krisenreaktionstruppe, 
nicht nur eine Verdoppelung bestehender Kapazitäten, sondern auch eine Beeinträchtigung der 
transatlantischen Partnerschaft bedeuten könnte. Als eine von den USA wiederholt geforderte 
Teilung der Verteidigungslasten mit den europäischen Verbündeten wurde die ESVP vorerst 
nicht angesehen.  
So bezog sich das erste "D" der USA hinsichtlich der europäischen Bereitschaft, die Lösung 
europäischer Probleme unterhalb der kollektiven Verteidigung selbst in die Hand zu nehmen, 
auf die Vermeidung von Duplizierungen.  
Das wurde unterstrichen durch den amerikanischen Hinweis, beim Aufbau zusätzlicher 
militärischer Kapazitäten sparsam mit den nur begrenzt zur Verfügung stehenden Ressourcen 
umzugehen. Diese Einsparungshinweise reichten aber nicht aus, um die EU davon 
abzubringen, neben dem bereits bestehenden NATO-Militärausschuß in Brüssel einen EU-
eigenen Militärausschuß zusätzlich einzurichten. Ein Aufwand, der sich jedoch in Grenzen 
hielt, nachdem die meisten Mitglieder des einen Ausschußes parallel dazu auch Mitglieder des 
anderen Gremiums waren. Immerhin konferierten auf diese Weise die Europäer unter sich - 
ohne den amerikanischen Partner.  
Durch die Bereitschaft der NATO/USA, der Union im Krisenfall den Rückgriff auf 
bestehende militärische Kapazitäten zu gestatten, wurde das Problem der vorerst begrenzten 
Handlungsfähigkeit der EU-Krisenreaktionstruppe gelöst – gleichzeitig aber auch das Problem 
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des möglichen Decoupling. Nachdem die USA anfangs befürchtet hatten durch die  ESVP-
Strukturen, wie z.B. EU-Militär Komitee und EU-Militär Stab von den Informations-und 
Befehlswegen der Europäer abgeschnitten zu werden, hatten sie sich durch die Mit-
nutzungsregelung von NATO-Kapazitäten durch die EU  Einfluß auf die Einsatzoptionen des 
EU-Krisenmanagements gesichert und blieben über Vorhaben der EU informiert. 
Die Auflage "no discrimination" war zum Schutz von nicht der EU angehörenden NATO-
Mitgliedern gedacht, deren Einfluß durch die militärische Rolle der EU auch künftig nicht 
eingeschränkt werden sollte.379 Denn die EU-Mitgliedstaaten konnten nach amerikanischer 
Auffassung nicht erwarten, auf die erforderlichen NATO-Fähigkeiten zurückzugreifen, wenn 
die Nicht-EU-Verbündeten der NATO von den Entscheidungsprozessen ausgeschlossen 
blieben.380 
So wurde in Nizza vereinbart, daß die sechs Nicht-EU-Nato-Staaten bei Rückgriff der EU auf 
NATO Mittel und Kapazitäten ein Recht auf Beteiligung an EU-geführten Einsätzen haben 
sollten, wenn sie das wünschten.381 Darüber hinaus wurde festgelegt, daß auch Drittstaaten, 
die sich um einen Beitritt bemühten, ebenfalls zur Beteiligung an EU-geführten Operationen 
eingeladen werden konnten 
Die von den USA erhobenen Forderungen nach: 
- Entwicklung kohärenter Fähigkeiten der EU und der NATO; 
- Vermeidung von Duplizierungen;  
- Vermeidung militärischer Alleingängen der EU bei Krisen und Konflikten und 
- Beteiligung von Drittländern bei Einsätzen der EU sind damit berücksichtigt worden.  
Die USA stimmten draufhin der Entwicklung einer autonomen militärischen 
Handlungsfähigkeit der EU-Mitgliedstaaten zu, in der Erwartung, daß Europa über diesen 
Weg zu einem stärkeren Engagement in der Sicherheitspolitik finden würde. Durch die 
fallbezogene Zustimmung zur Nutzung von militärischen Kapazitäten der NATO, die sich fast 
ausnahmslos in amerikanischem Besitz befanden, sicherten sich die USA Einfluß und 
Mitbestimmung bei militärischen Aktionen der Europäer. 
Dennoch: die europäischen Staaten, die bisher fest an die NATO-Allianz gebunden waren und 
die die dominierende Rolle der USA hingenommen haben, können nun, ab 2003, selbständig 
und nach eigenem Ermessen agieren. Das ist neu, schafft Freiraum, eröffnet Perspektiven und 
kostet viel Geld. Es ist nachträglich bemerkenswert, daß die Europäer in der Lage waren, 
dieses Ergebnis im Bündnis durchzusetzen. 
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Die Tatsache, daß die Herstellung einer selbständigen Handlungsfähigkeit für die 
EU-Krisenreaktionskräfte in absehbarer Zeit aus finanziellen Gründen nicht schnell zu 
verwirklichen ist, wird eine beruhigende Wirkung auf die transatlantische Partnerschaft haben; 
erhalten doch damit die USA und die EU Zeit und Gelegenheit, um die künftig neue 
Konstellation zu verinnerlichen.  
Das kann sich nur förderlich auf die Gestaltung der Kooperation zwischen beiden Partnern 
auswirken und der Entwicklung von Modellen zur Lösung möglicher Interessenskonflikte 
zwischen NATO und EU dienlich sein. 
Allerdings sollten die europäischen Mitgliedstaaten, auch vor dem Hintergrund der im Laufe 
der Jahre immer niedriger werdenden nationalen Verteidigungsbudgets, nicht zu lange warten, 
Defizite in den strategischen und operationellen Fähigkeiten der künftigen europäischen 
Krisenreaktionskräfte auszugleichen. Sie könnten sich sonst, durch ständigen Rückgriff auf 
NATO/US-Kapazitäten, bei den amerikanischen Partnern den Ruf als "Trittbrettfahrer" 
einhandeln. Stimmen in der amerikanischen Presse stellen die europäische Bereitschaft zum 
finanziellen Engagement bereits in Frage: 
"Americans strongly doubt that Europe will put up the money to pay for an independent 
force;such talk for a force independent of NATO will never amount to more than talk."382 
Grundsätzlich ist jedoch davon auszugehen, daß die USA den europäischen Willen begrüßen, 
mehr als bisher für die Sicherheit Europas zu tun. Die ersten konkreten Schritte der EU auf 
dem Weg zu einer ESVP werden als Ausdruck der Bereitschaft zur Tat gewertet. 
Die Einigung über das künftige Zusammenwirken zwischen NATO und EU, sollten die 
anfänglichen Bedenken der USA über einen möglichen Alleingang der EU zerstreut haben 
und das Verhältnis zwischen den transatlantischen Partnern nicht belasten.  
Die Beziehungen zwischen den USA und Europa haben sich im Laufe der Jahre gewandelt 
Das Bild des anderen wird heute von der Gegenseite differenzierter eingestuft. Das ist ein 
normaler Vorgang. 
Während Europa in den fünfziger Jahren von den USA noch "[...] im Gefolge des Marshall-
Planes als Ausfluß der Realisierung des 'American dream' "angesehehen wurde und "Amerika 
mit seiner dynamischen Wirtschaftskraft und den missionarisch vermittelten Idealen einer 
freiheitlichen, demokratischen und modernen Gesellschaftsform bei der Wiedergeburt 
Europas nach amerikanischem Modell. "383 aktive Hilfestellung leistete, veränderte sich das 
transatlantische Verhältnis im Laufe der Zeit.  
So wurden in den achtziger Jahren " […]die Vereinigten Staaten weder als glorifiziertes Vorbild verehrt 
noch als Antimacht abgelehnt. Das Gespür für die Möglichkeiten und Grenzen einer transatlantischen 
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Zusammenarbeit gab von jetzt an den Ausschlag für die Perzeption des Partners auf der anderen Seite des 
Atlantik. Das Bewußtsein der Parallelität der Interessen wie der Unterschiede, der Gemeinsamkeiten wie der 
Differenzen wurde schärfer."384 
Die Versachlichung der Beziehungen zwischen Amerika und Europa, die überdies 
unterschiedliche Auffassungen und Betrachtungsweisen zum Ausdruck kommen lassen, 
wurde auch erkennbar im Auszug eines Aufsatzes von Ivo Daalder. Dort heißt es: 
   "The most recent policy disputes reflect growing differences in how the United States and Europe view the 
emerging international order and resulting security environment. They are increasingly preoccupied with 
different parts of the world: Europe looking to its consolidation and enlargement, and the United States focusing 
on Asia and its own hemisphere. They are also increasingly focused on different issues, with the United States 
concentrating on new security threats resulting from the diffusion of weapons technologies to states and groups 
inimical to its interests, and Europe concerned with environmental degradation, continued poverty, the digital 
divide and a host of other - so called 'new agenda' issues that have emerged in the age of globalization. As a 
result, Europe and the United States are increasingly employing different approaches to foreign and security 
policy[ ...]."385  Die offizielle Meinung, hier repräsentiert durch die Stimme einer persönlichen 
Beraterin des amerikanischen Präsidenten, hingegen dämpfte diese Aussagen und bekräftigte 
die starken Bindungen zwischen Amerika und Europa mit folgenden Worten:  
  "Some[...]posit that America and Europe are destined to become adversaries.The president and his 
administration fundamentally reject this premise.Europe and America are partners today.They will continue to 
be partners tomorrow and the day after- strong partners. Not because of the inertia of common history but 
because of common interests and, indeed, common values[...]We are working and consulting closely to develop 
a new strategic framework to deal with common threats such as terrorism, information war-fare, weapons of 
mass destruction and means to deliver them [...] The transatlantic partnership must and will have an open and 
healthy debate on issues where we differ.[ …] Reasonable people can diagree[ ...] to policy issues such as 
global climate change and genetically modified foods. We should present our differences honestly, look at facts 
objectively and pursue solutions pragmatically and creatively."386 
Nach den Anschlägen des 11. September werden die USA mit Vorrang auf die Bekämpfung 
des Terrorismus konzentriert sein. Denn die USA sehen in einigen nicht demokratisch 
geführten Ländern ein zunehmendes Bedrohungspotenzial.  
Das bedeutet, die Übernahme von mehr Verantwortung für die Bewältigung von Krisen oder 
Konflikten in Europa durch die EU und liegt im Interesse der Vereinigten Staaten, denn das 
heißt strategische Entlastung. Da die Europäer in absehbarer Zeit jedoch nicht in der Lage sein 
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werden, moderne Führungs- und Kommunikationssysteme, erforderliche Lufttransport-
kapazitäten und Fähigkeiten zur Aufklärung für ihre Streitkräfte zu beschaffen, und die 
europäischen Krisenreaktionskräfte damit weiterhin abhängig von der NATO und damit von 
den USA bleiben, wird sich die zugesagte und wohlgemeinte Entlastung wohl in Grenzen 
halten. So wird denn die Asymmetrie der militärischen Fähigkeiten im Bündnis auch künftig 
aufrechterhalten und die Position der USA innerhalb der NATO wird weiter dominierend 
sein.387 Denn,"[...]daß die Europäer ihren technologischen Rückstand je aufholen, gilt unter 
NATO-Fachleuten als ausgeschlossen."388 
Das wiederum wird bewirken, daß der große amerikanische Bruder seinem europäischen 
Partner auch weiterhin über die Schulter schauen wird, selbst beim Krisenmanagement in 
Europa. Seine Information über Planung und Durchführung von EU- Einsätzen bleibt damit 
sichergestellt. Das wird die USA beruhigen und ihnen die Gewißheit geben, auch künftig in 
das europäische Geschehen miteingebunden zu sein.  
So wird sich in nächster Zukunft im Verhältnis der USA zu Europa wohl kaum etwas ändern.  
Das wird auch deutlich durch die Aussage,"U.S. leadership will not wither away if we nurture 
it and do not abuse it." 389Dennoch wird sich auf lange Sicht eine Veränderung in den 
Beziehungen zwischen den USA und Europa vollziehen, weil mit zunehmender 
Selbständigkeit der Europäer in der ESVP die Abhängigkeit Europas von den USA abnehmen 
und in eine Partnerschaft auf gleichgestellterem Niveau umgeformt werden wird. 
Denn "With the Cold War's end, the geostatic rationale for the U.S. military presence in Europe has vanished. 
Russia has fallen from the ranks of the great powers to second-tier status, and it will be decades- if then - until it 
could once again threaten to dominate the Continent.[ ...] The Europeans can handle their security problems 
without American assistance.[ ...] Europe no longer is as salient strategically to the United States as it once 
was.The locus of post-Cold War American strategic interests has shifted from the Continent to East Asia and the 
Persian Gulf. [ ...] This time[ ...] there is no common external threat to hold the fissiparous forces (European 
and U.S.) at bay and keep the alliance together. Moreover, in the aftermath of the Kosovo conflict, Europe 
predictably is beginning to respond to American hegemony by balancing against the United States. That the 
United States and Europe are destined to drift apart politically and strategically is increasingly evident. The 
only issue is how this distancing occurs. An amicable separation is better than a nasty divorce For the former to 
happen, however, the United States will need to give up its hegemonic pretensions and accept Europe's 
emergence as an equal power center in international politics.Whether the U.S. foreign policy elite is prepared to 
accept gracefully the transition from unipolarity to multipolarity is an open question."390  
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Für Europa stehen von daher im Bereich der Sicherheitspolitik Neuorientierungen ins Haus. 
Das transatlantische Bündnis, das zum ersten Mal vor dem Hintergrund der Terrorakte in 
Amerika dem stärkeren Partner Hilfe anbieten konnte, mag dadurch belebt werden.  
Zumal die Vereinigten Staaten es geschätzt haben werden, daß sich die europäische NATO-
Partner im Krieg gegen die Taliban spontan und ohne Vorbehalt mit ihnen solidarisierten. 
Denn die Bereitschaft der Europäer, die USA mit Streitkräften zu unterstützen, stellte 
zumindest theoretisch die Bekämpfung des Terrorismus auf eine gemeinsame Grundlage. 
Auch wurde die europäische Hilfsbereitschaft nach dem 11. September in den Vereinigten 
Staaten als eine Geste betrachtet, die zurückgab, was man in Europa von den Amerikanern 
über die Dauer von fünf Dekaden erhalten hatte, nämlich Solidarität und die Bereitschaft, 
Risiken zu teilen.  
Daß die USA den militärischen Kampf gegen den Terror auch zum Schwerpunkt der Europäer 
machen möchten, ist für die Zukunft nicht auszuschließen.  
Die sich daraus ergebende Dissonanz zwischen Europa und den USA ist nicht nur begründet 
durch die unterschiedliche Auffassung über die geeignetere Strategie, sondern auch durch die 
Überforderung der Europäer, die mit weltweiten Unterstützungseinsätzen in der 
Terrorbekämpfung und dem gleichzeitigen Aufbau eigener Krisenreaktionskräfte an die 
Grenzen ihrer materieller und finanzieller Kapazität stoßen würden.391  
Ungeachtet dessen erscheint die Entwicklung der amerikanisch-europäischen Beziehungen hin 
zu einer gleichwertigeren Partnerschaft vorgegeben zu sein, weil sie auch den seit zehn Jahren 
veränderten machtpolitischen Verhältnissen in der Welt entsprechend Rechnung tragen würde. 
Dabei geht es sowohl auf der amerikanischen wie auf der europäischen Seite um Herstellung 
einer Partnerschaft auf gleicher Augenhöhe.392 
Ein stärkeres Europa, das auch in der Lage wäre, seine Interessen durchzusetzen, könnte ein 
balancierteres Verhältnis zu dem transatlantischen Pfeiler des NATO-Bündnisses herstellen 
als das bisher der Fall war. Das würde der Allianz nur gut tun.. 
Zudem könnte Europa auf der Grundlage einer gleichwertigeren Partnerschaft bewirken, daß 
die derzeitige hegemoniale Ordnung mit der Großmacht USA nicht für immer festgeschrieben 
wird. Damit das nicht geschieht, empfiehlt Jessica Fugate in der Washington Post vom 8.1. 
2002,"[…] we should heed the allies' demand to avoid unilateralism."393  
Man sollte die Stimmen ernst nehmen, die sich mit der künftigen Entwicklung des 
transatlantischen Verhältnisses beschäftigen.394 Gleichwohl wird die amerikanische 
                                                 
391 Vgl. Frankenberger, Klaus-Dieter,Rückkehr der Dissonanzen, in: FAZ Nr.28 vom 2.2. 2002, S.12 
392 Vgl. Klose, Hans-Ulrich, die Europäer auf der Suche nach einem eigenen Weg - Interessenkollision mit den 
USA?, in: Europäische Sicherheit 9/2001, S.7 u.ff. 
393 Fugate, Jessica, United States must nurture Eurpaen allies, in: Washington Post vom 8.1. 2002, S.15 
394 Vgl. Layne, Christopher, Death Knell for NATO. S.9 
191 
 
Führungsrolle bestehen bleiben, solange die Europäer den Klassenunterschied im Bereich der 
militärischen Fähigkeiten nicht abgebaut haben und zu eigenem Handeln fähig sind. 
Allerdings sind die USA gut beraten, ihre machtpolitische Überlegenheit nicht durch ein 
gönnerhaftes Verhalten gegenüber ihren Bündespartnern zum Ausdruck zu bringen. Denn jede 
Partnerschaft lebt von der Gleichberechtigung, nicht aber von der machtpolitischen 
Überlegenheit eines Bündnisgenossen. 
Die Auswirkungen der ins Haus stehenden Veränderungen heißen Neuorganisation und 
Anpassung an die Realität. Das wird noch nicht heute stattfinden können, aber übermorgen. 
Die USA werden wegen der Verflechtungen im politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Bereich auch künftig an einem engen und guten partnerschaftlichen Verhältnis mit Europa 
interessiert sein. Das begründet sich nicht nur auf die über fünfzig Jahre gemeinsamer 
Bündnismitgliedschaft, die gemeinsamen Werte und Prinzipien unserer gesellschaftlichen 
Ordnung und auf die intensiven Handelsbeziehungen im wirtschaftlichen Bereich, sondern das 
liegt mit an den gemeinsamen Wurzeln europäischer Herkunft. 
So gesehen sind die USA nicht nur eine Weltmacht, sondern auch eine europäische Macht, die 
zudem aus eigenem Interesse eng mit dem Geschehen auf dem europäischen Kontinent 
verbunden bleiben wird. Denn Amerika war im letzten Jahrhundert bereits drei Mal in Europa, 
weil es seine Sicherheit gefährdet sah - zweimal durch Deutschland und einmal durch die 
Sowjetunion. Am Engagement für Europa wird sich für die USA erst dann etwas ändern, 
wenn es der EU gelingt eigenständige und haltbare Sicherheitsstrukturen zu entwickeln.395 
Mit anderen Worten: auch wenn sich die Schwerpunkte amerikanischer Politik in andere 
Bereiche der Welt verlagern sollten, wird die europäische Sicherheit in eigenem Interesse im 
Blickfeld der USA bleiben; stets mit der Bereitschaft sich anteilmäßig auf partnerschaftlichem 
Niveau dafür in Europa einzubringen. Das sollte von den Europäern richtig eingeordnet und 
verstanden werden. 
Für die Zukunft ist davon auszugehen, daß sich die USA mit Vorrang auf die Terror- und 
Proliferationsbekämpfung konzentrieren. Dafür erwarten sie europäische Unterstützung - 
Europa hingegen wird sich schwerpunktmäßig mit der Herstellung seiner autonomen 
Handlungsfähigkeit beschäftigen und die durch die "Schnelle Eingreiftruppe" gestärkte 
europäische Komponente für Petersberg - Aufgaben in Europa halten wollen. Dieser 
Interessenkonflikt macht eine Kompromißbereitschaft zwischen Amerika und Europa 
erforderlich. 
Zusammenfassend ist festzustellen : 
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- die USA werden in Europa wegen der Schwäche ihrer europäischen Bündnispartner 
weiterhin auf militärischem Gebiet dominieren. Damit bleibt die technische Kluft 
zwischen beiden Seiten weiterhin bestehen. Die ESVP wird somit in der Durchführung 
von Einsätzen zur Konfliktlösung vorerst auf die Unterstützung der USA angewiesen 
bleiben;  
- eine gleichberechtigte Partnerschaft zwischen den USA und Europa in der 
Sicherheitspolitik, so wie sie bereits im wirtschaftlichen Bereich besteht, läßt sich in 
nächster Zukunft nicht erreichen;  
- die Stärkung der militärischen Fähigkeiten Europas ist die Meßlatte für die 
Glaubwürdigkeit der Europäer, sich aktiver als bisher im sicherheitspolitischen Bereich zu 
engagieren. Die USA stehen damit der ESVP positiv gegenüber. Eine Interessenkollision, 
die sich bei der Osterweiterung zwischen NATO und EU ergeben könnte, würde sich auch 
auf die amerikanisch-europäischen Beziehungen auswirken; 
- eine Einbindung der USA in die europäische Sicherheitsarchitektur trifft auch das 
amerikanische Interesse und ist eine Voraussetzung für Frieden und Stabilität in Europa, 
- für die Bekämpfung des Terrorismus und die Zusammenführung von innerer mit äußerer 
Sicherheit werden von den USA Impulse ausgehen. Sie werden mit neuen Forderungen an 
die europäischen Sicherheitsstrukturen verbunden sein. Unterschiedliche strategische 
Schwerpunkte könnten zwischen den USA und Europa zu divergierenden Standpunkten 
führen.  
8.2. Die Position der Russischen Föderation 
Die Russische Föderation sucht immer noch nach einem Platz in der Weltordnung.  
Dabei geht es letztlich um die Entscheidung, ob Rußland nach einer unabhängigen führenden 
Rolle in der Welt strebt und die Wiederherstellung eines Großmachtstatus erreichen möchte 
oder ob es sich als Teil Europas sieht und sich in die bestehenden Wirtschafts- und 
Sicherheitsorganisationen integrieren will. Welchen Kurs Rußland in der Sicherheitspolitik 
einschlagen würde, war bisher unklar und ließ Tendenzen in beide Richtungen erkennen.  
Nachdem Rußland bisher für eine multipolare Weltordnung eintrat, war grundsätzlich davon 
auszugehen, daß Rußland sich vorrangig für eine Politik einsetzen würde, die gegen den 
hegemonialen Führungsanspruch der USA gerichtet war. 
Sollte sich Rußland hingegen entscheiden, wieder den Status einer Supermacht einzunehmen, 
würde das eine kraftvolle und funktionierende russische Wirtschaft voraussetzen. Das Bild, 
das die russische Wirtschaft allerdings bisher geboten hat, war jedoch reichlich wider-
sprüchlich.  
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So nahm Rußland als Außenhandelspartner der EU im Jahr 1999 mit Exporten in Höhe von 
14,4 Mrd. EUR hinter den USA (180,4Mrd. EUR), der Schweiz (61,6 Mrd. EUR) und Polen 
(28,3Mrd. EUR), um nur einige andere Nationen zu nennen, nur einen der hinteren Plätze 
 ein. 396 
Anders sah es dagegen in einer Untersuchung von Allen C. Lynch aus397, in der er feststellte, 
daß das russische Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Jahr 2000 auf nahezu 8% gestiegen war, sich 
die Investitionen um ca. 19,6% steigerten und die Exporte um 46,7% erhöht hatten.  
Insgesamt konnte die russische Regierung damit im Jahr 2000 einen Haushaltsüberschuß von 
rund 90 Mrd. Rubel aufweisen,398 eine Erfolgsstory und eine Bilanz, die sich sehen lassen 
konnte.  
Die Struktur der russischen Wirtschaft war jedoch nicht so stark, wie diese Daten es 
ausdrückten. Diese Erfolge waren primär auf den schwachen Rubel und hohen Erdölpreis 
zurückzuführen. Man mußte dennoch annehmen, daß von diesen Ergebnissen Impulse 
ausgehen würden, die dazu anregten, die marktwirtschaftlichen Prinzipien weiterzuverfolgen 
und auszubauen. Experten sahen das jedoch anders. 
Sie gaben der Entwicklung der Marktwirtschaft in der Russischen Föderation kaum eine 
Chance. Dafür benannten sie drei Gründe an. So erklärten sie u.a. den Großteil der russischen 
Wirtschaft nach marktwirtschaftlichen Kriterien für bankrott, weil Rußland niemals Güter 
herstellen könne, die sich zu einem höheren Preis verkaufen lassen würden.399 Des weiteren 
verwiesen sie auf die Tatsache, daß sich wirtschaftlich verfügbare Ressourcen, z.B. in 
Sibirien, wegen hoher notwendiger Investitionen nicht kostengünstig erschließen ließen und 
Rußland sich als Ganzes wirtschaftlich ohnehin nicht ohne einen zentralistischen Staat 
entwickeln könne. Staatliche Lenkung jedoch würde sich hemmend auf die Entwicklung der 
Marktwirtschaft auswirken.400  
So gesehen standen die Zeichen für eine prosperierende Wirtschaft in Rußland doch nicht 
allzu günstig. Die Voraussetzungen auf dieser Grundlage, eine weltpolitische Rolle spielen zu 
wollen, waren somit für Rußland nicht gegeben; zumindest aber wohl stark eingeschränkt. 
Damit stand zum anderen als Alternative für die künftige außen- und sicherheitspolitische 
Orientierung zur Wahl, ob in Anerkennung dieser Realitäten die Integration in die 
bestehenden Wirtschafts- und Sicherheitsorganisationen Europas nicht doch der bessere Weg 
für Rußlands Zukunft sein würde. Andere Optionen, wie die Übernahme einer Vermittlerrolle 
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in künftigen Auseinandersetzungen des Westens gegen terroristische Organisationen oder gar 
die Einnahme einer antiwestlichen Haltung, aus der Rußland Profil als Großmacht gewonnen 
hätte, wurden nicht ernsthaft in Erwägung gezogen.401 
Das Konzept für die russische Außenpolitik, das von Präsident Putin bereits im Juni 2000 
vorgetragen wurde, gab auf Fragen nach dem künftigen Kurs keine verbindliche Antwort. Es 
faßte jedoch Grundsätze zusammen, ging auf Veränderungen in der Welt ein und zog die 
Konsequenzen für die künftige russische Politik.402 Aussagen in diesem Konzept jedoch, wie  
„Gewährleistung einer verläßlichen Sicherheit des Landes [...], die[ ...] am besten den 
Interessen der Russischen Föderation als einer Großmacht und einem einflußreichen Zentrum 
in der modernen Welt dienen würde[...] ." und " Die Beeinflussung von Weltprozessen mit 
dem Ziel der Gestaltung einer stabilen, gerechten und demokratischen Weltordnung[...]."403 
ließen erkennen, daß die russische Politik im Juni 2000 immer noch von Großmachtstreben 
beeinflußt war.  
Im Hinblick auf die Errichtung einer neuen Weltordnung sah Rußland noch vor knapp zwei 
Jahren die Zukunft der Welt in einem stabilen System der internationalen Beziehungen, das 
auf Prinzipien der Gleichberechtigung, der gegenseitigen Achtung und der gegenseitig 
nützlichen Zusammenarbeit beruhte, in dem die Vereinten Nationen das Hauptzentrum für die 
Führung der internationalen Beziehungen im 21.Jahrhundert waren.404 Diese Thesen deuteten 
auf eine Anlehnung an das Lissabonner OSZE-Gipfel-Dokument über das Sicherheitsmodell 
für Europa im 21.Jahrhundert hin und die Europäische Sicherheitscharta vom OSZE-Treffen 
in Istanbul. Das dort durch die OSZE-Mitglieder unterschriebene Sicherheitsmodell für 
Europa war bisher von Rußland als Gegengewicht zur NATO besonders unterstützt worden. 
Es trug stark idealistische Züge und berücksichtigte nicht die derzeitige Machtkonstellation in 
der Welt, die sich in der Zugehörigkeit von Nationen in Sicherheitsbündnissen und 
wirtschaftlichen Organisationen ausgeprägt hatte. Auch vor dem Hintergrund der 
terroristischen Bedrohung ist heute nicht davon auszugehen, daß die Nationen die derzeitigen 
Koalitionen, die zugleich für sie Schutz und Stabilität bedeuten, aufgeben werden. Zumindest 
gibt es in Westeuropa dafür keine Anzeichen und auch die hohe Anzahl von Staaten, die den 
Beitritt in die EU und NATO beantragen, sprechen eine andere Sprache. 
Ungeachtet dessen verwies Putin in seinem außenpolitischen Konzept auf Rußlands 
unverändertes Interesse an der Weiterentwicklung und Stärkung der OSZE und am Aufbau 
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eines gesamteuropäischen Systems für Sicherheit und Zusammenarbeit. Diese Haltung 
gründete sich einerseits auf die Absicht, mit einer gefestigten OSZE europäische 
Sicherheitsstrukturen als Gegengewicht zur NATO zu schaffen, andererseits aber auf die 
Tatsache, daß die OSZE, außer den Vereinten Nationen, die einzige internationale 
Organisation war, in der Rußland noch mit einem Vetorecht intervenieren konnte. 
Weiterhin sah Putin die Gefahr einer künftigen Weltordnung mit unipolarer Struktur und der 
Großmacht Amerika an der Spitze. Dieser Bedrohung aus russischer Sicht galt es entgegen zu 
wirken. Seine Auffassung, daß im Gegensatz dazu ein multipolares System, die Diversität der 
derzeitigen Welt mit ihren verschiedenen Ausprägungen besser widerspiegeln würde, dürfte 
von den meisten Nationen auch heute noch mitgetragen und befürwortet werden. 
Putin ging in seinem Konzept ebenfalls auf das Verhältnis Rußlands zur EU ein, weil er sich 
von der Zusammenarbeit wesentliche wirtschaftliche Impulse versprach. Gleichzeitig verwies 
er auf die aufkommende politische und militärische Dimension der Europäischen 
Gemeinschaft, die auch die Zusammenarbeit mit Rußland berücksichtigte. So hatte die im Juni 
1999 beim EU-Gipfel in Köln beschlossene Gemeinsame Strategie für Rußland ausdrücklich 
festgehalten, daß "[...]die EU gemeinsame außenpolitische Initiativen mit Rußland 
ausarbeiten, mit ihm im Rahmen der OSZE kooperieren (will) und seine Teilnahme an 
Petersberg-Aufgaben für möglich (hält). "405Rußland stand der sich entwickelnden 
militärischen Dimension der EU durchaus positiv gegenüber, denn ein stabiler Nachbar im 
Westen, dessen miltärische Struktur transparent und demokratisch überwacht wurde, war auch 
in russischem Interesse. Moskau begann die EU allmählich als potentiellen Verbündeten 
anzusehen, weil ihr Konzept, auf der Grundlage der Petersberg -Aufgaben nach autonomer 
Handlungsfähigkeit zu streben, sich auch mit der russischen Strategie deckte - der Formierung 
einer multipolaren Welt.406 
Breiteren Raum nahmen seine kritischen Ausführungen über die Bewertung der Kooperation 
mit der NATO auf der Basis der zwischen beiden Partner abgeschlossen Grundakte vom Mai 
1997 ein. Die Tatsache, daß Rußland im Gemeinsamen NATO-Rußland - Rat mit den anderen 
NATO-Nationen am runden Tisch saß, ohne Einfluß auf NATO-Entscheidungen nehmen zu 
können, reichte seiner Meinung nach  als Basis für eine zukünftige Zusammenarbeit nicht aus.  
Die Auseinandersetzung mit dem neuen Strategischen Konzept der nordatlantischen Allianz 
zeigte außerdem, daß Rußland dem Einsatz der NATO außerhalb des Bündnisgebietes ohne 
Autorisierung durch die Vereinten Nationen weiterhin nicht zustimmen würde. 
Somit war entsprechender Handlungs- und Regelungsbedarf gefordert.  
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In der Einschätzung des internationalen Terrorismus verurteilte Putin alle terroristischen 
Aktivitäten und forderte die Nationen auf, Terroristen kein Asyl zu gewähren. Zugleich trat er 
für die Entwicklung von Maßnahmen ein, die das Zusammenwirken der Staaten in der 
Verhinderung terroristischer Aktivitäten intensivieren sollten.  
Das Konzept schloß mit einer Einschätzung der außenpolitischen Beziehungen zu Staaten im 
russischen Umfeld ab. Die Bewertung betonte das entspanntere Verhältnis zu den baltischen 
Ländern. Sie ging auf die Bedeutung des asiatischen Raumes ein, besonders mit Blick auf 
China, Indien und Japan, äußerte Besorgnis über den Terrorismus in Afghanistan und endete 
mit Hinweisen auf den Stellenwert der Zusammenarbeit mit den Gebieten am Persischen Golf, 
in Nordafrika und der Mittelmeerregion. 
Ein ausgewogenes außenpolitisches Konzept, das keinem weh tat, das jedoch offen ließ, 
wohin sich Rußland künftig außen- und sicherheitspolitisch orientieren würde.  
Es vermittelte den Eindruck, als wenn der russische Präsident und seine Berater die politische 
Entwicklung abwarten wollten, bevor richtungsweisende Entscheidungen zu treffen waren. 
Zum einen ging es um den Fortgang der Umstrukturierung auf wirtschaftlichem Gebiet. 
Möglicherweise ließen sich die negativen Prognosen der Wirtschaftsexperten, zumindest 
durch Stabilisierung der Wirtschaft, widerlegen. Zum anderen hieß es abzuwarten, wie sich 
das Verhältnis Rußlands zum Westen, vor allem zu den USA, gestalten würde. Zudem nahm 
die Eindämmung der terroristischen Gefahr besonderen Rang ein. Auf fast allen Konferenzen 
und Treffen wurde darauf verwiesen. Es fand seinen Niederschlag in zahlreichen 
Dokumenten.407 
Inzwischen sind nahezu zwei Jahre vergangen. Was hat sich verändert? 
Die asymmetrischen Kräfteverhältnisse zwischen Rußland und den USA ließen kaum noch 
einen Dialog auf gleichberechtigter Ebene zwischen beiden Mächten zu. Die Absicht 
Rußlands, Europa als Gegengewicht zu den Vereinigten Staaten zu nutzen, wurde wegen der 
starken Bindungen zwischen Amerika und den europäischen Verbündeten ebenfalls nicht 
weiter verfolgt. Auch das Verhältnis zur NATO, das sich nach dem "out of area " Einsatz der 
Allianz im Kosovo halbwegs wieder eingerenkt hatte, war durch die radikale Position 
russischer Spitzenmilitärs oft noch widersprüchlich und nicht als normal zu bezeichnen. 
Allerdings ließ der Hinweis des russischen Verteidigungsministeriums, daß es "[...]keine 
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Alternativen zur Zusammenarbeit mit der NATO gibt" hoffen, daß Rußland sich für den 
europäischen Weg entscheiden würde.408  
Was also war aus russischer Sicht zu tun ? Wie konnte man am besten auf die Entwicklung 
einer neuen europäischen Sicherheitsarchitektur Einfluß nehmen ? Würde Rußland eine 
Politik verwirklichen, die auf die Wiederherstellung eines selbständigen und unabhängigen 
Kraftzentrums gerichtet war? Wollte man gar der Auffassung russischer Eliten folgen, die der 
Meinung waren, Rußland solle einen eigenen, spezifisch " russischen" und vom Westen 
unabhängigen Weg gehen?409 Oder aber lag Rußlands Zukunft vielleicht in der Annäherung 
seines außen- und sicherheitspolitischen Kurses an die Positionen der USA, der NATO und 
der EU ? 
Die amerikanische Absicht, ein begrenztes Raketenabwehrsystem (National Missile Defense) 
gegen sogenannte Schurkenstaaten zu errichten, stand im Widespruch zum "Anti Ballistic 
Missile" Vertrag, der zwischen der damaligen Sowjetunion und den USA ausgehandelt 
worden war und hatte anfänglich zu Irritationen und Spannungen zwischen beiden Mächten 
geführt.410 Jedoch bereits im Sommer 2001 hatte sich, nach dem Treffen in Laibach, 
Slowenien, eine entspanntere Beziehung zwischen dem amerikanischen und russischen 
Präsidenten entwickelt.411 
Nach den Anschlägen des 11.September wurde vieles anders - besonders in der Außen- und 
Sicherheitspolitik. So sollten denn die Angriffe islamistischer Terroristen auf New York und 
Washington auch direkte Auswirkungen auf das russische Verhältnis zum Westen haben.  
  "Noch fehlt es allen an der erforderlichen Phantasie, um zu erkennen, wie eine künftige globale 
Friedensordnung mit Rußland aussehen könnte, doch Rußlands eindeutige Solidaritätsbekundungen an die USA 
im Kampf gegen den weltweiten Terrorismus eröffnet möglicherweise den Weg zu einer neuen 
sicherheitspolitischen Allianz zwischen Rußland und dem Westen, die über die bisherige militärische 
Zusammenarbeit hinausgehen würde."412 
Und tatsächlich sollte sich einiges in der Einstellung Rußlands zum Westen wandeln. 
Auch die amerikanisch-russischen Beziehungen standen auf einmal in neuem Licht. In einer 
Sondersitzung des NATO-Rußland-Rates am 13.September wurden die Anschläge durch 
Rußland verurteilt und die Notwendigkeit des Kampfes gegen den Terrorismus betont. 
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Bereits am Tag der Terrorangriffe hatte der russische Präsident dem amerikanischen Volk sein 
Beileid ausgesprochen und die Zusammenfassung aller Kräfte in der Welt zur Bekämpfung 
dieser " Pest des 21. Jahrhunderts" vorgeschlagen. Sein Telegramm schloß mit den Worten: 
"Wir unterstützen Sie."413 Ganz plötzlich hatten auch die NATO und Rußland denselben 
Feind. Wenngleich auch damit das russische Vorgehen gegen Tschetschenien nicht 
entschuldigt werden konnte, so gab es doch zum ersten Mal ein gemeinsames Interesse 
zwischen Rußland und dem Westen. Zudem hatte das globale Ausmaß der terroristischen 
Bedrohung deutlich gemacht, daß jede auf sich allein gestellte Macht mit der Abwehr solcher 
Angriffe überfordert sein mußte. Die Umrisse eines neuen Sicherheitsgefüges, nicht nur in der 
Welt, sondern auch in Europa, traten hervor.  
Wie gesagt, es bedurfte einiger Phantasie, um sich künftige Konstellationen in der 
europäischen Sicherheitsarchitektur vorstellen zu können. Der Deutschlandbesuch des 
russischen Präsidenten und seine Rede vor dem Bundestag im September 2001 demonstrierte, 
daß Rußland eine kraftvolle und dynamische Führung erhalten hatte, die Vergleiche mit 
westlichen Politikern aushielt. Putins Rede vor dem Bundestag richtete sich sowohl an die 
Bundesrepublik als auch an die westlichen Staaten.  
Dabei ging es Putin nicht, um Verständnis zu werben für das russische Vorgehen in 
Tschetschenien und für die Anerkennung der politisch-ökonomischen Erfolge während seiner 
Amtszeit. Hingegen forderte er den Aufbau einer neuen umfassenden Partnerschaft mit dem 
Westen, weil das derzeitige Partnerschaftsverhältnis unter einem zu großen Vertrauensmangel 
leide. Putin plädierte für eine neue Sicherheitsstruktur, um dieses Defizit zu überwinden und 
um dadurch auch die anstehenden Sicherheitsfragen besser lösen zu können.  
Seine Kritik an der bisher wenig effektiven Zusammenarbeit mit dem Westen und dem 
Ausschluß Rußlands bei sicherheitspolitischen Entscheidungsprozessen, veranlaßten ihn 
jedoch nicht, eigene Vorschläge für eine künftige europäische Sicherheitsarchitektur 
vorzutragen.  
Sein Hinweis jedoch, daß Europa seinen Ruf als selbständiger Mittelpunkt der Weltpolitik nur 
dann festigen würde, wenn es seine Möglichkeiten mit denen Rußlands vereinigte, zielte auf 
die Bildung einer gemeinsamen Allianz in der Weltpolitik. Wenn das als Angebot an Europa 
gemeint war, konnte solch ein Vorschlag ohne die Einbindung der USA keine tragfähige 
Grundlage für ein künftiges Zusammenwirken sein. 
Einige Wochen später veröffentlichte die Washington Post einen Artikel, in dem über 
Äußerungen des russischen Präsidenten anlässlich seines letzten Besuchs in den USA 
berichtet wurde. Seine Worte " We are prepared to expand cooperation with NATO and we 
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are prepared to go as far as the Atlantic alliance is prepared to go " deuteten eine 
Entscheidung an, die auf Annäherung an Westeuropa hinzielte.  
Celeste A. Wallander, eine Expertin in der NATO-Rußland Politik, wurde in gleichem Artikel 
mit den Worten zitiert " Putin has changed the objective - he wants to be one of the 
Europeans cooperating with the United States. He and his advisors have concluded that's 
better than being on the outside."414Damit unterstrich auch sie die Auffassung, daß sich ein 
Wandel in der russischen Politik anzubahnen schien.  
Der britische Premierminister Blair hatte im Kontext der Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen Rußland und der NATO daraufhin vorgeschlagen, den NATO-Rußland Rat durch 
ein neues Gremium zu ersetzen, in dem Rußland dann ein größeres Mitspracherecht 
eingeräumt werden sollte. Während bei den bisherigen Sitzungen die NATO mit 
abgestimmten Positionen zwischen ihren Mitgliedern in die Gespräche mit Rußland 
eingetreten war und dieses Modell bekannt war als " neunzehn plus eins", sollte es nach 
Vorstellungen Blairs durch eine Runde der zwanzig ersetzt werden. Rußland säße dann 
gleichberechtigt in der Debatte mit den anderen NATO-Mitgliedern, deren Positionen nicht 
abgestimmt wären, am Konferenztisch. Für die zu treffenden Entscheidungen würde das 
Konsensprinzip gelten. Als mögliche Themen, die auf solchen Sitzungen besprochen werden 
sollten, wurden der Terrorismus, die Verhinderung der Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungsmitteln, gemeinsame Friedenseinsätze und die Analyse der künftigen 
Bedrohung benannt. 
Eine solche Regelung würde das künftige Zusammenwirken zwischen Rußland und der 
NATO auf eine neue Grundlage stellen, auf der dann gemeinsam aktiv und effektiv 
zusammengearbeitet werden könnte. Etwaige Bedenken der Westeuropäer, eine auf diese 
Weise erweiterte Mitsprache zugunsten Rußlands könne zu weit gehen, versuchte der NATO-
Generalsekretär Robertson, der sich zu Besprechungen mit der russischen Führung in Moskau 
aufhielt, mit dem Hinweis zu zerstreuen, er habe nicht den Eindruck gewonnen, Rußland 
wolle durch die neue Qualität der Beziehungen die Arbeit in der NATO verlangsamen oder 
gar mit einem Veto blockieren415. Nun lagen die Karten auf dem Tisch.  
Der Westen war am Zug und gefordert, auf die russischen Wünsche zu reagieren.  
Ganz offensichtlich war Rußland zur Annäherung an den Westen und zur Kooperation in 
Fragen der europäischen Sicherheit bereit. Man konnte nur hoffen, daß eine Entscheidung 
getroffen wurde, die das künftige Miteinander in der europäischen Sicherheitspolitik fördern 
würde. Die Tatsache, daß der Bericht über den Besuch des NATO-Generalsekretärs auf Seite 
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6 der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" stand, mußte nicht unbedingt ein schlechtes Omen 
sein. Tatsächlich fiel die Entscheidung zur Einrichtung des neuen Gremiums am 7.12 2001.416 
In der abschließenden Beurteilung der russischen Position zur europäischen Sicherheit läßt 
sich eine Tendenz erkennen, die in Richtung Europa weist, nämlich Rußland künftig in eine 
europäische Sicherheitsarchitektur einzubeziehen.  
Ob das schon morgen auf gleichberechtigter Basis geschehen kann ist fraglich, weil der dafür 
erforderliche Demokratisierungsprozeß in absehbarer Zeit nicht abgeschlossen sein wird. 
Auch läßt die wirtschaftliche und die politische Lage in Rußland immer noch Fragen nach 
Konsolidierung und Stabilität offen. Wichtig ist jedoch, daß Rußland eine Renaissance als 
Großmacht nicht mehr anzustreben scheint und stattdessen einen Kurs verfolgt, der auf 
Zusammenarbeit mit Europa und auch mit den USA weist. Die am 28.5.2002 in Rom 
zwischen der NATO und Rußland geplante Unterzeichnung über die Einrichtung eines 
NATO-Kooperationsrates bestätigt diese Aussage. 417Aus westeuropäischer Sicht ist diese 
Entwicklung zur Kenntnis zunehmen und in künftige Planungen einzubeziehen.  
Zusammenfassend ist festzustellen: 
- Rußland hat sich für eine Sicherheitspartnerschaft mit dem Westen und gegen eine 
Rückkehr zum Großmachtstatus entschieden. Das bedeutet auch die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit mit der europäischen Sicherheitspolitik. Damit nimmt Rußland ebenfalls 
einen festen Platz in der europäischen Sicherheitsarchitektur ein. Im Rahmen eines 
solchen partnerschaftlichen Verhältnisses sollte Rußland beim Übergang zur Demokratie 
in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht durch Westeuropa und die USA unterstützt 
werden; 
- die Entwicklung Rußlands zu einem demokratischen Staat wird noch viele Jahre 
beanspruchen. Die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse in Rußland sind in der 
Zeit des Übergangs, auch unter dem Regime von Präsident Putin, noch mit erheblichen 
Risiken behaftet. Gerade deshalb sollte über eine Vertiefung der Zusammenarbeit mit 
Rußland oder über eine Integration Rußlands in eine gemeinsame europäische 
Sicherheitsordnung durch den Westen rasch entschieden werden, um Rußland auf dem 
politischen und wirtschaftlichen Kurs zur Stabilisierung von Demokratie und 
Marktwirtschaft effektiv zu unterstützen. Rußland würde sich durch eine solche Haltung 
des Westens in seiner Entscheidung, sich Europa zuzuwenden, bestätigt sehen. Schon jetzt 
wären daher alle erforderlichen Maßnahmen zur Festigung eines partnerschaftlichen 
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Miteinander durch die westeuropäischen Sicherheits- und Wirtschaftsorganisationen zu 
treffen; 
- die Kooperation zwischen Rußland und den USA hat auf sicherheitspolitischem Gebiet 
einen besonderen Stellenwert. Zur Vermeidung von möglichen Gegensätzen zwischen 
beiden Mächten sollte Europa stets eine ausgleichende Vermittlerposition einnehmen. 
8.3. Die Positionen ausgewählter EU-Mitgliedstaaten 
Die Entscheidung der EU-Staaten, in der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik 
gemeinsam vorzugehen, ist ein Entschluß gewesen, der nationales Handeln gegen die 
Interessen einer EU-Mehrheit ausgeschlossen hat. Er hat zudem gezeigt, daß man auch in 
diesen Politikbereichen willens war, sich abzustimmen und gemeinsame Positionen zu 
vertreten. 
Während die Europäische Zusammenarbeit (EPZ) und die nach dem Vertrag von Maastricht 
eingeführte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sich besonders stark im 
wirtschaftlichen Bereich der EU orientieren, geht die seit Köln beschlossene Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik bis in den militärischen Bereich der Nationen hinein. 
Die EU-Mitgliedstaaten bieten in ihrer Einstellung zum gemeinsamen Wirken in den außen-, 
sicherheits- und verteidigungspolitischen Bereichen ein unterschiedliches Bild. Es ist primär 
geprägt von der nationalen Geschichte der EU- Staaten, aber auch von ihren politischen und 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Gemeinsam ist allen Mitgliedern das Bekenntnis zu 
einer europäischen Politik des Äußeren und der Sicherheit. Unterschiedlich sind hingegen die 
Auffassungen über die Art des Vorgehens, dieses Ziel zu erreichen. Wenngleich auch ein 
Trend zur Integration durchaus festgestellt werden kann, so ist doch das Festhalten der 
Nationen an intergouvernementalen Strukturen eine Tatsache.  
Das trifft ganz besonders auf die Bereiche der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
zu, in denen man zwar in unterschiedlicher Ausprägung zu gemeinsamem Handeln bereit ist, 
nicht aber zu gemeinschaftlichem Vorgehen.Wie lange diese Haltung noch aufrechterhalten 
wird, kann nicht vorausgesagt werden. 
8.3.1. Die Position Großbritanniens 
Trotz der Bekenntnisse Winston Churchills und seines Außenministers Bevin zu den 
"Vereinigten Staaten von Europa" bereits im Jahr 1946 war das globalstrategische Denken 
ausschlaggebend für die Orientierung der britischen Politik nach dem II. Weltkrieg. Es 
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erschwerte und komplizierte die Anpassung Großbritanniens an die politischen Realitäten der 
Gegenwart.  
Die Prioritäten der britischen Außenpolitik wurden deshalb noch in den fünfziger Jahren in 
der Reihenfolge gesetzt: das Commonwealth, das enge Bündnis mit den USA und die 
Entwicklung in Westeuropa. Diese britische Einordnung der Schwerpunkte war der Grund 
dafür, der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) nicht beizutreten und den ersten 
Antrag zum Beitritt in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) bis 1961 
hinauszuzögern. Das Inselreich als ehemalige Weltmacht trennte sich ungern von der 
Vorstellung, nun nicht mehr im atlantischen Raum die vermittelnde Kraft zwischen den USA 
und Europa zu sein.  
Großbritannien war Siegermacht und seit 1952 im Besitz nuklearer Waffen. Das begründete 
und stärkte das britische Selbstbewußtsein in seiner Position zur europäischen Politik.  
Man sah sich immer noch als atlantische Macht, die besonders eng mit den USA verbunden 
war. In allen Krisenfällen standen die Briten stets fest an der Seite der Amerikaner und ihrer 
westlichen Verbündeten. Mit einer Berufsarmee von rund 211 000 Soldaten 418verfügt das 
Land nach Deutschland und Frankreich auch heute noch über die umfangreichsten Streitkräfte 
in Europa. 
Trotz ausgeprägten nationalstaatlichen Denkens zeigte sich Großbritannien Europa gegenüber 
durchaus interessiert und zugewandt. Das kam durch den Pakt von Dünkirchen, den Beitritt 
zur Westunion, zur NATO und durch die Mitgliedschaft im Europarat zum Ausdruck, denn so 
sicherte man sich Einfluß, ohne durch Aufgabe souveräner Rechte übernationale Bindungen 
an Europa einzugehen. Sich selbst in die sich abzeichnende europäische Integration 
einzubringen, daran dachte man jedoch vorerst nicht.  
Diese Position der Zurückhaltung und der Wahrung von Distanz hat die britische Politik bis 
auf den heutigen Tag geprägt. 
Trotzdem kam man in London Anfang der sechziger Jahre zu der Erkenntnis, angesichts der 
europäischen Einigungsbestrebungen nicht länger abseits stehen zu dürfen. Nachdem der erste 
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britische Beitrittsantrag zur Europäischen Gemeinschaft 1961 am Veto Frankreichs gescheitert 
war, gelang die Mitgliedschaft im zweiten Anlauf erst 1972.419  
Im Verlauf der folgenden Jahre stellte sich Großbritannien in der Europäischen Gemeinschaft 
als eine unabhängige Macht dar, dessen Einstellung von intergouvernementalem Denken 
bestimmt war. So wurden partnerschaftliche Beziehungen zwischen den Nationen durchaus 
gefördert und mitgetragen, das kam auch durch die Schaffung der GASP zum Ausdruck, 
supranationale Strukturen in der GASP dagegen wurden strikt abgelehnt.  
"Stay British "war trotz Zugehörigkeit zur Europäischen Gemeinschaft, besonders während 
der Amtszeit der britischen konservativen Premierministerin Margrit Thatcher, die gängige 
Devise in Großbritannien. 
In Großbritannien wird die Außen- und Verteidigungspolitik gewohnheitsmäßig stark vom 
Premier beeinflußt. Die Rechte des Parlaments, das regelmäßig von der Regierung informiert, 
jedoch nicht konsultiert wird, liegen hingegen in der Bewilligung der erforderlichen 
Haushaltsmittel.420 Damit ist das Parlament nur indirekt an Entscheidungen über die 
Entsendung britischer Truppen in Krisengebiete des Auslandes beteiligt. 
Ein Schwenk in der britischen Europapolitik wurde erst mit Premierminister Blair vollzogen, 
der dieses Amt seit dem Wahlsieg der Labour-Partei im Jahr 1997 übernahm. Er räumte der 
europäischen Einigung und der zukünftigen Rolle Europas in der Welt einen höheren Rang ein 
als das seine konservativen Vorgänger Thatcher und Major getan hatten.  
Gleichzeitig wollte er durch eine aktivere Mitwirkung in der europäischen Politik das Gewicht 
Großbritanniens stärker zur Geltung bringen. Dennoch konnte und wollte auch er die auf der 
Insel vorherrschende Meinung über die uneingeschränkte Beibehaltung der britischen 
Nationalstaatlichkeit nicht von heute auf morgen ändern. 
Vor dem Hintergrund der amerikanischen Forderung nach stärkerer Beteiligung der Europäer 
an der Verteidigung Europas, aber auch bewirkt durch die Einsicht, daß die wirtschaftlich 
mächtige Europäische Union auf internationaler Bühne politischen Einfluß ausüben müsse, 
kam es zum britisch-französischen Gipfeltreffen in St.Malo zwischen Premierminister Blair 
und dem französischen Staatspräsidenten Chirac. Die Bereitschaft beider Nationen, sich 
                                                 
419 Vgl. Gasteyger, Curt, Europa von der Spaltung zur Einigung, Bonn 1997, S.289 u.ff. 
420 Vgl. Siedschlag, Alexander, Innenpolitische Entscheidungsprozesse bei Streitkräfteeinsätzen im Rahmen der 
Petersberg-Aufgaben der EU - Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Schweden, Stiftung 
Wissenschaft und Politik, Berlin Juli 2001, S.6 
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intensiver als bisher in der Europäischen Sicherheitspolitik zu betätigen, meldete gleichzeitig 
einen Führungsanspruch an und sollte der Einführung der ESVP zusätzlichen Schwung geben. 
Durch die Annäherung der beiden militärpolitisch bedeutendsten EU-Staaten, Großbritannien 
und Frankreich, und durch die in St. Malo erzielten Ergebnisse, wurden die anschließenden 
EU-Gipfelentscheidungen von Köln und Helsinki maßgeblich unterstützt und die weitere 
Ausformung der ESVP beschleunigt. Auch in der "Declaration von St. Malo" kam zum 
Ausdruck, daß Großbritannien und Frankreich die Realisierung einer Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Europa auf intergouvernementaler Basis vorsahen. 
Mit der Abstimmung der Entscheidungen auf der Ebene des "Europäischen Rates" wurde die 
Forderung nach gemeinsamem Handeln erfüllt. Durch Ausschluß der Europäischen 
Kommission und des Europäischen Parlaments vom Entscheidungsprozeß hatte man zugleich 
der Aufrechterhaltung der nationalen Souveränität Rechnung getragen; gemeinsam ja, 
gemeinschaftlich jedoch nein. An einen engeren europäischen Zusammenschluß, z.B. an eine 
Vergemeinschaftung der GASP/ESVP dachte und denkt Großbritannien auch heute noch 
nicht. Das kam in der Rede Blairs vor der Börse in Warschau im Oktober 2000 zum 
Ausdruck, indem er sagte "The European Union is a[ ...]Union of democracies.[ ...] A 
superpower, but not a superstate."421  
Die Überbetonung des nationalstaatlichen Denkens in Großbritannien wurde ebenfalls auf 
anderen Sektoren deutlich. So kam die Erkenntnis der britischen Regierung, daß es 
offensichtlich ein Fehler war der Europäischen Währungsunion nicht beizutreten, erst jetzt 
durch zahlreiche Äußerungen des Premierministers zum Ausdruck. 422 Wieder einmal lief 
Großbritannien einer Entwicklung in Europa hinterher, anstatt ihren Fortgang von Anfang an 
mitzubestimmen. Bleibt dennoch zu hoffen, daß sich die britische Einstellung gegenüber 
Europa, auch im sicherheitspolitischen Bereich, unter Blair positiv entwickelt, denn  
"[...] die Überhöhung nationaler Souveränität war ein großer Irrtum, für den Großbritannien 
in Form verpaßter Gelegenheiten bezahlen musste."423 Allerdings, und so stand es in der FAZ, 
wäre Blair kein Brite, wenn er künftig unter dem Banner des Föderalismus, sprich: unter dem 
                                                 
421 Speech by the Prime Minister, Tony Blair, to the Polish Stock Exchange, Warsaw, Friday 6 October 2000, in: 
Foreign & Commonwealth Office- Speech- 'Europe's Political Future', S.12 
422 Vgl. Hr. London, 23 November, Blair nennt britische EU-Skepsis eine Tragödie, in: FAZ Nr.274 vom 
24.11.2001, S.1 
423 K.F. Euro-Ritter Blair, in: FAZ Nr 274 vom 24.11. 2001, S.12 
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Banner eines europäischen Bundesstaates in die Diskussion mit seinen Landsleuten über die 
Zukunft Europas zöge. 
Aufgrund einer Umfrage sprachen sich in Großbritannien nur 40% (Tendenz steigend) der 
Bevölkerung für die GASP aus während 53%424 (Tendenz gleichbleibend) die ESVP 
befürworteten. Die Briten haben damit das negativste Ergebnis im Kreis der EU-Mitglied-
staaten erzielt. 
Zusammenfassend ist festzustellen: 
- Großbritannien steht einer gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur grundsätzlich 
positiv gegenüber. Dabei sollte keine Macht in Europa ein Übergewicht erlangen;425  
- Großbritannien sollte sein Engagement für Europa auf der Basis der Deklaration von 
St.Malo beibehalten und ausbauen, auch in anderen Bereichen. Durch einen baldigen 
Beitritt zur Währungsunion könnte auch Großbritannien den europa-einigenden Effekt 
dieser wirtschaftlichen Maßnahme nutzen; 
- die sicherheitspolitische Verbindung zwischen den USA und Großbritannien ist besonders 
eng. Das kam in der Vergangenheit durch gemeinsame Einsätze in Krisengebieten zum 
Ausdruck, zuletzt in Afghanistan. Durch ihr sicherheitspolitisches Profil in der EU 
versucht Großbritannien seinen Einfluß in Amerika zu festigen. Voraussetzung für eine 
gemeinsame Sicherheitspolitik mit dem europäischen Kontinent ist für London die 
Beibehaltung der Einbindung der USA in ein europäisches Sicherheitssystem; 
- mit Blick auf die historische Entwicklung des Landes und der Einstellung der britischen 
Bevölkerung wird ein Zusammengehen Großbritanniens mit der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik bis auf weiteres nur auf intergouvernementaler 
Grundlage möglich sein;  
- die künftige Rolle, die die britischen aber auch die französischen Kernwaffen in der 
Sicherheitspolitik Europas spielen werden, ist baldmöglichst zu klären. Das betrifft auch 
die Mitgliedschaft beider Staaten im UN-Sicherheitsrat, die zweckmäßiger Weise bei 
einer Reform der Vereinten Nationen zugunsten Europas, aufzugeben wäre.426Europa 
würde dann im UN-Sicherheitsrat mit einer Stimme sprechen; 
- die überseeischen Interessen Großbritanniens und aller EU-Staaten, die aus der 
Kolonialzeit noch Bindungen an Staaten außerhalb des EU-Gebietes haben, sollten in 
einem künftigen strategischen Konzept der EU angesprochen werden. 
                                                 
424 Vgl. European Commission, Eurobarometer 56 (Autumn 2001),Press/B1, Public opinion analysis, in: 
Internet:http://europa.eu.int/comm/dg10/epo/eb/eb56/eb56_enfinal.pdf 
425 Vgl. Delpech, Therese, Dreierdiplomatie der Zukunft, in: Internationale Politik 5/ 1999, S.65 
426 Vgl. Böttcher, Winfried, Eine neue Weltordnung als Weltinnenpolitik, in: d'Letzeburger Land Nr. 46 vom 
16.11. 2001, S.29 
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8.3.2. Die Position Frankreichs 
Die französische Politik war bis Anfang der fünfziger Jahre bestimmt durch Tendenzen, die 
im Widerspruch zueinander standen. So wollte Frankreich als europäische Kontinentalmacht 
einerseits seine Unabhängigkeit gegenüber den USA und Großbritannien bewahren, 
andererseits aber auch seine Zugehörigkeit zum Westen und damit seine Mitgliedschaft in der 
Westeuropäischen Union und in der NATO aus sicherheitspolitischen Erwägungen nicht in 
Frage stellen.427 
Ein zusätzlicher Trend der französischen Außenpolitik profilierte sich in dem Bemühen, 
ausgleichend zwischen den USA und der Sowjetunion zu wirken und die Rolle eines 
Vermittlers zu übernehmen.428 Zumal sich in Frankreich in jenen Jahren die Stimmen 
mehrten, "[...]die im westlichen Verteidigungsbündnis und erst recht in der geplanten 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) ein unnötiges Hindernis für eine 
Verständigung mit der Sowjetunion erblickten.."429 Und letztlich war da auch noch die Furcht 
vor einem wiedererstarkenden Deutschland, das nach französischen Vorstellungen durch 
Einbindung in eine wirtschaftliche und sicherheitspolitische Ordnung in Westeuropa unter 
Kontrolle gehalten werden sollte. Diese Vielzahl von zum Teil widersprüchlichen 
außenpolitischen Positionen machten Frankreich in den Augen des Westens zu einem 
schwierigen Partner. 
Die Ambivalenz in der französischen Außen- und Sicherheitspolitik äußerte sich u.a. in der 
französischen Initiative zur Schaffung der EVG (1952) und ihrer Ablehnung dann durch die 
französische Nationalversammlung (1954) und in den französischen Vetos gegen die 
Aufnahme Großbritanniens in die EG (1961, 1969). Sie kam auch teilweise durch die 
unterschiedlichen Auffassungen der französischen Präsidenten zur Einigung Europas zum 
Ausdruck. Denn seit dem Präsidialdekret de Gaulles von 1959 gelten in der Außen- und 
Sicherheitspolitik die Reservatrechte des Staatspräsidenten. Die Nationalversammlung spielt 
dagegen in Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik und auch im Budgetrecht eine eher 
nachgeordnete Rolle.430 Der Rückzug aus der militärischen Organisation der NATO (1966) 
                                                 
427 Vgl. Gasteyger, Curt, a.a.O., S. 112 
428 Vgl. Noack, Paul, Das Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft, Düsseldorf 1977, S.35 
429 Gasteyger, Curt, a.a.O., S.112 
430 Vgl. Schütze, Walter, Frankreichs Sicherheitspolitik im veränderten Umfeld - Neues Verhältnis zur NATO, 
in: Kolboom, Ingo; Weisenfeld, Ernst (Hg), Frankreich in Europa, Bonn 1993, S.215 
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war ein besonders deutliches Signal Frankreichs für nationale Eigenständigkeit. Frankreich 
unter de Gaulle wollte und konnte sich nicht mit der Dominanz der USA im Bündnis 
abfinden. Eine Haltung, die Frankreich bis auf den heutigen Tag durchgehalten hat und die 
letztlich auch ihre Position in der europäischen Sicherheitspolitik begründet, nämlich die 
Bewahrung einer Distanz zu den USA und Aufbau einer europäischen selbständigen und 
unabhängigen Handlungsfähigkeit, auch in der Außen- und Sicherheitspolitik.  
 “Frankreich hat (dadurch) bei seinen Partnern den Verdacht erweckt, Schwierigkeiten im 
partnerschaftlichen Verhalten innerhalb eines Teams zu haben, in dem die kollektiven 
Interessen berücksichtigt werden müssen und gelegentlich Vorrang vor den nationalen 
Interessen haben.."431 Wenngleich auch das Körnchen Wahrheit in diesem 'Statement' nicht 
ganz abzustreiten war, so sind die Franzosen jedoch immer gute Verbündete gewesen, die in 
Krisen eng, besonders mit den USA, zusammenarbeiteten; sei es in Berlin, in der Kuba-Krise, 
im Golfkrieg oder in Jugoslawien.  
Doch zurück zur wechselhaften französischen Außenpolitik vergangener Jahre. 
War die Idee zur Europäischen Politischen Zusammenarbeit noch von Präsident Pompidou 
eingebracht worden, so fand sie bei Giscard d'Estaing schon keine aktive Unterstützung mehr. 
Während die Norderweiterung der EG (Dänemark u. Großbritannien) erst nach dem Tod von 
Charles de Gaulle möglich wurde, gab es bei der Aufnahme der südlichen Länder 
(Griechenland, Spanien u. Portugal) keine Einwände. Hingegen wurde die Erweiterung nach 
Osten mit Zurückhaltung verfolgt, weil man eine Ostverschiebung des europäischen Zentrums 
und damit einen schwindenden Einfluß Frankreichs befürchtete.  
Mit der Präsidentschaft von Francois Mitterand brachte sich Frankreich verstärkt in die 
europäische Sicherheitspolitik ein. Die Institutionalisierung der EPZ und die Forderung nach 
Einsetzung eines "Hohen Vertreters" der EU für die Außen- und Sicherheitspolitik gingen auf 
Vorschläge in seiner Amtszeit zurück.432 Durch die Abstimmung mit Großbritannien in St. 
Malo hat auch Frankreich sein Wirken in der europäischen Sicherheitspolitik weiter 
intensiviert und die Entscheidungen der nachfolgenden EU-Gipfelkonferenzen maßgeblich 
mitbeeinflußt. 
                                                 
431 Delpech, Therese, Dreierdiplomatie der Zukunft, in: Weidenfeld, Werner (Hrsg.), Volle, Angelika, 
Europäische Sicherheitspolitik in der Bewährung, Bielefeld 2000, S.50 
432 Vgl. Stahl, Bernhard, Das Außenpolitische Profil Frankreichs, in: Internet: www.uni-
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So war das französische Engagement für die europäische Einigung mal schwächer und mal 
aktiver. Unstrittig ist die grundsätzlich positive Einstellung Frankreichs zum europäischen 
Einigungsprozeß. Dabei ist Frankreich in diesem Zusammenhang stets für eine eigenständige 
Position gut, die entweder durchsetzungsfähig ist, wie die Schaffung von Institutionen in der 
ESVP oder aber zurückgenommen werden muß, wie die Einführung von Konvergenz-
Kriterien für die europäische Verteidigungspolitik.  
Die deutsch-französische Zusammenarbeit, auch auf sicherheitspolitischem und militärischem 
Gebiet, besitzt für Frankreich hohen Stellenwert. Auf der Grundlage des von de Gaulle und 
Adenauer im Jahr 1963 geschlossenen sogenannten Elysee-Vertrages wurde in einem 
Zusatzprotokoll 1988 der Deutsch-Französische Sicherheitsrat zur Abstimmung aller Fragen 
in der Sicherheits- und Militärpolitik geschaffen. Er setzt sich aus den Regierungschefs, den 
Außen- und Verteidigungsministern und den Generalstabschefs beider Länder zusammen und 
tagt zweimal jährlich. Die von beiden Staaten gegründete Deutsch-Französische Brigade 
bildete auf Grund der guten Erfahrungen den Kern des 1992 in Dienst gestellten 
EUROKORPS. Ihm sind zwischenzeitlich Spanien, Belgien und Luxemburg beigetreten. Das 
EUROKORPS wird nach den Entscheidungen des EU-Gipfels in Köln zum 
Krisenreaktionskorps weiterentwickelt und soll Aufgaben im Rahmen der NATO und der EU 
erfüllen.433 
Frankreich ist Atomstreitmacht, die im Laufe der Jahre im Rahmen der Abschreckungs-
strategie ständig weiter entwickelt wurde. Die künftige Rolle dieser bisher autonomen 
Sicherheitskomponente ist in der ESVP bisher noch nicht definiert worden. 
Die französischen Streitkräfte umfassen eine Stärke von ca. 285 000 Soldaten.434 Mit dem 
Übergang zu einer Berufsarmee wird eine Absenkung der Truppenstärke auf 262 000 Mann 
angestrebt. 
Die Zustimmung der französischen Bevölkerung zu den Initiativen auf dem Gebiet der 
europäischen Sicherheitspolitik wird nach Angaben des Eurobarometers im Bereich der GASP 
mit 62% (Tendenz fallend) und der ESVP mit 75% (Tendenz fallend) für den EU-Bereich 
angegeben. Auffällig ist die sinkende Bejahung der GASP und ESVP im zweiten Halbjahr 
2001. Mitarbeiter des EU-Militärstabes gaben als Erklärung dafür die mangelnde 
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Berücksichtigung Frankreichs durch die USA und die EU im Afghanistan-Krieg an. Für die 
GASP liegt Frankreich damit sogar unter dem Durchschnittswert der EU (66%).435 
Dessen ungeachtet ist Frankreich eng mit der europäischen Idee verbunden. Das kam auch 
durch das eindeutige Ergebnis der französischen Präsidentschaftswahlen im Mai 2002 zum 
Ausdruck, das sich weniger in einer Bestätigung des Neogaullisten Chirac, sondern vielmehr 
in einer Ablehnung seines politischen Gegners, des rechtsextremen Le Pen und seines 
Programms äußerte. Le Pens Intention, im Falle eines Wahlsieges, die französische EU-
Mitgliedschaft in Frage zustellen und die Wiedereinführung des Franc in Erwägung zu ziehen, 
war für die Franzosen nicht akzeptabel. Chiracs Wahlerfolg war damit zugleich ein 
Bekenntnis der Franzosen für Demokratie und aktive Mitwirkung in der Europäischen 
Union.436 
Zusammenfassend ist festzustellen: 
- Frankreich hat erkannt, daß eine Nation allein die Aufgaben des um die innere Sicherheit 
erweiterten Sicherheitsspektrums nicht bewältigen kann und auch im Bereich der 
Krisenvorsorge auf gemeinsames Handeln angewiesen ist. Frankreich ist damit zur 
Zusammenarbeit im Rahmen der europäischen Sicherheitspolitik bereit; 
- Frankreich sieht sich gemeinsam mit Großbritannien als herausgehobene Macht in 
Europa. Die EU mit der Bündelung von wirtschaftlichen und militärischen Mitteln wird 
von Frankreich als eine Chance betrachtet, um sich in der Welt als "Global Player" 
behaupten zu können. Aus diesem Grund unterstützt Frankreich, mit dem Anspruch auf 
Führung, die europäische Sicherheitspolitik. Denn "[...]die EU soll für Europa das tun, 
was der Nationalstaat für Frankreich nicht länger leisten kann."437;  
- oberstes Prinzip Frankreichs in der europäischen Sicherheitspolitik bleibt dabei die 
Intergouvernementalität; 
- Frankreich bejaht grundsätzlich das Bündnis mit Amerika, allerdings auf einer Basis, die 
Europa als unabhängigen und selbständigen Partner ausweist. So wie alle anderen EU-
Staaten bekundete auch Frankreich seine Solidarität mit den USA in der Bekämpfung des 
Terrorismus; 
- die Rolle der französischen nuklearen Waffen sollte baldmöglichst in einem strategischen 
Konzept der EU festgelegt werden; 
                                                                                                                                                         
434 Vgl. Deutscher Bundestag, Bericht der Bundesregierung zum Stand der Bemühungen um Abrüstung, 
Rüstungskontrolle und ..., Drucksache 14/5986 vom 9.5.2001, S.71 
435 Vgl. Eurobarometer 
436 Vgl. mic., Zeit des Handelns, in: FAZ Nr.103 vom 4.5. 2002, S.3 
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- die überseeischen Interessen Frankreichs, vor allem in Afrika und die enge Verbindung 
Frankreichs mit Deutschland aber auch mit Rußland sollten in einer künftigen 
europäischen Sicherheitsarchitektur berücksichtigt werden.  
8.3.3. Die Position Italiens 
Italien ist ein Land, das sich als Bestandteil Europas versteht und alle außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen mit in den Integrationsprozeß einschließt. Als 
Gründungsmitglied des Europarates, der NATO, der EGKS, der EURATOM und der EWG 
kommt das deutlich zum Ausdruck.  
Der auf sieben Jahre gewählte Präsident ist zugleich Oberbefehlshaber der Streitkräfte und 
Vorsitzender des Verteidigungsrates. Dennoch ist die Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
kein Reservatrecht des italienischen Präsidenten, sondern ähnlich wie in den USA auf das 
Prinzip von "checks and balances" angelegt und damit ein Produkt der Kooperation zwischen 
Präsident, Regierung und Parlament.438 
Sozioökonomische Schwierigkeiten (Inflation, Stagnation,Arbeitslosigkeit), gesellschaftliche 
Spannungen (Streiks) und politische Polarisierung führten zu schnell wechselnden 
Regierungen und beeinträchtigten die politische Stabilität des Landes. Der Kurs der 
italienischen Europapolitik wurde dabei jedoch nicht in Frage gestellt. Hinsichtlich der EU-
Erweiterung setzt sich Italien für die Interessen der südosteuropäischen Länder ein. 
Als Hauptakteur im Barcelona-Prozeß bemüht sich Italien, außer der Einrichtung einer 
Freihandelszone für die EU und zwölf Mittelmeer-Anrainerstaaten, um den Aufbau einer 
sicherheitspolitischen Partnerschaft mit den Mittelmeerländern.439 
Die italienischen Streitkräfte haben einen Umfang von ca. 270 000 Soldaten, eine 
Verringerung auf eine Personalstärke von 190 000 wird für die kommenden Jahre 
angestrebt.440  
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Ob die italienischen Streitkräfte in Anbetracht der angespannten Wirtschaftslage rasch 
modernisiert werden können, um über die Fähigkeiten zu verfügen, bei EU-Einsätzen 
autonom eingesetzt zu werden, ist fraglich. 
Bei Einsätzen der Streitkräfte außerhalb Italiens besitzt die Regierung die alleinige 
Entscheidungskompetenz. Da das Parlament über das Budgetrecht verfügt, ist es in der Praxis 
jedoch politischer Brauch geworden, das Parlament anzuhören. Dabei kommt es oftmals, 
bedingt durch den häufigen Regierungswechsel, zu zeitraubenden kontroversen Debatten, 
auch in nebensächlichen Fragen. Die Übernahme von Petersberg-Aufgaben im Rahmen der 
ESVP wird in Italien dennoch auf keine Schwierigkeiten stoßen. 
Bei einer Umfrage sprachen sich 80% (Tendenz steigend) der Italiener für die GASP aus, 85% 
(Tendenz steigend) sogar befürworteten die ESVP. Damit liegt Italien in der Zustimmung zu 
einer gemeinsamen europäischen Sicherheitspolitik weit über dem Durchschnitt der EU 
(66%/73%).441 
Zusammenfassend ist festzustellen : 
- Italien ist ein Partner, der in Europa auf zahlreichen Ebenen eng integriert ist; 
- das Land nimmt damit einen festen Platz in der europäischen Sicherheitsarchitektur ein; 
- an der Entscheidung über Auslandseinsätze der Streitkräfte ist das Parlament nur indirekt 
beteiligt; 
- ob Italien sich entschließen würde, auf die Ausübung souveräner Rechte zugunsten einer 
vergemeinschafteten GASP/ESVP zu verzichten, läßt sich noch nicht beantworten. Eine 
solche Entscheidung könnte auch vom Verhalten anderer EU-Mitgliedstaaten abhängen; 
- die italienische Bevölkerung stimmt der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik mit 
großer Mehrheit zu. 
8.3.4. Die Position Deutschlands 
Die Integration der Bundesrepublik Deutschland in die wirtschaftlichen und 
sicherheitspolitischen Bereiche Europas verläuft seit ihrem Bestehen gradlinig durch 
Mitgliedschaft in Europarat, EGKS, NATO, WEU bis hin zur EWG und OSZE. Die 
Westintegration nahm nach Ende des II. Weltkrieges vor der Wiedervereinigung den ersten 
Rang in der (west)deutschen Politik ein. Die Bündnispartnerschaft mit den USA in der NATO 
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und die Unterstützung des europäischen Einigungsprozesses hatten dabei einen besonderen 
Stellenwert. 
Durch eine Reihe von Verträgen mit ehemals im II. Weltkrieg verfeindeten Nationen hat 
Deutschland seinen Willen betont, künftig in Frieden mit den Völkern Europas zu leben und 
die nach dem Krieg geschaffenen Grenzen anzuerkennen. 
In diesem Kontext sind besonders zu nennen der Deutschlandvertrag und die Ostverträge. Der 
deutsch-französische Freundschaftsvertrag von 1963 bildete die Basis für die Aussöhnung 
Deutschlands mit Frankreich. Die von de Gaulle und Adenauer angestrebte Verklammerung 
beider Staaten sollte - nach ihren Vorstellungen - zum Motor der politischen Union Europas 
werden. Die europäische Einigungspolitik wurde in der Vergangenheit von Deutschland durch 
die Bundeskanzler und Außenminister besonders gefördert.  
Deutschland hat in Europa stets ein Modell der Selbstbeschränkung der Macht durch das Spiel 
der freiwilligen gegenseitigen Abhängigkeit der europäischen Nationen gesehen.442 
Die deutsche Europapolitik war somit geprägt durch die Einsicht, daß Stabilität, Sicherheit 
und Wachstum nur durch Verflechtung in europäische Strukturen zu erreichen seien. 
Nationale Alleingänge hingegen konnten sich nur schädlich auswirken.443 
Die Befehls- und Kommandogewalt über die Streitkräfte liegt in Friedenszeiten beim 
Verteidigungsminister, sie geht im Verteidigungsfall auf den Bundeskanzler über. 444 
Seit dem das Bundesverfassungsgericht im Jahr 1994 festgestellt hat, daß militärische 
Einsätze der Bundeswehr im Rahmen internationaler Sicherheitsorganisationen auch im 
Ausland mit dem Grundgesetz vereinbar sind,445 hat Deutschland sich seit der Wende an einer 
Reihe von UN- und NATO-Operationen außerhalb der Landesgrenze beteiligt. Dazu gehören 
Sanitätseinsätze in Kambodscha, logistische Unterstützung von UN-Truppen in Somalia, 
AWACS- und Tornado- Missionen über Bosnien-Herzegowina und Restjugoslawien sowie 
Einsatz von Bodentruppen im Kosovo, in Mazedonien und in Afghanistan. Die Auflistung der 
Teilnahme der Bundeswehr an diesen Operationen gibt Hinweise über das Spektrum deutscher 
                                                 
442 Vgl. Delpeche, Therese, Dreierdiplomatie der Zukunft, in: Volle, Angelika, Weidenfeld, Werner, 
Europäische Sicherheitspolitik in der Bewährung, Bielefeld 2000, S. 49-54 
443 Vgl. Saadhof, Christian, GASP: Außenpolitik für ein geeintes Europa, Norderstedt 2000, S.71 
444 Vgl. Hesselberger, Dieter, Das Grundgesetz, Neuwied 1988, S.207 u.ff. 
445 Vgl. Siedschlag Alexander, Innenpolitische Entscheidungsprozesse bei Streitkräfteeinsätzen im Rahmen der 
Petersberg-Aufgaben der EU, S.2 (Das Urteil um die "out of area" Entscheidung wurde durch das Karlsruher 
Verfassungsgericht am 22.11. 2001 bestätigt. Vgl. auch Süddeutsche Zeitung Nr.270 vom 23.11.2001) 
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Beteiligung in Bereichen der Petersberg-Aufgaben. Grundsätzlich kann daraus geschlossen 
werden, daß durch Deutschland eine ausreichende Kapazität zur Wahrnehmung solcher 
Aufträge im Rahmen der ESVP zur Verfügung gestellt werden kann.  
Einschränkende Faktoren sind jedoch die hohe Anzahl von Wehrpflichtigen, die auf Grund 
ihrer kurzen Ausbildungszeit für solche Einsätze nicht geeignet sind. Eine Umwandlung der 
deutschen Streitkräfte in eine Berufsarmee, so wie in anderen europäischen Staaten, ist jedoch 
in Deutschland immer noch ein Politikum und zur Zeit nicht durchsetzbar.446Die Aussage des 
ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog vor der 35. Kommandeurskonferenz in 
München, nach der die Wehrpflicht kein allgemeingültiges ewiges Prinzip ist, sondern auch 
abhängt von der konkreten Sicherheitslage, behält dennoch ihre Gültigkeit."Ihre Beibehaltung, 
Aussetzung oder Abschaffung und ebenso die Dauer des Grundwehrdienstes müssen 
sicherheitspolitisch begründet werden können.“447Vor dem Hintergrund einer geschwundenen 
Bedrohung der Außengrenzen wird es schwerfallen, eine sicherheitspolitische Begründung für 
die Beibehaltung der Wehrpflicht aufrechtzuhalten. 
Weitere Einschränkungen ergeben sich aus der Tatsache, daß Deutschland bisher nicht die 
finanziellen Mittel für die Verteidigung aufgewendet hat, die für die anspruchsvollen 
Petersberg-Aufgaben erforderlich gewesen wären. Nach dem bereits auf die Unterfinanzierung 
europäischer Verteidigungshaushalte hingewiesen wurde, läßt sich an dieser Stelle nur 
anmerken, daß Deutschland gut daran täte, der Empfehlung der Weizäcker-Kommission aus 
dem Jahr 2000448 über die Senkung der Personalstärke der Bundeswehr zu folgen oder gar 
noch darüber hinaus zu gehen. Das hieße Verringerung der Truppenstärke und Bündelung von 
Kräften, die gleichzeitig zur Einsparung von Kosten beitragen würden. Diese könnten dann 
wiederum zur Modernisierung der erforderlichen Ausrüstung in der Armee eingesetzt 
werden.449"Eine kleinere Streitmacht, reich an Ausrüstung und Ausbildung, und eine 
                                                 
446 Vgl. Heimann, Markus, Hans, Die Wehrpflicht ist nicht mehr demokratisch, in: FAZ Nr.15 
vom 18.1. 2002, S.8.Vgl. auch Bredow von, Wilfried, Wenn Streitkräfte fremd werden, in: FAZ Nr. 15 vom 18.1. 
2002, S.11,Vgl. auch Beer, Angelika, Dogma der Wehrpflicht nicht zu halten, in: FAZ vom 6.4. 2002, S.7 
447 Herzog, Roman, in: Straubhaar, Thomas, Mit Arbeitsteilung zur Friedenssicherung, in: FAZ vom 4.5. 2002, 
S.15 
448 Kommission "Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr" (auch Weizäcker Kommission genannt) 
vorgelegt im Mai 2000 in Berlin 
449 Vgl. Heisbourg, Francois, Trittbrettfahrer?, in: Internationale Politik 4/2000, S.41  
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motivierte, vorzugsweise reine Berufsarmee, das ist es, worauf Deutschland abzielen 
sollte."450 
Der Einsatz deutscher Streitkräfte im Ausland steht unter Vorbehalt der Zustimmung durch 
den Bundestag. Die Festlegung von Einzelheiten, die den Einsatz betreffen, liegt in der 
Verantwortung der Regierung. Da der Bundestag auch über das Haushaltsrecht verfügt, übt er 
Einfluß aus auf die militärische Beteiligung Deutschlands an Kriseneinsätzen. 
Die deutsche Teilnahme an militärischen Missionen außerhalb der Landesgrenzen, die seit 
dem Karlsruher Urteil von 1994 erheblich zugenommen hat, mag mit dazu beigetragen haben, 
der ESVP eine Perspektive zu geben. Denn"[...] ohne eine größere Anzahl deutscher Soldaten 
wäre kein Einsatz ohne die USA möglich."451 
Fraglich ist auch, ob die anderen EU-Mitgliedstaaten eine Rolle Deutschlands als 
Trittbrettfahrer, sprich: ohne sich an Kriseneinsätzen mit Streitkräften zu beteiligen, 
widerspruchslos hingenommen hätten. 
Die Frage des Einsatzes deutscher Soldaten im Ausland wird in Deutschland mit hoher 
Sensibilität behandelt und mit großem Interesse verfolgt. Entscheidungen über die Beteiligung 
an militärischen Missionen werden meist erst nach langen Debatten im Bundestag gefällt. Die 
innenpolitischen Prozesse bei Streitkräfteeinsätzen machen deutlich, daß die ESVP eng mit 
dem politischen Leben in Deutschland verbunden ist. 
Der Umfang der deutschen Streitkräfte beträgt 305 000 Soldaten.452 Eine Reduzierung auf 
eine Personalstärke von 282 000 ist bis zum Jahr 2006 vorgesehen.453 Die Befragung der 
deutschen Bevölkerung über die Einstellung zur GASP und ESVP ergab überdurchschnittliche 
Ergebnisse für den EU-Bereich.454 So sprachen sich 74% für die GASP (Tendenz steigend) 
und 78% für die ESVP (Tendenz fallend) aus. 
Zusammenfassend ist festzustellen: 
- Deutschland ist ein besonders integrationsfreundliches Land und ein politisch 
zuverlässiger Partner im europäischen Bündnis- und Vertragssystem. Es befürwortet 
                                                 
450  Ebenda, a.a.O., S.42 
451 Ischinger, Wolfgang, Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union, in: 
Europäische Sicherheit 7/1998, S.13 
452 Vgl. IAP-Dienst Sicherheit, Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Juli 2001, S.26 
453 Vgl. Internet: http://www.cdu.de/politik-a-z/sicherheit/kap2.htm (Bundeswehr, Sicherheitspolitik) 
454 Vgl.Eurobarometer 
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grundsätzlich eine Vergemeinschaftung der Politik im Rahmen der EU, auch im 
Verteidigungsbereich; 
- nach Lage, Größe und Wirtschaftskraft fällt Deutschland eine besondere Verantwortung 
für Stabilität und Aufrechterhaltung des Friedens in Europa zu. Vor dem Hintergrund der 
deutschen Geschichte bedeutet das aber nicht notwendigerweise das Streben nach 
Übernahme von Führungsverantwortung; 
- die Fortsetzung des Bündnisses mit den USA und die Einbindung Rußlands als Brücke 
zwischen Europa und Asien liegt im Interesse Europas und Deutschlands. Das trifft auch 
auf die Erweiterung der EU und der NATO nach Osten zu; 
- die Modernisierung der militärischen Ausrüstung der Bundeswehr ist eine Voraussetzung 
für die Schaffung autonomer Handlungsfähigkeit in der EU. 
8.3.5. Die Position Schwedens 
Schweden ist eine repräsentative, parlamentarische Demokratie mit monarchischem 
Staatsoberhaupt. Schweden hat bisher keinem militärischen Bündnis angehört und war auf 
Einhaltung seines neutralen Status' bedacht. Nach Übereinkunft zwischen der 
sozialdemokratischen Regierung und den drei bürgerlichen Parteien hat sich Schweden am 
12.2. 2002 von der Neutralität, seiner ältesten außen- und sicherheitspolitischen Doktrin, 
verabschiedet. Danach wird "[...]die Neutraltät nur mehr als eine Möglichkeit benannt, auf 
die im Fall von Konflikten in benachbarten Regionen zurückgegriffen werden könne."455 
Nachdem Sicherheit heute mehr als nur die Abwendung von militärischer Auseinandersetzung 
bedeutet, sei die Bedrohung des Friedens und die schwedischische Sicherheit am besten in 
einer Gemeinschaft und im Zusammenwirken mit anderen Ländern abzuwehren, so heißt es in 
der Übereinkunft. Das bedeutet, daß Schweden in der Sicherheitspolitik mitgestalten, 
mitwirken und Partei ergreifen will statt durch Neutralität im sicherheitspolitischen Abseits zu 
stehen. Diese Entscheidung mag Impulse aussenden und auch die Haltung anderer neutraler 
Staaten beeinflussen. Das europäische Sicherheitssystem wird um zusätzliche Akteure 
verstärkt werden.  
Das Land ist seit 1932 mit geringfügiger Unterbrechung (1976-82) durch sozialdemokratische 
Politik geprägt. Schweden ist Mitglied des Nordischen Rates, des Europarates, der EFTA und 
                                                 
455 mat.Stockholm, 12.2. 2002, Abschied Schwedens von der Neutralität, in: Neue Züricher Zeitung Nr.36 vom 
13.2. 2002, S.3 
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seit 1995 Mitglied der EU. In seiner Außenpolitik engagiert sich Schweden besonders für die 
Zusammenarbeit der Länder der Ostsee-Region, dabei stehen die östlichen Anrainerstaaten der 
Ostsee, wie Rußland, die baltischen Staaten und Polen im Vordergrund des 
wirtschaftspolitischen Interesses.456 Eine Erweiterung der EU, besonders die Aufnahme der 
baltischen Staaten, wird von Schweden nachhaltig unterstützt. 
Schweden hat sich seit langem an Blauhelm-Einsätzen der UN beteiligt. Die Politik der 
Vereinten Nationen bestimmen maßgeblich die außenpolitische Leitlinie Schwedens. 
Die schwedische Regierung und das Parlament arbeiten hinsichtlich militärischer Einsätze im 
Ausland eng zusammen. Dabei ist die Regierung zur Entsendung von Streitkräften nur dann 
befugt, wenn solche Missionen vorab durch das Parlament genehmigt wurden oder wenn ein 
bereits vorliegendes Gesetz Einsätze im Ausland erlaubt. So entscheidet die Regierung z.B. 
über einen Streitkräfteeinsatz selbständig, wenn er durch die Satzung der UN begründet ist. 
Auch ein bereits durch den Reichstag verabschiedetes Gesetz über den "Auslandseinsatz von 
Streitkräften" gibt der Regierung freie Hand  zu entscheiden. 
Allerdings wird die schwedische Regierung in solchen Situationen durch den Ausschuß für 
Auswärtige Angelegenheiten beraten, der sich aus der Partei- und Fraktionsvorsitzenden der 
im Reichstag vertretenen Parteien zusammensetzt und der befugt ist, die Fragen der 
schwedischen Außenpolitik zu diskutieren. Da die schwedische Regierung zur Finanzierung 
der Einsätze im Ausland die Genehmigung des Parlaments einholen muß, verfügt der 
Reichstag, auch dann, wenn er an der Entscheidung nicht unmittelbar mitwirkt, über ein 
indirektes Mitsprache- und Kontrollrecht.457 Nach Fortfall der sowjetischen Bedrohung und 
wegen Haushaltsschwierigkeiten sind die schwedischen Streitkräfte seit 1990 um ca. 50% 
verringert worden. Hauptaufgabe der schwedischen Streitkräfte ist seitdem die Teilnahme an 
internationalen Friedenseinsätzen. Das schließt seit Einführung der ESVP zukünftig auch 
Einsätze im Rahmen der Petersberg-Aufgaben mit ein.458  
Schweden hat gemeinsam mit Großbritannien vorgeschlagen, einen Ausschuß für ein 
Krisenmanagement für zivile Kräfte einzurichten, der auf der gleichen EU - Ebene angesiedelt 
sein soll wie die für das militärische Management zuständigen Gremien. Dies kann als Beweis 
                                                 
456 Vgl. Schweden in der Europäischen Union, in : Internet:http://www.si.se/infosweden/513.cs; Vgl. Staat und 
Regierung in Schweden, in: Internet:http://www.europa-digital.delaender/sve/staat/ 
457 Vgl. Siedschlag, Alexander, Innenpolitische Entscheidungsprozesse bei Streitkräfteeinsätzen…, S.8 
458 Vgl. Schweden, Außenpolitik, in: Internet:http://auswaertiges-amt.de/www/de/laender.../ 
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dafür gelten, daß Schweden bereits ein Verständnis für ein verändertes Bild zukünftiger 
Auseinandersetzungen und für die Bedeutung der inneren Sicherheit entwickelt hat.459 Der 
ehemalige schwedische Ministerpräsident Carl Bildt, der als Hoher Vertreter der EU mit der 
Überwachung friedenserhaltender Maßnahen in Bosnien-Herzegowina betraut war, mag dazu 
mit seinen Erkenntnissen beigetragen haben. 
Die Stärke der schwedischen Streitkräfte, eine Wehrpflicht-Armee, betrug im Jahr 2001   ca. 
30 000 Soldaten.460 Über 500 000 Reservisten können innerhalb kurzer Zeit zur 
Heimatverteidigung mobilisiert werden. 
In der Vergangenheit haben mehrere Meinungsumfragen die eher skeptische Einstellung der 
schwedischen Bevölkerung zur EU bestätigt. Das kam auch durch das Ergebnis zum 
Referendum über den Beitritt Schwedens zur EU mit ca. 52% zum Ausdruck. Umfragen heute 
geben den Eindruck der Bürger über die Bewertung der europäischen Zusammenarbeit und 
über den Einfluß, den Schweden leistet, wider. Allzu viel hat sich dabei nicht geändert. 
Allerdings wird die GASP461 mit nun bereits 56 % (Tendenz steigend) bejaht, während die 
Zustimmung zur ESVP mit 54% eine gleichbleibende Tendenz aufweist. Schweden liegt 
damit erheblich unter dem allgemeinen Durchschnitt der EU (66%/73%). 
Abschließend ist festzustellen : 
- Schweden ist ein demokratisches Land, das auf stabiler wirtschaftlicher Grundlage steht; 
- die Politik der schwedischen Regierung ist europafreundlich ausgerichtet, sie reflektiert 
jedoch nur eine knappe Mehrheit der Bevölkerung; 
- die schwedischen Streitkräfte blicken auf eine Tradition von Blauhelm-Einsätzen zurück. 
Schweden ist damit auf die Übernahme von Petersberg- Aufgaben gut vorbereitet. Die 
Aufgabe der Neutralität wird das Einsatzspektrum der schwedischen Streitkräfte 
erweitern; 
- die Beteiligung von Streitkräften an EU-Einsätzen wird auf intergouvernementaler 
Grundlage erfolgen. Für eine Abgabe souveräner Rechte an die EU im verteidigungs-
politischen Bereich wird sich in Schweden vorerst keine Mehrheit finden. 
                                                 
459 Vgl. Staat und Regierung in Schweden, in: Internet: http://www.si.se/infosweden/513.cs 
460 Vgl. Deutscher Bundestag, Bericht der Bundesregierung zum Stand der Bemühungen um Abrüstung ..., 
Drucksache 14/5986 vom 9.5.2001, S.71 
461 Vgl.Eurobarometer 
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8.4. Zwischenergebnisse 
Die Vielfalt Europas äußert sich auch in der Kurzdarstellung der nationalen 
Sicherheitspolitiken der ausgewählten EU-Staaten und ihrer Einstellung zur ESVP.  
Die Politik und die Auffassung der anderen EU-Staaten, auf die an dieser Stelle nicht so 
detailliert eingegangen wird, bestätigt im Grundsatz diese Aussage. 
Hinzu treten die beiden Großmächte, die USA und Rußland, die einen Wandel in ihrer Politik 
durchmachen und die ebenfalls vor großen Herausforderungen stehen. Um Wiederholungen an 
dieser Stelle zu vermeiden, beschränkt sich das Resümee über die Europa-bezogene 
Sicherheitspolitik der angesprochenen Staaten darauf, Gemeinsamkeiten zu betonen und 
Prognosen zu geben, aus denen sich dann wiederum Empfehlungen zur Verbesserung der 
gegenwärtigen Sicherheitsarchitektur ableiten lassen.  
Gemeinsam mit unterschiedlichen Akzenten ist in Amerika, Rußland und in Europa eine 
positive Einstellung zu einer neuen Sicherheitsarchitektur in Europa festzustellen. Damit ist 
der Wunsch nach Frieden und Stabilität verbunden.  
Die USA sind die dominierende Macht in der Welt. Die Bekämpfung des Terrorismus im 
Mittleren Osten trägt zur Hinwendung der USA auf diesen Teil der Welt bei. Das bewirkt 
einen Wandel in der amerikanischen Außenpolitik, der bereits vor den Anschlägen sichtbar 
wurde, hin zu einer Intensivierung der Kontakte mit Japan und China. 
Was Europa angeht, so vertrauen und hoffen die Amerikaner (mit Einschränkung) auf die 
Bereitschaft der Europäer, sich verstärkt in der Sicherheitspolitik zu engagieren. Sie 
versprechen sich dadurch strategische Entlastung, um sich ungestört dem für sie zur Zeit 
wichtigeren Kriegsschauplatz im asiatischen Raum widmen zu können. Ob strategische 
Entlastung für Amerika in Europa gleichzeitig Verzicht auf europäische Unterstützung bei der 
Terrorbekämpfung in der Welt bedeutet, ist eine noch offene Frage.  
Die Beantwortung ist problematisch, weil sich in Europa vermehrt die Ansicht durchsetzt, 
Terrorismus mit anderen als militärischen Mitteln zu bekämpfen, zumal die weltweite 
Zusammenarbeit mit den USA bei Eindämmung und Unterbrechung terroristischer Aktivitäten 
hohe Anforderungen an die materielle und finanzielle Leistungsfähigkeit der europäischen 
Staaten stellt. 
Darüber hinaus ist Europa ebenfalls aufgerufen, Anstrengungen zu unternehmen, um 
Fähigkeiten zur Bewältigung von Krisen zu entwickeln und damit für seine eigene Sicherheit 
mehr zu tun als bisher. Für die USA werden erkennbare Bemühungen und Resultate in der 
europäischen Sicherheitspolitik die Meßlatte für die Gestaltung der künftigen Beziehungen 
mit den Bündnisgenossen sein.  
Für die Europäer ist damit gleichzeitig die Chance verbunden, sich aus der bisherigen 
Abhängigkeit vom amerikanischen Partner zu lösen und künftig in Augenhöhe mit den USA 
zu sprechen und zu verhandeln.  
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Das alles ist jedoch nur möglich, wenn der politische Wille dazu vorhanden ist, Europa sich 
auf sicherheitspolitischem Gebiet noch enger zusammenschließt und letztendlich sogar in der 
Lage sein wird, mit einer Stimme zu sprechen. Eine solche Entwicklung wird dazu beitragen, 
das Verhältnis zu den USA gleichberechtigter zu gestalten und bewirken, das Bündnis auf eine 
noch solidere und für beide Seiten festere Grundlage zu stellen. Denn so wie die europäischen 
Bündnispartner die enge Verbindung mit Amerika bereits heute als Basis in ihre Außenpolitik 
mit einkalkulieren, so können die USA auf der anderen Seite künftig auf die Fähigkeit und 
Stärke der Europäer rechnen, Krisen und Konflikte ohne fremde Hilfe zu lösen.  Das alles ist 
jedoch nur einvernehmlich zu regeln und nicht von heute auf morgen zu erreichen. 
Durch die amerikanischen Überlegenheit im militärischen Sektor wird die Dominanz der 
Amerikaner in der transatlantischen Allianz weiterhin, wenn auch mit abnehmender Tendenz, 
erhalten bleiben. Die europäisch-amerikanischen Beziehungen werden dennoch daraus ihren 
Vorteil ziehen. 
Wichtig für die USA ist die erkennbare Absicht Europas, den bisherigen Zustand der 
Einseitigkeit und Abhängigkeit zu verändern mit dem Ziel, eine von allen bejahte europäische 
Sicherheitsarchitektur aufzubauen und sie den neuen Herausforderungen anzupassen. Ein 
gestärkter und eigenständiger Bündnispartner ist für Amerika interessanter als ein 
schwächelndes Europa. Aus diesem Grund wird Washington die Entwicklung der ESVP 
solidarisch mitverfolgen. Der Versuch der USA, die europäische Sicherheitspolitik zu 
beeinflussen, ist dabei nicht auszuschließen. Europäisches und amerikanisches Interesse 
könnten dabei nicht immer deckungsgleich sein. 
Rußland hat sich offensichtlich seit dem 11.September für eine verstärkte Zusammenarbeit 
mit dem Westen, auch in der Sicherheitspolitik, entschieden. Das katastrophale Verbrechen in 
New York und Washington hat die Nationen geeint. "Rußland, das im Golfkrieg und in den 
Balkankriegen noch abseits gestanden hatte, ist nun mit im Boot." 462 Der Wandel in der 
russischen Außenpolitik wird auch durch das Bemühen der Politiker auf beiden Seiten um ein 
partnerschaftlicheres Verhältnis deutlich.  
Die positive Reaktion der NATO auf den Wunsch der Russen über eine konstruktivere Form 
der Zusammenarbeit im NATO-Rußland Rat läßt ein engeres Miteinander in der Lösung 
aktueller Fragen im Sicherheitsbereich erwarten.  
Entspannung und ausgeglichenere Beziehungen zwischen den USA und Rußland signalisieren 
die gegenseitigen Besuche der führenden Politiker und die Unterstützung Rußlands für 
Afghanistan auf humanitärem Gebiet. Der russische Beitrag verdeutlicht die Bereitschaft, die 
Notlage der Bevölkerung zu mildern. Damit zeigen die Russen Interesse an der Herstellung 
stabiler Verhältnisse in einem Land, das mit Tschetschenien eine gemeinsame Grenze hat. 
                                                 
462 Hondrich, Karl Otto, Unschuld und Sühne - Zum Sinn des Krieges, in: FAZ Nr.286 vom 8.12. 2001. S.8 
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Unter diesem Aspekt sind die russischen und amerikanischen Intentionen weitgehend 
deckungsgleich.  
Die amerikanische Entscheidung für den Bau des "National Missile Defense Systems" und die 
damit verbundene einseitige Kündigung des "ABM"-Vertrages haben das amerikanisch-
russische Verhältnis bisher nicht besonders beeinträchtigt.463  
Ob Rußland durch Wohlverhalten etwa in Aussicht gestellte amerikanische wirtschaftliche 
Unterstützungsmaßnahmen nicht gefährden wollte, sind reine Spekulation.  
Durch die Normalisierung der Beziehungen zwischen Rußland und dem Westen verbessern 
sich auch die Aussichten der Erweiterung von EU und NATO, die von Rußland nun nicht 
mehr als ein unfreundlicher Akt betrachtet werden. Der westliche Nachbar, dessen 
militärisches Potential unter demokratischer Kontrolle steht und der zur Kooperation bereit ist, 
stellt für Rußland keine Bedrohung mehr  dar. 
Wichtig ist, daß sich die Basis in Rußland zur Demokratisierung des Landes kontinuierlich 
festigt und auch die Ansätze zu einer Marktwirtschaft weiter entwickelt werden. Hier ist das 
westliche Europa zum Gegenzug aufgefordert, den Aufbaus demokratischer Strukturen wie 
auch die Sanierung der Wirtschaft Rußlands aktiv zu unterstützen. Ein Einbruch der 
gegenwärtigen Entwicklung würde Rußland, aber auch Europa vor eine neue Situation stellen 
und die sich aufbauende politische Stabilität auf beiden Seiten erheblich beeinträchtigen. 
Die derzeitige Annäherung Rußlands an den Westen sollte deshalb nicht darüber hinweg 
täuschen, daß die Politik des Präsidenten Putin noch lange nicht konsolidiert ist. Das kommt 
auch in dem Artikel von Markus Wehner anläßlich des Treffens von Bundeskanzler Schröder 
mit Präsident Putin in Weimar im April 2002 zum Ausdruck. Denn "[...]die europäischen 
Werte sind in Rußland noch kaum verankert. Die politische Elite steht der europäischen 
Integration kritisch gegenüber, die militärische mißtraut einer Kooperation mit der 
NATO.“464 Weil aber die Anbindung Rußlands an das europäische Sicherheitssystem als 
Brücke zwischen Europa und Asien eine große Bedeutung hat, nimmt die Unterstützung 
Rußlands durch das westliche Ausland zur Festigung seiner innenpolitischen Verhältnisse 
einen so hohen Stellenwert ein.  
Es wäre zu wünschen, daß Westeuropa seine Möglichkeiten nutzt, die mit dem Wandel der 
neuen Ostpolitik verbunden sind. Für die europäische Sicherheitspolitik ist eine Einbindung 
Rußlands aus strategischen Gründen nicht nur wünschenswert, sondern unverzichtbar. 
Trotz einiger Unterschiede in ihren Auffassungen und in ihren politischen Systemen sind die 
Staaten der EU durch viel Gemeinsames in der europäischen Sicherheitspolitik miteinander 
verbunden. 
                                                 
 463 Vgl., wie.Washington, 12.12., Washington vor der Kündigung des ABM-Vertrages, in: FAZ Nr. 290 vom 
13.12. 2001, S.2 
464 Wehner, Markus, Friede, Freude, Druschba, in: FAZ Nr.86 vom 13.4.2002, S.1 
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Gemeinsam ist allen EU-Staaten die Bereitschaft und auch die Fähigkeit zur Übernahme der 
Petersberg- Aufgaben. Dadurch kommt, in welcher Ausprägung auch immer, der 
grundsätzlich politische Wille der EU-Mitgliedstaaten zur Übernahme von Verantwortung und 
Mitwirkung in der ESVP zum Ausdruck. Die Erkenntnis, daß eine Nation allein den 
sicherheitspolitischen Herausforderungen nicht gewachsen ist, sondern die damit verbundenen 
Aufgaben nur im Bündnis mit anderen Staaten gelöst werden können, hat sich durchgesetzt. 
So gesehen, wird eine gemeinsame Sicherheitsvorsorge von allen EU-Mitgliedstaaten, die sich 
als Teil einer europäischen Sicherheitsarchitektur verstehen, unterstützt. 
Die noch mangelnde militärische Fähigkeit zum selbständigen Handeln in Konfliktsituationen 
wird durch EU-Mitglieder vorerst durch Rückgriff auf Kapazitäten der NATO überbrückt. Die 
Tendenz der neutralen EU-Staaten, die militärischen Einsätze in europäischen Krisengebieten 
vorzugsweise auf friedenserhaltende Maßnahmen zu beschränken, entspricht dem Bemühen, 
ihren bündnisfreien Status nicht zu gefährden. Anzeichen zur Aufgabe der Neutralität sind in 
einigen Ländern erkennbar. 
Weitgehend einheitlich ist die Auffassung aller EU-Staaten, die ESVP auf zwischen-
staatlicher Ebene zu gestalten. Im Vorgriff auf die künftige Erweiterung der EU ist davon 
auszugehen, daß eine ähnliche Einstellung künftig auch bei den Beitrittskandidaten 
vorzufinden sein wird. Gerade sie, die sie ihre Souveränität erst vor wenigen Jahren 
zurückgewonnen haben, werden zur Abgabe staatlicher Rechte an die EU kaum bereit sein. 
Unstrittig ist jedoch in diesem Zusammenhang, daß der europäische Einigungsprozeß durch 
eine vergemeinschaftete ESVP erheblich stärker vorangetrieben werden könnte. 
Die meisten Nationen sind dazu, wegen eines immer noch ausgeprägten nationalstaatlichen 
Denkens, nicht bereit. 
Wenn der in Laeken beauftragte Konvent zur Reformierung der EU Vorschläge in Richtung 
einer Vergemeinschaftung der ESVP macht, wird es auch dem europäischen Einigungs-prozeß 
zu Gute kommen. 
Die Einstellung der Wähler, der EU-Bürger, zur Sicherheitspolitik auf europäischer Ebene ist 
in diesem Zusammenhang von besonderem Interesse. So haben Umfragen ergeben, daß die 
GASP im Durchschnitt von 66% der EU- Bürger befürwortet wird, hingegen sich 73% der 
Bürger für die ESVP aussprechen. Aufgeschlüsselt nach Nationen bedeutet ein solches 
Ergebnis, daß 7 EU- Nationen unter dem Durchschnitt der Umfrageresultate für die GASP 
liegen und 6 EU-Staaten unterhalb der allgemeinen Zustimmung für die ESVP.465  
Die Gründe dafür sind sicherlich vielfältig. Eine Verbesserung der Einstellung der Bürger zur 
EU, ihren Absichten und Zielen, könnte erreicht werden, brächte man die Union durch mehr 
Information dem Bürger näher. Dazu sind die Politiker im nationalen und international- 
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europäischen Bereich gefordert, die Gemeinschaft transparenter zu machen, und auch die 
Vorteile des europäischen Zusammenschlusses zu verdeutlichen. Ein engerer Kontakt zu den 
Bürgern und ihre Einbindung in das Geschehen durch mehr Unterrichtung über politische 
Themen würde nicht nur dem Politiker stärkeren Rückhalt bei Entscheidungsprozessen in der 
EU geben, sondern auch das Interesse der Bevölkerung für Probleme wecken, die in Europa 
noch anzugehen sind. Die Parteien sollten entsprechende Gesprächsangebote an ihre Wähler 
machen, ansonsten laufen sie Gefahr, ihre Basis in der europäischen Politik zu verlieren. 
Die Stimmen, die heute noch sagen "alles wird nur über unseren Kopf hinweg geregelt" 
würden dann auch verstummen.  
Nachfolgende Äußerungen, wie die des CSU Vorsitzenden Stoiber anläßlich der Vorstellung 
eines CDU/CSU Konzeptpapiers über die künftige Kompetenzverteilung zwischen der EU 
und ihren Mitgliedstaaten, sollten eigentlich belebende Diskussionen in der EU-Bevölkerung 
auslösen, wenigstens in Deutschland. Sie könnten letztlich auch für die Beförderung von 
Entscheidungen im sicherheitspolitischen Bereich der EU von Nutzen sein. Stoiber nämlich 
 “[...]beantwortete die Frage mit ja, ob die Übertragung der Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik die Auflösung des Auswärtigen Amtes und des Diplomatischen Dienstes 
sowie des Verteidigungsministeriums und der Bundeswehr einschließe."466 
Leserbriefe auf dieses Statement wurden dazu bisher nicht veröffentlicht.  
Frankreich und Großbritannien verstehen sich auch heute noch als besonders einflußreiche 
europäische Mächte. Ein daraus abgeleiteter Führungsanspruch wird zwischen diesen beiden 
EU-Staaten auszumachen sein. Die von Präsident Chirac und Premier Blair unterzeichnete 
Erklärung von St. Malo mag dazu bereits die erforderliche Grundlage geschaffen haben. Die 
Zurückhaltung Deutschlands in dieser Frage erscheint, auch vor dem Hintergrund der 
geschichtlichen Vergangenheit, politisch sinnvoll und klug zu sein. Gleichwohl würde sich die 
Übernahme einer Mittlerrolle zwischen den EU-Mitgliedstaaten und die Betreuung der 
Beziehungen zu Rußland als Alternative anbieten. Sie sollte von Deutschland angestrebt 
werden.  
Die Beteiligung der Parlamente und die Machtausstattung von Präsidenten und Regierungen 
bei Entscheidungen über den Einsatz von Streitkräften sind, auch bedingt durch die 
geschichtlichen Entwicklungen in den EU-Staaten, unterschiedlich. Dennoch läßt sich 
grundsätzlich feststellen, daß der Wunsch der Parlamente nach direkter politischer 
Mitwirkung an solchen Entscheidungen gewachsen ist. Das trifft besonders dort zu, wo 
Reservatrechte für Präsidenten in verteidigungspolitischen Fragen bestehen, z.B. in Frankreich 
und in Italien. Eine Kontrolle der Regierungen ist jedoch durch das Budgetrecht der 
Volksvertretungen bereits in allen Ländern gegeben. Die nationalen Parlamente werden sich 
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angesichts des erwachten Interesses an Einsätzen ihrer Streitkräfte vorläufig wohl noch 
sträuben, ihre Kompetenzen an das Europäische Parlament abzugeben. 
Gleichwohl ist in diesem Zusammenhang über die Zweckmäßigkeit eines Gesetzes 
nachzudenken, daß den nationalen Regierungen, wie in Schweden, im voraus 
Entscheidungsfreiheit für die Entsendung von Streitkräften in bestimmtem Umfang bei 
Vorlage von definierten Voraussetzungen, wie z. B. UN-Mandat, überließe. Beschlüsse der 
EU-Mitgliedstaaten über die künftige Beteiligung an Krisenreaktionseinsätzen könnten dann 
unter Umgehung langer parlamentarischer Debatten kurzfristiger gefaßt werden. 
Die Umwandlung der bisherigen Wehrpflichtarmeen in Streitkräfte mit Berufssoldaten ist eine 
allgemein feststellbare Tendenz. Angesichts eines veränderten Kriegsbildes macht es wenig 
Sinn, zigtausende von Soldaten in Kasernen in Bereitschaft zu halten und auf den Feind zu 
warten, zumal Landesverteidigung nicht mehr im eigenen Land oder innerhalb der eigenen 
Landesgrenzen stattfindet. Der Trend geht stattdessen in eine andere Richtung und heißt: 
Einsatz in Krisengebieten außerhalb des heimatlichen Territoriums. Das wiederum bedeutet 
für die Struktur der Streitkräfte: mobil, klein und professionell. 
Gemeinsam ist auch allen EU-Staaten eine kontinuierliche Reduzierung der Streitkräfte, aber 
auch der Ausgaben für Verteidigung. Wenn die zahlreichen Äußerungen und Zusagen der 
europäischen Politiker über eine Modernisierung der Streitkräfte und Herstellung autonomer 
Handlungsfähigkeit in Krise und Konflikt ernst genommen werden sollen, dann müßte das 
auch ablesbar sein an der Bereitschaft der EU-Staaten, ihre Verteidigungshaushalte erkennbar 
zu erhöhen oder aber doch mindestens in derzeitiger Höhe beizubehalten und nicht umgekehrt.  
Ein Beispiel, daß in diesem Zusammenhang Aufmerksamkeit erregt, ist die 50%ige 
Reduzierung der Streitkräfte in Schweden nach Ende des Kalten Krieges und der Schwenk auf 
friedenserhaltende Blauhelm-Einsätze. Der Mut zur Anpassung an die veränderte Lage wurde 
in diesem Fall durch Befreiung von finanziellen Schwierigkeiten belohnt. 
Die Gefahr, die von terroristischen Angriffen ausgeht, ist von allen Nationen und 
Organisationen erkannt worden. Durch Einleitung entsprechender Maßnahmen im nationalen 
und internationalen Bereich sind erste Schritte zur Abwehr dieser neuen Bedrohung vollzogen 
worden. Das hat zur Verbesserung der inneren Sicherheit in Europa beigetragen.  
Die Frage, ob es den Europäern gelingen wird, ein eigenes schützendes Dach über den 
gesamten Kontinent zu bauen und weitgehend selbständig für innere und äußere Sicherheit im 
Zuständigkeitsbereich zu sorgen, kann an dieser Stelle, trotz einiger kritischer Anmerkungen 
im Hinblick auf die Erweiterung der EU nach Osten, grundsätzlich positiv beantwortet 
werden. 
Voraussetzung dafür bleibt allerdings die Beibehaltung des politischen Willens der Europäer, 
den eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Die Verbesserung der militärischen Fähigkeiten und 
die Vergemeinschaftung der Sicherheitspolitik sind dafür wichtige Voraussetzungen.  
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Die Versachlichung der Beziehungen zu den USA auf der Basis von "give and take" wird dazu 
beitragen, daß das transatlantische Bündnis auf solidem Fundament fortgesetzt wird. Eine 
autonome Handlungsfähigkeit wird den Europäern künftig den politischen Freiraum 
einräumen, selbständiger zu agieren. Politische Unabhängigkeit der europäischen Partner wird 
angesichts der anhaltendenden Dominanz der USA im transatlantischen Bündnis dennoch 
nicht völlig zu erreichen sein. 
Die Auffassung der Europäer, Außen- und Sicherheitspolitik gemeinsam zu gestalten, hat sich 
durchgesetzt. Voraussetzungen dafür wurden in den letzten zehn Jahren durch die Einführung 
der GASP und ESVP geschaffen. Selbst Großbritannien hat nach St.Malo festgestellt, daß es 
sinnvoll ist, sich aktiv in die Union einzubringen. Durch das Bekenntnis der EU-
Mitgliedstaaten zur Übernahme der Petersberg-Aufgaben, an denen sich grundsätzlich auch 
Drittstaaten beteiligen können, geht Europa nunmehr eigene Wege. Zusammen mit der 
geplanten Erweiterung gibt das auch der europäischen Sicherheitsarchitektur in Zukunft ein 
neues Gesicht. Gemeinsame Maßnahmen in der Abwehr des Terrorismus, Zusammenarbeit in 
der Rüstungsindustrie, die Öffnung der EU für neue Mitglieder und die Bereitschaft zur 
Kooperation mit allen Ländern der Welt, all das sind Signale, auch künftig den offenen 
Zugang zu einem gesamteuropäischen Krisenmangement fortzuschreiben. 
Ein mutiger Schritt nach vorn wäre die Abgabe der nationalen Wehrhoheit der EU-Nationen 
an Brüssel mit gleichzeitiger Stärkung der EU-Institutionen. Das würde der europäischen 
Architektur eine neue Qualität geben und den Beweis liefern für ein Europa, dessen 
Einigungsprozeß auf Dauer angelegt worden ist. Das eigensinnige Beharren auf nationalen 
Positionen läßt jedoch zur Zeit nur eine Fortschreibung des Bestehenden zu, mehr nicht. 
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9. Gedanken über die Optimierung der europäischen 
Sicherheitsarchitektur 
Das Bild der Sicherheitssysteme, die Europa gegenwärtig betreibt, ist für Außenstehende 
ziemlich unübersichtlich und nicht transparent. Die Struktur des Flechtwerks von 
Sicherheitsorganisationen ist nicht aus einem Guß. Es läßt sich nur durch Kenntnis der 
vergangenen politischen Entwicklung nach dem II. Weltkrieg erklären. Dadurch sind die 
verschiedenen Bündnisse und Sicherheitsorganisationen in Europa und ihre Kompetenzen für 
den Bürger nicht ohne Nachfrage einzuordnen und zu verstehen. Die unterschiedlichen 
Mitgliedschaften der europäischen Nationen in den entsprechenden Allianzen tragen zur 
zusätzlichen Verwirrung bei. Es ist also kein Wunder, wenn sich das Interesse der Menschen 
in Europa für die Struktur der europäischen Sicherheit in Grenzen hält.  
Selbst wenn man wollte, würde es auch heute noch nicht leicht sein, die Architektur für 
Sicherheit in Europa einfacher und durchschaubarer zu gestalten. Hindernisse, die einer 
Reform zum gegenwärtigen Zeitpunkt entgegenstehen, sind einerseits die unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und militärischen Standards der Nationen in West- und Osteuropa, die ein 
Zusammengehen auf gleicher Ebene erschweren, andererseits ist es aber auch das 
Beharrungsvermögen zahlreicher Staaten, die auf eingefahrenem Gleis an ihrer Mitgliedschaft 
in den etablierten Sicherheitsorganisationen festhalten wollen. Neues Denken und eine 
Bereitschaft sich von traditionellen Strukturen zu verabschieden, finden auf politischer Ebene 
noch keine Mehrheit. Möglicherweise ist eine grundsätzliche Änderung der politischen 
Einstellung in den europäischen Staaten, die sich auch in der Unterstützung einer 
gemeinschaftlichen Europapolitik artikuliert, erst zu erreichen, wenn neue Generationen, die 
befreit sind vom Ballast der jüngsten Vergangenheit, den Kurs in der europäischen Politik 
angeben. 
So stellt sich denn die Realisierung des Idealfalls, in dem alle europäischen Nationen in einem 
Sicherheitsbündnis vereint sind, selbst in einem Europa ohne Trennlinien derzeitig äußerst 
problematisch dar. 
Auch Stimmen, die die Auffassung vertreten, daß gute Politik eine europäische 
Sicherheitspolitik überflüssig mache, und man damit eigentlich auf gemeinsame 
Sicherheitsstrukturen verzichten könne, nehmen die Streitigkeiten und Konflikte zwischen 
einzelnen Staaten und mögliche "spill over"- Effekte aus dem Umfeld Europas nicht zur 
Kenntnis. Als Perspektive ist eine solche Einstellung gewiß anzustreben, derzeitig jedoch 
sollte sich eine solche gute Politik immer noch einer ebenso guten Sicherheitspolitik 
vergewissern. Es wäre gegenwärtig einfach zu riskant und nicht zu verantworten, auch nicht 
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im Hinblick auf die Versuche terroristischer Gruppen, unsere Lebensform zu destabilisieren, 
ein so utopisches Modell zu verwirklichen.  
Die europäischen Staaten sind stattdessen der Auffassung, nicht mehr allein mit dem 
Bedrohungsspektrum im Bereich der Sicherheit fertig werden zu können. Sie streben deshalb 
gemeinsames Handeln in der Sicherheitspolitik an und schließen sich zu ihrem Schutz 
zusammen. Ziel eines solchen Sicherheitsverbundes sind die Bewahrung der gemeinsamen 
rechtsstaatlichen, freiheitlichen Werteordnung und der Schutz des Territoriums der 
Bündnispartner gegen feindliche Angriffe von außen. 
Dabei orientiert sich ein solches Sicherheitssystem in seinen Strukturen, seinen Mitteln und 
Kräften stets an den Fähigkeiten eines möglichen Gegners und den Gefahren, die der 
Gemeinschaft von außen drohen. Es umfaßt nicht nur Aspekte militärischer Sicherheit, 
sondern erstreckt sich auch auf politische, wirtschaftliche und soziale Dimensionen. Darüber 
hinaus kommt dem Zusammenwirken solcher Sicherheitsallianzen mit anderen 
Bündnissystemen auf internationaler Ebene eine große Bedeutung zu und dient der Festigung 
von Stabilität und Frieden und damit der eigenen Sicherheit. 
Für die innere Sicherheit ist dagegen das nationale System zur Erhaltung von Sicherheit und 
Ordnung für den Bürger eines jeden Staates zuständig. Es stellt durch Polizei und andere 
Kräfte den Schutz von Recht und Gesetz und die Bekämpfung der Kriminalität sicher. Auch 
das System der inneren Sicherheit muß über die entsprechenden Instrumente und Mittel 
verfügen, um Gefahren für die Sicherheit im Land abzuwehren.  
Durch die terroristischen Anschläge in den USA ist eine zusätzliche Bedrohung für alle 
Länder der Welt entstanden, die sowohl den Bereich der äußeren, wie auch den der inneren 
Sicherheit betrifft. Da die Herkunft und die Entstehung einer solchen Gefahr nicht von Anfang 
an fest steht, ist eine Unterscheidung zwischen beiden Sicherheitsbereichen kaum mehr 
möglich. Das bedeutet ein Zusammenrücken von innerer und äußerer Sicherheit und eine 
Intensivierung der Zusammenarbeit im nationalen wie auch im internationalen Bereich. 
Die Bedrohung der äußeren Sicherheit in Europa hat sich seit dem Zusammenbruch des 
sozialistischen Machtblocks deutlich verändert. Die Zeiten, in denen mit überraschenden 
Massenangriffen des einen Machtblocks gegen den anderen gerechnet wurde, sind seit der 
Wende in Europa vorbei. Zwar gibt es auch heute noch ein Spektrum von Risiken im 
militärischen und nicht-militärischen Bereich, jedoch sie tragen andere Namen wie 
Rivalitäten, Streitigkeiten und Instabilitäten. Das neue Kriegsbild muß sich diesen 
Veränderungen anpassen.  
Während sich die Dimensionen der Gefährdung für die äußere Sicherheit verringert haben, 
sind sie für die innere Sicherheit dagegen angestiegen. Sie werden beschrieben durch Begriffe, 
die uns bisher fremd waren und die mit Geldwäsche, Drogenmißbrauch und Flugbegleitung 
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durch Sicherheitspersonal ein Szenario darstellen, das andere Gegenmaßnahmen erforderlich 
macht als die Verfolgung von Dieben und Einbrechern.  
Diese Veränderungen der Bedrohungsszenarien sind auf allen Gebieten zu berücksichtigen. 
Ihnen ist durch Einleitung geeigneter Maßnahmen Rechnung zu tragen. Die verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen innerer und äußerer Sicherheit, z.B. im Objektschutz, muß auch in 
den Strukturen der Sicherheitssysteme ihren Niederschlag finden. 
Das bedeutet u.a. Rationalisierung im militärischen Bereich und heißt Abschied zu nehmen 
von den Massenheeren der Vergangenheit durch Umstellung auf verkleinerte, 
hochprofessionelle militärische Einheiten. Diese sind mit modernsten Mitteln auszurüsten, um 
im Rahmen von friedensstiftenden und -erhaltenden Missionen begrenzte Konflikte zu lösen. 
Armeekorps und Divisionen, denen im heutigen Europa der Gegner abhanden gekommen ist, 
sind dazu denkbar ungeeignet.  
Eine Umstellung europäischer Streitkräfte auf die veränderten Verhältnisse ist jedoch 
erkennbar.  
Bevor Forderungen erhoben werden auf die Einleitung von Maßnahmen die gegenwärtige 
Sicherheitsarchitektur zu optimieren oder gar zu reformieren, lohnt sich ein prüfender Blick 
auf das bestehende Sicherheitsflechtwerk, wieweit es den heutigen Anforderungen entspricht. 
9.1. Die Stellung der NATO, EU und OSZE in der europäischen 
Sicherheitsarchitektur 
Die derzeitige Architektur für europäische Sicherheit wird durch die NATO und OSZE 
gebildet. Die EU wird ab 2003 mit Krisenreaktionskräften aktiv in den europäischen 
Sicherheitsverbund eintreten. Die Funktionen der WEU sind per EU-Beschluß in die ESVP 
mit aufgenommen wurden. Die WEU beschränkt sich in ihrer reduzierten Form vorrangig nur 
noch auf die Wahrung des Artikel V, der den zehn WEU-Mitgliedern - sie sind gleichzeitig 
auch Mitglieder der EU- eine Beistandszusage gibt. Aus diesem Grund wird an dieser Stelle 
nicht mehr auf dieses Bündnis eingegangen. Das Gleiche gilt für den Europarat, der für den 
Schutz der Grundfreiheiten und der Menschenrechte verantwortlich ist. Für sicherheits-
politische Fragen besitzt er keine Zuständigkeit. 
9.1.1. Die NATO 
Die NATO blickt zurück auf über fünfzig Jahre der Sicherung des Friedens in Europa durch 
eine Politik der Abschreckung, die durch ihre Verteidigungsfähigkeit glaubhaft unterlegt war. 
Sie hat auch dazu beigetragen, daß der Frieden unter ihren Mitgliedern gewahrt blieb. 
228 
 
Führungsmacht der NATO sind auch heute noch die USA. Mit ihren weit überlegenen 
technologischen Fähigkeiten werden sie bis auf weiteres das Bündnis dominieren. 
Hauptmerkmale, die die NATO bisher kennzeichneten,waren : 
- der transatlantische Bündnisschluß zwischen Nordamerika und Europa;  
- der Zusammenschluß souveräner Staaten und 
- das Konsensprinzip. 
Die NATO hat sich nach dem Ende des Sozialismus in Osteuropa durch ihr Strategisches 
Konzept auf die veränderte Sicherheitslage eingestellt. Durch die Übernahme von Aufgaben 
der Krisen- und Konfliktbewältigung beschloß die NATO, falls notwendig "out of area" 
militärisch zu handeln, auch ohne Mandat der UN.  
Gefahr für das Bündnis ging jetzt nicht mehr von einem militärischen Block aus, wie in der 
Vergangenheit vom Warschauer Pakt, sondern vielmehr von wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Schwierigkeiten im sicherheitspolitischen Umfeld.  
Religiös-ethnische Streitigkeiten, Menschenrechtsverletzungen, die mögliche Unterbrechung 
der Zufuhr lebenswichtiger Ressourcen und andere Risiken, die die Stabilität in Europa. 
gefährdeten, wurden nunmehr in das Bedrohungsspektrum der NATO übernommen.  
Daraus ergab sich eine fast Allzuständigkeit der Allianz. Die sich daraus ableitende Folgerung 
der Europäer, wie z.B. Frankreichs, die NATO würde dadurch als eine Art Weltpolizei unter 
Führung der USA agieren, sollte sich jedoch nicht erfüllen. Denn ein Bündnis, das auf dem 
Konsens von 19 demokratischen Mitgliedstaaten basierte, konnte zu solchem militärischen 
Abenteurertum nicht bewegt werden.467 Ganz unbegründet mögen die Bedenken der 
Franzosen angesichts der Verhältnisse im Bündnis wohl dennoch nicht gewesen sein. 
Den veränderten Aufgaben versuchte sich die NATO auch organisatorisch durch 
ein "streamlining" ihrer Organisation anzupassen. Als ein grundsätzliches Umdenken in 
Kategorien einer neuen Konzeption konnte dieser Prozeß jedoch nicht bezeichnet werden.  
Trotzdem: durch die Aufnahme neuer Mitglieder und durch Zusammenarbeit mit 
europäischen Nicht-NATO-Mitgliedern im Rahmen des "Europäisch-Atlantischen 
Partnerschaftsrates" und des Programms "Partnerschaft für den Frieden" hatte die NATO 
einen sicherheitspolitischen Verbund geschaffen. Das in Osteuropa nach der Wende 
entstandene Sicherheitsvakuum ist damit jedoch nicht konsequent ausgefüllt worden. 
Das Verhältnis zwischen der NATO und Rußland ist nach den Anschlägen auf New York und 
Washington durch russische Mitsprache auf den Gebieten der Terrorismusbekämpfung, 
Friedenssicherung und der Nichtverbreitung von Massenvernichtungsmittel im NATO-
Rußland-Gremium verbessert worden. Dadurch wurde Rußland noch stärker als bisher in die 
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europäische Sicherheitsarchitektur mit einbezogen. Der Abschluß der "Besonderen 
Partnerschaft "mit der Ukraine und die Einleitung des "Mittelmeer-Dialogs" mit sechs 
Anrainerstaaten bezeugten das Bemühen der NATO, ein gut nachbarschaftliches Verhältnis 
mit den Staaten im Umfeld des Bündnisgebietes herzustellen und zu pflegen. Ein 
gesamteuropäisches Sicherheitssystem ist dennoch damit nicht entstanden. 
Dennoch las sich die Entwicklung der NATO, auch nach der Wende, zumindest in 
Westeuropa, wie eine Erfolgsstory mit Fortsetzungen. Man konnte meinen, die NATO habe 
alles im Griff. 
Ganz so war es jedoch nicht. Denn es ist der NATO nicht gelungen, Frankreich zur Rückkehr 
in die militärische Integration der Allianz zu bewegen Auch der griechisch-türkische Streit 
konnte selbst durch Einschaltung der NATO intern immer noch nicht beigelegt werden, und 
auch von der Einbeziehung der Osteuropäer in das Bündnis ist man 12 Jahre nach dem Fall 
der Mauer noch ein gutes Stück entfernt. 
Zudem sind Äußerungen, die den Zustand des Bündnisses, seine Rolle im Afghanistan-Krieg 
und das Verhältnis der europäischen Bündnispartner zu den USA tadelnd kommentieren, nicht 
zu überhören.  
So haben kritische Stimmen bereits seit langem eine Abkühlung des Verhältnisses zwischen 
den USA und seinen europäischen Bündnispartnern festgestellt. Als Begründung dafür wurde 
die mangelnde Bereitschaft der europäischen Partner festgestellt, mehr für die eigene 
Sicherheit zu tun und die USA im Rahmen eines "burden-sharings" zu entlasten. 
Programme und Initiativen des Bündnisses, wie die "Defence Capability Initiative"(DCI), 
das "Combined Joint Task Force"-Konzept und der Aufbau der "European Security and 
Defence Identity"(ESDI), sollten eine aktivere und stärkere Beteiligung der Europäer in der 
Allianz bewirken. Die in den Statistiken der nationalen Verteidigungshaushalte ablesbare 
Unterfinanzierung der Streitkräfte sprachen dagegen eine andere Sprache. Die Tatsache, daß 
dann letztlich die USA das politische Vorgehen zur Lösung des Jugoslawien-Konfliktes 
bestimmten und auch weitgehend mit eigenen Kräften militärisch durchsetzten, führte sowohl 
auf amerikanischer wie auf europäischer Seite zu unterschiedlichen Erkenntnissen. 
Für die USA war eine NATO mit nur an der Peripherie des Konflikt-Geschehens einsetzbaren 
europäischen Streitkräften von eingeschränktem Wert. Die Europäer erkannten ebenfalls, daß 
man eigentlich selbst in der Lage sein müsse, solche Probleme auf dem europäischen 
Kontinent zu lösen, auch ohne das Eingreifen der USA.  
Ablesbare Konsequenzen daraus waren das zunehmende Interesse der USA an Vorgängen in 
Asien, die EU-Mitgliedstaaten hingegen entschieden sich für die Einleitung der ESVP mit der 
Bereitschaft zur Entwicklung autonomer Fähigkeiten, um im Rahmen der Petersberg- 
Aufgaben Krisen und Konflikte in Europa selbständig in den Griff zu nehmen. Gleichzeitig 
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sollte der Aufbau verbesserter militärischer Fähigkeiten zur Stärkung des europäischen 
Pfeilers in der NATO dienen und damit eine Entlastung der USA im Bündnis bewirken.468 
Das war neu und in dieser Form von den Europäern bisher noch nicht zum Ausdruck gebracht 
worden.  
Die Amerikaner stimmten nach anfänglichem Mißtrauen gegen mögliche europäische 
Alleingänge zu, mit der Vorgabe der drei "D's" (no duplication,no decoupling,no 
discrimination) Die USA waren zudem noch nicht davon überzeugt, daß Europa in der Lage 
sein würde, die politische Absicht zur Entwicklung autonomer Handlungsfähigkeit, so wie in 
Köln und Helsinki im Jahr 1999 beschlossen, bis 2003 in die Tat umzusetzen469. Stattdessen 
sahen sie die Fortdauer des unausgeglichenen Verhältnisses militärischer Fähigkeiten 
zwischen den USA und seinen Partnern im Bündnis voraus. So ist es auch heute noch, 
"[...]denn - und hier hören die Regeln der Partnerschaft auf - bei der NATO gilt: Wer zahlt, 
schafft an. Die USA, die für die Sicherheit sorgen, entscheiden über Bedrohungsanalysen, die 
Reaktionen darauf und die militärischen Prozeduren."470 
Diese Einseitigkeit des Kräfteverhältnisses im Bündnis kam auch in der Bekämpfung des 
Terrorismus zum Ausdruck, in dem die NATO durchaus nicht an vorderster Front stand.  
Zwar hatte sie unmittelbar nach dem 11. September den Bündnisfall ausgerufen, der Gemein-
samkeit demonstrierte und auch politischen Rückhalt gab, jedoch ist seitdem nicht allzu viel 
passiert. Die Tage gingen ins Land und der Krieg in Afghanistan ging an der NATO vorbei. 
Einige ausgewählte Nationen durften sich, wie die Briten, unter dem Kommando der USA 
direkt beteiligen, andere, wie "Deutschland etwa schickte Transall-Transporter mit Decken 
und Stroh in die Türkei..“471 Zwischenzeitlich wurden die Angebote der Nationen zur 
internationalen Terroristenbekämpfung von den USA im Rahmen der Operation "Enduring 
Freedom" mit einbezogen. Ein deutsches Kommando Spezialkräfte (KSK) ist mit an der Seite 
der Amerikaner in Afghanistan eingesetzt. Die NATO jedoch tritt auch heute nicht über die 
bereits erwähnten Solidaritätsbekundungen hinaus in Afghanistan in Erscheinung.  
Die große Geste der Erklärung des Bündnisfalles wurde von amerikanischer Seite mit blassen 
politischen Erklärungen beantwortet. Es wurde deutlich, daß die NATO ohne die USA recht 
bedeutungslos war, hingegen sie nur zusammen mit den USA in der Lage zu sein schien, alles 
zu können. Diese Demonstration der Asymmetrie und der Abhängigkeit vom amerikanischen 
Partner haben wieder eimal ins Bewußtsein gerufen, daß Amerika als dominierende 
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469 Vgl. Safire, William, Tour Program: Much Trans-Atlantic Ado About Not Much, in: The New York Times 
vom 15.6. 2001 
470 Kornelius, Stefan, Bündnis ohne Balance, in: Süddeutsche Zeitung Nr. 292 vom 19.12.2001, S.4 
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Führungsmacht auch künftig den Ton in der Allianz angeben und Forderungen stellen wird, 
während die europäischen Partner als treue Vasallen folgen werden. 
Sparzwänge bei den europäischen Verbündeten haben bisher verhindert, die Armeen, wie 
zugesagt, für die Übernahme neuer Bündnisaufgaben fit zu machen. Sollte sich diese Situation 
nicht bald ändern und das bis jetzt einseitige Kräfteverhältnis zu Gunsten der USA durch 
Europa nicht ausgeglichen werden, erhebt sich letztlich auch für Washington die Frage nach 
dem Wert der Allianz. Denn was die NATO kann, das können die USA allein schon lange. 
Sollte sich dieser Trend fortsetzen, könnte die seit 1999 mit dem Strategischen Konzept 
erneuerte NATO bald ziemlich alt aussehen. Die mögliche Absicht der USA, die europäischen 
Verbündeten, und damit die NATO, auf eine gemeinsame Strategie der Terrorbekämpfung 
festzulegen, stößt in Europa auf keine Gegenliebe. Sie steht im Gegensatz zu europäischen 
Auffassungen, den Terrorismus mit anderen Mitteln als militärischen Schlägen zu bekämpfen 
und würde den Aufbau europäischer Handlungsfähigkeit eher unterbrechen, denn 
beschleunigen. Nachdem weltweite Bekämpfung des Terrorismus und europäisches 
Krisenmanagement sich nicht grundsätzlich ausschließen, liegt die Lösung dieses 
Interessengegensatzes im Kompromiß. 
 Zusammenfassend ist festzustellen, daß die NATO in der Vergangenheit der Stabilisator für 
die Sicherheit in Europa war. Die NATO ist auch heute noch die stärkste militärische Macht 
in Europa, sie verfügt allerdings über keine wirtschaftliche Kompetenz.  
Die Führung der Allianz lag von Anfang an in den Händen der USA. Mit Blick auf den von 
der Sowjetunion dominierten Machtblock im Osten war das für die europäischen 
Bündnispartner eine nicht nur hinnehmbare, sondern auch gewollte bequeme, risikolose und 
bezahlbare sicherheitspolitische Position.  
Durch den Fortfall der massiven Bedrohungssituation, die bis dahin über Europa stand, hat 
sich die sicherheitspolitische Lage signifikant entspannt. Der Versuch der NATO, den neuen 
Verhältnissen in Europa Rechnung zu tragen, kam durch das Strategische Konzept von 1999 
zum Ausdruck. Die Chance, die das Konzept für die Europäer beinhaltete, nämlich die in 
Form von Krisen und Streitigkeiten aufflackernden Brände, wie z.B. auf dem Balkan, mit 
eigenen Mitteln zu löschen, wurde nicht genutzt. Weil man sich untereinander nicht einigen 
konnte, und weil auch die geeigneten militärischen Fähigkeiten nicht vorhanden waren, 
überließen die Europäer die Lösung des Problems den USA. Die technologische 
Überlegenheit der Amerikaner wurde durch den Afghanistan-Krieg erneut unterstrichen. 
Wenn Europa damit leben will, wird es als stärkste Wirtschaftsmacht der Welt in seiner 
politischen Funktion niemals unabhängig agieren können 
Zwar war man nach dem 11. September der Auffassung, der Kampf gegen den Terrorismus 
sei eine einigende Kraft, die in der Lage sei, die bisherigen Interessengegensätze zu 
überbrücken,  unterschiedliche Auffassungen über die künftigen Aufgaben der NATO werden 
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allerdings schon heute sichtbar. Denn " [...]während die Sicherheitspolitiker in Europa nach wie vor der 
Auffassung sind, die Atlantische Allianz sei im wesentlichen eine Garantiemacht für den Frieden auf dem 
Kontinent…und man im europäischen Teil des Bündnisses[…] an der geräuschlosen Aufnahme neuer Mitglieder 
und an einer möglichst reibungslosen Zusammenarbeit mit Rußland (interessiert ist), sieht man in Washington 
den Kampf gegen den Terrorismus und die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen als alles andere 
überragende Aufgabe.“472 
Der Ausweg aus diesem Dilemma ist ein Abgleich der Auffassungen zwischen den 
Bündnispartnern, der auch europäische Interessen in Betracht ziehen sollte. Das kann jedoch 
nur von einer Position erfolgen, die von den europäischen Partnern einvernehmlich vertreten 
wird. Würde man bereits in der Lage sein, mit einer gemeinsamen Stimme in Europa zu 
sprechen, wären die Aussichten auf Berücksichtigung eigener Standpunkte günstiger. So aber 
sehen sich die Europäer einem Partner gegenüber, der bereit ist für seine Sicherheit viel Geld 
auszugeben. Man darf gespannt sein, welcher Vergleich zwischen den Partnern gefunden 
wird. Grundsätzlich sollten Terrorbekämpfung und Krisenmanagement sich ergänzende 
Aufgaben sein.  
Eine Anpassung der NATO an die veränderte sicherheitspolitische Lage in Europa ist 
unumgänglich. Eine Reform der Allianz wird die ab 2003 bestehende Fähigkeit der EU zum 
eigenständigen Krisenmanagement zu berücksichtigen haben. 
9.1.2. Die EU 
Die EU wird mit der Entscheidung für eine gemeinsame ESVP neben den politischen und 
wirtschaftlichen Mittel auch über militärische Kapazitäten zur Durchsetzung ihrer Absichten 
verfügen. Sie besitzt damit eine ganze Palette von Instrumenten, die lageangepaßt zur 
Realisierung ihres politischen Willens eingesetzt werden können, und die auch der seit 
Maastricht bestehenden GASP politischen Rückhalt geben werden. Sie unterscheidet sich 
dadurch ganz wesentlich von der NATO. 
Zusätzlich wurde durch die ESVP der politische Wille der EU festgeschrieben, Fähigkeiten 
für ein umfassendes Krisenmanagement zu schaffen und schnell verfügbare Einsatzkräfte 
aufzustellen. Die EU hat damit die Konsequenzen aus den Erfahrungen des Kosovo-
Konfliktes gezogen und wird einvernehmlich im Kreis der EU-Mitgliedstaaten eine eigene 
militärische autonome Handlungsfähigkeit aufbauen. Das muß als eine Chance für die 
europäische Sicherheitspolitik betrachtet werden, weil diese selbständige Handlungsfähigkeit, 
wenn gewiß auch in Absprache, so doch aber ohne die direkte Einwirkung des amerikanischen 
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NATO-Partnerns, als Ergebnis europäischer Anstrengungen zustande kommen wird. Das 
dürfte zur Stärkung der europäischen Position beitragen. 
Als Nahziel steht für die EU vorerst nur die Stärkung der eigenen Handlungsfähigkeit fest. 
Den weiteren Fortgang, die Entwicklung der EU zum Kern einer künftigen europäischen 
Sicherheitsorganisation, kann man nur erahnen. Die Vorgabe einer langfristigen Perspektive in 
der Sicherheitspolitik könnte nicht nur zu einer verbesserten Transparenz, sondern auch zu 
einer größeren Akzeptanz der EU-Bürger beitragen.  
Ungeachtet dessen bleibt zu hoffen, daß die Entwicklung der europäischen Sicherheitspolitik 
weiterhin positiv verläuft. Das war zumindest immer dann der Fall, wenn sie vom Siegel 
gemeinsamer Bemühungen geprägt war.  
Wenn aber beispielsweise das politische Geschehen, so wie in der Terrorbekämpfung, an der 
EU vorbeiläuft und die EU, wie in Afghanistan und im Nahen Osten, nur das tun darf, was sie 
auch in der Vergangenheit am besten konnte, nämlich Geld für humanitäre Zwecke und 
technische Hilfe auszugeben, dann sollte Brüssel daraus seine Schlüsse ziehen und auf der 
politischen Bühne ein schärferes Profil als bisher zeigen. Das sicherheitspolitische Image 
Europas und sein Aktionsvermögen könnte dadurch nur deutlich verbessert werden. Das 
würde auch dazu beitragen, daß Friedenstruppen, wie in Afghanistan, nicht mehr nationale, 
sondern europäische Flaggen tragen und "[...]die großen Mitgliedsländer, allen voran die 
Briten, die Franzosen und die Deutschen, in Krisenzeiten nicht in nationalstaatliches Handeln 
zurückfallen und auf die Brüsseler zentralen Institutionen verzichten.“473 Eine künftige 
Einbeziehung der EU-Kommission in die Sicherheitspolitik wäre u.a. geeignet, das bisherige 
außenpolitische Unvermögen der EU zu kompensieren. 
Neben der Aufstellung europäischer Krisenreaktionskräfte werden nicht-militärische Kräfte 
für zivile Aspekte des Krisenmanagements bereitgestellt zur Koordination von 
Hilfsprogrammen, Konzentration der Mittel auf die Konfliktursachen, zum schnelleren 
Reagieren auf Krisen und für die Kooperation mit den UN, OSZE und NGO's.  
Neben der Aufstellung eines Polizeikontingents von 5 000 Polizisten bis 2003 sind Kräfte des 
Katastrophenschutzes, Zivilschutztrupps und Experten aus den unterschiedlichen Bereichen 
der Verwaltung für den Einsatz in Krisengebieten vorgesehen. Nachdem der zivile Aspekt zur 
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung eine besonders wichtige Rolle einnimmt und auch 
von der OSZE in ihrer "Charta für Europäische Sicherheit" ausdrücklich auf diese Bereiche 
hingewiesen wird, ist dieser Gesichtspunkt erstmals gleichlaufend mit der Schaffung 
militärischer Fähigkeiten berücksichtigt worden.  
Das ist neu und leitet einen grundlegenden Wandel bei künftigen Einsätzen für Konfliktlösung 
ein. Die EU trägt damit dem gegenwärtig veränderten Bild gewaltsamer 
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Auseinandersetzungen Rechnung, das nicht mehr wie früher vom Einsatz geschlossener 
militärischer Formationen und Einheiten geprägt ist, sondern das gerade in 
bürgerkriegsähnlichen Situationen auch die Anwesenheit verstärkter Polizeikräfte zur 
Schaffung von Ruhe und Ordnung fordert.  
Die Unterstützung der örtlichen Kräfte durch zivile Expertenteams im Rahmen der Krisenvor- 
und -nachsorge nimmt in diesem Zusammenhang einen besonderen Rang ein. 
So betrachtet, sieht das Konzept für den Aufbau europäischer militärischer und nicht-
militärischer Krisenreaktionskräfte vielversprechend aus. Bei konsequenter Fortsetzung dieses 
Kurses wird der europäische Sicherheitspfeiler ein eigenes Profil erhalten. Das wird für alle 
Partner, die an der europäischen Sicherheitspolitik mitwirken, von Nutzen sein. Zum ersten 
Mal werden die Europäer mit der ESVP über ein verteidigungspolitisches Instrumentarium 
verfügen, das sie selbst einsetzen können, ohne die USA miteinzubeziehen zu müssen. Die 
NATO mit den nordatlantischen Partnern wäre dann nur noch in Fällen der kollektiven 
Sicherheit gefordert. In einem geeinten Europa sind Konflikte dieser Art heute kaum mehr 
vorstellbar.  
Das bedeutet, daß Europa weitgehende Verantwortung für Stabilität unf Frieden übernehmen 
wird, während das doch vorher, wie für alles, was mit Sicherheit zu tun hatte, Aufgabe der 
NATO war. Der oft zitierte europäische Pfeiler wird nun tatsächlich entstehen. Er wird nicht 
nur im nordatlantischen Bündnis eingesetzt werden können, sondern den Europäern auch 
außerhalb der Allianz für ein Krisenmangement zur Verfügung stehen. Das ist eine 
Perspektive, die auf einen Wandel in der Sicherheitspolitik hinweist, der die europäische 
Sicherheitsarchitektur festigen wird.  
Der Weg der Sicherheitspolitik der EU in diese Zukunft ist jedoch noch mit einigen 
Hindernissen verstellt. 
Die Mitnutzung von NATO-Kapazitäten durch die EU in Krise und Konflikt ist wegen des 
laufenden Einspruchs eines EU-Mitglieds noch nicht geregelt. Die EU wird jedoch noch 
einige Jahre von der Möglichkeit des Zugriffs auf NATO-"Assets" abhängig sein. Ohne sie ist 
ein Krisenmanagement nicht möglich. Die Problematik, die sich hinter diesem 
Themenkomplex verbirgt wird deutlich durch die Absicht der EU, die NATO-Mission 
"Amber Fox" in Mazedonien zu übernehmen474. Voraussetzung dafür ist, auch nach 
Auffassung der Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten, ein formales 
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Abkommen, das die Nutzung von militärischen Fähigkeiten der Allianz, durch die EU, regelt. 
Ein solches Abkommen ist jedoch immer noch nicht abgeschlossen worden.475 Die ersten 
Schritte eines EU-Krisenmanagements auf dem Balkan werden dadurch erheblich behindert. 
Handlungsbedarf zur Lösung dieses Problems, das offensichtlich einen Interessenkonflikt 
reflektiert, ist deshalb angezeigt. 
Eine Ausweitung von Abstimmungsverfahren mit "qualifizierter Mehrheit", eine Stärkung der 
Handlungsfähigkeit der EU-Kommission sowie die Übertragung von mehr Verantwortung auf 
das Europäische Parlament haben für den Bereich der ESVP nach dem Vertrag von 
Amsterdam nicht mehr stattgefunden.  
Bei der Einrichtung der Wirtschafts- und Währungsunion hat sich der Verzicht auf nationale 
souveräne Rechte bewährt, für den Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik konnten 
die EU-Mitgliedsaaten sich zu einer Vergemeinschaftung jedoch bisher nicht entschließen. 
Die wiederholten Beteuerungen, daß es sich bei der Aufstellung der "Schnellen Ein-
greiftruppe" nicht um die Schaffung einer europäischen Armee handele, lassen vorerst keine 
Meinungsänderung erwarten. Daß ein aus künftig mehr als 15 Nationen bestehender 
Europäischer Pfeiler, in welchen Rahmen er auch immer gestellt sein mag, nur dann die in ihn 
gesetzten Erwartungen erfüllt, wenn er voll entscheidungs- und handlungsfähig ist, sollte zu 
der Erkenntnis führen, daß die Lösung dieser Aufgabe weniger auf zwischenstaatlicher denn 
auf gemeinschaftlicher Basis zu suchen ist. 
Auch die Frage, welche Streitkräfte denn künftig bei konkurrierenden Interessen zwischen 
NATO und EU zuerst zu Kriseneinsätzen herangezogen werden dürfen, wartet auf eine 
Klärung.  
Obwohl es heißt, daß die ESVP den europäischen Pfeiler in der NATO stärken soll, steht zu 
lesen, daß bei einem Interessenkonflikt zwischen EU und NATO hinsichtlich Nutzung von 
"NATO assets and capabilities" für Kriseneinsätze die Entscheidung zu Gunsten der NATO 
fällt, denn " the final decicion lying with NATO."476  
Das bedeutet, daß die europäische Sicherheitspolitik erst dann aktiv werden kann, wenn die 
NATO sich nicht engagieren will. Das aber darf nicht das Verständnis der EU sein, die davon 
ausgeht, daß sie vorrangig zur Übernahme der Petersberg-Aufgaben eingesetzt wird und ein 
Einsatz der NATO vorwiegend, wenn nicht sogar ausschließlich, auf die Funktion der 
kollektiven Verteidigung beschränkt bleibt. Ob die NATO diese Einschränkung ähnlich sieht, 
nachdem sie sich im neuen Strategischen Konzept Funktionen wie Konsultationen, 
Konfliktverhütung und Krisenbewältigung festgeschrieben hat, muß allerdings bezweifelt 
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werden.477 Unabhängig davon, ob sich die Frage des Einsatzes nur auf die Übergangsphase bis 
zur Herstellung der autonomen europäischen Handlungsfähigkeit bezieht, liegt 
Klärungsbedarf vor. Eine Konkurrenzsituation zwischen NATO und EU würde zu unnötigen 
Spannungen führen.  
Die in diesem Zusammenhang gesehene Gefahr eines sicherheitspolitischen Rückzuges der 
USA aus Europa sollte nicht unterbewertet werden.478 Denn bei allen Beteuerungen, daß die 
ESVP keine Konkurrenz zur NATO darstellt, darf nicht übersehen werden, so Karsten Voigt, 
Koordinator für die deutsch-amerikanische Zusammenarbeit, daß es durchaus zu 
Interessengegensätzen zwischen der NATO und EU, damit zwischen den USA und Europa, 
kommen könnte.  
Ob die Europäer dabei in der Lage sein werden, ihre Standpunkte deutlich zu machen und 
durchzusetzen, wird davon abhängen, ob sie auf der Grundlage einer gemeinsamen 
Sicherheitspolitik außerhalb der NATO und ohne die USA selbständig handlungsfähig sind. In 
diesem Zusammenhang würde die Position der Europäer davon profitieren, wenn eine solche 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit auch in anderen Politikbereichen ihren Niederschlag 
fände.479  
Die Erweiterung der EU durch den Beitritt von zusätzlichen Kandidaten wird auch das 
verteidigungspolitische Potenzial der EU vergrößern. Parallel dazu werden die Herstellung der 
Interoperabilität mit den osteuropäischen Streitkräften und ihre Modernisierung die EU vor 
Probleme stellen, die nur langfristig zu lösen sind. Bei gleichzeitiger Übernahme der 
Beitrittskandidaten durch die NATO würden diese Maßnahmen von beiden Organisationen 
anzugehen sein.  
Der Bereich der Mitglieder deckt sich in Zukunft, zumindest in Osteuropa, weitgehend mit 
dem der NATO. Rußland und die Ukraine stehen die Teilnahme an militärischen EU-
Operationen im Rahmen der Aufgaben von Petersberg durch die Einladung der EU an 
Drittländer offen. Das gilt auch für andere Staaten, die nicht oder noch nicht Mitglied der EU 
sind. Durch Mitarbeit in dem" Committee of Contributors" haben sie bei der Durchführung 
von EU-geführten Einsätzen die gleichen Rechte und Pflichten wie die anderen beteiligten 
EU-Staaten. Der politische Entscheidungsprozeß verkompliziert sich, je größer der Kreis der 
teilnehmenden Nationen ist. Die Zuständigkeit der Union für die europäische Sicherheits-
politik würde das Problem verringern. 
                                                 
477 Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Das Strategische Konzept des Bündnisses, in: 
Kommuniques und Erklärungen, Juni 1999 
478 Vgl. Siedschlag, Alexander, Deutschland und die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP), 
in: Internet:http://amor.rz.hu-berlin.de/~h0936dbk/hss.html 
479 Vgl. Voigt, Carsten, Partnerschaft neuer Qualität, in: Berliner Morgenpost vom 14.5. 1999 
237 
 
Abschließend ist festzustellen, daß die EU mit ihrer überdurchschnittlichen Wirtschaftskraft, 
mit ihrem Gesellschafts- und Wertesystem, ihrem System des politischen Konsens und der 
Bereitschaft zum Engagement in internationalen Foren, mit Ausnahme der militärischen 
Leistungsfähigkeit, weitgehend die Kriterien einer Weltmacht erfüllt. Die EU steht damit in 
der Reihenfolge hinter den USA aber noch vor Rußland, China, Japan und Indien.480 Sie 
qualifiziert sich damit für die Übernahme von Verantwortung in der europäischen Sicherheit 
an exponierter Stelle. Voraussetzung ist allerdings, daß sie eine sichtbare und funktionierende 
Verteidigungsfähigkeit entwickelt.  
Sollte es auf der Grundlage eines entwickelten politischen Willens der EU-Staaten gelingen, 
die bereits genannten Schwachstellen der europäischen Fähigkeiten481 durch Bereitstellung 
zusätzlicher Finanzmittel in den nächsten Jahren auszugleichen, dann könnte dieser 
europäische Pfeiler der NATO zusammen mit dem amerikanischen Bündnispartner eine 
Plattform bilden, von der aus nicht nur militärische Fähigkeiten wahrgenommen werden 
könnten, sondern von der aus gemeinsam globale Probleme der Gegenwart lösbar wären. 
9.1.3. Die OSZE 
Die OSZE erfüllt formal die Bedingungen, die an die Idealform einer Sicherheitsarchitektur in 
Europa anzulegen sind. Sie umfaßt sämtliche europäische Nationen, einschließlich die USA 
und Kanada. Dennoch stellt sie im völkerechtlichen Sinne keine internationale Organisation 
dar, sondern ist ein Forum mit eigener Exekutivbürokratie und permanenten politischen 
Konsultationsbehörden. Der Grund, daß die OSZE sich nicht zu einer Sicherheitsorganisation 
entwickelte, liegt in ihrer Entstehungsgeschichte und im Ost-West Gegensatz mit seinen 
festgefügten Sicherheitsstrukturen. So hat sich die OSZE im Laufe der Jahre immer mehr in 
eine funktionsgebundene Sicherheitsrolle hineinmanövriert, vor allem im humanitären 
Bereich, der Krisenprävention und der Konfliktnachsorge.482 
Besonders in diesen Bereichen, die auch die Beobachtung von Wahlen und 
Demokratisierungsprozessen einschließen, verfügt die OSZE über Expertenteams mit 
Erfahrungen, die durch andere Organisationen nicht erbracht werden können. Dennoch ist der 
OSZE durch die Entwicklung der europäischen Sicherheitspolitik Konkurrenz entstanden, 
weil die NATO in ihrem Strategischen Konzept und die Union mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben von Petersberg ebenfalls Anspruch erheben, die Felder der Vor- und Nachsorge bei 
Konflikten zu besetzen. Gleiches gilt für die Bekämpfung des Terrorismus, die nach 
                                                 
480 Vgl. Weidenfeld, Werner, Algerie, Franco, Europas neue Rolle in der Welt, Bonn 2000, S.7 
481 Militärische Schwachstellen der EU-Mitgliedstaaten: Strategische Aufklärung, strategische Mobilität im Luft- 
und Seetransport, moderne Führungssysteme, bedrohungsorientierte Ausrüstung und Ausbildung. 
482 Vgl. Siedschlag, Alexander, Deutschland und die ESVP, in: Internet…, S.4 
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Vorstellungen der NATO, der EU und der OSZE auf identischen Aufgabengebieten und mit 
gleichen Mitteln durchgeführt werden soll. So gesehen gilt das Interesse, besonders der EU-
Mitgliedstaaten, primär der Entwicklung der ESVP und weniger der Stärkung der OSZE.483  
Auch Rußland hat sich offensichtlich neu orientiert und sieht in der OSZE nicht mehr die 
Organisation, in der auf umfassende Weise über europäische Sicherheitsfragen beraten und 
entschieden wird. Vor dem Hintergrund des Bedeutungsverlustes der OSZE in der Kosovo-
Krise, der Westorientierung von Präsident Putin, die sich nach dem 11. September noch 
verstärkt hat und durch die EU-Beschlüsse zugunsten der ESVP, hat auch Rußland den 
politischen Wert der OSZE zurückgestuft. Nachdem die EU ihre Sicherheitspolitik in 
zunehmendem Maße umsetzt und sich anschickt, politisch in der Außen- und 
Sicherheitspolitik zu agieren, wächst auch das russische Interesse an einer 
sicherheitspolitischen Partnerschaft mit Brüssel. Das heißt zwar nicht unbedingt Abkehr 
Rußlands von der OSZE. Denn die "[...]Angleichung an die sicherheitspolitische 
Konstellation in Europa, in der die NATO als zentrale sicherheitspolitische Organisation 
fortbesteht und sich als handlungsfähig zu erweisen scheint und die ESVP [...]" 484, die eine 
weitere Möglichkeit der Annäherung an Westeuropa darstellt, eröffnen strategische 
Perspektiven, die für Moskau interessanter sind als die Verbindung mit der OSZE.  
In einem Europa nunmehr demokratisch regierter Staaten wird die OSZE nicht mehr, wie vor 
der Wende, zum Brückenschlag zwischen Ost und West benötigt. Ihr Betätigungsfeld bei 
Wahlbeobachtungen konzentriert sich derzeitig auf die Balkanregion und auf die Länder 
Osteuropas. 
Dort hat die OSZE als Hilfsorganisation einen besonders guten Ruf. Der Katalog der OSZE-
Projekte umfaßt weiterhin Aufklärungsprojekte über Frauenrechte, Gespräche über ethnische 
und religiöse Toleranz, die Schulung von Richtern und Staatsanwälten, Wahlerziehung für 
Roma in Rumänien und Schulung von Grenzpolizisten in Kirgisien.485Solche Themen, die 
besonders im präventiven Raum der Krisenverhütung von Bedeutung sind, werden in der 
Regel in der westeuropäischen Öffentlichkeit wenig beachtet. 
Für die betroffenen Menschen Osteuropas ist die OSZE deshalb kein Auslaufmodell, sondern 
eine Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Es gäbe der OSZE eine Langzeitperspektive, wenn es 
ihr gelänge, sich auf zusätzlich anerkannten Problemfeldern in Europa, wie in Korsika, 
Nordirland und im spanischen Baskenland zu betätigen. 
                                                 
483 Vgl. Tudyka, Kurt, Die Bundesrepublik Deutschland und die OSZE, in: Knodt, Michele, Kohler-Koch(Hg.), 
Deutschland zwischen Europäisierung und Selbstbehauptung, Frankfurt/M. 2000, S. 151 
484 Plate von, Bernhard, Rußland und die OSZE, in: SWP-Aktuell 23, November 2001, S.3 
485 Vgl. Löffler, Siegfried, OSZE-Auslaufmodell oder Hoffnung für die Zukunft?, in: Die Politische Meinung, 
September 2001, Osnabrück, S.62 
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Die Zusammenarbeit der OSZE mit der NATO und der EU ist in den einschlägigen 
Dokumenten und EU-Gipfel Beschlüssen nachzulesen. Ob sie tatsächlich in Zeiten der 
Krisenvorbeugung auch stattfindet und intensiv genug ist, um Zielsetzungen und Vorhaben 
vor Ort zu koordinieren, oder ob sie sich nur auf gegenseitigeTeilnahme an Konferenzen 
beschränkt, diese Frage bleibt offen. 
Die OSZE hat bisher in der europäischen Sicherheitsarchitektur einen festen Platz 
eingenommen. Trotz gewisser Überscheidungen der Aufgabengebiete mit NATO und EU in 
Krisen- und Konfliktsituationen ist ihr Einsatz, besonders im humanitären Bereich 
unverzichtbar. Eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit der NATO und EU könnte dazu 
beitragen, die Arbeit der OSZE transparenter zu machen. Auch die gemeinsame Aufgabe der 
Terrorbekämpfung würde daraus ihren Nutzen ziehen. 
In Zukunft sollte die OSZE ein unabhängiges internationales Forum bleiben, das sich primär 
der Erhaltung des Friedens, der Wahrung der Menschenrechte und der demokratischen 
Grundfreiheiten verpflichtet fühlt. Eine Auflösung der OSZE oder eine Beschneidung ihrer 
Unabhängigkeit durch Integration in eine internationale Sicherheitsorganisation sollte auch bei 
Überlegungen zur Neuordnung der europäischen Sicherheitslandschaft nicht in Betracht 
gezogen werden. 
9.2. Gedanken über die gegenwärtige Sicherheitsstruktur 
Die gegenwärtige Sicherheitsarchitektur in Europa wird durch die NATO und die OSZE 
dargestellt. Die EU betritt ab 2003 mit der Krisenreaktionstruppe das sicherheitspolitische 
Terrain. Sie wird den bestehenden europäischen Sicherheitsverbund verstärken. 
Die derzeitige Situation in der europäischen Sicherheitspolitik ist immer noch gekennzeichnet 
durch: 
- das ungleiche qualitative Kräfteverhältnis zwischen den USA und Europa; 
- die Unterfinanzierung der meisten europäischen Verteidigungshaushalte und 
- den Intergouvernementalismus in der GASP/ESVP 
Mit der Entscheidung der EU-Mitgliedstaaten für die Schaffung einer autonomen 
militärischen Handlungsfähigkeit nimmt die EU für den Bereich der Konfliktlösung ihr 
Schicksal selbst in die Hand und tritt künftig unter eigenem Markenzeichen in Europa auf. 
Durch die Aufstellung einer "Schnellen Eingreiftruppe" wird der EU ein militärisches 
Instrument zur Verfügung stehen, um in Konfliktregionen ein Krisenmanagement, ohne Hilfe 
von außen, durchzuführen. 
Die "Schnelle Eingreiftruppe" soll bei Bedarf sowohl von der NATO als auch von der EU 
genutzt werden können. Sie stärkt damit den viel zitierten europäischen Pfeiler im Bündnis 
und verkörpert zugleich die militärische Handlungsfähigkeit der EU. Dadurch wird der 
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europäischen Sicherheitsarchitektur eine zusätzliche Komponente hinzugefügt, die 
Einsatzmöglichkeiten besitzt, die über den militärischen Bereich hinausgehen und die den 
gegenwärtigen Erfordernissen bei gewaltsamen Auseinandersetzungen in Krisengebieten 
entsprechen. Dazu gehören Polizeikräfte, Rechtsexperten, wie Richter, Staatsanwälte und 
Strafvollzugsbeamte, Experten der Zivilverwaltung und Katastrophenschutzteams. Zusätzlich 
werden der EU Maßnahmen aus dem wirtschaftlichen Sektor zur Verfügung stehen, die 
entweder Hilfsmaßnahmen im Rahmen von Nahrungsmittelversorgung oder Unterstützung 
beim Wiederaufbau der Infrastruktur beinhalten oder die sich auf Sanktionen beziehen. 
Die Schaffung dieser selbständigen militärischen Handlungsfähigkeit wird sich auf andere 
Bereiche der Sicherheitspolitik auswirken, u.a.: 
- auf die Beziehungen der Europäer zu den USA, für die diese Aktion eine strategische 
Entlastung in Europa bedeutet; 
- auf den Ausgleich der bisher technologischen Lücke zwischen Europa und Amerika; 
- auf die Verteidigungshaushalte der EU-Mitgliedstaaten, die durch Modernisierungs-
maßnahmen für die Streitkräfte stark belastet werden; 
- auf die Abstimmung von sicherheitspolitischen Aufgaben zwischen NATO, EU und 
OSZE, um Duplizierungen zu vermeiden und 
- auf den Abstimmungsprozeß der ESVP zwischen den EU-Staaten, der durch den 
Intergouvernementalismus zwischen den EU-Mitgliedstaaten die Effektivität europäischer 
Sicherheitspolitik einschränkt. 
Zur Unterstützung der ESVP im Zuge der Realisierung von Fähigkeiten künftig selbständig zu 
handeln, werden Maßnahmen empfohlen, die flankierend zu den bisherigen Beschlüssen, nach 
Absprache mit den verantwortlichen politischen Ebenen, eingeleitet werden könnten. Sie 
stehen in direktem Zusammenhang zur ESVP und beziehen sich auf: 
- eine Reduzierung des gegenwärtigen Streitkräfteumfangs zur Freisetzung von Mitteln, um 
die Finanzierung erforderlicher militärischer Modernisierungsmaßnahmen durchzuführen;  
- eine Förderung der europäischen Rüstungszusammenarbeit zur Einsparung von Kosten; 
- die Schaffung professioneller militärischer Einsatzteams, deren Struktur und Ausbildung 
sich an der Bedrohung ausrichtet;  
- die Umwandlung der europäischen Streitkräfte in Berufsarmeen;  
- vorbereitende Maßnahmen zur Einbindung der Streitkräfte der EU-Beitrittskandidaten in 
künftige Einsatzplanungen der EU;  
- die Verstärkung europäischer nicht-militärischer Kräfte für Kriseneinsätze sowie eine 
Erweiterung des Einsatzspektrums für dieses Personal; 
- die Verstärkung von Kräften und Mitteln zur Krisenprävention und Krisennachsorge; 
- eine Verbesserung der Effektivität des Einsatzes militärischer Kräfte durch Bündelung der 
Teilstreitkräfte der EU-Staaten unter Berücksichtigung strategischer Erfordernisse, 
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Rationalisierungsgewinne könnten zur Finanzierung dringender Projekte eingesetzt 
werden; 
- eine Koordination der sich überschneidenden Aufgabengebiete zwischen 
NATO/EU/OSZE bei Kriseneinsätzen. Förderung einer Strategie, nach der Europa künftig 
(EU u. OSZE) vorrangig verantwortlich ist für Prävention, Lösung und Nachsorge von 
europäischen Streitigkeiten;  
- die Erarbeitung eines strategischen Konzepts für europäische Streitkräfte im 
Kriseneinsatz, mit Aussagen zum künftigen Status der EU, zur Vertretung der EU im UN-
Sicherheitsrat und zur Finalität der Union; 
- eine Intensivierung des Zusammenwirkens zwischen innerer und äußerer Sicherheit, z.B. 
im Objektschutzes und in der Verstärkung polizeilicher Dienste durch militärische Kräfte; 
- eine Reform der Entwicklungspolitik einschließlich einer stärkeren politischen und 
wirtschaftlichen Beeinflussung des sicherheitspolitischen Umfeldes sowie auf den Ausbau 
der politischen Beziehungen der EU zu Asien, Afrika und Lateinamerika aber auch zu den 
Ländern des Nahen und Mittleren Ostens und zu China; 
- eine Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen NATO/EU und OSZE, bereits im 
Frieden, auch außerhalb von Krisen, Austausch von ständigen Verbindungsteams; 
- die Regelung aller noch offenen Fragen zwischen EU und NATO in bezug auf die 
Durchführung des europäischen Krisenmanagements; 
- die Aufnahme der Türkei in die EU; 
- die Beseitigung inkongruenter Mitgliedschaften in EU und NATO; 
- eine Einbindung Rußlands und der Ukraine in das Krisenmanagement der EU; 
- eine verstärkte Durchführung militärischer Ausbildung nach einheitlichen Kriterien auf 
europäischer Basis und 
- eine Verlagerung der wehrhoheitlichen Rechte der EU-Mitgliedstaaten zu den EU-
Institutionen in Brüssel. 
Damit schlägt das Pendel eindeutig zu Gunsten der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik aus, weil sie mit Blick auf die veränderten Verhältnisse in Europa den 
Schwerpunkt in der europäischen Sicherheitsarchitektur bilden sollte. 
Was aber geschieht mit der NATO? 
Vorschläge zur einer gänzlich neuen Sicherheitsstruktur wären in diesem Zusammenhang ein 
zu theoretischer Angang, um die Probleme im europäischen Sicherheitsbereich zu lösen. 
Die Akzeptanz von neu erdachten Sicherheitsmodellen wäre ohne zwingende Ereignisse von 
außen in den Nationen ohnehin nicht gegeben. Der Wille, an Bestehendem festzuhalten, ist in 
den europäischen Nationen größer, als die Bereitschaft Risiken einzugehen und einer von 
heute auf morgen veränderten Sicherheitskonstellation zuzustimmen.  
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Das bedeutet, daß das nordatlantische Bündnis mit den USA grundsätzlich nicht in Frage 
gestellt werden sollte. Im Gegenteil: es ist fester Bestandteil des europäischen Verständnisses 
von Sicherheit.  
So wird die Sicherheitsarchitektur in Europa auch in Zukunft von einem nordamerikanischen 
Pfeiler mitgetragen und der Bereich der kollektiven Verteidigung weiterhin von der NATO 
besetzt bleiben. Dagegen sollte im Rahmen einer Aufgabenteilung, das Krisenmanagement in 
Europa der EU zugewiesen und die Einbindung in das humanitäre Aufgabenfeld für die OSZE 
vorgesehen werden. 
Nachdem die EU vorsieht, Konfliktlösungen im offenen Verbund auch mit Drittländern 
durchzuführen, sollte die NATO ebenfalls über ein solches Modell nachdenken, zumal die 
traditionellen Bündnisstrukturen in einem Europa demokratisch regierter Länder eher 
ausgrenzen denn vereinen. 
Da die herkömmlichenVerteidigungsaufgaben für den europäischen Bereich stark in den 
Hintergrund getreten sind, bietet es sich an, den Begriff der Verteidigung weiterzufassen und 
auf Gebiete auszudehnen, von denen schon jetzt im globalen Rahmen Bedrohungen für die 
europäische Werteordnung ausgehen. Dazu gehören: der weltweite Drogenhandel, die 
Weitergabe von Massenvernichtungswaffen, Verstöße gegen die Umwelt und terroristische 
Aktivitäten. Dadurch würden die Aufgaben der NATO erweitert. Es würde den 
gegenwartsbezogen veränderten Verhältnissen in der Welt Rechnung tragen und die 
Missionen der EU ergänzen. Zudem böte die NATO in Verbindung mit den USA eine 
Plattform, von der aus der Gefährdung der gemeinsamen Werte und Normen mit Aussicht auf 
Erfolg begegnet werden könnte. 
Die europäische Sicherheitsstruktur wird in Kürze durch die ESVP der EU mit einer 
zusätzlichen Komponente ausgestattet sein, die das nordatlantische Bündnis stärken und der 
europäischen Position mehr Gewicht verleihen werden. 
Eine Reform oder eine Anpassung der NATO an das veränderte Sicherheitsumfeld erscheint 
vor diesem Hintergrund unausweichlich zu sein.  
9.3. Die integrierte Europäische Sicherheit - eine Vision ohne 
Zukunft? 
Die EU tritt mit ihrer Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf der Stelle. 
Es geht zur Zeit nicht weiter voran in der europäischen Integration auf den außen-, sicherheits- 
und verteidigungspolitischen Feldern der Union. Soll das heißen, daß es für die integrierte 
Europäische Sicherheit über das Erreichte hinaus keine Zukunft mehr gibt?  
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Zwar sollte die Aufstellung der europäischen Krisenreaktionskräfte nicht unterschätzt werden. 
Sie wird bestimmt dazu beitragen, den sicherheitspolitischen Handlungsspielraum der EU zu 
erweitern. Die Aussagen der Staats- und Regierungschefs auf den EU-Gipfelkonferenzen, die 
wiederholt die Weiterentwicklung zu einer integrierten europäischen Armee verneinen, 
eröffnen jedoch keine Perspektive in Richtung Vertiefung einer europäischen Einigung.  
Sie sind damit wenig motivierend. 
Statt den Weg freizugeben für eine gemeinschaftlich geführte Sicherheitspolitik durch eine 
gestärkte Union in Brüssel, beharren die Mitgliedstaaten auf altem Denken und geben sich mit 
zwischenstaatlichen Absprachen zufrieden. Die Gründe für das Festhalten am souveränen 
Recht der Wehrhoheit in den Nationen sind vielfältig. Primär ist solche Haltung durch 
nationale Interessen und durch Erfahrungen aus der Geschichte begründet, aber auch 
sicherheitspolitische Gründe spielen eine Rolle oder gar wirtschaftliche Argumente. Die Front 
der Nationen, die an der Zwischenstaatlichkeit in der Sicherheit festhält, wirkt geschlossen. 
Bisher hat sich kein EU-Mitgliedsland in der Öffentlichkeit für die stärkere Einbindung der 
EU-Institutionen in die Sicherheitspolitik, einschließlich der Abgabe von Kompetenzen an die 
Union, ausgesprochen. 
"Das bisherige Unvermögen der Europäer, eine stringente Politik nach außen zu formulieren 
und durchzusetzen, hat sich erschreckend auf dem Balkan gezeigt."486 
Es zeigte sich auch auf dem EU-Gipfel in Laeken, als es den Europäern nicht gelang, sich zu 
einigen, um eine Truppe der EU nach Afghanistan zu entsenden. Stattdessen wurden nationale 
Einheiten in Marsch gesetzt. Der Aussage von Peter Glotz im Jahr 1990, daß in "[...]Europa 
die Nationen zu schwach (sind), um Weltpolitik zu machen;und gleichzeitig noch stark genug, 
um eine wirksame supranationale europäische Politik zu verhindern "487ist in diesem 
Zusammenhang nichts hinzuzufügen, denn sie ist immer noch aktuell. 
Obwohl die ESVP nicht auf dem Prinzip der kollektiven Verteidigung beruht und zudem die 
Aussage mehrfach wiederholt worden ist, daß die in Aufstellung stehenden europäischen 
Krisenreaktionskräfte nicht als Kern einer künftigen Europäischen Armee anzusehen sind, 
mehren sich dennoch die Stimmen, die einer integrierten Armee das Wort reden.488 Denn 
eigentlich dürfte "[...]das Zeitalter der nationalen Armeen in Europa trotz anders lautender 
Erklärungen längerfristig ebenso zu Ende gehen wie das Zeitalter der nationalen 
Währungen."489 Aussagen wie diese sind Anlaß, darauf zu vertrauen, daß die Europäer trotz 
der gegenwärtig unbefriedigenden Situation im Laufe der Zeit ihre Chance auf Einleitung des 
                                                 
486 Böttcher/Krawczynski, a.a.O., S.171 
487 Glotz, Peter, Gesamteuropa-Skizze für einen schwierigen Weg, in: Europa-Archiv, Folge 2/1990, S.50 
488 Vgl. Böttcher/Krawcynski, a.a.O., S. 257; ähnlich auch Varwick, Johannes, Die "Euroarmee", in: 
Internationale Politik 9/2001, S.47 u.ff. 
489 Varwick, Johannes, Die "Euroarmee", in: Internationale Politik 9/2001, S.52 
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Wandels in der Sicherheitspolitik dennoch wahren werden. Damit bleibt eine integrierte 
europäische Außen- und Sicherheitspolitik keine Vision ohne, sondern mit Zukunft.  
Sie wird sich entwickeln und zur Realität werden; als eine begründete Notwendigkeit, die es 
erforderlich machen wird, von der Zwischenstaatlichkeit in die Supranationalität zu wechseln.  
Es gibt zahlreiche Gründe, die dafür sprechen. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang die 
Erkenntnisse, die auf Grund praktischer Erfahrungen mit der Bereitstellung der unter-
schiedlichen nationalen militärischen Kräfte für die "Schnelle Eingreiftruppe" gewonnen 
werden. Divergierende Ausbildung, Ausrüstung und Einsatzbereitschaft der abgeordneten 
Truppenkontingente in den Krisenreaktionstuppen werden Forderungen nach einheitlicher 
Führung und nach Standisierung begründen. Gemeinsame Übungen der militärischen 
Einheiten der EU-Staaten werden die bestehenden Unterschiede verdeutlichen und zugleich 
die Vorteile aufzeigen, die sich aus gemeinschaftlich bestimmten Strukturen ergeben. Man 
wird auch im politischen Bereich erkennen, daß die Interessen der EU leichter in 
internationalen Organisationen, wie in der NATO oder in den UN, durchzusetzen sind, wenn 
das volle Gewicht der Mitgliedstaaten durch eine Stimme eingebracht werden kann und nicht 
durch die Vielzahl von Mitgliedern. Die Erweiterung der EU wird in dieser Hinsicht zu neuen 
Einsichten beitragen, weil die Union einfach mit anderen Maßstäben zu messen ist, als das 
noch in den Gründerjahren der Fall war. Das gilt auch für den Bereich der europäischen 
Sicherheitspolitik. Denn "[...]im Zeitalter der Globalisierung der Märkte und einer rasch 
voranschreitenden Internationalisierung der Wirtschaft dürfte auch bei der Sicherheitspolitik 
eine nationale Brille eine falsche Optik und damit eine unscharfe Sicht zur Folge haben. 
[…]Die Globalisierung zerstört die Idylle einer nationalen Harmonie und einer 
Landesverteidigung, die allen gleichermaßen zugute kommt. Sie erzwingt eine endgültige 
Abkehr von der Illusion, eine nationale Politik diene nationalen Interessen."490 
Stimmen aus Bereichen des öffentlichen Lebens, aus der Wissenschaft, der Politik und auch 
Militärexperten werden deshalb den Trend, der mit allen Konsequenzen in die Richtung eines 
vergemeinschafteten Sicherheitssytems geht, in zunehmendem Maße nachweisen und fördern.  
So gesehen wird es ein evolutionärer Prozeß sein, der das bestehende Sicherheitssystem an die 
strategischen Forderungen der europäischen Architektur anpassen wird. Dieser Vorgang ist, so 
betrachtet, unausweichlich. 
Das vorläufige Nochfesthalten der europäischen Nationen am Intergouvernementalismus ist 
verständlich und begründbar. Dennoch würde eine solche Haltung der Nationen den 
Einigungsprozeß verzögern, wenn nicht sogar verhindern, die Kohärenz des europäischen 
Sicherheitsverbundes beeinträchtigen und die politische Kraft der EU-Mitgliedstaaten nicht 
zur Geltung kommen lassen. 
                                                 
490 Straubhaar Thomas, Mit Arbeitsteilung zur Friedenssicherung, in: FAZ vom 4.5. 2002, S.15 
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Angesichts der Strecke, die die Europäer seit mehr als vierzig Jahren, auch in der 
Sicherheitspolitik, gemeinsam zurückgelegt haben, ist es unwahrscheinlich, daß sie auf 
halbem Weg stehenbleiben, um die Finalität der EU an dieser Stelle enden zulassen. Die 
Einsicht der Europäer in die sicherheitspolitischen Notwendigkeiten wird vielmehr den 
Ausschlag geben, von überholten Prinzipien loszulassen - nicht nur weil es Europa dient, 
sondern weil es zweckmäßig ist. 
Die Verneinung einer solchen Entwicklung würde bedeuten, den europäischen Nationen 
politische Kurzsichtigkeit und provinzielles Denken vorzuwerfen. 
Europa wird sich stattdessen in Richtung politischer Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
fortbewegen und die sich bietenden Chancen einer supranational geführten Sicherheitspolitik 
nutzen. Das wird der Sicherheitsordnung in Europa ein verändertes Aussehen geben und den 
Schutzfaktor neu bestimmen. 
Die Schaffung einer gemeinsamen Krisenreaktionstruppe ist dazu bereits ein erster Schritt, 
weitere werden folgen. 
Die Entstehung eines vereinten Europas dauert lange. Die Tatsache, daß es innerhalb von fünf 
Dekaden gelungen ist, eine europäische Wirtschafts- und Währungsunion zu errichten, sollte 
im Hinblick auf die Übernahme der Zuständigkeiten für die europäische Außen-, Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik durch die Union zuversichtlich stimmen. Nur dadurch wird etwas 
grundsätzlich Neues geschaffen und ein Wandel eingeleitet, der die Sicherheitsstrukturen in 
Europa verändern und dem transatlantischen Bündnis Impulse geben wird. Vielleicht 
geschieht das - begünstigt durch Empfehlungen des EU-Konvents - bereits in kurzer Zeit, 
möglicherweise aber erst in einigen Dekaden. Eine Zukunft für eine integrierte Europäische 
Sicherheit wird es damit in jedem Fall geben, wahrscheinlich aber nur im Rahmen einer 
Langzeitperspektive. 
 
 
 
 
 
 
 
246 
 
10. Vergleichende Gesamtanalyse 
Die europäische Sicherheitspolitik hat sich nach Ende des II. Weltkrieges an der Bedrohung 
ausgerichtet. Während in Westeuropa der Bestand der Normen der demokratischen 
gesellschaftlichen Lebensordnung als gefährdet und damit als besonders schützenswert 
angesehen wurde, galt Gleiches für das sozialistische System in Osteuropa. 
Bis 1945 waren die Gegensätze der unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Ordnungen 
durch den den Kampf der Anti-Hitler Koalition gegen den gemeinsamen Gegner überdeckt 
worden. Eine Fortsetzung dieser Koalition im Rahmen eines Miteinanders war angesichts der 
Unverträglichkeit der unterschiedlichen Ideologien und der gesellschaftspolitischen Systeme 
nicht möglich. 
Die Wertbegriffe der westlichen Alliierten, wie die der demokratischen Grundfreiheiten, der 
Rechtsstaatlichkeit und der freien Marktwirtschaft, waren mit der sozialistischen Zielsetzung 
von der Herrschaft der Arbeiterklasse, der Verstaatlichung der Produktionsmittel und der 
führenden Rolle der marxistisch- leninistischen Partei unvereinbar. 
Die Gegensätze zwischen den ehemaligen Alliierten waren bereits in der Konferenz von 
Potsdam sichtbar und brachen vor dem Hintergrund unterschiedlicher Machtinteressen in 
Europa wenig später offen aus. 
Nachdem die amerikanische Eindämmungspolitik seit März 1947 versuchte, den sowjetischen 
Bestrebungen auf Ausdehung des Machtbereichs entgegenzuwirken, war ein Jahr später mit 
dem Auszug der Sowjetunion aus dem Alliierten Kontrollrat in Berlin der offene Bruch der 
Allianz vollzogen. 
Der Ost-West Gegensatz war damit offen zu Tage getreten. Er fand seinen Niederschlag in 
einer bipolaren europäischen Sicherheitsarchitektur. 
Während die Sowjetunion bereits frühzeitig, noch vor Kriegsende, begonnen hatte, bilaterale 
Freundschafts- und Beistandsverträge mit von ihr besetzten Staaten abzuschließen, kam der 
erste Vertrag auf westlicher Seite zwischen Frankreich und England erst im Jahr 1947 in 
Dünkirchen zustande. Er war noch gegen Deutschland gerichtet, aus Furcht vor einem 
erneuten Angriff.  
Mit dem Vorschlag Frankreichs, Anfang der fünfziger Jahre, den Aufbau künftiger deutscher 
Streitkräfte in einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) auf supranationaler 
Ebene kontrollieren zu können, waren die Westeuropäer ihrer Zeit voraus. 
Die Idee einer gemeinschaftlichen westeuropäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik mit 
der Einrichtung von entsprechenden Institutionen (Ministerrat und Kommissariat) zur Führung 
einer integrierten internationalen Truppe ist auch heute noch aktuell und weist Parallelen zur 
GASP/ESVP auf.  
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Die Weigerung Frankreichs, die Wehrhoheit an eine zentrale Institution abzugeben, ließ vor 
fünfzig Jahren das EVG-Modell scheitern. Das Festhalten der EU-Nationen am 
Intergovernementalismus läßt auch heute noch nicht eine Vergemeinschaftung der Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu. 
Ende der vierziger/Anfang der fünfziger Jahre entstand auf beiden Seiten ein Sicherheits-
flechtwerk, das im Westen seinen Stabilsator durch die NATO und im Osten durch den 
Warschauer Pakt fand.  
Die Sicherheitsarchitektur in Europa war damit durch die Konfrontation beider Machtblöcke 
geprägt. Die Armeen in Ost und West standen sich, ausgerüstet mit modernsten Waffen, in 
höchster Einsatzbereitschaft gegenüber. Die beiden Militärblöcken zu Grunde liegenden 
Abschreckungsstrategien waren zudem durch die Stationierung sowjetischer und 
amerikanischer Nuklearwaffen glaubwürdig unterlegt. Nachdem diese Strategien die 
Vernichtung Europas mit einkalkulierten, bildeten sie jedoch keine verläßliche Grundlage für 
die europäische Sicherheit. 
Die Vertragsorganisationen wurden jeweils durch die Sowjetunion und durch die USA 
dominiert. Durch das Bemühen paktinterne Probleme innerhalb der NATO und des WP zu 
lösen, wurde der Status quo aufrechterhalten.  
Während in diesem Zusammenhang der NATO durch die Einmischung in den Streit zwischen 
Griechenland und der Türkei Züge kollektiver Sicherheit bestätigt werden konnten, wurden 
Versuche osteuropäischer Staaten den sozialistischen Verbund zu verlassen, mit Gewalt 
unterdrückt.  
Beide Regelwerke standen nicht nur auf militärischer Grundlage, sondern bezogen erstmals 
auch das Zusammenwirken auf wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet mit ein. Zudem 
wurden die Warschauer Vertragsorganisation durch den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) und die NATO durch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)491 auf 
ökonomischer Basis parallellaufend gefestigt. Das bedeutete, daß das militärische Potential in 
Ost und West auf relativ starkem wirtschaftlichem Fundament stand und letztlich der 
Einbruch der östlichen Planwirtschaft, die der Überlegenheit der freien Marktwirtschaft des 
Westens nicht gewachsen war, maßgeblicher Grund fur das Ende des Sozialismus war. 
Das wiederum heißt, daß Macht und Einfluß politischer Systeme ohne den soliden Rückhalt 
einer starken Wirtschaft nicht von Dauer sind. Politische Macht ist demnach nur auf festem 
wirtschaftlichem Fundament von Bestand. Diese Erkenntnis bleibt auch in Zukunft aktuell. 
Die bi- und multilateralen Beistandsverträge, die dem Warschauer Pakt mit 21 Verträgen492 
und der NATO mit den Verträgen von Dünkirchen und Brüssel unterlegt waren, stellten nicht 
                                                 
491 Die USA waren einschließlich Norwegen, Island und die Türkei nicht Mitglied in der EWG/EG/EU. 
492 Vgl. Aichinger, Winfried, Maiwald, Friedrich Arthur, Die globale Bündnispolitik der UdSSR, in: 
Österreichische militärische Zeitschrift 3/1987, S.243 
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nur Rückfallpositionen für den Fall des Scheiterns der großen Allianzen dar. Sie waren 
gleichzeitig, besonders in Westeuropa, auch ein Beweis für die Erkenntnis, daß eine Nation 
allein die Aufgaben eines erweiterten Sicherheitsspektrums nicht mehr umfassend und 
selbständig bewältigen konnte und somit auf gemeinsames Handeln im Bereich der 
Sicherheitsvorsorge angewiesen war493. Diese Einsicht hat sich verstärkt und gilt auch heute 
noch. Der Beitritt von vier neutralen Staaten in die EU und ihre aktive Beteiligung an der 
ESVP, wie auch der Andrang von beitrittswilligen Nationen aus Osteuropa in die NATO und 
EU sind Beweis für diese These. 
Noch vor dem Ende des Sozialismus in Osteuropa hatten sich 33 europäische Nationen sowie 
die USA und Kanada in der Konferenz von Helsinki über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) zusammengefunden, um "[...] bessere Beziehungen untereinander zu 
 fördern [...]."494 
Vor dem Hintergrund der Phase der Entspannung kamen Ost und West ins Gespräch. Die Zeit 
der Entspannung begann 1967 mit der Veröffentlichung des Harmelberichtes, in dem die 
NATO ihr grundsätzliches Interesse bekundete, die Spannungen zwischen den Machtblöcken 
abzubauen.495 Ähnliche Signale hatte es auch schon früher auf östlicher Seite gegeben. 
Begünstigt durch die Einleitung der Ostpolitik unter Willy Brandt, durch den befriedigenden 
Abschluß der Viermächte-Verhandlungen über Berlin und den positiven Verlauf rüstungs-
begrenzender MBFR und SALT-Konferenzen496, einigten sich die in Helsinki versammelten 
Teilnehmerstaaten darauf, durch Entwicklung besserer und engerer Beziehungen 
untereinander, die bisherige Konfrontation zu überwinden. Man wollte, Probleme, die 
einander bisher getrennt hatten, durch Beseitigung des Mißtrauens und durch Aufbau einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit künftig gemeinsam lösen.  
Das Verhandlungsergebnis, die Schlußakte von Helsinki, wirkte sich auf die Politik der nach- 
folgenden Dekaden bis in die heutige Zeit aus. Es umfaßte nicht nur die Zustimmung zu den 
Grundsätzen für das künftige Verhältnis zwischen Ost und West sowie die Schaffung 
Vertrauensbildender Maßnahmen, sondern es bezog sich auch auf die Regeln künftiger 
Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, Technik und Wissenschaft. Zusätzlich 
beinhaltete es das gemeinsame Vorgehen in humanitären Problembereichen. 
Das Samenkorn für eine Verbesserung der Ost-West Beziehungen und für einen Wandel der 
sicherheitspolitischen Situation in Europa war damit gelegt worden. 
                                                 
493 Ausnahmen waren: in Westeuropa Frankreich (1966 Verlassen der militärischen Integration der NATO), in 
Osteuropa Albanien (1968 Austritt aus WP) 
494 Auswärtiges Amt, 20 Jahre KSZE, Bonn 1993, S.19 
495 Vgl. Ebenda, S.452 
496 MBFR =Multi-Balanced Force Reductions; SALT=Strategic Armament Limitation Talks 
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Trotz der Abkühlung der Beziehungen zwischen den Machtblöcken, die ausgelöst wurde 
durch den Krieg der Sowjetunion gegen Afghanistan, die Stationierung sowjetischer 
Mittelstrecken und den NATO-Doppelbeschluß wurden KSZE-Folgekonferenzen an 
verschiedenen Orten Europas durchgeführt, um die Einhaltung der Vereinbarungen zu 
überprüfen und um bereits erzielte Ergebnisse weiter auszubauen. 
Die "Charta von Paris für ein neues Europa" vom November 1990, die von allen KSZE-
Nationen unterschrieben wurde, stellte dann nicht nur das Ende des Ost-West Gegensatzes 
fest, sondern sie legte mit den demokratischen Grundfreiheiten, den Menschenrechten, dem 
politischen Pluralismus und der Rechtsstaatlichkeit auch die Grundlage für den Neubeginn der 
Beziehungen der europäischen Nationen untereinander. Sie enthielt zudem ein Bekenntnis zu 
den zehn Prinzipien der Schlußakte von Helsinki.497 Die Institutionalisierung der KSZE-
Strukturen und die Umbenennung der KSZE in OSZE beschrieben in den Folgejahren die 
Entwicklung und den Bedeutungszuwachs dieses internationalen Forums. Dennoch gelang es 
der OSZE trotz Verabschiedung des " Gemeinsamen Sicherheitsmodells für Europa im 21. 
Jahrhundert" im Jahr 1996 nicht, sich als gleichberechtigte europäisch umfassende 
Sicherheitsorganisation zu etablieren. Im Gegensatz zur NATO und EU fehlten der OSZE 
einfach die Mittel und Instrumente zur Durchsetzung friedensstiftender und friedens-
sichernder Maßnahmen in Konfliktgebieten. 
Ihr Einsatz beschränkte sich deshalb vorrangig auf den humanitären Bereich. Sie leistete auf 
diesen Gebieten besondere Hilfe für die notleidende Bevölkerung in Konfliktgebieten. Diese 
Form der Unterstützung konnte durch die NATO und EU wegen fehlender Expertise bisher 
nicht kompensiert werden. Somit agierte die OSZE in Krisen und Konflikten weitgehend 
komplementär und parallel zu Aktivitäten anderer Organisationen.498 
Eine Intensivierung des OSZE- Einsatzes durch eine finanziell verbesserte Mittelzuweisung 
und eine flankierende Begleitung durch Initiativen des Europarates würde sich positiv im 
Rahmen der Befriedung gefährdeter Gebiete auswirken. Die Übernahme von Aufgaben in der 
Terrorbekämpfung, so wie es auf dem Bukarester Gipfeltreffen im Dezember 2002 vereinbart 
wurde, macht eine enge Zusammenarbeit mit der NATO und EU erforderlich und wird die 
OSZE vor neue zusätzliche Herausforderungen stellen. 
Das Ende der bipolaren Sicherheitsordnung haben die NATO und die EU vor Situationen und 
Perspektiven gestellt, die vorher nicht angedacht waren. Die Ausfüllung des Sicherheits-
vakuums in Osteuropa, die Krise auf dem Balkan und die Forderungen der USA nach 
aktiverer europäischer Beteiligung an den Verteidigungslasten waren Probleme, die es 
vorrangig zu lösen galt. Die Umstellung der NATO auf ein neues Strategisches Konzept mit 
                                                 
497 Vgl. 20 Jahre KSZE, S. 144 
498 Vgl. Lippert, Barbara, Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, in: Weidenfeld, Werner, 
u.a., Europa von A bis Z, Bonn 2000, S. 315 
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veränderten abgeflachten Risiken in europäischen Europa und die vorgesehene Erweiterung 
der Allianz nach Osten machten die Veränderungen deutlich, denen sich auch die europäische 
Sicherheitspolitik anzupassen hatte. Die hinzugetretene terroristische Bedrohung ließ durch 
die nicht auszuschließenden Einsätze biochemischer Kampfmittel erkennen, daß 
Sicherheitsvorsorge unverändert erforderlich war, wenngleich auch auf anderen Gebieten. 
Eine weitergehende Perspektive, die Europa in einer Größe begreift, die 12 NATO-Beitritts-
kandidaten, 27 PfP -Partner und 44 EAPR-Mitglieder umfaßt, stellt eine große 
Herausforderung dar und erfordert neues Denken. Der Umbau der NATO zu einem 
gesamteuropäischen Sicherheitsverbund wurde jedoch nicht vollzogen. 
Vorstellungen über ein neues Konzept einer alle europäischen Nationen umfassenden NATO 
liegen bisher nicht vor. 
Ähnlich stellt sich auch die Situation auf der Seite der EU dar. Als größte Handelsmacht der 
Welt war die Union nach Ende der Konfrontation gefordert, auch politisch Position zu 
beziehen. Das war ungewohnt und neu, lag doch die Kompetenz für Außen- und 
Sicherheitspolitik bisher bei den Mitgliedstaaten und war weitgehend von nationalen 
Interessen geprägt.  
Mit der GASP im Vertrag von Maastricht startete der erste Versuch der EU auf außen- und 
sicherheitspolitischem Parkett Fuß zu fassen. Damit wurde der politische Wandel mit all' 
seinen Konsequenzen auch in der Union demonstriert.  
Das Resultat blieb hinter den Erwartungen zurück. Denn die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik beschränkte sich meistens auf die Abgabe Gemeinsamer Standpunkte und 
Gemeinsamer Erklärungen, die vorwiegend den handelspolitischen Bereich betrafen und die 
nicht aktiv in die Sicherheitspolitik eingegriffen haben.  
Zwar war die WEU wiederbelebt worden, und die Zustimmung zur Übernahme der 
Petersberg-Aufgaben verdeutlichte die Bereitschaft der Europäer, sich bei Krisen und 
Konflikten militärisch zu engagieren. Die Wirklichkeit sah jedoch anders aus, denn für die 
äußere Sicherheit war nach Vorstellung der Europäer bisher stets die NATO zuständig 
gewesen. 
In der Jugoslawien-Krise wurde das europäische Unvermögen, sich zu einigen und gemeinsam 
zu handeln, besonders sichtbar. Die Lehren, die man daraus zog und die Erkenntnis, daß 
Europa sich in der Lösung europäischer Sicherheitsprobleme auf Dauer nicht von den USA 
abhängig machen dürfe, sondern sich aufraffen müsse, nunmehr selbst militärisch 
handlungsfähig zu sein, führten 1999 auf dem EU-Gipfel in Köln zur Entscheidung für eine 
Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 
Die Schaffung einer "Schnellen Eingreiftruppe", die Aufstellung von nicht-militärischen 
Kräften und der Aufbau von Führungsstrukturen waren Schritte, die den Willen der Europäer 
zum Engagement in Krisen und Konflikten zum Ausdruck brachten. Friedensstiftende 
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Einmischung in bürgerkriegsähnliche Situationen in Europa sollte in Zukunft Angelegenheit 
der Europäer selbst sein. 
Die finanzielle Ausstattung der Verteidigungsetats einzelner Nationen werden diese 
Entscheidung stärker als bisher berücksichtigen müssen.  
Ob die Europäer sich entscheiden werden, in der NATO künftig aktiver als bisher 
mitzuwirken und sich als Ganzes, als Europäische Union, einzubringen, wird auch von der 
Einsicht der EU-Mitgliedstaaten abhängen, in der Sicherheitspolitik gemeinschaftlich 
vorzugehen. Dadurch würde ein gravierender Wandel in der Sicherheitsarchitektur eingeleitet, 
von dem alle Nationen ihren Nutzen hätten.  
Die Ankündigung der Aufnahme von weiteren Beitrittskandidaten stellt die EU mit Blick auf 
die Führung einer in diesen Dimensionen vergrößerten Organisation vor Probleme, ähnlich 
wie die NATO. Das erweiterte Europa verschiebt sich dadurch an die Grenzen Rußlands, der 
Ukraine, Weißrußlands und Moldawiens. Nach der Eingliederung der Türkei, Maltas und 
Zyperns stößt die EU dann an die Grenzen Asiens und des Nahen Ostens.  
Ein Großeuropa von diesen Ausmaßen läßt sich selbst mit einer gestärkten und kompetenten 
EU kaum mehr nach herkömmlichen Gesetzen und Regeln regieren. Vor diesem Hintergrund 
erscheint das Festhalten mancher EU-Mitgliedstaaten an nationalen Strukturen und Rechten 
umso unverständlicher zu sein. Denn um diesen Verbund in den Griff zu nehmen, sind 
konventionelle staatliche Organisationsmodelle nicht mehr geeignet. Stattdessen wird sich der 
Einfluß Brüssels eher durch steuernde und regulierende Weisungen an eine aus Teilregionen 
bestehende Union auswirken. Das wird letztlich auch die Struktur der"EU von 
achtundzwanzig" entsprechend beeinflussen. 
Dabei sind die Konsequenzen dieser Ausdehnung der EU sowohl intern, als auch international 
zu berücksichtigen. Durch die Unterschiedlichkeit der Mitgliedstaaten in ökonomischer und 
ethnischer Ausprägung wird die Union vorwiegend mit dem Ausgleich von Differenzen 
zwischen den Partnern und der Lösung interner Konflikte befaßt sein. Das bedeutet, daß die 
Sicherheitspolitik mit dem Management von Krisen im eigenen Bereich hinreichend 
beschäftigt sein wird. In der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU werden 
diese strategischen Perspektiven bedacht werden müssen, denn die militärpolitischen 
Strategien werden mit Vorrang auf die Aufrechterhaltung der Stabilität und Ordnung in 
diesem geographischen Großraum ausgerichtet sein. Der Schutz der Außengrenzen wird 
hingegen eher in den Hintergrund treten.  
Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch die Entscheidung über die Finalität der 
Union. Ist mit der Erweiterung von 2004 die Schlußphase der EU erreicht, oder schließt man 
die Aufnahme weiterer Staaten wie Rußland, die Ukraine, die GUS und Staaten Nordafrikas 
zu einem späteren Zeitpunkt noch mit ein ? Das hätte zusätzlich weitreichende Konsequenzen 
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für die dann Pan-Europäische Union, die nicht mehr nach dem Prinzip der Regionalisierung 
führen könnte. 
Nachdem allgemein der Eindruck besteht, daß die Umsetzung solcher Visionen noch keinen 
Eingang in die europäische Politik gefunden haben, ist es empfehlenwert, alsbald 
Vorstellungen über zukünftige Planungen der EU zu entwickeln und zu diskutieren. Dabei 
sollten die Bürger der EU in eine öffentlich geführte Diskussion über die Zukunft der Union 
eingebunden werden. Nur dann wird eine europäische Identität entstehen und Verständnis für 
politische Entscheidungen in der Europapolitik aufgebracht werden. Die europäische Politik 
wird erst damit die Unterstützung erhalten, die sie zur Durchsetzung ihrer Absichten benötigt.  
Zusammenfassend lassen sich nach der Betrachtung von über fünfzig Jahren europäischer 
Sicherheitspolitik folgende Erkenntnisse festhalten: 
- ohne wirtschaftlich festes Fundament ist der Bestand politischer Systeme nicht von Dauer. 
Die Erkenntnis, daß das Spektrum der sicherheitspolitischen Herausforderungen zu 
umfangreich ist, um von einer Nation allein bewältigt zu werden, hat mit zur Gründung 
von multinationalen Sicherheitsorganisationen geführt; 
- Sicherheitsbündnisse beschränken sich nicht nur auf Beistandsverpflichtungen und 
militärische Zusammenarbeit, sondern sie schließen die Kooperation im wirtschaftlichen, 
rüstungswirtschaftlichen, politischen und kulturellen Bereich mit ein. Der europäische 
Einigungsprozeß geht auf den wirtschaftlichen Zusammenschluß europäischer Nationen 
zurück; 
- Sicherheitsorganisationen der kollektiven Verteidigung sind bestrebt, inner-
gemeinschaftliche Konflikte intern zu lösen. Sie tragen damit auch Züge kollektiver 
Sicherheitssysteme; 
- Demokratie hat sich weitgehend als die von den Nationen akzeptierte Staatsform in 
Europa durchgesetzt. Damit sind alle europäischen Staaten Bestandteil der europäischen 
Sicherheitsarchitektur;  
- die anhaltende Dominanz der USA im nordatlantischen Bündnis liegt weder im Interesse 
der Europäer noch der Nordamerikaner. So, wie die Europäer gefordert sind, durch 
Aufbau des europäischen Pfeilers aktiv in der Allianz und in Europa mitzuwirken, so sind 
die USA im Sinne einer ausgewogenen Beziehung zu Europa gehalten, ihre Führungsrolle 
in der NATO nicht zu überziehen. Die Stärke der nordatlantischen Bündnisses lebt von 
der partnerschaftlichen Solidarität und nicht von der wirtschaftlichen und politischen 
Übermacht einer einzelnen Nation. Denn" [...]Bündnispartnerschaft unter freien 
Demokraten reduziert sich nicht auf Gefolgschaft", so der deutsche Bundesaußenminister 
Fischer, " Bündnispartner sind nicht Satelliten 499;  
                                                 
499 Beste, Ralf und andere, Die Herren der Welt, in: Der Spiegel Nr.8 vom 18.2. 2002, S.167 
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- die ESVP wird von den USA als Ausdruck des politischen Willens der Europäer 
betrachtet, sich verstärkt in die Sicherheitspolitik einzubringen. Die Stärkung des 
europäischen Pfeilers im nordatlantischen Bündnis wird auch von Amerika begrüßt, weil 
ein militärisch handlungsfähigeres Europa das Engagement der USA in anderen Teilen der 
Welt erlaubt. Insgesamt gesehen wird sich das Verhältnis zwischen den USA und Europa 
durch eine Stärkung der europäischen Position versachlichen; 
- die Ausdehnung der europäischen Sicherheitsordnung auf alle europäischen Nationen ist 
unverzichtbar; 
- Hauptaufgaben des künftigen Sicherheitsverbundes beziehen sich schwerpunktmäßig auf 
die Aufrechterhaltung von Stabilität und Frieden innerhalb Europas. Das schließt die 
Bekämpfung des Terrors und die Beobachtung des sicherheitspolitischen Umfeldes mit 
ein.; 
- die Strategie der Terrorismusbekämpfung sollte nicht ausschließlich Gewalt mit 
Gegengewalt beantworten, sondern dem sozialen Ausgleich und mehr Gerechtigkeit für 
ärmere Weltregionen Vorrang geben. Eine mögliche schwerpunktmäßige Festlegung der 
NATO auf weltweite Bekämpfung des Terrors (out of area) sollte die EU-Mitgliedstaaten 
nicht vom Aufbau der Fähigkeit abhalten, Konflikte in Europa selbständig zu lösen. 
Krisenmanagement in Europa und Terrorbekämpfung in der Welt schließen einander nicht 
aus; 
- die Strukturen der Union werden sich mit der Osterweiterung und dem einhergehenden 
Ausbau der europäischen Sicherheitspolitik verändern. Eine Aufteilung der erweiterten 
Union in sicherheitspolitische Teilregionen können ein Ansatz für eine neue 
Organisationsform der EU sein; 
- die ESVP der EU verdeutlicht die politische Absicht der Mitgliedstaaten in Konflikten 
aktiv friedensstiftend und stabilisierend zu wirken. Sämtliche Maßnahmen, die im 
Zusammenhang mit der ESVP zu treffen sind, gehen auf diese Tatsache zurück. Das 
bezieht sich besonders auf die Schaffung einer autonomen militärischen Handlungs-
fähigkeit, die Überbrückung der technologischen Lücke zwischen den High-Tech 
Streitkräften der USA und den europäischen Armeen; 
- die Fortsetzung des europäischen Einigungsprozesses wird abhängig vom Transfer 
wehrhoheitlicher Rechte der EU-Staaten an die EU sein; 
- Umfang und Struktur europäischer Streitkräfte sollten sich an den veränderten 
Verhältnissen ausrichten und Rationalisierungsmöglichkeiten nutzen;  
- mit dem geplanten Einsatz auch nicht-militärischer Kräfte zur Krisenprävention und 
Krisennachsorge paßt sich die EU als offenes Sicherheitssystem den veränderten 
politischen Verhältnissen in Europa an;  
- die NATO, EU und OSZE bilden die künftige Sicherheitsarchitektur Europas; 
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- eine Reform der NATO ist mit Blick auf ein erweitertes Europa und auf das 
Zusammenwirken im offenen europäischen Sicherheitsverbund zweckmäßig;  
- die Hinwendung Rußlands zum Westen ist, auch aus wirtschaftlichen Gründen, 
wahrscheinlich. Die Integration Rußlands und der Ukraine in europäische Wirtschafts- 
und Sicherheitsorganisationen ist unverzichtbar;  
- die wirtschaftliche Entwicklung Rußlands und der Ukraine wird das künftige Verhältnis 
dieser Länder zur EU maßgeblich beeinflußen. Die Fähigkeit der EU, Krisen künftig 
selbständig zu lösen, wird von Rußland als grundsätzliche Stärkung der europäischen 
Position und als Gegengewicht zum amerikanischen Führungsanspruch gewertet; 
- eine sicherheitspolitische Kooperation mit der NATO und EU liegt auch in russischem 
Interesse. Rußland ist damit als fester Bestandteil einer europäischen Sicherheits-
architektur mitzuberücksichtigen. 
Insgesamt gesehen wird die europäische Sicherheitsarchitektur künftig durch die Beziehung 
zwischen den Vereinigten Staaten und Europa, durch die Osterweiterung der EU und durch 
die aktivere Rolle der Europäer in der Sicherheitspolitik bestimmt werden. 
Die Entscheidung der Europäer für die Schaffung einer militärischen Fähigkeit in Zukunft 
selbständig und unabhängig zu handeln, wird den Wert der europäischen Sicherheits-
architektur neu bestimmen. Die GASP und ESVP, als Träger der politischen Absichten der 
Union, werden dabei das weitere Vorgehen beeinflussen. 
Der europäische Pfeiler, der sowohl die NATO stärken wie auch ein Krisenmanagement in 
Europa ermöglichen soll, ohne die nordatlatische Allianz um Hilfe zu rufen, gewinnt mit den 
Krisenreaktionskräften an Form und Gestalt. Die Frage, wie sich vor diesem Hintergrund das 
Verhältnis zwischen NATO und EU entwickeln wird, müssen die kommenden Jahre 
beantworten. 
Durch die Bereitstellung auch nicht-militärischer Kräfte für den Einsatz in Krisengebieten 
wird durch die EU erstmalig eine Komponente eingebracht, die das veränderte Bild 
gewaltsamer Auseinandersetzungen bei europäischen Konflikten berücksichtigt. Diese 
vorausschauende Planung wird im Bereich der Krisenvor- und - nachsorge von besonderem 
Nutzen sein. 
Als Voraussetzung für die Herstellung der autonomen Handlungsfähigkeit heißt es jetzt 
"Zahlen und Anschaffen", um die Streitkräfte für die künftig neuen Aufgaben auszurüsten. 
Dadurch wird zugleich die NATO gestärkt und das unausgewogene europäisch-amerikanische 
Kräfteverhältnis zu Gunsten Europas verbessert. 
Damit allein ist es allerdings nicht getan, denn zusätzliche Maßnahmen sind erforderlich. 
Dazu gehören die Vorbereitungen zur Erweiterung der EU. Europa wird danach anders 
strukturiert sein und auch die europäische Sicherheitspolitik wird nach anderen Regeln 
ablaufen. Das bereits bestehende offene Vertragswerk der EU für ein Krisenmanagement, das 
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auch Drittländern die Beteiligung an EU-Operationen einräumt, bedeutet den Abschied von 
den traditionellen geschlossenen Verteidigungsbündnissen mit automatischer Beistands-
pflicht. 
Diese Form des sicherheitspolitischen Zusammenwirkens leitet einen Wandel ein, der hinführt 
in Richtung eines offenen Sicherheitssystems, in dem die europäischen Nationen in 
Anlehnung an das "Sicherheitsmodell für Europa im 21. Jahrhundert" von ihrem Recht 
Gebrauch machen, ihre Sicherheitsvereinbarungen frei zu gestalten. Auch die künftige 
Struktur der NATO wird davon geprägt werden. 
Verbunden mit diesem Prozeß sind auch Schritte zur Fortsetzung des europäischen 
Einigungsvorgangs. Gemeinsame oder vergemeinschaftete Sicherheitspolitik sind dabei 
Agendapunkte mit Vorrang. Die Ergebnisse des Konvents, der in Laeken beschlossen wurde, 
werden auch den weiteren Fortgang der europäischen Sicherheitspolitik beeinflußen. 
Die europäische Sicherheitsarchitektur wird sich im Laufe der kommenden Dekaden 
gewandelt haben; ein Wandel, der mit der Entscheidung der Europäer für die Übernahme von 
mehr Verantwortung in der Sicherheitspolitik bereits eingeleitet worden ist. 
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11.7. Zusammenfassung 
Zusammenfassung der Dissertation von Wolfgang Schwerin, M.A. über das 
                 Thema: "Die europäische Sicherheitsarchitektur im Wandel" 
Die vorliegende Dissertation befaßt sich mit der europäischen Sicherheitspolitik seit Ende des II. 
Weltkrieges. Sie beschäftigt sich mit der sicherheitspolitischen Situation in Europa und spürt 
Veränderungen nach. Dabei nimmt die Analyse der Entwicklung in der gegenwärtigen Sicherheits-
ordnung und die Bewertung des Wandels in der Sicherheitsarchitektur besonderen Raum ein. Die 
Ausformung der Sicherheitspolitik in der Europäischen Union ist dabei ein besonderer Schwerpunkt. 
Zum besseren Verständnis des Problembereichs "Sicherheit" beginnt die Arbeit mit einem Rückblick 
auf die sicherheitspolitische Lage in Europa nach 1945, die auch mit den  europäischen 
Einigungsbestrebungen verknüpft ist. Dazu werden die militärischen Bündnisse in Ost und West in 
kurzer Form dargestellt und bewertet. Der Bogen  der Sicherheitsallianzen spannt sich dabei vom Pakt 
von Dünkirchen über die Warschauer Vertragsorganisation bis hin zur OSZE. Die These, daß 
politische Macht nur auf der Grundlage eines leistungsfähigen ökonomischen Systems von Bestand 
ist, wird durch eine Betrachtung der Wirtschafts-organisationen  in der Zeit des Ost-West 
Konfrontation bekräftigt. Eine Darstellung und Bewertung des sicherheitspolitischen Umfeldes, das in 
bestimmten Randgebieten Europas noch durch politische Instabilitäten und ethnische Konflikte 
geprägt ist, schließt sich an. Ausführlich wird dabei auf die neu hinzugetretene terroristische 
Bedrohung eingegangen, die die europäische Sicherheitsstruktur ebenfalls beeinflussen wird. Die 
Entwicklung der Europäischen Politischen  Zusammenarbeit (EPZ), die im Maastrichter  Vertrag in 
der Gemeinsamen Außen-und Sicherheitspolitik (GASP) der EU ihre Fortsetzung findet, wird 
ausführlich analysiert. Mit der ESVP schaltet sich die EU aktiv in die aus NATO und OSZE 
bestehende europäische Sicherheitsordnung ein. Die Aufstellung der "Schnellen Eingreiftruppe" und 
die Bereitstellung nicht-militärischer Kräfte bis 2003 orientiert sich an der gegenwärtigen Bedrohung  
in Europa. Auf die Rolle der reaktivierten WEU und die Integration ihrer Funktionen in die Union 
wird ausführlich eingegangen. Mit der Position der USA und Rußlands in der europäischen 
Sicherheitsordnung und ihrer Auffassung zur Herstellung einer autonomen Handlungsfähigkeit der 
EU wird die Untersuchung fortgesetzt. Zusätzlich kommen ausgewählte EU-Mitgliedstaaten zu Wort, 
deren Umfrageergebnisse zur ESVP die Unterschiedlichkeit nationaler Standpunkte zur europäischen 
Sicherheitspolitik widerspiegeln. Eine Analyse des gegenwärtigen Sicherheitssystems setzt sich 
kritisch mit den Funktionen der NATO und OSZE auseinander und geht auch auf die künftige Rolle 
der EU im europäischen Sicherheitsgeflecht ein. Gedanken über Stärkung der europäischen 
sicherheits-politischen Position, schließen sich mit einer Aufzählung von Verbesserungs-vorschlägen 
an. Dabei werden die Aussichten  einer Integrierten Europäischen Sicherheitspolitik ebenfalls 
perspektivisch betrachtet. Eine vergleichende Gesamtanalyse von über fünfzig Jahren europäischer 
Sicherheitspolitik und der künftigen  Entwicklung der europäischen Sicherheitsarchitektur beenden 
diese Arbeit. 
Ihr Ziel ist es, den umfangreichen und komplexen Themenbereich inhaltlich aufzuhellen und durch 
Gegenüberstellung unterschiedlicher Positionen Anstoß zu geben, sich mit Problemen der 
europäischen Sicherheit auseinanderzusetzen.  
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11.8. Abstract 
Abstract of the dissertation about "The European security architecture in a changing 
environment", written by Wolfgang Schwerin, M.A. 
This dissertation is concerned with the European security politics since the end of World War II. It 
concentrates on the security situation and the changes being pursued within a European political 
context. In particular, it analyses the evolution of the present security environment and evaluates the 
changing security architecture. The formation of a political structure for security within the EU is also 
given special attention. For a better understanding of the security challenges, the work commences 
with a review of the European security situation post - 1945, which is closely connected with the 
efforts to achieve European unity. In addition the military alliances of east and west are shortly 
presented and evaluated as are the various security agreements ranging from the Pact of Dunkirk and 
the Warsaw Treaty to the establishment of the OSCE. The assertion that continuity of political power 
is only possible on the basis of an efficient economic system is affirmed by a review of economic 
organizations during the Cold War. A presentation and evaluation of the security-political 
environment, that is still shaped by political instability and ethnic conflict in some part of Europe, is 
followed by an extensive discussion about the newly emerging terrorist threat and its impact on 
European security. The development of the European Political Cooperation (EPC) and its appearance 
in the Maastricht Treaty in form of the Common Foreign and Security Policy (CFSP) indicates the 
intention of the EU-members to increase cooperation. With its entry into the European Security and 
Defense Policy (ESDP) agreement, the EU actively influences security arrangements that were so far 
governed by NATO and OSCE. The establishment of the "Rapid Reaction Force" and the provision of 
non-military forces until 2003 take the current security situation into account. The role of the 
reactivated West European Union and its subsequent integration of her functions into the EU are then 
discussed in detail. The position of the USA and Russia within the European security framework and 
their views on the creation of an autonomous military capability for the EU are investigated. In 
addition this work assesses selected EU states' responses to the European security policy, and clearly 
illustrates a divergence among national attitudes. An analysis of the current security system starts with 
a critical examination of NATO and OSCE functions and concludes with a description of the future 
EU-role within the European security framework. A number of suggested improvements to strengthen 
the European security-political position are proposed including a vision for an integrated European 
security structure. Finally, this work offers a comparative assessment of over 50 years of European 
security policy and the future development of the European security architecture. The goal of this 
thesis is to shed light on this extensive and complex topic and to motivate further discussion on 
challenges of European security. 
The objective oft this thesis is to shed light on this extensive and complex topic and to motivate 
further discussion on the challenges of European security. 
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